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Jusos Nordfriesland - veröffentlicht am 14.01.2002, 00:05 Uhr - 2545 Clicks - Nr. 1

Jusos NF haben einen neuen Kreisvorstand

Seit Sonntag, den 13. Januar gibt es in Nordfriesland einen neuen Juso-Kreisvorstand, er besteht aus 
folgenden Leuten : Gundula Redecke als Sprecherin, Tim Papenfuß als Kassenwart, Bonny-Sue 
Schröder und Thorsten Hasche als Beisitzern. Außerdem haben wir auf unserer Kreiskonferenz noch 
Tim P. und Gundula als Delegierte für den Juso-Landesausschuß, Tim K. und Kristin als Delegierte für 
SPD-Kreisparteitage, Thorsten H. als Sprecher der Jusos im SPD-Kreisvorstand, Dennis als Vertreters 
der Jusos im RPJ, Nowi, Tim K., Gundula, Kristin und Tina als Delegierte für die Juso-Landeskonferenz 
gewählt. Das endgültige Protokoll wird demnächst auch auf der Homepage einsehbar sein. 

Keine Kommentare 

SPD Bad Bramstedt - veröffentlicht am 19.01.2002, 18:29 Uhr - 1621 Clicks - Nr. 2

Einwanderung

Ein Interview des Vorwärts mit Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
 Einwanderung

Ein Interview des "Vorwärts" mit unserer Bundestagsabgeordneten Dr. Cornelie Sonntag-
Wolgast

Deutschland ein Einwanderungsland?

... mehr ...

Keine Kommentare 

SPD-Kayhude - veröffentlicht am 19.01.2002, 19:53 Uhr - 339 Clicks - Nr. 3

Neues aus Kayhude

Bürgermeister Ludwig Rothenberg hat Landrat Georg Gorrissen zur Einwohnerversammlung am 
4.2.2002 nach Kayhude eingeladen. 
Postwurfsendung
an alle Haushalte in der Gemeinde Kayhude
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Kayhude, 16. Januar 2002
13. Jahrgang, Nr. 1/2002

Liebe Kayhuderinnen, liebe Kayhuder!

Das vergangene Jahr hat in dramatischer Weise gezeigt, wie die Welt unvermittelt aus den Fugen 
geraten kann. Wir alle erleben plötzlich, daß wir uns mehr als fünfzig Jahre in einer nur scheinbaren 
Sicherheit befunden haben. Mein Wunsch für dieses neue Jahr geht vor allem dahin, daß immer 
mehr Menschen begreifen, daß ein friedliches Miteinander nur dann wachsen kann, wenn Gewalt, 
Krieg und Terror im Denken der Menschen keinen Platz mehr haben.

***

Das dritte Wochenende des letzten September sollte in Kayhude festlich begangen werden:
Dorffest und Amtsfeuerwehrtag waren vorgesehen - alles war vorbereitet.
Die Ereignisse des 11. September haben die Verantwortlichen veranlaßt, davon Abstand zu nehmen. 
Es mochte niemand fröhlich feiern. So gab es nur eine würdige Stabübergabe: Das Amt des 
Amtswehrführers ging von Claus Dieter Groth aus Oering auf Manfred Dührkopp aus Nahe über. 
Pastor Wulf aus Nahe sprach am Ehrenmal.
Was im September nicht möglich gewesen war, soll nun nachgeholt werden. 
Das Wochenende des 25./26. Mai ist der Termin. 
Merken Sie ihn sich bitte vor und seien Sie auch dabei!!

***

Zum ersten Mal findet im Kreis Segeberg eine Landratswahl statt, zu der alle wahlberechtigten Bürger 
und Bürgerinnen des Kreises Segeberg aufgerufen sind. 
Einziger Kandidat ist der jetzige Landrat, Herr Georg Gorrissen. 
Der Wahltag ist der 3. März.
Zu Montag, den 4. Februar, 20.00 Uhr, in unserem Gemeindezentrum habe ich eine 
Einwohnerversammersammlung einberufen.
Herr Gorrissen wird über das Thema „Kommunalpolitik in der Metropolregion Hamburg“ sprechen 
und sich Ihren Fragen stellen.
In seiner Zusage vom 15. Januar schreibt er:

- bitte wenden - 

- 2 -

„Sehr geehrter Herr Rothenberg, 

herzlichen Dank für die Einladung zur Einwohnerversammlung am 4. Februar in der Gemeinde 
Kayhude.
Ich komme sehr gern nach Kayhude, weil ich die Anstrengungen der Gemeinde für eine 
zukunftsgerichtete Entwicklung sehr aufmerksam verfolge und das Ziel erkenne, den Ort für die 
Bürgerinnen und Bürger liebens- und lebenswert zu erhalten und weiter zu entwickeln. 
Ich komme auch deshalb sehr gern, weil ich mich noch gut an eine Einwohnerversammlung zu Beginn 
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meiner Amtszeit erinnere, in der ich erstmals über das Thema „Wohnen und Arbeiten im Ort“ 
referiert habe. Von Kayhude aus haben wir dann damals im Kreis eine Initiative entwickelt, die zwar 
langsam, aber dennoch Früchte trägt.
Inzwischen ist der Gedanke in viele andere Entwicklungspläne geflossen. Ich komme auch deshalb 
gern, weil ich immer noch glaube, dass das Projekt „Kayhude 2000 plus“ richtig war und ist. Zwar 
konnte es nicht so realisiert werden, wie ursprünglich angedacht - allerdings liegt ein großer Teil 
Ursache dafür in der seit einigen Jahren nachlassenden Konjunktur und der Zurückhaltung vieler 
Unternehmen, auch in anderen Regionen, neu zu investieren. Und ich komme auch deshalb gern, 
weil mich mit Ihnen über die ganzen Jahre eine sehr angenehme Zusammenarbeit verbindet, die 
auch bei gelegentlich unterschiedlichen Auffassungen stets von großem Vertrauen und 
Konstruktivität geprägt ist. Kurz gesagt: Ich freue mich, mal wieder in Kayhude sein zu dürfen!

Mit freundlichen Grüßen
Ihr Georg Gorrissen“

Ebenfalls hat ihr Kommen zugesagt Frau Katja Rathje-Hoffmann aus Nahe.
Sie ist die erste hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Itzstedt und dieses seit dem 1. 
Januar.
Sie möchte sich vorstellen und Ihnen darstellen, wie sie ihre Aufgabe sieht, wie sie arbeiten will, 
welche Vorhaben sie hat.

***
„AFGHANISTAN - Land und Völker“

Montag, 18. Februar, 20.00 Uhr,
im Gemeindezentrum Kayhude

Professor Dr. Dietrich Wiebe, Hochschullehrer in Kiel, hat mehrere Forschungsreisen nach Afghanistan 
unternommen, spricht die Sprache des Landes und hat dort auch längere Zeit gelebt. Er hat sich 
bereit erklärt, einen Lichtbildvortrag bei uns durchzuführen, den er vor kurzem auf Einladung der 
Universitätsgesellschaft Großhansdorf hielt.
Der Eintritt ist frei. 
Veranstalter ist die Gemeinde Kayhude.

***

Mit freundlichen Grüßen
gez. Ludwig Rothenberg
Bürgermeister

Keine Kommentare 

SPD-Lägerdorf - veröffentlicht am 28.01.2002, 19:43 Uhr - 2381 Clicks - Nr. 4

kontra Rechts

Rechtsextremismus kontra Demokratieverständnis 
Deutschland ist seit mehr als 50 Jahren ein demokratischer Staat, in dem Menschen unabhängig von 
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Ethik, Religionszugehörigkeit oder Herkunft sicher leben und gleiche Rechte für sich beanspruchen 
können. Dies ist durch das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland festgeschrieben und 
gesichert. In einer Demokratie können rechte wie linke Parteien ihre Einstellungen öffentlich 
propagieren. 

Einige Positionen, wie sie z.B. von rechtsextremen Gruppierungen vertreten werden, sind jedoch 
verfassungsfeindlich und verstoßen damit gegen das Grundgesetz. Die Umsetzung rechtsextremer 
Ziele ist nur in einem autoritären Führerstaat machbar. Genau dafür treten viele Anhänger des 
Rechtsextremismus politisch ein. 

Der nachstehende Auszug nennt beispielhaft Grundgesetzartikel, gegen die rechtsextreme 
Organisationen und Gruppen am häufigsten verstoßen: 

Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz: 

Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer 
verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 

Art.2 Abs.2 Grundgesetz: 

Jeder hat das Recht auf leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 

Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz: 

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

Art. 3 Abs. 3 Grundgesetz: 

Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Auszug aus dem Strafgesetzbuch ( StGB ) der Bundesrepublik Deutschland: 

§ 86 Verbreitung von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen 

§ 86a Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen 

§ 130 Volksverhetzung 

§ 189 Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener 

Unser demokratisches System kann nur bestehen, wenn Menschen bereit sind, die Grundregeln des 
Miteinanderlebens zu beachten und sich gegenseitig zu tolerieren. 

Demokratie lebt im hohen Maße von der gemeinsamen Verantwortung und der Zivilcourage des 
Einzelnen. 

Wer wegschaut – ob aus Angst, Desinteresse, stillem Einvernehmen oder Hilflosigkeit – macht Gewalt 
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oft erst möglich. 
Von vielen Menschen wird Unmut über die immer noch legalen Auftritte rechtsextremer Gruppen 
und Organisationen geäußert, wie gerade erst am Wochenende zum 1. Advent in Berlin geschehen. 

Der Wunsch nach konsequentem Demonstrations- und Parteienverbot wird gerade dann besonders 
laut. 

Doch auch diese Gruppen und Organisationen können sich, solange sie nicht verboten sind, auf das 
Grundgesetz berufen und unsere Polizei hat die Aufgabe, alle Demonstrationen zu schützen. Dieses 
ist für manche Menschen schwer erträglich und verständlich. 

Wie schnell mögen, nur durch den Zuzug anderer Menschen zu uns auch nach Lägerdorf und deren 
vielleicht etwas anderem Aussehen, Vorurteile und Misstrauen entstehen. 

Wie können gerade Eltern auf ihre Kinder aufpassen und an welche Stellen und Institutionen kann 
man sich vertrauensvoll wenden? 

Einige Ansprechstellen dazu listen wir Ihnen am Ende dieses Artikels auf - allerdings wird darauf 
hingewiesen, dass diese Aufstellung nur beispielhaft sein kann und keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit erhebt. 

Kontaktadressen: 

Kostenlose Informationsschriften zum Thema Rechtsextremismus bieten Ihnen folgende bundesweit 
arbeitende Institutionen: 

Bundesinnenministerium, Bundesallee 216 – 218, 10719 Berlin, Tel. 030/ 38810 

Bundeszentrale für politische Bildungsarbeit, Berliner Freiheit 7, 53111 Bonn, Tel. 0188/85150 , 
Internet: www.bpb.de 

Bundesamt für Verfassungsschutz, Merianstraße 100, 50765 Köln, Tel. 0221/7923838, Internet: 
www.verfassungsschutz.de 

Informationen über verbotene Schriften, Tonträger ( z.B. CDs u.ä. ) und Filme erhalten Sie unter: 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften, Kennedyallee 105 – 107, 53175 Bonn, Tel. 
0228/376631, Internet: www.jugendmedienschutz.de/sec3/item3a.htm 

Deutsches Forum für Kriminalprävention: www.kriminalpraevention.de 

Informationen über problematische Internetdarstellungen: 

www.jugendschutz.net , Balmstraße 8, 65205 Wiesbaden 

Informationen über die neuesten Forschungsergebnisse ( auch zur Ursachenforschung ) zum Thema 
Rechtsextremismus und Rassismus: 

Dokumentations- – und Informationszentrum für Rassismusforschung, Postfach 1221, 35002 
Marburg, Tel. 96421/37722 Internet: www.uni-marburg.de/dir 
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Bei politischen und geschichtlichen Fragen zum Thema Rechtsextremismus: 

Landeszentrale für politische Bildung Schleswig-Holstein, Hohenbergstraße4, 24105 Kiel, Tel. 
0431/9885937, Internet: www.schleswig-holstein.de/politische-bildung 

Gerade junge Menschen werden von rechten Organisationen durch Handzettel, Plakate, Zeitschriften 
( sogenannte Fanzines = steht für Fan und Magazine ) und Veröffentlichungen im Internet 
angesprochen. Es gibt nationale Info-Telefone (NIT), über die Veranstaltungshinweise zu erhalten sind 
und zu Aktionen aufgerufen wird. 

Fanzines: sind (Skinhead-) Zeitschriften, die über Szeneveranstaltungen, insbesondere Konzerte, neue 
Tonträger und aktuelle "nationale" Publikationen berichten. 

Rechtsextremistische Musik: 

Bei rechtsextremen Jugendlichen sind vor allem Skinheadkonzerte sehr beliebt. 

Auf den Konzerten wird durch Texte menschenverachtendes Gedankengut verbreitet und in 
Verbindung mit Feiern und Alkohol bei den Fans verinnerlicht. Die Konzerte stärken das 
Gemeinschaftsgefühl und sollen Kraft, Macht und Solidarität vermitteln. Es wird den Jugendlichen ein 
Stück "Heimatgefühl" vermittelt und Geborgenheit vorgegaukelt. Harte Musik und brutale Texte sind 
besonders beliebt. So zählen die Deutschen Gruppen "Proissenheads", "Doitsche Patrioten", 
"Hauptkampflinie" und "Spreegeschwader" aufgrund ihrer rassistischen und gewaltverherrlichenden 
Texte zu den derzeit beliebtesten Bands. Sind Textteile oder Refrains verboten, animieren die Bands 
das Publikum, die gesetzeswidrigen Passagen selbst zu singen, so vermeiden die Gruppen oft 
geschickt, sich strafbar zu machen. Jugendliche und junge Menschen werden zu Propagandazwecken 
missbraucht, dass sie sich dabei strafbar machen können, ist ihnen meistens nicht bewusst. 

Das Internet: 

Im Internet ist besonders der rechtsextreme Pressedienst "politische Hintergrund-Information (PHI)" 
sehr aktiv. Es werden im Internet über sogenannte Chatrooms Informationen ausgetauscht. Dazu 
gehört auch der Internethandel mit typischen Kleidungsstücken und Symbolen und Ähnlichem. 

Auf den Seiten, die von der Skinheadszene ins Netz gestellt werden, befinden sich häufig Symbole, 
die unter Strafandrohung nicht öffentlich gezeigt werden dürfen. 

Auch gibt es immer mal wieder indizierte Computerspiele zum kostenfreien Herunterladen wie "Anti-
Neger-Test", "Arier-Test", "Anti-Türken-Test", "Türken-Test" oder der "KZ-Manager". 

Auch diese Liste lässt sich fortsetzen, wie die der Musikgruppen rechtsextremistischer Musiktexte - . 

Jugendliche machen sich strafbar, wenn sie verbotene Texte oder Symbole aus dem Internet 
herunterladen! 

Mit diesen Ausführungen hat der SPD Ortsverein Lägerdorf ein für alle ernstes Thema aufgegriffen - 
er möchte Sie gern dazu auffordern, auf entsprechender Basis weiterhin aktiv für unsere Demokratie 
und ihrer Stärke einzutreten. 

Zur Zivilcourage gehört, bedrohten Menschen Schutz zu bieten. Dazu reicht es meist, Stellung zu 
beziehen und laut zu sagen: "Das lassen wir uns hier nicht gefallen!" statt wegzuschauen. 
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Wir benötigen eine Gesellschaft, die nicht wegschaut, wenn Menschen wegen ihrer Hautfarbe oder 
ihrer Religion beleidigt oder angegriffen werden, die hinschaut, handelt und hilft. Es muss in unserem 
Land wieder ein Klima geben, das jedem – auch dem verstocktesten Reaktionär – die Lust austreibt, 
mit Hetze gegenüber Fremden für Missstimmung zu sorgen und Ängste zu schüren. 

SPD-Lägerdorf - http://www.spd-laegerdorf.de 
Ingolf Streich 

Keine Kommentare 

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 28.01.2002, 20:18 Uhr - 5510 Clicks - Nr. 5

SPD Kreistagsabgeordnete sauer auf Landespolitiker

Unmut äußerten die SPD Kreispolitiker über die Verteilung der Personalstellen der Polizistinnen und 
Polizisten im Lande Schleswig-Holstein. 
Die ungerechte Zuteilung der Ordnungshüter für den Kreis Segeberg kann nicht länger hingenommen 
werden. 
In einem Offenen Brief werden der Innenminister, Klaus Buß, und der Vorsitzende der SPD 
Landtagsfraktion, Lothar Hay, aufgefordert, nun endlich nach jahrelangem Zögern die Vorschläge aus 
dem Schippergutachten aus dem Jahr 1991 in die Tat umzusetzen und mindestens 30 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten aus anderen Landesteilen in den Kreis Segeberg zuzuteilen.

Im Kreis Segeberg fehlen nach der vergleichenden Untersuchung 33 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Polizeidienst, die aus anderen Polizeiinspektionen abgezogen werden müssen.
Die SPD fragt ungeduldig: Gibt es in der Landespolizei Widerstände gegen eine gerechte Verteilung 
des Personals?

Die Antwort des Vorsitzenden der SPD Landtagsfraktion, Lothar Hay, er werde die Verbesserung der 
Personalverteilungsstruktur im Lande unterstützen, kommentiert der Arnold Wilken, Vorsitzender der 
Kreistagsfraktion:
Wir werden die Verantwortlichen in Kiel weiter bedrängen. Eine zeitliche 
Verzögerung der Entscheidung kann nicht hingenommen werden. Die dauerhafte Überbelastung der 
Polizistinnen und Polizisten ist unerträglich.

Ich bitte um weitere Veranlassung. 

Arnold Wilken

Keine Kommentare 

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 28.01.2002, 20:24 Uhr - 1064 Clicks - Nr. 6

Aktuelle Stunde „Fachklinik Schleswig“

Ich begrüße es, dass wir heute im Rahmen einer aktuellen Stunde uns mit der Situation des Bereiches 
Pflege in der Fachklinik Schleswig auseinander setzen können. (Rede im Landtag von Andreas Beran, 
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vom 23.01.2002) 
Ich bin eigentlich immer dankbar, Pflegethemen im Landtag diskutieren zu können, in der Hoffnung, 
damit die Diskussion über Pflegequalität und den Stellenwert der Pflegebedürftigen in unserer 
Gesellschaft in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken. Weder die Politik, noch die Träger noch 
Beschäftigten in diesem Bereich und erst recht nicht die zu Pflegenden selbst wären in der Lage, 
dieses Thema allein, ohne die Gesellschaft zu lösen. 
Wenig Hilfreich halte ich es, gerade die Ministerin, die vorbildliches in Sache Pflege hier im Lande auf 
den Weg gebracht hat, mit Rücktrittsforderungen zu drohen. Und meine Damen und Herren, so 
einfach ist das denn doch nicht: Man nehme etwas Grundsätzliches wie Pflege, füge etwas 
Gesundheitspolitik hinzu, schmecke es ab mit etwas Milzbrand und schickt das ganze auf eine große 
Fehlfahrt. Das ist das Tellergericht, dass sie Herr Kalinka, Rücktrittsforderung nennen!
In keinem anderen Bundesland hat es eine so flächendeckende Prüfung aller Pflegeeinrichtungen 
gegeben, wie es in Schleswig-Holstein der Fall ist. Dies ist ein Verdienst der Ministerin und ihres 
Hauses sowie des Landespflegeausschusses. Dabei ist doch klar, dass nicht nur private Einrichtungen 
geprüft werden, sondern auch solche, die großen Trägern, wie Sozialverbände oder Kirchen 
angehören aber auch Einrichtungen mit öffentlich-rechtlichem Charakter. 
Die Erfahrungen auch in anderen Bundesländern haben gezeigt, dass kaum ein Träger von 
Pflegeinrichtungen jemals ohne Prüfbeanstandungen davon gekommen ist. Dies liegt in der Natur der 
Sache und dienst vor allem als Chance, seine Qualität ständig verbessern zu können. So verstehe ich 
auch den Prüfbericht über den Pflegebereich in der Fachklinik in Schleswig. Er bietet den dort 
Verantwortlichen die Möglichkeit, die Mängel abzustellen und ihre Pflegequalität zu verbessern.
Nun wird versucht, für die in Schleswig festgestellten Mängel die Ministerin verantwortlich zu 
machen. Meine Damen und Herren, versuchen kann man es ja mal! 
Richtig ist, das die Ministerin vorbildliche Konzepte zur Verbesserung der Pflegesituation in Schleswig-
Holstein gemeinsam mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und unter Beteiligung 
verschiedener Institutionen erarbeitet und auch diesem Parlament vorgelegt hat. Immer wieder 
verweise ich in diesem Zusammenhang auf die Pflegequalitätsoffensive, die anerkannter Maßen als 
wichtiges Instrument zur Verbesserung der Pflegesituation in diesem Land gilt.
Nicht ausreichend informierte Menschen könnten glauben, dass dies im Widerspruch zu dem 
Prüfergebnis in Schleswig stehen könnte. Die Ministerin hat dargelegt, dass weder das Ministerium 
noch die Verantwortlichen in der Fachklinik nach vorliegen der Kurzprüfergebnisse untätig gewesen 
sind. Da ich mich in diesem Bereich recht gut auskenne, weiß ich, dass gerade in so großen Häusern 
es eine angemessene Zeit dauert, bevor eingeleitete Maßnahmen anfangen zu greifen und die 
Pflegesituation sich danach auch verbessert.
Der Prüfbericht bietet daher auch die Chance, die eingeleiteten Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin 
zu überprüfen und ggf. durch weitere noch zu ergänzen. Dies ist vor allem im Interesse der dort 
lebenden Pflegebedürftigen, der dort Beschäftigten und natürlich in unser aller Interesse.
Lassen sie mich bitte noch eine Anmerkung zum Thema Heimaufsicht machen: Es ist falsch, wenn hier 
altes mit neuem Recht vermengt wird. Die Heimaufsicht hat nach dem bisher geltenden Heingesetz 
ihre Aufsichtpflicht wahrgenommen, indem sie über die erforderlichen Strukturdaten jederzeit aktuell 
informiert war. Nach neuem Recht reicht dies nicht aus. Daher ist beabsichtigt, diese Aufgabe an die 
Kreise zu übertragen. 
Aber, meine Damen und Herren, die Heimaufsicht stellt keine Pflegequalität fest, sie ist zuständig für 
die Strukturqualität. Das es in Schleswig eine alte schwierige Bausubstanz gibt, ist bekannt. Der 
Landtag hat zu ihrer Verbesserung regelmäßig Mittel bereit gestellt. 
Meine Damen und Herren, ich bin der Überzeugung, dass Frau Ministerin Moser in ihrer aktiven 
Politik für eine Verbesserung der Pflege in unserem Land nicht nachlassen darf und dies auch nicht 
wird. Das Ergebnis des Prüfberichtes wird Motor für zukünftiges Handeln sein. Wir, die SPD-Fraktion 
werden die Ministerin hierbei weiterhin unterstützen. Danke für ihre Aufmerksamkeit.

Keine Kommentare 
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SPD-Ellerau - veröffentlicht am 29.01.2002, 12:32 Uhr - 1703 Clicks - Nr. 7

SPD - Aktuell Januar 2002

Liebe Mitbürgerinnen , liebe Mitbürger, 

von der ersten Sitzung der Gemeindevertretung im neuen Jahr am 24. Januar 2002 geben wir Ihnen 
die nachstehenden Informationen. 

1. Vor Eröffnung der Tagesordnung teilte Bürgervorsteher Exler mit, dass Gemeindevertreterin Birgit 
Saggau (CDU) und Gemeindevertreter Timo-Jochen Dose (CDU) ihren Rücktritt aus der 
Gemeindevertretung erklärt und ihr Mandat niedergelegt haben. Er dankte beiden für die geleistete 
Arbeit in den vergangenen vier Jahren. 
Als Nachfolger wurden die auf der CDU-Wahlliste stehenden Gisela Luther und Joachim Luther 
benannt. Beide wurden in die Gemeindevertretung eingeführt und verpflichtet. 
2. Berichte Bürgervorsteher / Bürgermeister 
- Das Gemeinde-Kreiswahlgesetz für Schleswig-Holstein ist dahingehend geändert worden, dass die 
nächste Amtsperiode 5 Jahre und 2 Monate dauern wird. Sie endet dann am 30. Mai, so dass die 
nächste Wahlzeit am 01. Juni beginnt. 
- Dem Bürgerverein Ellerau wurde zu seinem 40-jährigen Jubiläum nochmals gratuliert und dem 
Verein „Wir für Ellerau" für den Neujahrsempfang gedankt. 
- Auf Beschluss der Gemeindevertretung soll der langjährige, jetzt in den Ruhestand gegangene 
Bürgermeis-ter unserer Partnergemeinde in HÆjer, Knud Hansen, in Ellerau besonders geehrt 
werden. Die Sporthalle an der Dorfstraße soll am 17. Februar des Jahres (wie von der SPD-Fraktion 
vorgeschlagen) den Namen Knud-Hansen-Halle erhalten. Knud Hansen hat sich über mehr als 20 
Jahre während seiner Amtszeit für den Ausbau der freundschaftlichen und partnerschaftlichen 
Verbindung der beiden Orte verdient gemacht. Durch die Namensgebung der Sporthalle wird ihm 
hierfür eine über Generationen reichende bleibende Erin-nerung geschaffen. 
- Das letzte Grundstück im Neubaugebiet „Junges Wohnen" ist verkauft worden. 
- Obwohl die Kostenfrage bisher noch nicht geklärt ist, sind die Aussichten, dass die Buslinie 194 
durch Elle-rau geführt wird gestiegen. Eine Fachkommission hat in den letzten Tagen mögliche 
Haltestellen in Ellerau besichtigt: zwei am Berliner Damm, zwei in der Dorfstraße und zwei am 
Buchenweg. Weitere Verhandlun-gen stehen noch aus. 
- Die Arbeitslosenquote in Ellerau ist im Jahre 2001 gegenüber 2000 um mehr als 1 % auf 6,9 % 
gesunken. 
- Am 14. Februar wird eine Einwohnerversammlung stattfinden. Hierzu werden Einladungen an alle 
Haushalte verteilt. Als Gäste werden Herr Altenberg vom Abwasserzweckverband und Landrat 
Gorrissen erwartet. 
- Mit dem 01. Januar 2002 ist der Kindergarten von der Gemeinde übernommen worden. 
- Über die zukünftige finanzielle Unterstützung der Suchtberatungsstelle in Quickborn sind erste 
Verhandlun-gen geführt worden mit positivem Verlauf. 
3. In einer Eingabe hat der Bürgerverein darauf hingewiesen, dass möglicherweise die Buslinie 194 
Ellerau mit schlechteren Taktzeiten bedienen wird. Diese Information konnte seitens der Verwaltung 
nicht bestätigt wer-den. 
Weiterhin fragte der Bürgerverein nach, wie weit es mit den diskutierten Parkregelungen im 
Schulweg voran-gegangen ist. Hierzu wurde berichtet, dass im Ausschuss für Bau und Verkehr der von 
der SPD-Fraktion ein-gebrachte Vorschlag zur Einrichtung von Parkmarkierungen im Buchenweg und 
in der Moortwiete beraten wor-den sei. Das neu entwickelte Konzept sieht vor, Parkverbotszonen 
einzurichten mit dem Hinweis, dass Parken im markierten Bereich erlaubt ist. Diese Regelung soll 
dann auch auf den Schulweg übertragen werden. Die Regelung im Buchenweg soll zuerst eingerichtet 
werden. 
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4. Wahlen und Ausschussbesetzungen 
- Als Nachfolgerin von Frau Saggau wurde Frau Leisner zur zweiten stellvertretenden 
Bürgervorsteherin ge-wählt. 
- Herr Thiede scheidet auf eigenen Wunsch aus dem Sozialausschuss aus, an seine Stelle wurde Frau 
Luther nachgewählt. 
- In den Ausschuss für Kultur, Bildung und Sport wurden Herr Leisner und Herr Exler nachgewählt. 
Herr Leis-ner wurde als Vorsitzender gewählt und entsprechend verpflichtet. 
- In den Planungs- und Umweltausschuss wurde Herr Luther nachgewählt. 
- Auch für den sogenannten „Vertretungspool" gab es diverse Nachwahlen. 
5. Antrag der CDU-Fraktion zur Gründung eines kommunalen Unternehmens 
Der Antrag vom 28. November 2001 wurde verlesen. Zur Entlastung des Verwaltungshaushaltes sollte 
ein kommunales Unternehmen gegründet werden, das die Bereiche Wasser, Abwasser, 
Gebäudebewirtschaftung, Freibadbewirtschaftung etc. übernehmen könnte. Nähere Einzelheiten 
waren nicht genannt. Der Antrag wurde an den Hauptausschuss zur weiteren Beratung überwiesen. 
6. Antrag der BVE-Fraktion zum Erlass einer Gebührensatzung für Leistungen der Feuerwehr 
Nach Vorstellung des Bürgervereins sollen besondere Leistungen der Feuerwehr zukünftig dem 
Betreffenden in Rechnung gestellt werden, wie z.B. Beseitigung von Ölunfällen, Pumpeneinsatz in 
Kellern bei Überflutung etc.. Der Antrag wurde an den Finanzausschuss zur weiteren Beratung 
überwiesen. 
7. Antrag der BVE-Fraktion zur Erweiterung der Gebührensatzung der VHS 
Diesem Antrag zu Folge sollen die sogenannten Studienreisen (in der Regel mehrtägige Reisen in 
Europäische Großstädte) zukünftig mit einem Regiekostenanteil von 10 % belastet werden. Zur 
weiteren Beratung wurde der Antrag an den Ausschuss für Kultur, Bildung und Sport verwiesen. 
8. Prüfung der Jahresrechnung 2000 
Die Jahresabrechnung der Gemeinde ist vom Prüfungsausschuss stichprobenartig geprüft worden. Es 
gab ei-nige kleine Beanstandungen, die inzwischen bereinigt worden sind. Der Verwaltungshaushalt 
wurde mit 10,7 Mio.DM abgerechnet. 
9. Vergabe eines Straßennamens 
Für das Neubaugebiet zwischen Dreiüm und Eichenweg ist eine neue Erschließungsstraße 
hergerichtet wor-den. Nach Beratung im Ausschuss für Bau und Verkehr soll auf SPD-Vorschlag hin 
diese Straße den Namen Ahornweg erhalten, da in der näheren Umgebung bereits einige Straßen 
nach Bäumen benannt sind. Herr Paulus (Ausschussvorsitzender) ergänzte, dass diese Straße auch 
eine entsprechende Bepflanzung bekom-men sollte. 
10. Freibadeintrittspreise 
Die Eintrittspreise für das Freibad bleiben für 2002 unverändert. Sie werden in Euro umgerechnet und 
auf glat-te Beträge abgerundet. Erst nach der in diesem Jahr vorgesehenen Freibadsanierung soll 
über die Entgelte neu beraten werden. 
Wir hoffen, Ihnen hiermit wieder einige interessante Informationen gegeben zu haben und wünschen 
Ihnen an die-ser Stelle für das Jahr 2002 nochmals alles Gute. 
Mit freundlichen Grüßen 
Ihre SPD-Ellerau 

Sprechstunde des Kreistagsabgeordneten Helmut Lange 

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, unser Kreistagsabgeordneter Helmut Lange hat eine 
regelmäßige 

Sprechstunde im Rathaus eingerichtet: Sie treffen ihn jeweils am 1. Dienstag im Monat 
von 0900 bis-1200 Uhr im Rathaus, Zimmer 4, an. Hier steht er Ihnen für Fragen und Anregungen, 

die insbesondere den Kreis Segeberg betreffen, zur Verfügung. 
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V.i.S.d.P.: Eckart Urban, 1. Vorsitzender, Geschäftsstelle: Berliner Damm 13, 25479 Ellerau, Tel. 75664. 

Keine Kommentare 

SPD-Dithmarschen - veröffentlicht am 12.02.2002, 13:10 Uhr - 5789 Clicks - Nr. 8

Initative Pro Westküste

Zu den Aktivitäten der Initative "Pro Westküste" erklärt die Bundestagsabgeordnete und 
Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister des Innern, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast: 
Um jeden Zweifel auszuräumen: Jede/r, der/die in der Bundes-, Landes- und Kommunalpolitik für 
Dithmarschen, Steinburg und Nordfriesland Verantwortung trägt, fühlt sich der Westküste besonders 
verbunden. Ihre wirtschaftliche, soziale, kulturelle, verkehrliche und touristische Entwicklung 
voranzutreiben, ist eine bare Selbstverständlichkeit. Dieses Wir-Gefühl durch die Bildung einer 
Gruppe von Mandatsträgern und anderen Repräsentanten der Region noch zu stärken wäre 
überlegenswert - wenn, ja wenn es sich wirklich um eine parteiübergreifende Initative und eine auf 
nüchternen und realen Daten fußenden Konzeption handeln würde. 

Diese Kriterien erfüllt die Initative "Pro Westküste" nicht! Unter dem Deckmantel scheinbarer 
Neutralität gefällt sie sich in einseitigen Schuldzuweisungen an die Bundesregierung und die 
Landesregierung. Sie hegt und pflegt das Klischee von der massiv benachteiligten Westküste. Manche 
ihrer Forderungen sind längst auf gutem Wege (z.B. die Sicherung des Energiestandortes Brunsbüttel, 
die Personenverkehrsanbindung Wilster-Brunsbüttel, die Sanierung der Hochbrücke Hochdonn, 
Verbesserung des Schutzes bei Havarien usw.) Dass die A20 einschließlich der Elbquerung vorrangig 
zu behandeln ist, muss man der Landesregierung wahrhaftig nicht sagen. Sie handelt seit Jahren 
entsprechend. Im Einklang übrigens mit allen Mitgliedern der Landesgruppe schleswig-holsteinischer 
SPD-Bundestagsabgeordneter! Und siehe da - erst vor wenigen Tagen bestätigte Ministerpräsidentin 
Heide Simonis beim Treffen mit dem Hamburger Ersten Bürgermeister Ole von Beust das klare Votum 
beider Landesregierungen für die Querungsvariante im Raum Glückstadt - während 
Oppositionsführer Martin Kayenburg im Brustton der Überzeugung verkündete, die Glückstadt-
Variante sei "vom Tisch". Offenbar ist es manchen CDU-Politikern in erster Linie darum zu tun, 
Minuspunkte für die Westküste zu sammeln. 

Nichts gegen nützliche Vorschläge zur Verbesserung der Situation an der Westküste! Einige 
Anregungen aus der Initative "Pro Westküste" können durchaus aufgegriffen werden. Aber ich 
verwahre mich gegen die Behauptung, die Region werde seit Jahren vernachlässigt. Ich verwahre 
mich auch gegen die Forderung, die geplante Stillegung der Kernkraftwerke in Brunsbüttel (2008) und 
Brokdorf (2019) zu revidieren; der Ausstieg aus der Atomenergie ist im Konsens mit der Industrie 
vereinbart. Auch gibt es entgegen der Ansicht von "Pro Westküste" für den bisherigen KKW-Standort 
Brunsbüttel durchaus Alternativen für die Zukunft; diese sind auch im Interesse der Beschäftigten 
unabdingbar. 

Unter solchen Voraussetzungen bietet sich für mich und meinen MdB-Kollegen Manfred Opel ein 
Engagement innerhalb der Gruppe "Pro Westküste" nicht an. Wir treten weiterhin nach Kräften für 
unsere Region ein. Aber wir sind nicht bereit zum Schwarze-Peter-Spiel zu Lasten von Bundes- und 
Landesregierung auf der Basis unhaltbarer Vorwürfe. Das sind falsche Signale. Sie nützen der 
Profilsucht mancher Abgeordneter - nicht aber den Menschen vor Ort 

Keine Kommentare 
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SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 14.02.2002, 21:36 Uhr - 1518 Clicks - Nr. 9

Zum Tod von Astrid Lindgren

Die Norderstedter SPD-Stadtvertreterin Sybille Hahn wird in der Sitzung des Ausschusses für Planung, 
Bau und Verkehr am 21.02. folgenden Antrag stellen... 
Der bestehende Grünzug „ In der großen Heide “ wird umbenannt in 

„ Astrid – Lindgren – Park. “

Die erforderlichen Schritte zur Umbenennung sind einzuleiten.

Zur Begründung : 

Die am 28.01.02 im Alter von 94 Jahren verstorbene schwedische Kinderbuchautorin Astrid Lindgren 
hat mit ihrem einzigartigen kinderpolitischen Engagement Generationen von Kindern und Eltern 
begleitet. 

Die Werke Astrid Lindgrens werden Kinder noch lange begeistern und ihnen Themen wie 
Freundschaft, Einsamkeit, Trauer, Freude und Leid nahe bringen. 

Die Schriftstellerin ist lebenslang eine starke Stimme für die Rechte der Kinder gewesen.

Es würde der Stadt Norderstedt gut anstehen, einen so liebevoll und auf die Belange von Kindern 
ausgerichteten Grünzug in “ Astrid – Lindgren – Park “ umzubenennen. 

Keine Kommentare 

SPD-Dithmarschen - veröffentlicht am 15.02.2002, 07:54 Uhr - 6635 Clicks - Nr. 10

Landratswahl bestätigt die Auffassung der Dithmarscher 
Sozialdemokraten

Die Direktwahl bei nur einem Kandidaten wird von der Bevölkerung nicht angenommen. Deshalb 
sollte der Landtag die vorgesehene Gesetzesänderung dazu nutzen, diesen Unsinn abzuschaffen, 
meint der Vorsitzende der Kreis-SPD , Detlef Buder, in einer Stellungnahme zum Ausgang der 
Landratswahl in Dithmarschen. 

Hier hat der Kreis nicht nur unnötig Geld zugesetzt, auch hat diese Wahl dem Amt des Landrates und 
auch der ehrenamtlichen kommunalen Vertretung nachhaltig geschadet. Hoffentlich gehen mehr 
Bürger zur nächsten Kommunalwahl . Völlig schief liegt der Landesvorsitzende der CDU, Herr 
Wadephul, der eine Hinterzimmermentalität bei der einhelligen Unterstützung des alten und neuen 
Ladrates durch die hiesigen Parteien vermutet. 

Ein Landesvorsitzender, der Beschlüsse von Kreistagen und vielleicht auch von 
Stadt- oder Gemeinevertretern als Hinterzimmergekungel bezeichnet, der diffamiert vorsätzlich das 
Engagement der vielen kommunalen Vertreter im Lande und misst dieser Tätigkeit nicht die nötige 
Ernsthaftigkeit zu. Die kommunalen Vertreter in der CDU sollten ihrem Landesvorsitzenden bei dem 
nächsten Landesparteitag die entsprechende Quittung für seinne missachtung verpassen. Allerdings 
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fehlt der CDU wohl der Mut zu einer Beteiligung bei der Änderung des bisherigen Verfahrens. Schon 
beim letzten Parteitag konnten oder wollten sie sich nicht durchsetzen und beharrten auf der 
Direktwahl, auch wenn sie keinen Sinn macht, da keine Auswahl vorhanden ist. 

Die Kritik an den kommunale Wahlvorschriften vonseiten der Telefonzellenpartei ist schon 
erstaunlich. Es gibt doch kaum Gemeinden, die über funktionstüchtige Vertreter verfügt. So kann es 
ihnen auch ziemlich egal sein, ob dem Amt und dem ehrenamtlichen Mandat durch unsinnigen 
Aufwand geschadet wird. Deshalb unsere Forderung aus Dithmarschen, gewonnen aufgrund von 
Erfahrungen: 

Weitere Demokratisierung ja, aber mit flexiblen Bedingungen, die das Ehrenamt nicht beschädigt. So 
kann es dann gehen. 

Keine Kommentare 

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 17.02.2002, 21:46 Uhr - 6360 Clicks - Nr. 11

Segeberger Kreistagsfraktion unterstützt Berufsschulen

Die Segeberger SPD Kreistagsfraktion will die Kreisverwaltung beauftragen, ein Konzept für die 
technische Betreuung und Wartung der EDV-Anlagen in den kreiseigenen Schulen, hier insbesondere 
in den Berufsschulen Norderstedt und Bad Segeberg, zu entwickeln. 
Das Konzept soll am 20. Juni 2002 vom Kreistag beschlossen werden, damit es zum 01.08.2002, zum 
Schulbeginn umgesetzt werden kann. 

Die Kolleginnen und Kollegen in der Norderstedter Berufsschule haben per Resolution beschlossen, 
ab 2002 die Betreuung der Hard- und Software nicht mehr ausführen zu wollen. Dies würde 
bedeuten: 

Innerhalb einer kurzen Zeit würde ein anwendungsorientierter DV-Unterricht nicht mehr 
durchgeführt werden können. Hier ist also die Kreisverwaltung, das Kultusministerium und der 
Segeberger Kreistag gefordert. Die SPD stellt fest, Pädagoginnen und Pädagogen sind zu teuer für 
technische Wartungsarbeiten. Auch das Kultusministerium gibt zu, die freigestellten Stunden für 
technische Arbeiten der Fachlehrer ist nicht ausreichend. Deshalb müsse ein neues Konzept in 
Zusammenarbeit mit den Schulträgern entwickelt werden. Die SPD macht Druck. 

Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 18.02.2002, 10:03 Uhr - 1466 Clicks - Nr. 12

Benennung der Knud-Hansen-Halle

Unter dem Menupunkt 
Knud-Hansen-Halle 

berichten wir über die feierliche Anbringung des Namensschildes an die große Turnhalle bei der 
Schule Ellerau 

Keine Kommentare 
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SPD-Dithmarschen - veröffentlicht am 20.02.2002, 21:42 Uhr - 6768 Clicks - Nr. 13

Erste Ergebnisse des Dithmarscher Familienforums:

Das Dithmarscher Familienforum besteht seit rund 3 Monaten. Als erstes Ergebnis wurde jetzt ein 
Antrag für den kommenden SPD-Landesparteitag erarbeitet, in dem es um Änderungen des 
schleswig-holsteinischen Schulgesetzes im Hinblick auf Betreuungsangebote und verläßliche 
Schulzeiten geht. Nachfolgend der Text des Antrages: 

Der Parteitag möge beschließen: 

Eine Änderung des schleswig-holsteinischen Schulgesetzes ist notwendig. (Redaktionelle Anmerkung: 
die vorgesehenen Änderungen sind fett gedruckt) 

In Abschnitt1, § 5, Titel 2, Absatz 6 
An Grund- und Sonderschulen sollen mit Zustimmung des Schulträgers nach vorheriger 
Bedarfsermittlung, für Schülerinnen und Schüler über den zeitlichen Rahmen der Stundentafel 
hinaus Betreuungsangebot in der von der Schule oder dem Schulträger bezeichneten Räumen 
vorgehalten werden. Die Teilnahme ist freiwillig. Die Bedarfsermittlung ist in 2 jährigen Turnus fort 
zuschreiben. 
Die Betreuungsangebote unterliegen der Schulaufsicht. 

Außerdem ist neu aufzunehmen als Absatz 7 

Es sollen für alle Schularten verlässliche Schulzeiten (werktäglich 7.30-13 Uhr) bis einschließlich der 
Orientierungsstufe geschaffen werden. 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 21.02.2002, 15:07 Uhr - 1079 Clicks - Nr. 14

Arbeitseinsatz Hotel am Kalkberg

Seit vielen Jahren hat der „Treff um elf“ seinen festen Platz bei den Bad Segeberger 
Sozialdemokraten. 
Immer wieder steht das SPD-Kreisbüro samstags für interessante Diskussionen offen.

Der Bad Segeberger Ortsvereinsvorstand hat nun beschlossen, noch mehr als bisher die Themen zu 
transportieren und jeweils mindestens einmal alle 4 Wochen eine Aktion in den Stadtteilen 
durchzuführen. 

Diese Aktionen sollen in ihrer Art sehr unkonventionell sein und zielen in der Hauptsache darauf ab, 
die Menschen noch besser zu erreichen.

Als erstes wird der Vorstand zusammen mit der Fraktion am Samstag, den 23.02. und am Sonntag, 
den 24.02. ab 10.00 ein weiteres Mal eine konkrete Hilfe für die Initiatoren im „Hotel am Kalkberg“ 
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anbieten.

Mithilfe von Bürgerinnen und Bürgern ist stets willkommen.

Im Vordergrund steht hier die praktische Hilfe. Der Zeitpunkt für Diskussionen liegt bei diesem Projekt 
lange hinter uns. Es ist den GenossInnen daran gelegen, allen am Projekt beteiligten immer wieder 
Mut zu machen, damit dieser ergeizige Modellversuch erfolgreich abgeschlossen werden kann.

Der Arbeitskoordinator Walter Hyka hat Teppichverlegearbeiten und Deckenarbeiten angekündigt. Als 
Arbeitsmaterial sollten Teppichmesser, Zollstock und Akkuschrauber mitgebracht werden.

Weitere Informationen zum Projekt gibt es unter www.hotelamkalkberg.de zum nachlesen. 
Unterstützung durch Spenden auf das Vereinskonto bei der Volksbank Kto.Nr. 52 124 990 mit der BLZ 
212 900 16 sind jederzeit möglich und auch noch nötig.

Die Sozialdemokraten versprechen sich von diesen Aktionen noch mehr Nähe zu den Menschen und 
hoffen sie dadurch noch besser zu erreichen.

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 03.03.2002, 19:32 Uhr - 171 Clicks - Nr. 15

Bad Segeberg und die Landratswahl

Bad Segeberg mit vorläufigen Ergebnis der Landratswahl 
Kreis Segeberg 03.03.02 19:00:01 

Der Kreiswahlleiter für die Wahl der Landrätin/des Landrates Landratswahl am 3.3.2002 – 
Vorläufige Ergebnisse - 
Stadt Bad Segeberg insgesamt 

Landratswahl 2002 
Anzahl Wahlberechtigte 13879 
Wähler/-innen 2033 = 14,6% 
Ungültig 49 = 2,4 % 
Gültig 1984 = 97,6 % 
Davon entfallen auf: 
Ja 1490 = 75,1 % 
Nein 494 = 24,9 % 

Kreis Segeberg 03.03.02 19:00:44 
Der Kreiswahlleiter für die Wahl der Landrätin/des Landrates Landratswahl am 3.3.2002 – 
Vorläufige Ergebnisse - 
KREIS SEGEBERG INSGESAMT 

Landratswahl 2002 
Anzahl Wahlberechtigte 201887 

16 / 161

http://www.spd-segeberg.de/bad-segeberg


Wähler/-innen 28360 =14,0 % 
Ungültig 462 = 1,6 % 
Gültig 27898 =98,4 % 
Davon entfallen auf 
Ja 19057 = 68,3 % 
Nein 8841 = 31,7 % 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 03.03.2002, 21:12 Uhr - 185 Clicks - Nr. 16

SPD unterstützt Aktion

Der nächste "Treff um 11 vor Ort" findet am Sonnabend den 9. März statt.

Anlaß ist die Aktion "Saubere Landschaft" wo wir unsere Arbeitsreihe die "SPD räumt auf" 
fortsetzen wollen, teilt Fraktionsvorsitzender Jörg-Frietjof Hischer mit.

In allen Umfragen wird die Sauberkeit in der Stadt Bad Segeberg als sehr gut bewertet. In der 
Einzelhandelsuntersuchung für die Stadt Bad Segeberg durch die CIMA erarbeitet z.B. wird beim 
Imageprofil im Bereich gepflegt ein Wert von ca. 75% erreicht. Die Befragten aus dem Umland haben 
in diesem Bereich einen deutlich positiveren Eindruck als die Bad Segeberger selbst.

Hischer weiß aus Gesprächen und den Anregungen aus der Bürgerfragestunde in der Stadtvertretung, 
dass dieses Thema immer wieder die Bürger bewegt. Diese Bewegung will die SPD im praktischen 
Einsatz für die Stadt mit hoffentlich großer Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger nutzen und 
das Thema aktiv bearbeiten.

Treffpunkt ist um 11.oo auf der Backofenwiese, wo ein Infostand aufgebaut wird. 

An dem Stand können die Teilnehmer ihr Votum zur Müllsituation und Vorschläge zur möglichen 
Abhilfe abgeben.
(z.B. Lösungsmöglichkeiten wie Appelle, Umlagesystem, Bußgeldsatzung, Dosenpfand, 
Straßenreinigungsatzung)

Bis 13.00 soll auf eingeteilten Strecken der Müll eingesammelt werden, um sich dann zur 
abschließenden Erbsensuppe (solange der Vorrat reicht) wieder am Ausgangspunkt zu treffen.

Die gesammelten Eindrücke können am Infostand aktuell einfließen.

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 07.03.2002, 18:49 Uhr - 177 Clicks - Nr. 17

50 Jahre Städtepartnerschaft mit Riihimäki

Im Jahre 2004 besteht die Partnerschaft zwischen Riihimäki und Bad Segeberg 50 Jahre und ist damit 
die längste Beziehung zwischen einer finnischen und einer deutschen Stadt überhaupt!
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Der Beirat Stiftung Riihimäki befasste sich in seiner Sitzung am 6.3.2002 mit ersten Ideen für eine 
Feier dieses Jubiläums. Über 300 Bad Segeberger und Bad Segebergerinnen waren zur Feier des 
40jährigen Jubiläums in Riihimäki, und wir hoffen ebenso auf eine große Zahl von Gästen aus 
Riihimäki im Sommer 2004. Wir haben ein verlängertes Wochenende Mitte Juni vorgesehen, müssen 
aber vor einer Festlegung die Zustimmung unserer finnischen Partner abwarten. 

Alle, die bisher schon Beziehungen nach Riihimäki haben, sollten ihre finnischen Freunde für diese 
Zeit nach Bad Segeberg einladen: Männerchor, Spielmannszüge, Bachchor, Schulen und 
Privatpersonen. 

Vereine, Verbände und Gruppen, die Interesse haben, aus diesem Anlass Kontakte mit Riihimäki 
aufzunehmen, sollten sich mit der Stadt in Verbindung setzen oder sich an die Mitglieder des Beirats 
Stiftung Riihimäki wenden. Auch Anregungen zur Gestaltung der Jubiläumsfeier sind erwünscht. 

Besonders wichtig sind der Stadt und dem Beirat die Erfahrungen der Menschen der „ersten Stunde“. 
Wer also zu den ersten Reisegruppen gehörte wird gebeten, sich bei uns zu melden.

Für die SPD sind im Beirat Stiftung Riihimäki folgende Stadtvertreter(in)
Maren Marquardt (Vorsitzende), Tel.: 3645
Jens Lichte, Tel.: 82445
Knut Krienitz-Hadinek, Tel.: 968371

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 07.03.2002, 18:58 Uhr - 1792 Clicks - Nr. 18

SPD-Norderstedt zur geplanten Gewerbesteuererhöhung

SPD geht "Mittelweg der Vernunft": 
Gewerbesteuererhöhung und Förderung der Standortfaktoren 

Norderstedt ist von den allgemeinen Finanzproblemen der Städte und Gemeinden auch nicht 
verschont geblieben. Die Einbrüche bei den Steuereinnahmen der Stadt im Jahr 2001 und ein 
Rückgang der Steuereinnahmen in 2002 um 32% haben alle mittelfristigen Planungen zunichte 
gemacht. 
Allen Prognosen zufolge wird sich die Situation in den Jahre 2003 bis 2005 eher verschlechtern, als 
verbessern. Durch sinkende Einnahmen wird der freie Finanzspielraum weiter dahinschmelzen. 
Die Norderstedter SPD sprach sich deswegen dafür aus, zur Sicherung des Standortes Norderstedt 
einen Mittelweg der Vernunft zu gehen: 
moderate Erhöhung der Gewerbesteuer bei gleichzeitiger Förderung sogenannter "weicher 
Wirtschaftsfaktoren" wie Bildung und Lebensqualität. 
Gleichzeitig lehnt die SPD die von Bürgermeister Hans-Joachim Grote vorgeschlagene Erhöhung der 
Grundsteuer B ab. 

Nicht die gestiegenen Ausgaben, sondern die massiven Rückgänge bei den Einnahmen waren der 
Grund dafür, dass die Finanzkraft der Stadt für das Jahr 2002 nicht ausreicht, um alle notwendigen 
Erhaltungsmaßnahmen im Infrastrukturbereich zu realisieren. 
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In einem ersten Schritt wurden im Haushalt eine große Zahl möglicher und sofort wirkender 
Einsparmaßnahmen vorgesehen. 
In den vergangenen Wochen nahm die SPD den Haushaltsentwurf 2002 nochmals kritisch unter die 
Lupe und erarbeitete eine Liste nicht mehr aufschiebbarer Maßnahmen, darunter u. a. 
Sanierungsmaßnahmen an den Schulgebäuden. 

Die sich daraus ergebende Deckungslücke hätte mit der von Bürgermeister Hans-Joachim Grote 
vorgeschlagenen Erhöhung der Gewerbesteuer von 330% auf 380% nicht geschlossen werden 
können. 
In der letzten Sitzung des Finanzausschusses am 27. Februar rechnete Grote vor, dass erst bei einem 
Gewerbesteuersatz von 400% keine Neuverschuldung der Stadt notwendig sei. 

Ein Kriterium, das für die Norderstedter Sozialdemokraten stets Priorität hatte und hat. 
Um diese Sachlage bis zur abschließenden Stadtvertretersitzung am 26. März in der Kürze der 
verbleibenden Zeit gewissenhaft in den Fraktionen sowie im Hauptausschuss erörtern zu können, 
entschlossen sich die Finanzausschussmitglieder der SPD-Fraktion, für die weiteren Beratungen einen 
Gewerbesteuersatz von 400% zu empfehlen. 

In der darauf folgenden Sitzung der SPD-Fraktion am 5. März wurde die vom Bürgermeister 
berichtete Sachlage erörtert. 
Ergebnis: Die SPD sieht die Notwendigkeit, die Gewerbesteuer nicht nur auf 380%, wie vom 
Bürgermeister vorgeschlagen, sondern auf 400% zu erhöhen, um eine Neuverschuldung zu 
verhindern. 
Es ist die erste Gewerbesteuererhöhung seit 12 Jahren. 

Der dadurch gewonnene Finanzspielraum macht es dabei möglich, auf die vom Bürgermeister auch 
vorgeschlagene Erhöhung der Grundsteuer B - sie ist von Hausbesitzern und über die Nebenkosten 
auch von Mietern zu zahlen - von derzeit 260% auf 285% völlig zu verzichten! 

Dieser Beschluss sichert die Umsetzung bildungs- und sozialpolitischer Maßnahmen. U. a. müssen die 
Schulbudgets nicht gekürzt werden und die dringend erforderlichen Sanierungsmaßnahmen an 
einem Großteil der Norderstedter Schulen und Kindergärten sowie am VHS-Pavillons am Böhmerwald 
können jetzt endlich durchgeführt werden. 
Angesichts noch schlechterer Steuerschätzungen für die nächsten Jahre würde ein Aufschieben dieser 
Sanierungsarbeiten einer gänzlichen Streichung gleichkommen. 

Kommunale (Weiter-)Bildungseinrichtungen sind als sogenannter "weicher Wirtschaftsfaktor" bei 
Standortüberlegungen von Unternehmen, die qualitativ hochwertige Arbeitskräfte halten und 
anwerben müssen, heutzutage ein wichtiges Entscheidungskriterium. 

Die Erhaltung der Infrastruktur wie Straßen, Schulen und Weiterbildungseinrichtungen wie die in der 
Wirtschaft hoch geschätzte Norderstedter Volkshochschule ist aber auch zur langfristigen Sicherung 
des Wirtschaftsstandortes Norderstedt unabdingbar erforderlich. Diese Infrastruktur gilt es auch in 
Zeiten knapper Finanzen soweit zu erhalten, dass keine bleibenden Schäden entstehen. 

Die SPD steht für für eine sozial verträgliche Infrastrukturpolitik und spricht sich deswegen 
entschieden für den von ihr eingeschlagenen Mittelweg der Vernunft zwischen einer moderaten 
Belastung der Wirtschaft auf der einen und der Sicherung von Standortfaktoren sowie der Wohn- und 
Lebensqualität in unserer Stadt auf der anderen Seite aus. 

Zur Erinnerung: In Norderstedt zahlen nahezu drei Viertel der insgesamt 4300 Betriebe keine 
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Gewerbesteuer, 200 zahlen derzeit weniger als 500 Euro im Jahr, 850 Betriebe zwischen 500 und 
50.000 Euro und nur 80 Betriebe mehr als 50.000 Euro. 
Zum Vergleich: In Hamburg liegt der Hebesatz für die Gewerbesteuer bei 470%, für die Grundsteuer B 
bei 490%. 

Darüber hinaus bleibt es angesichts drohender weiterer Haushaltsdfizite in den nächsten Jahren 
unerlässlich, über Strukturmaßnahmen Einnahmen der Stadt mittelfristig zu erhöhen und ihre 
Ausgaben zu reduzieren. 
Hierzu hat die SPD bereits Prüfaufträge erarbeitet, deren Ergebnisse in die Beratungen des Hauhaltes 
2003 einfließen werden. Natürlich müssen solche Strukturmaßnahmen, die auch Kürzung oder 
Streichung von freiwilligen Leistungen der Stadt bedeuten können, mit den Beteiligten und 
Betroffenen gemeinsam erörtert werden. 
Nichts wäre schädlicher, als übereilt langfristig aufgebaute Strukturen - und damit möglicherweise 
nicht unerhebliche Standortvorteile - zu zerstören. 

Die Vorschläge der CDU zur Konsolidierung des städtischen Haushaltes darin beschränkten sich auf 
die schon seit Jahren immer wieder verschobene Sanierung der mittlerweile zumindest teilweise 
gesperrten Turnhalle der Realschule Harksheide sowie auf die Sanierungsmaßnahme für den von 
Feuchtigkeit befallenen VHS-Pavillon am Böhmerwald zu verzichten. 

Zur vorgeschlagenen Gewerbe- und Grundsteuerhöhungen ihres Parteikollegen, Bürgermeister Grote, 
wurde offiziell nicht Stellung bezogen. Es ist halt einfacher, die Haushaltsverantwortung auf die SPD 
abzuschieben. Dies zeugt jedoch nicht von einer verantwortungsbewussten und zukunftsorientierten 
Haushalts- und Standortpolitik. 

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 10.03.2002, 21:09 Uhr - 1735 Clicks - Nr. 19

AG 60plus Veranstaltungshinweise

Auch wir planen vorausschauend und haben deshalb schon verschiedene Veranstaltungen fest 
eingeplant. 
April 
Am 02.04. treffen wir uns zu einem Klönschnack ohne feste Themen. 

Mai 
Unser Genosse, der Aussenhandelskaufmann Heiner Köncke, wird uns am 07.05. über Gewürze - 
Herkunft, Geschichte, Anwendung - informieren. 

Juni 
Am 02.06. treffen wir uns zu einem Klönschnack ohne feste Themen. 

Juli 
Die erste Kulturpreisträgerin der Stadt Norderstedt, Christa Heise-Batt, wir am 02.07. zu einem 
plattdeutschen Nachmittag kommen. 

August 
Am 06.08. kommt unser Landesvorsitzender und MdB Franz Thönnes zu uns, das Themen ist noch 
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nicht festgelegt. Wir werden es rechtzeitig bekannt geben. 

Wir treffen uns immer im SPD-Podium, 
Ulzburger Str. 308. 
An jedem ersten Dienstag im Monat von 15-17 Uhr. 
Aprildienstag findet nicht statt. 

Keine Kommentare 

Jusos Nordfriesland - veröffentlicht am 12.03.2002, 23:23 Uhr - 2301 Clicks - Nr. 20

Schills Kreuzzug gen Nordfriesland und die Folgen

Kommentar des Juso-KV-NF zum Parteiübertritt von Norbert Heine

Es war einst ein edler Ritter, der in Hamburg endlich Schluß machen wollte mit Verbrechen und 
Gewalt, und dies sogar in sagenhaften 100 Tagen! 
Das Volk war von dem, auch als seine Majestät Richter Gnadenlos bekannt, hoch begeistert und 
belohnte die vollmundigen Parolen des "Möchtegern-Haiders" mit fast 20 % Wählerstimmen bei den 
jüngsten Hamburger Bürgerschaftswahlen. Dies entging auch dem bis dahin Möchtegern-
Bürgermeister, Kaiser Ole von Beust nicht! Er beeilte sich zu handeln, rief zu den 
Koalitionsverhandlungen außer Ritter Schill noch eine kleine Gruppe kapitalistischer Spalter ( auch 
FDP genannt ) hinzu. Und schon reichte die Stimmenmehrheit aus, um die glorreiche Amtszeit des 1. 
Bürgermeisters, seine Majestät Ortwin Runde und seiner naturgrünen Kameraden aus dem Schloß zu 
jagen.

In den ersten 100 Tagen stellten die Hamburgerinnen und Hamburger fest, daß, wie leider so oft in 
der Politik, auch gerne mal Luftschlösser gebaut werden, um an die Macht zu gelangen! Da war 
plötzlich die Rede von berauschendem weißen Pulver bei einer Party in der Sylter Sansibar, das 
Richter Gnadenlos konsumiert haben soll. Im Hofstaat verbreitete sich diese Nachricht wie ein 
Lauffeuer, und die Zustimmung für Ritter Schill schwand dahin. Aus Richter Gnadenlos wurde plötzlich 
Richter Planlos! Besorgt um seine Anhängerschaft schickte de Ritter Schill seine Boten auch nach 
Nordfriesland auf der Suche nach neuen Mitstreitern. Das bekam auch der Kreisfürst Norbert Heine 
mit, der nun auch endlich Zitat : "Der Arroganz der Macht entgegentreten" wollte um zunächst die 
geliebte Heimatstadt Husum, und dann auch den gelobten Kreis Nordfriesland gemeinsam mit 
Richter Planlos zu erobern.

Leider wird Kreisfürst Heine dabei einsehen müssen, daß Märchen eben Märchen bleiben, solange es 
in Nordfriesland, und nicht nur dort, Menschen gibt, die bereit sein werden, wenn es darauf 
ankommt, gegen eine Politik weit ab des bürgerlichen Lagers, gegen Augenwischerei und 
Fremdenfeindlichkeit und für eine gesunde Demokratie zu kämpfen, in der es halt nicht nur gute 
Zeiten geben kann. Die Gründe hierfür liegen in der jüngsten deutschen Geschichte. Die Vereinigung 
fordert allen Menschen, die in diesem Land leben, und die halbwegs menschlich denken, ein 
Höchstmaß an Anstrengung ab, um die Mauer in den Köpfen einzureißen. Nur gemeinsam kann dies 
erreicht werden. Und noch ein Wort an die Menschen in den mittlerweile altneu gewordenen 
Bundesländern, in denen Richter Planlos zu kommenden Wahlen antreten will! Das Staatssystem der 
DDR, mit all seinen Licht- aber vor allem seinen Schattenseiten war ein Ergebnis des langjährigen 
nationalsozialistischen Terrors in Deutschland, der in den Anfängen ähnlich war, wie Schill sich jetzt 
gibt. Darum gilt heute noch viel mehr als früher die sozialistische Parole "Zerstöre was dich zerstört!" 
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Die Partei rechtsstaatlicher Offensive und deren Ansätze können weder in Husum, noch in 
Nordfriesland, Hamburg, Sachsen-Anhalt oder sonstwo in Deutschland der richtige Weg in eine 
immer mehr europäische Gesellschaft sein. Was letztlich der richtige Weg sein soll, darüber läßt sich 
sicherlich mit demokratischen Mitteln, und vor allem mit Menschen, die trotz herber Enttäuschungen 
in den letzten 12 Jahren, ihren Mut, ihren Kampfgeist und vor allem ihren Glauben an die Demokratie 
noch nicht vollständig verloren haben, streiten !

Dirk Janßen im Auftrag für den Juso-KV NF

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 20.03.2002, 16:17 Uhr - 1550 Clicks - Nr. 21

Pressemitteilung

Johannes Paustenbach, Fraktionsvorsitzender der SPD Norderstedt, gibt eine Pressemitteilung zur 
aktuellen Lage heraus. 
SPD Norderstedt 

Presseinformation 

Norderstedt, 20.03.2002 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
im Auftrag und Namen von Johannes Paustenbach, Vorsitzender der Norderstedter SPD-Fraktion, 
übermittle ich Ihnen folgende Presseinformation, um deren redaktionelle Berücksichtigung ich Sie 
herzlich bitte. 

SPD-Fraktionschef Johannes Paustenbach: 

Ruhe bewahren anstatt unnötig Ängste schüren 

„Verpennen Norderstedts Politiker die Rettung vor der Pleite? Grote enttäuscht: Keine 
Entscheidungen und der Wahlkampf rückt immer näher“. Oder: „Norderstedt vor der Pleite – Jetzt 
sind Augenmaß und Weitsicht der Politiker gefragt“ 

Unter diesen Schlagzeilen äußert Bürgermeister Hans-Joachim Grote seine Enttäuschung über die 
Politik. Er wirft ihr mangelndes Realitätsbewusstsein vor, unterstellt eine Angst, heilige Kühe zu 
schlachten, und spricht von einer Weigerung der Politik, strukturelle Maßnahmen zu beschließen. 
Außerdem fehle ihr Augenmaß und Weitblick. 

Die SPD-Fraktion weist diese Vorwürfe entschieden zurück. Sie sind pauschal, undifferenziert und 
polemisch. Die vom Bürgermeister erzeugte Panikmache und geäußerte emotionale Enttäuschung 
bringt uns leider keinen Schritt weiter. So verdienstvoll es auch ist, einen „100-Punkte-Katalog“ mit 
potenziellen Einsparmöglichkeiten aufzulisten: Die eigentlich politische Arbeit wird erst in der 
Umsetzung wirksam und steht noch bevor. Dazu bedarf es in den Fraktionen aller Parteien 
gründlichen Nachdenkens und Abwägens, natürlich in einem überschaubaren Zeitrahmen. Die 
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Fraktionen sind demokratische Gremien. Der Meinungsbildungsprozess geschieht nach 
demokratischen Regeln. Letztendlich entscheiden Mehrheiten in der Stadtvertretung. Die Auflistung 
von 100 Punkten, die lediglich Spar-Möglichkeiten aufzeigen und diese in keiner Weise gewichten, ist 
das Ergebnis einer Fleißarbeit der Verwaltung auf Anordnung des Bürgermeisters, der sich mit 
niemandem abstimmen musste. 

Mit Augenmaß und Verantwortung hat sich die SPD-Fraktion mit dem Haushalt 2002, der wegen der 
bekannten Steuerausfälle neu kalkuliert werden musste und erst in diesem Monat durch die 
Stadtvertretung verabschiedet wird, beschäftigt. Dank unserer Vorschläge ist er solide finanziert und 
berücksichtigt dennoch wichtige unverzichtbare Maßnahmen. 
Die vom Bürgermeister eingeforderten Strukturmaßnahmen hat die SPD-Fraktion schon längst in 
Ruhe thematisiert. Der Bürgermeister sollte wissen, dass die SPD seit einigen Wochen in den 
Ausschüssen Prüfaufträge erteilt, um so die Folgen und Konsequenzen denkbarer Maßnahmen 
aufgezeigt zu bekommen. Bevor Entscheidungen gefällt werden, müssen Entscheidungsgrundlage und 
Alternativen klar definiert sein. 

Die SPD stellt sich den finanzpolitischen Herausforderungen, die Zukunft Norderstedts mit Augenmaß 
und Verantwortung zu gestalten. Wir werden auch bei einem langfristigen Sparprogramm mit aller 
Entschlossenheit sozialdemokratische Akzente durchzusetzen versuchen. 

Die Äußerungen des Bürgermeisters entsprechen also objektiv nicht der Realität. Die Pleitegeier-
Symbolik und Äußerungen persönlicher Enttäuschung provozieren Emotionen und Ängste, obwohl 
Sachlichkeit und Nüchternheit angesagt sind. Herr Grote sollte sich daran erinnern, dass laut 
Gemeindeordnung Politik und Verwaltungschef gemeinsam für die Stadt verantwortlich sind. In 
diesem Sinne wird die SPD-Fraktion ihren Teil der Verantwortung übernehmen und sich nicht an 
diesem unnötigen „Schwarzer-Peter-Spiel" beteiligen. 

Schönen Gruß & Dank 

i. A. Michael Holtfoth 

Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 21.03.2002, 08:13 Uhr - 1588 Clicks - Nr. 22

SPD - Aktuell März 2002

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, 
am 14. März 2002 fand eine Sitzung der Gemeindevertretung im Bürgerhaus statt. Hierüber geben 
wir Ihnen den nachstehenden Bericht: 

1. Auf Antrag der SPD-Fraktion und des Gemeindevertreters der Bündnis 90/Die Grünen wurde die 
Tagesordnung erweitert um den Punkt: „Abwahl eines bürgerlichen Ausschussmitgliedes und Wahl 
eines Nachfolgers" 
2. Berichte Bürgervorsteher/Bürgermeister 
Am 23. März 2002 findet in Ellerau die jährliche Frühjahrsaktion "Saubere Landschaft" statt. 
Der Verein "Wir für Ellerau" veranstaltet am 09. Juni 2002 einen Familienfrühschoppen. 
Die Kommunalaufsicht des Kreises Segeberg hat den Haushalt der Gemeinde für das Jahr 2002 
genehmigt. 
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Es wurden Gespräche geführt, die hiesige Polizeistation zu verstärken. Konkrete Zusagen konnten 
noch nicht erreicht werden. 
3. Eingaben und Anfragen 
Nach den eigenen Erhebungen im Rathaus hat Ellerau inzwischen mehr als 5.000 
Einwohnerinnen/Einwohner. Das Statistische Landesamt hat eine Zahl unter 5.000 ermittelt. Herr 
Dose (CDU) erkundigt sich nach den Abweichungen. 
Herr Reising (SPD) erkundigt sich nach dem Stand der Erschließungsmaßnahmen „Hellhörn". 
Insbesondere ist seiner Kenntnis nach die Straßenbeleuchtung nach wie vor zum größten Teil außer 
Betrieb. Von Seiten der Verwaltung wird erklärt, dass die Erschließungsmaßnahmen abgeschlossen 
sind, die Straßenbeleuchtung aber von den Stadtwerken Quickborn noch Instand gesetzt werden 
muss. Die Anliegerbeiträge sind noch nicht erhoben worden, da noch nicht alle Schlussrechungen 
vorliegen. 
Auf Nachfrage eines Zuhörers wird erläutert, dass die Gebäudeeinmessung auf Privatgrundstücken 
vom jeweiligen Eigentümer zu veranlassen und kostenmäßig zu tragen ist. Da dies vielfach versäumt 
wurde, hat das Katasteramt nun entsprechende Mahnschreiben versandt. 
Weiterhin wird gefragt, ob das neue Rathaus über einen Blitzschutz verfügt. Hierauf konnte spontan 
keine Antwort gegeben werden. 
Zu der gemeindlichen Internetseite gab es die Nachfrage, die neueste Alterspyramide dort zu 
veröffentlichen und anonyme Textbeiträge von Außerhalb zu verbieten. 
4. Besetzung von Ausschüssen 
Auf entsprechenden Antrag wurde ein bürgerliches Mitglied im Ausschuss für Bauwesen, Wirtschaft 
und Verkehr abgewählt und hierfür als Nachfolger Herr Jörg Jessen einstimmig nachgewählt. 
5. Vertrag mit der Suchtberatungsstelle Quickborn 
Die Gemeindevertretung beschließt mehrheitlich die Neufassung eines Vertrages mit der 
Suchtberatungsstelle Quickborn. Die Gemeinde Ellerau beteiligt sich an den Kosten mit jährlich 
30.400,00 €, zunächst für die nächsten zwei Jahre. Eine jährliche Kostensteigerungsrate wurde nicht 
vereinbart. 
6. Freibadsanierung (Planungsauftrag) 
Nach Beratung im Ausschuss für Bauwesen, Wirtschaft und Verkehr wird die Freibadsanierung ein 
Volumen von ca. 755.000,00 € ausmachen. Aufgrund der neuesten technischen Anforderungen an 
Freibäder muss die Sanierung bis zur Saisoneröffnung 2003 durchgeführt werden. Die Arbeiten sollen 
im Herbst beginnen. Ein entsprechender Planungsauftrag wurde einstimmig beschlossen. 

7. Aus dem Zuhörerkreis wird nach der Finanzierung der Freibadsanierung gefragt. Die Frage konnte 
zur Zeit nicht beantwortet werden, da die Höhe des erforderlichen Kreditvolumens noch nicht 
feststeht. 
Wir hoffen, Ihnen hiermit wieder einige interessante Informationen gegeben zu haben und 
verbleiben 

mit freundlichen Grüßen 

Ihre SPD-Ellerau 

Weiterhin möchten wir auf zwei Veranstaltungen aufmerksam machen und hierzu herzlich einladen. 

Einladung zum Liederabend 

am Samstag, 13. April 2002, 2000 Uhr im Bürgerhaus 
Chansons und Couplets von Otto Reutter & Consorten 

"Ick wunder mir über jar nischt mehr ....." 
mit Ha We Kühl und Bernhard Tuchel (Klavier) 
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Eintritt 7,00 €, Kartenbestellung Tel.: 7 54 38 bzw. Abendkasse 

Wandern und Joggen im Rantzauer Forst 

am 09. Mai 2002 
Beginn 1000 Uhr, Ende 1230 Uhr 

Treffpunkt: Gewerbegebiet Ost, Stichstraße „Beim Haferhof" 
Wanderkurs: ca. 2 Std. 

Joggingkurs: 5 km u. 10 km 
Startgeld u. Urkunde: 1 € 

Sprechstunde des Kreistagsabgeordneten Helmut Lange 

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, unser Kreistagsabgeordneter Helmut Lange hat eine 
regelmäßige 

Sprechstunde im Rathaus eingerichtet: Sie treffen ihn jeweils am 1. Dienstag im Monat 
von 09:00 – 12:00 Uhr im Rathaus, Zimmer 4, an. Hier steht er Ihnen für Fragen und Anregungen, 

die insbesondere den Kreis Segeberg betreffen, zur Verfügung. 

Termine: 08. April 2002 Sitzung des Ausschusses für Kultur und Bildung 
10. April 2002 Sitzung des Hauptausschusses 
18. April 2002 Sitzung des Ausschusses für Bauwesen, Wirtschaft u. Verkehr 
23. April 2002 Sitzung des Sozialausschusses 
24. April 2002 Sitzung des Ausschusses für Planung und Umwelt 
25. April 2002 Sitzung des Finanzausschusses 
DIE SITZUNGEN SIND ÖFFENTLICH, SIE FINDEN IM RATHAUS, 3 OG, STATT 
02. Mai 2002 Sitzung der Gemeindevertretung (im Bürgerhaus) 

V.i.S.d.P.: Eckart Urban, 1. Vorsitzender, Geschäftsstelle: Berliner Damm 13, 25479 Ellerau, Tel. 75664. 

Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 21.03.2002, 08:41 Uhr - 291 Clicks - Nr. 23

Unterschriftenaktion

In einem gemeinsamen Aufruf hatten die Ellerauer Ortsvereine der SPD, von Bündnis90/Die Grünen 
und der FDP sowie der BVE und das BürgerForum Ellerau um ihre Unterschriften gegen die 
Ansiedlung des Vereins "Krumme 13" im Kreis Segeberg - oder sonst irgendwo - gebeten.

Dank ihrer Unterstützung konnten wir dem Landrat des Kreises Segeberg ca. 560 Unterschriften 
übergeben.
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Herr Gorrissen begrüßte diese präventive Aktion und hat seine volle Unterstützung mit den ihm zur 
Verfügung stehenden Mitteln zugesagt.
Wir danken für ihre Unterstützung. 

Wir wollen keinen Kinderschänderclub im Kreis Segeberg
– und auch sonst nirgendwo -

Wie der Presse zu entnehmen war, versucht doch allen Ernstes eine obskure Vereinigung, die sexuelle 
Handlungen mit Kindern legalisieren will, unter dem Namen „Krumme 13“ die Eintragung ins 
Vereinsregister als gemeinnütziger Verein zu erreichen.
Nachdem dieses Vorhaben in Trier gescheitert ist, hat der „Vorsitzende“ Gieseking eine Wohnung in 
Eidelstedt bezogen und will zunächst den Antrag auf Eintragung in Hamburg gestellt. 
In Hamburg hat sich sowohl seitens der Politik – in völliger Einigkeit aller Parteien – als auch seitens 
der Medien massiver Widerstand dagegen formiert.
Wenn die Eintragung in Hamburg scheitert, womit hoffentlich zu rechnen ist, so wird der Verein es im 
Hamburger Umland irgendwo probieren.
Auch wir in Ellerau wollen offen unseren gewaltfreien Protest gegen solche Ansinnen zeigen. Die 
unterzeichnenden Organisationen des Ortes sind sich darin völlig einig – und wir sind sicher auch alle 
anderen Organisationen und alle Menschen in Ellerau
Deshalb bitten wir Sie mit diesem gemeinsamen Aufruf: Tragen Sie sich in die ausgelegte Liste ein und 
geben uns Ihre Unterschrift gegen diese Menschen. Wir werden Ihre Stimmen den zuständigen 
Stellen zukommen lassen.

SPD-Ellerau
Bündnis90/Die Grünen - Ellerau
FDP-Ellerau 
Bürger Verein Ellerau
BürgerForum Ellerau e.V.

Wir danken Ihnen für Ihre Unterstützung

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 23.03.2002, 06:38 Uhr - 1633 Clicks - Nr. 24

AG 60plus Veranstaltungshinweise

Neu ! 
Ab sofort sind unsere Veranstaltungen im Kalender aktualisiert. 

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 25.03.2002, 14:59 Uhr - 1837 Clicks - Nr. 25

Neuer Vorstizender im Ortsverein Niebüll

In einer gutbesuchten Jahresauptversammlung der SPD Niebüll wurde der bisherige Vorstand 
einstimmig entlastet. 
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Da der Vorsitzende Jörg-Uwe Petersen aus beruflichen Gründen seinen Posten zur Verfügung stellten 
musste, fanden Neuwahlen statt: 
Zum Neuen Vorsitzenden wurde Frank Solms Nebelung gewählt. Heidi Bruhn und Ferdinand Hahn 
tauschten ihre Funktionen: Hahn wurde neuer stellvertretender Ortsvereinsvorsitzender und Heidi 
Bruhn Schriftführerin. Jörg-Uwe Petersen bleibt dem Vorstand nach seiner Wahl als Beisitzer 
erhalten. 
Frank Solms Nebelung ist mit einer kurzen berufsbedingten Unterbrechung seit 10 Jahren Niebüller 
Bürger und hier seit sechs Jahren kommunalpolitisch aktiv. Der Diplom-Biologe kennt Südtondern und 
den Kreis Nordfriesland durch seine langjährige Tätigkeit als biologischer Umwelt-Gutachter für 
Kommununen und Landschaftsplaner. 
Nach einer dreijährigen Tätigkeit als Geschäftsführer für Sponsoring beim Schleswig-Holstein Musik 
Festival ist er seit Januar 2001 Geschäftsführer einer PR-Agentur. In dieser Funktion berät er 
Unternehmen, Verbände und Politik in Sachen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 
Nach seiner Wahl bedankte sich Frank Solms Nebelung bei seinem Vorgänger für die geleistete Arbeit 
und ging dann auf Schwerpunkte seiner zukünftigen Arbeit ein: 
1) Erhalt des Krankenhauses in Niebüll. 
Nebelung machte deutlich, welch überragende Bedeutung für die Stadt und die Region dem 
Krankenhaus zukommt. Er kündigte daher den entschlossenen Widerstand des SPD-Ortsvereines 
gegen jeden Abbau von Struktur und Arbeitsplätzen im Krankenhaus an. Sowohl für die Arbeitsplätze 
und die indirekte wirtschaftliche Bedeutung als auch für die notwendige gesundheitliche Versorgung 
kann nur ein weiterer Ausbau des Krankenhauses in Frage kommen. 
Wegen der immensen Bedeutung sei ein Kontrollverlust über das Krankenhaus wie bei der derzeit 
geplanten Privatisierungform aus Niebüller Sicht nicht hinnehmbar. "Jede Neuordnung der 
Eigentümerverhältnisse muss den Niebüllern und der Region Südtondern ein Mitspracherecht 
sichern" sagte Nebelung an den Kreisvorsitzenden der SPD, Ralph Hoyer, gerichtet. 
2) Mitgliederwerbung 
Dier Parteien müssen sich aus Sicht der SPD verstärkt um die jungen Mitbürger bemühen. "Junge 
Menschen wollen sich heute direkt mitreden und sind bereit bei konkreten Projekten sofort 
mitzuarbeiten" so Nebelung, "bei uns kann jeder sofort an Entscheidungen teilnehmen und bekommt 
mit, was in der Stadt Niebüll geschieht und geschehen soll. Ohne Nachwuchs und ohne neue Formen 
der Zusammenarbeit auch mit Nichtparteimitgliedern wird es mit den Parteien weiter bergab gehen". 

3) Weitere Schwerpunkte möchte Nebelung in der Standortpolitik, der Innenstadtgestaltung und der 
kulturellen Entwickung Niebülls setzen. 
"Das es uns vor zwei Jahren gemeinsam mit dem Kantor Volker Scheibe gelungen ist das Schleswig-
Holstein Musik Festival nach Niebüll zu bringen war ein toller Erfolg und zeigt in die richtige Richtung. 
Mit seiner kulturellen Stärke sollte Niebüll in Zukunft verstärkt werben." sagte er abschließend. 

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 25.03.2002, 15:02 Uhr - 1749 Clicks - Nr. 26

Pressemeldung der SPD - Niebüll zum Thema 
Kreiskrankenhaus Niebüll

Der Bürger in Südtondern leidet, während das finanziell gesunde Krankenhaus Niebüll zugunsten 
anderer Standorte gezielt demontiert wird. 

Patienten aus Südtondern wird die Möglichkeit zur ambulanten Magen- und Darmspiegelung in der 
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Region zukünftig verwehrt. Dies geht aus der Berichterstattung im Nordfriesland Tageblatt vom 
23.3.2002 hervor und ist aus Sicht der SPD-Niebüll ein Skandal. 

Es ist für den Bürger nicht zumutbar für jede dieser Leistungen nach Flensburg zu fahren. 

Auf Betreiben der Krankenkassen und gegen den Willen der niedergelassenen Ärzte, der Kreisstelle 
Nordfriesland und der Kassenärztliche Vereinigung wurde die Zulassung für die oben genannten 
Verfahren nicht verlängert. Aus Sicht der SPD-Niebüll ein weiterer Schritt in Richtung einer 2-Klassen-
Medizin. Gewinner in diesem Spiel sind die Krankenkassen, Verlierer die Bevölkerung der ländlichen 
Räume, hierbei insbesondere unsere Region. 

Die SPD Niebüll hat ausserdem große Sorge um die Gesundheit der Bürger, wenn so die 
Leistungsfähigkeit des Krankenhauses erneut heruntergeschraubt wird. Aus Sicht der Niebüller SPD ist 
dies ein weiterer Baustein in der systematischen Aushöhlung des Kreiskrankenhauses Niebüll. 
Um die Erträge anderer Krankenhäuser zu erhöhen, wird es dabei offenbar geopfert. 

Denn eine solche systematische Aushöhlung wird in der Zukunft dazu führen, das das mit Gewinn 
arbeitende Krankenhaus in die roten Zahlen rutscht. Dies könnte dann zum Vorwand genommen 
werden, das Krankenhaus Niebüll zu schliessen bzw. zu einer "Tagesklinik" zu degradieren. 

Jeder Baustein in dieser Entwicklung wird in Zukunft auf den entschlossenen Widerstand der SPD 
Niebüll treffen. 

"Es besteht manchmal der Verdacht die machen das mit Absicht. Die brauchen doch einen Grund 
wenn sie hier alles zumachen wollen. Das war doch mit der Schwesternschule schon genauso." sagte 
eine ehemalige Angestellte des Krankenhauses dem SPD-Vorstand im persönlichen Gespräch. 

Die Entscheidung des Zulassungsausschusses ist daher weder gesundheits- noch strukturpolitisch 
vertretbar. 

Die SPD-Niebüll fordert den Zulassungsausschuss auf, die Entscheidung unverzüglich rückgängig zu 
machen. Sie wird sich auch direkt an die Krankenkassen und den Kreis Nordfriesland wenden und 
Unterstützt den Widerspruch von Dr.v. Hielmcrone beim Berufungsausschuss. 

Frank Solms Nebelung EMail: fsn@fischerAppelt.de 
Tel.: 04661 / 600 942 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 27.03.2002, 14:20 Uhr - 158 Clicks - Nr. 27

Haushalt der Stadt Bad Segeberg verabschiedet

Kurzbericht aus der Stadtvertretersitzung von gestern Abend zum Haushalt, weitere Berichte werden 
folgen: 
Haushaltsvolumen für das Haushaltsjahr 2002: 

Im Verwaltungshaushalt: 
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in der Einnahme 25.394.400 € 

in der Ausgabe 28.442.500 € 

Im Vermögenshaushalt: 

In der Einnahme 6.203.800 € 

In der Ausgabe 6.203.800 € 

Der Fehlbetrag im Verwaltungshaushalt beträgt 3.048.100 € und soll laut Haushaltsbegleitbeschluß 
im Jahre 2002 um 25% durch aktive und kreative Zusammenarbeit von Haupt- und Ehrenamt in den 
geplanten Work-Shops abgebaut werden. 

Folgende investive Maßnahmen sind beispielhaft im Haushalt eingestellt. 

Folgende Investitionen sind geplant bzw. werden kassenwirksam: 

- der Umbau des Bahnüberganges Burgfeldstraße incl. Kreisel, 1,4 Millionen Euro 

- die Sanierung der Mehrzweckhalle; 0,487 Millionen Euro 

- die Beschaffung der Feuerwehrdrehleiter, 0,524 Millionen Euro 

- die Erschließung des Baugebietes „Hundekoppel“; 0,520 Millionen Euro 

- der Anschluss des Gewerbegebietes an die B 206 0,215 Millionen Euro 

sowie Verpflichtigungsermächtigungen in Höhe von 0,501 Millionen Euro 

- die Sanierungsarbeiten an und Inventar für Schulen; 0,343 Millionen Euro 

- die Rathaussanierung (Eigenmittel); 0,150 Millionen Euro 

- die Einrichtungskosten für den Stadtbusverkehr; 0,224 Millionen Euro 

- sowie die Fertigstellung der Bahnhofstraße; 0,1 Millionen Euro 

Damit geht es weiter in Bad Segeberg voran. 
Die Wirtschaft erhält dringend benötigte Aufträge und Impulse. 
Der Standort Bad Segeberg wird gestärkt. 

Obwohl die SPD-Fraktion schon im Hauptausschuss vor einer Haushaltssperrenlösung der CDU 
gewarnt hat, wurde eine 10% Haushaltssperre über den Gesamthaushalt seitens der CDU beantragt. 

Diese Rasenmähermethode ist vergleichbar mit dem Ansatz bei der Feuerwehrleiter auf jede 9 
Sprosse bei der Leiter zu verzichten. 

Die Mehrheit hat diesen Antrag abgelehnt, weil er Stillstand bedeutet. 
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Den Gesamthaushalt hat die CDU dann abgelehnt. 
Mit 15 ja Stimmen gegen 9 Nein Stimmen der CDU und einer Enthaltung ist der Haushalt 2002 damit 
angenommen. 

Das Motto also mal wieder. Wir wollen alles, aber keine Verantwortung übernehmen. 

Die Zukunft und Weiterentwicklung der Stadt Bad Segeberg liegt in den Händen der anderen 
Parteien. 
Die von allen gewünschten Investitionen: 

der Umbau des Bahnüberganges Burgfeldstraße incl. Kreisel von der CDU abgelehnt 

Sanierung der Mehrzweckhalle von der CDU abgelehnt 

die Beschaffung der Feuerwehrdrehleiter von der CDU abgelehnt 

die Erschließung des Baugebietes „Hundekoppel“ von der CDU abgelehnt 

der Anschluss des Gewerbegebietes an die B 206 von der CDU abgelehnt 

sowie Verpflichtigungsermächtigungen in Höhe von 0,501 Millionen Euro von der CDU abgelehnt 

die Sanierungsarbeiten an und Inventar für Schulen von der CDU abgelehnt 

die Rathaussanierung (Eigenmittel) von der CDU abgelehnt 

die Einrichtungskosten für den Stadtbusverkehr von der CDU abgelehnt 

sowie die Fertigstellung der Bahnhofstraße von der CDU abgelehnt 

JFH 
Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 03.04.2002, 11:20 Uhr - 1317 Clicks - Nr. 28

Englisch-Unterricht in KiTa Christiansfelde

Mehrere Eltern haben die Leitung der städtischen Kindertagesstätte (Kita) Christiansfelde auf einen 
möglichen Englischunterricht angesprochen. Die Kinder sollen auf spielerische Art und Weise die 
Sprache erlernen können. 
Die Kindergartenleitung wird dem Wunsch entsprechen und den Kindern wöchentlich eine 
Unterrichtsstunde durch eine qualifizierte Honorarkraft anbieten. Das freiwillige Angebot wird von 
den Eltern über eine Gebühr finanziert.

Die Erfahrungen aus anderen Bundesländern haben gezeigt, dass dieses zusätzliche Angebot sinnvoll 
ist :

- Die Kinder befinden sich bis etwa zum Alter von 10 Jahren in der natürlich Spracherwerbsphase, d. 
h. sie sind besonders aufnahmefähig und offen für Sprachen
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- Die spielerische, voll und ganz auf die Bedürfnisse der Kinder abgestimmte Spracherwerb weckt eine 
positive Einstellung zur fremden Sprache

- Die Begegnung mit einer fremden Sprache ist zugleich die Begegnung mit einer anderen Kultur

- Beim „lernorientierten“ Unterricht gibt es keine Noten und somit entfällt der Leistungsdruck. Dies 
gibt auch leistungsschwächeren Kindern die Möglichkeit, Erfolgserlebnisse zu sammeln. 

Die SPD begrüßt die Initiative der Eltern ausdrücklich.

Ole Jönsson 
Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 03.04.2002, 11:24 Uhr - 1445 Clicks - Nr. 29

Maßvolle Preisanpassung im Alten- und Pflegeheim

Die Stadtvertretung hat auf Empfehlung des Ausschusses für Jugend und Soziales in seiner letzten 
Sitzung die Anhebung der Heimkostensätze für das Alten- und Pflegeheim Christiansfelde wie folgt 
festgesetzt : 
Altenheim : Einzelzimmer 33,50 € / Tag Doppelzimmer : 30,87 € / Tag

Die Kostensätze erhöhen für das Einzelzimmer um 1,5 % bzw. für das Doppelzimmer 
um 1,4 %.

Pflegebereich : Stufe 0 41,47 € / Tag
Stufe 1 57,80 € / Tag
Stufe 2 69,18 € / Tag
Stufe 3 80,72 € / Tag

Die Kosten des Pflegebereiches setzten sich aus dem Pflegeanteil, dem Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung und dem Investitionskostenanteil zusammen. Dabei erhöht sich der Pflegeanteil um 1,4 
bzw. 1,5 %, der Anteil für Unterkunft und Verpflegung um 1,5 % und der Investitionskostenanteil um 
1,3 %. 

Diese sehr geringe Anhebungen, die nicht mal einen Euro ausmachen, sollten bei sparsamer 
Bewirtschaftung der Sachmittel ausreichen, um so einerseits weiterhin ein attraktives“ Preisangebot 
machen zu können und andererseits die Belastungen der Sozialhilfe für die zur Zeit untergebrachten 
13 Personen nicht unangemessen steigen zu lassen.

Ole Jönsson 
Keine Kommentare 
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SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 03.04.2002, 11:28 Uhr - 1462 Clicks - Nr. 30

Spielplatzbedarfsplan wird umgesetzt

Im April des Jahres 2000 hat die Teilfraktion Jugend und Soziales der SPD per Fahrrad alle Bad 
Segeberger Spielplätze angefahren und in Augenschein genommen. Aus den dort aufgenommenen 
Eindrucken haben wir einen Prüfauftrag für die Verwaltung formuliert. Diesen Auftrag hat die 
Stadtvertretung im Juli 2000 so auch beschlossen. Nach nun mehr 1 ½ Jahren liegt uns jetzt das 
Ergebnis des Prüfauftrages vor. 
Die Verwaltung hat in den letzten 1 ½ Jahren für die vorhandenen Spielplätze eine Bestandserfassung 
und Bewertung eines jeden Spielplatzes vorgenommen. Heraus gekommen ist ein 
Entwicklungskonzept, für welches die Verwaltung ein dickes Lob für die Ausführlichkeit und Tiefe des 
Ist- und des Sollzustandes verdient. Die Vorschläge zu Änderungen der bisherigen 
Spielplatzausstattung sind geprägt durch das Bemühen eine Balance herzustellen zwischen knappen 
öffentlichen Kassen und der Notwendigkeit unseren jüngsten Mitgliedern unserer Gesellschaft genug 
Freiraum zum Spielen zu verschaffen. Es können auch Synergieeffekte, wie z.B. die Öffnung des 
Sportplatzes Städt. Gymnasium für Bewegungsaktivitäten älterer Kinder und Jugendlicher bei 
gleichzeitiger angezeigter Umgestaltung des in der Nähe befindlichen Spielplatzes Ziegelstraße zu 
einer Grünanlage mit geringer Spielfunktion erzielt werden. 

Nun sollen die Vorschläge für eine Neu- bzw. Umgestaltung einiger Spielplätze ganz im Sinne der von 
uns allen gewollten und von der Kommunalverfassung geforderten Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen diesen vor Ort vorgestellt und beraten werden. Mit den daraus resultierenden 
Ergebnissen und vor allem Vorschläge der Kinder und Jugendlichen wird sich dann auch noch die 
Stadtvertretung beschäftigen können.

Die von der Verwaltung angesetzten Kosten von 73.000 bis 103.000 EURO zzgl. notwendige 
Ersatzbeschaffung für abgängige Spielgeräte in Höhe von 30.000 EURO mögen dem einen und 
anderen bei vorhandenen knappen Kassen einwenig zu hoch erscheinen, jedoch muss dabei darauf 
hingewiesen werden, dass wir in die Zukunft von Kindern und Jugendlichen investieren und wir mit 
der Bereitstellung von Spiel – und Bolzplätzen einen nicht zu unterschätzende Basis für eine 
gedeihliche Sozialisierung von Kindern und Jugendlichen zur Verfügung stellen. 

Aufgrund der knappen städtischen Kasse wird der erwähnte Investitionsbedarf auf vier Jahre verteilt, 
d.h. zwischen 25.750 EURO und 33.250 EURO im Jahr. 
Jedoch kommt auch das Bemühen hinzu, auch außerhalb städtischer finanziellen Möglichkeiten 
Gelder zu erhalten. Hier sei nur das BSI-Programm mit seinen Möglichkeiten erwähnt. Entsprechend 
werden dann die Maßnahmen vorgezogen.

Ole Jönsson 
Keine Kommentare 

SPD-Kayhude - veröffentlicht am 03.04.2002, 21:24 Uhr - 270 Clicks - Nr. 31

Kayhude: Brandruine endlich weg

Der Kayhuder Schandfleck die Brandruine gegenüber dem Heidkrug ist endlich abgerissen. Ein neuer 
Wohnmobil-Park entsteht. 
Fast auf den Tag genau neun Jahre mussten die Einwohnerinnen und Einwohner von Kayhude den 
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hässlichen Anblick der Bandruine ertragen. Im März 1993 war der ehemalige Bauernhof an der B 432 
gegenüber dem Gasthof „Alter Heidkrug“ aus nie geklärter Ursache in Flammen aufgegangen. Die 
Ruine wurde aber nie abgerissen, denn die Eigentümer waren dazu nicht verpflichtet, da von dem 
zerstörten Gebäude keine Gefahr für die Allgemeinheit ausging. 
Obwohl mehrere Investoren in den vergangenen Jahren Interesse an dem Grundstück mit der Ruine 
hatten, kam eine Einigung mit dem – inzwischen verstorbenen - Eingentümer nicht zustande. Jetzt hat 
die Firma Schwarz Mobile Freizeit das gesamte Areal (18 Hektar) von den Erben erworben und will 
den Firmensitz von Nahe nach Kayhude verlegen. Das Unternehmen ist seit 30 Jahren im Geschäft 
mit Verkauf, Vermietung und Reparatur von Reisemobilen und Wohnwagen sowie mit dem Handel 
von Wohnwagen und Zelten. In Kayhude sind etwa viereinhalb Hektar Ausstellungsfläche geplant. 
Zunächst soll im ersten Bauabschnitt eine Halle erstellt werden, der später eine zweite folgen wird. 
Bis zu 400 Fahrzeuge sollen unter Dach und unter freiem Himmel zur Ausstellung gehören. Die 
Wohnmobile sollen draußen stilvoll an Teichen und Pavillons präsentiert werden. Insgesamt wird das 
Unternehmen rund 3 Millionen Euro investieren. Die künftige Nutzung wurde mit der Gemeinde 
abgestimmt. „Ein Gewinn für Kayhude“ meinte Bürgermeister Ludwig Rothenberg (SPD) zu dem 
Vorhaben, mit dem bis zu 10 neue Arbeitsplätze verbunden sind.

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 05.04.2002, 17:40 Uhr - 1966 Clicks - Nr. 32

Mit mehr Pep ins Internet

Norderstedter Jungsozialisten setzen auf 
neues Design und Layout auf ihrer Homepage 
„Drin“ sind die Norderstedter Jungsozialisten bereits seit 1997. Fünf Jahre, in denen die Homepage 
der JUSOS allerdings mächtig Staub angesetzt hat – sowohl in puncto Aktualität als auch beim Design. 
Ab heute präsentieren die JUSOS ihren neuen Internetauftritt der Öffentlichkeit. 
„Neben der umfassenden Selbstdarstellung und dem Aktions-Archiv haben wir auch wichtige Tipps 
zum Thema Kriegsdienstverweigerung sowie Netzwerke für Toleranz und Verantwortung in unsere 
Seiten eingebunden. Keine andere politische Jugendorganisation in Norderstedt verfügt über ein 
derart umfassendes und aktuelles Internetangebot wie wir. 
Die neuen Internetseiten sind aber nur ein Teil einer umfassenden Informationskampagne, die 
wichtiger Bestandteil unseres Beitrages zum Bundestagswahlkampf sein wird“, so Thomas Jäger, 
Vorsitzender der Norderstedter JUSOS. 

Die Norderstedter JUSOS sind ab jetzt erreichbar über www.jusos-norderstedt.de. 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 06.04.2002, 11:06 Uhr - 1336 Clicks - Nr. 33

Leserbriefantwort

Stadtvertreter Ole Jönsson nimmt Bezug auf einen Leserbrief in der Segeberger Zeitung vom 
3.4.2002, der mit Dichtung und Wahrheit sehr fahrlässig umgeht 
Jedes Mittel recht 
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Seit der letzten Stadtvertretung ist der Bürgermeisterwahlkampf eröffnet. In der Hoffnung auf einen 
frühen Wahltermin im Herbst mobilisiert die CDU ihre Truppen. Dabei scheint auch jedes Mittel recht 
zu sein und keine Argumente zu plump. Anders kann ich mir die „defundierte“ Sachkenntnis von 
Herrn Dr. Dolling zum Haushalt und anderen Fragen nicht erklären oder wurde dort jemand einfach 
nur instrumentalisiert ohne Hintergrundinformation zu haben? 
Aber der Reihe nach. 

Die Verschiebung der Beratung zum Haushalt 2002 war aus verschiedenen Gründen geboten. Zum 
einem waren die finanziellen Folgen des EPF- Schlamassels noch nicht bekannt, ebenso noch nicht die 
Steuerentwicklung für das Jahr 2002, daher hat sich die Stadtvertretung auf Vorschlag des 
Bürgermeisters entschlossen, die Beratung und Beschlussfassung zu verschieben. Dabei sind wir nicht 
die einzigen, siehe Norderstedt, übrigens regiert von einem CDU-Bürgermeister. Die CDU-Fraktion im 
Rathaus hat dieses Vorgehen unterstützt. 

Schade Herr Dr. Dolling daneben! 

Die Steuererhöhungen wurden zwar vom Bürgermeister ins Gespräch gebracht, aber in einem 
anderen Zusammenhang. Bei der entsprechenden Finanzausschusssitzung war ich anwesend, Sie 
Herr Dr. Dolling nicht. Hintergrund war dabei, dass bei einem defizitären Haushalt die Möglichkeit 
besteht, beim Land eine sog. Fehlbedarfszuweisung zu beantragen. Dabei müssen jedoch vorher alle 
Einnahmemöglichkeiten ausgeschöpft werden. Dies betrifft auch die Mindesthebesätze für die 
Grundsteuer A und B sowie für die Gewerbesteuer. 

In einem diesbezüglichen Verwaltungsvermerk, der in dieser Sitzung und in der Sitzung der 
Stadtvertretung nochmals vorgelesen wurde und allen Stadtvertreterinnen und Stadtvertreter 
vorliegt, wird darauf Bezug genommen. Ohne eine Anhebung der Steuersätze würde das 
Innenministerium gar nicht erst in eine Prüfung des Antrages einsteigen. Auf diesem Umstand wurde 
lediglich hingewiesen. 

Ob die Steuersätze erhöht werden ist ausschließlich eine Entscheidung der Politik und nicht des 
Bürgermeisters. Eine Rücksprache mit der CDU-Fraktion im Rathaus wäre hier hilfreich gewesen, aber 
auch ein Blick ins Gesetz erleichtert die Rechtsfindung. 

Schade Herr Dr. Dolling, wieder daneben ! 

Desweiteren wird von Herrn Dolling angeführt, dass der Bürgermeister mit seiner Frau die SPD-
Fraktion auf seine Linie gebracht hätte. Lieber Herr Dr. Dolling, durch wiederholen solcher 
Spekulationen werden diese nicht wahr. Es scheitert allein schon daran, dass Frau Buff-Fröhlich gar 
nicht Mitglied der SPD - Fraktion ist. Um bürgerliches Mitglied in der Fraktion zu werden, wäre eine 
Mitgliedschaft in einem Ausschuss notwendig. Frau Buff-Fröhlich ist lediglich Mitglied im SPD-
Vorstand. Dieses ist nicht verwerfliches, da Frau Buff-Fröhlich eine engagierte und eigenständige 
Persönlichkeit ist und nicht das Anhängsel von jemanden. 

Übrigens nimmt der Bürgermeister nicht an allen Fraktionssitzungen teil. Jedoch ist die Teilnahme an 
Fraktionssitzungen legitim und nichts unseriöses wie wohl unterstellt werden soll. Zudem verbitte ich 
mir als Mitglied der SPD-Fraktion Unterstellungen, ich würde mich vom Bürgermeister 
instrumentalisieren lassen. 

Ich habe genug Rückgrat mir eine eigene Meinung zu bilden und diese dann auch öffentlich zu 
vertreten. Wie es bei der CDU aussieht kann ich jedoch nicht beurteilen, aber Skepsis ist erlaubt. 
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Und ein drittes Mal daneben Herr Dr. Dolling ! 

Zu Ihren Ausführungen zum Vermögenshaushalt schweige ich lieber, damit sich die Unrichtigkeiten 
und die mangelnde Sachkenntnis nicht noch weiter getragen wird. 

Ein Letztes zum Schluss, wer einer Partei angehört, deren Fraktion sich in Ausschussitzungen bei der 
Haushaltsberatung nicht einen einzigen Einsparungsvorschlag traut zu machen bzw. keinen hat, außer 
einer pauschalen Haushaltssperre von 10 % als Überraschungscoup, der sollte wesentlich kleinere 
Brötchen backen, wenn man zudem weiss, dass pauschale Kürzungen in den zurückliegenden Jahren 
ausgereizt wurden und eine nochmalige kontraproduktiv wirken würde. 

Dieser Vorschlag ist schlichtweg Sand in die Augen des Bürgers streuen. 

Bei den folgenden Beiträgen der CDU in der örtlichen Presse würde ich mir mehr Sachverstand 
wünschen. 

Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 16.04.2002, 15:26 Uhr - 1675 Clicks - Nr. 34

Otto-Reutter-Abend

Mit Augenzwinkern die Welt betrachten 
Von Peter Jäger (QT vom 16.04.2002)

Die SPD-Ortsvereine von Quickborn und Ellerau veranstallteten einen Liederabend der besonderen 
Art.
Im Bürgerhaus präsentierten HaWe Kühl und Bernhard Tuchel humorvolle Couplets und Channsons. 
Ellerau/Quickborn. Seine Texte sind so gut, dass sie bis heute nichts von ihrer Frische und 
Treffsicherheit eingebüßt haben. Auch nach seinem Tod im Jahre 1931 sind Otto Reutters Geist 
versprühende und humorvolle Couplets lebendig geblieben. Mit der Empfehlung „Nehm´ Se´n Alten“ 
hatte schon der Schauspieler Walter Plathe die Lacher auf seiner Seite. 

Am Wochenende begeisterten der Vortragskünstler HaWe Kühl und sein musikalischer Begleiter 
Bernhard Tuchel das Publikum im Ellerauer Bürgerhaus mit seinen Couplets. Die Ortsvorsitzenden 
Eckard Urban (Ellerau) und Elke Schreiber (Quickborn) erlebten mit den mehr als 60 Gästen einen 
hinreißenden Kleinkunstabend. 

Mit seiner kraftvollen Stimme und verschmitztem Augenzwinkern zog HaWe Kühl von Anfang an das 
Publikum in seinen Bann. Zu jedem Couplet gab er kurze Informationen, er stellte die Texte in ihren 
zeitlichen Kontext und verriet Besonderheiten. So erfuhren die Besucher, dass Otto Reutter in einem 
bissigen Lied über „Herrn Neureich“ einen emporkommenden Kriegsgewinnler zum Streit 
herausgefordert hatte. Er nahm auch die herrschende Wohnungsnot, die ärgerlichen 
Steuererhöhungen oder die ständigen Kabinettsumbildungen gehörig aufs Korn. Aus anderen Stücken 
spricht der humanistische, verständnisvolle Reutter. Sei es der „Blusenkauf“, „Alles wegen de Leut“ 
oder „Sei modern“ - es gibt kein Thema, dass der schöpferische Varietkünstler nicht auf seine 
originelle Art umzusetzen verstand. HaWe Kühl gelang es meisterhaft, die kleinen Spitzen und den 
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verschmitzten Humor über die Bühne zu bringen. 

Besonders amüsant war auch ein Chanson von Walter Hasenclever über die Entstehung des Steak 
Stroganov. Ein betrogener Ehemann demonstriert an einem Stück Fleisch, wie er seinen Nebenbuhler 
„echt russisch„ zurichtet... Am Klavier spielte Bernhard Tuchel. Der Profi-Musiker ist übrigens auch 
der Arrangeur der humorvollen und zeitkritischen Couplets von Otto Reutter. 

Beide Programme des Künstler-Duos gibt es auch auf zwei CDs. Die Titel lauten „Gräme Dich nicht...“ 
und „Ick wunder mir über jar nischt mehr...“ 

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 19.04.2002, 00:27 Uhr - 1562 Clicks - Nr. 35

SPD Norderstedt stellt "Thesenpapiere" vor

Wir stellen heute die Thesenpapiere, die von den Arbeitsgruppen von Partei und Fraktion der 
Norderstedter SPD erarbeitet wurden, vor. 
Sie stellen die Grundlage dar für den Beschluss des SPD-Ortsvereins, der Ende Juni/Anfang Juli 
erfolgen soll zum Kommunalwahlprogramm 2003–2008 der Norderstedter SPD. 

Der frühe Zeitpunkt der Veröffentlichung ist deshalb gewählt, weil wir eben diese Thesen gern mit 
interessierten Organisationen und Einzelpersonen diskutieren möchten, und zwar vor dem Beschluss 
durch die Mitgliederversammlung der Partei. 
Ab heute stehen die Papiere also nicht nur unseren Mitgliedern zur Verfügung, sondern allen 
interessierten NorderstedterInnen. Die Anregungen und Kritik werden dann in den Diskussions- und 
Beschlussprozess der Partei eingespeist. 

Wir erhoffen uns davon die Verbesserung der Qualität unseres Programms. 
Dieses – zugegebenermaßen – aufwendige Verfahren wählen wir zum zweiten Mal. Bereits vor fünf 
Jahren haben wir unser Programm nach intensivem Diskussionsprozess mit interessierten 
BürgerInnen beschlossen. 

Programme und die Arbeit daran haben für Sozialdemokraten von jeher einen hohen Stellenwert in 
der politischen Arbeit. Sind doch eben diese Programme die gemeinsame Basis, auf der die Fraktion 
in den folgenden Jahren arbeitet. Und das soll für jedermann transparent sein. 

Die Thesenpapiere sind auf unserer Homepage abrufbar und können auch themenweise abgefordert 
werden bei der SPD Norderstedt, Ulzburger Straße 308 in 22846 Norderstedt. 

Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 19.04.2002, 11:39 Uhr - 114 Clicks - Nr. 36

Bundeswehrgruppe tagt mit Franz Thönnes

Franz Thönnes bei der AfA-Landesbetriebsgruppe Bundeswehr in Kiel 
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Der SPD-Landesvorsitzende MdB Franz Thönnes hat auf der Betriebsgruppenversammlung im April 
zusammen mit dem MdB Dr. Hans-Peter Bartels (Mitglied des Verteidigungsausschusses)
über die 
Sicherheitspolitik der SPD in Schleswig-Holstein
diskutiert. 
Besonders hob er den auf dem außerordentlichen Landesparteitag verabschiedeten Antrag 
„Deutschlands neue Verantwortung“ mit den darin enthaltenen militärischen Aspekten der 
Außenpolitik hervor. Er erläuterte dann das aus der Sicht der Landes-SPD verabschiedete 
Meinungsbild zur Bundeswehr. 
Im Anschluß erläuterte der MdB Hans-Peter Bartels in seinem Referat den Standpunkt zur 
Bundeswehr aus der Berliner Sicht . 
Die anschließende Diskussion zeigte dann, daß es zu den Fragen „Wehrpflicht und Finanzierung der 
Bundeswehr“ unterschiedliche Auffassungen zwischen der Landes-SPD auf der einen Seite, und den 
Verteidigungspolitiker und Angehörigen der Bundeswehr auf der anderen Seite gibt.
Der Betriebsgruppenvorsitzende Helmut Ulbrand machte zur Finanzierung den Hinweis, daß auf der 
AfA-Bundeskonferenz in Saarbrücken vom 12. – 14. April über einen Antrag der AfA-Betriebsgruppe 
zur Finanzierung diskutiert und entschieden wird.
Bei der Frage zur Beibehaltung der Wehrpflicht wurden die zur Zeit in der Öffentlichkeit bekannten 
Argumente für oder gegen die Wehrpflicht ausgiebig diskutiert. Die anwesenden Soldaten und 
Zivilbeschäftigten berichteten dann von ihren Sorgen und Nöten in ihren Standorten.
Zum Schluß waren sich Alle darin einig, daß jeder bei diesem Treffen vom Anderen etwas gelernt hat 
und nun mehr Verständnis zum Thema “die Bundeswehr, heute und morgen“ aufbringen kann.
Durch einen weiteren Erfahrungsaustausch zwischen den Gremien sind viele positive Denkanstöße 
möglich, die uns in die richtige Richtung bei der Umsetzung der Reform der Bundeswehr bringen 
werden. Dieses Potenzial sollte unbedingt genutzt werden. 

Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 19.04.2002, 11:42 Uhr - 101 Clicks - Nr. 37

Bundeswehr-Antrag aus Saarbrücken

Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen / Betriebsorganisation in der SPD
Zentraler Betriebsgruppenausschuß „Bundeswehr

Antragsteller: AfA-Zentraler Betriebsgruppenausschuß „ Bundeswehr“ +
AfA-Landesbetriebsgruppe „Bundeswehr“ in Schleswig-Holstein 
Der Zentrale Betriebsgruppenausschuß Bundeswehr fordert die AfA-Bundeskonferenz auf, sich beim 
AfA-Bundesvorstand und dem SPD-Bundesvorstand dafür einzusetzen, daß die Haushaltmittel für die 
Bundeswehr 

die schwierige Lage der öffentlichen Haushalte berücksichtigen. 
Aber sie müssen die Bundeswehr in die Lage versetzen, ihre internationalen Aufgaben 
zufriedenstellend zu erfüllen. Dieses ist mit den heutigen Finanzmitteln nicht möglich.

Der AfA-Bundesvorstand und der SPD-Bundesvorstand sollen die Bundesregierung zu einer solchen 
Haushaltmittelbereitstellung auffordern.
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Begründung:

Bis zum Jahr 1989, also bis zur Wiedervereinigung, betrug der Verteidigungshaushalt ca. 20 % des 
Gesamthaushaltes. Dieses war in Zeiten des kalten Krieges angemessen. Seitdem wurde der Anteil für 
die Bundeswehr in den letzten Jahren drastisch gekürzt.
Wir, die AfA-Landesbetriebsgruppe Bundeswehr in Schleswig-Holstein, halten eine Kürzung für 
sinnvoll, aber sie darf nicht so weit gehen, daß die Bundeswehr ihre inzwischen gewachsenen 
Aufgaben nicht mehr zufriedenstellend erledigen kann.
Nach einer Studie des Londoner International Institute for Strategic Studies („Die Welt“ vom 
12.09.2001)verwendet Großbrittannien 2,6 % des Bruttosozialproduktes, Frankreich sogar 2,7 % für 
den Verteidigungshaushalt auf. Deutschland wendet zur Zeit nur 1,6 % für die Bundeswehr auf. Noch 
weniger wenden nur Österreich, Belgien, Finnland, Luxemburg und Spanien auf.
Nach Ansicht des Londoner Institutes hat die schlechte finanzielle Ausstattung der Bundeswehr 
schwere Folgen für die NATO und ihrer Bündnispartner.

Entscheidung der AfA-Bundeskonferenz am 12. – 14. April in Saarbrücken:

Zustimmung und Weiterleitung an den AfA-Bundesvorstand, 
SPD-Parteivorstand und die SPD-Bundestagsfraktion 

Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 19.04.2002, 11:44 Uhr - 116 Clicks - Nr. 38

AfA-Bundeskonferenz in Saarbrücken

13 Schleswig-Holsteiner in Saarbrücken 
Vom 12. bis zum 14. April fand in Saarbrücken die AfA-Bundeskonferenz statt. Am 11. April sind 
darum 13 Delegierte und zwei Bundesvorstandsmitglieder aus Schleswig-Holstein per Bahn ins ferne 
Saarbrücken losgefahren. Nachts um 23.30 sind wir dann auch etwas erschöpft, aber guter Dinge im 
Hotel in Saarbrücken angekommen. Am nächsten Mittag fing die Konferenz dann auch pünktlich an. 
Das Konferenzmotto lautete: 

Solidarisch handeln: für Arbeit und Gerechtigkeit 

Am ersten Tag haben wir nach den Grußworten dann ein Referat vom Arbeitsminister Walter Riester 
und dann vom Parteivorsitzenden und Bundeskanzler Gerhard Schröder gehört. 
Der zweite Tag war lang und erfolgreich für Schleswig-Holstein. Über den ganzen Tag waren die 
Anträge zu diskutieren und zu verabschieden. Zwischendurch wurden die Vorstandswahlen 
durchgeführt. Zum Vorsitzenden wurde der Saarländer MdB Ottmar Schreiner mit großer Mehrheit 
wiedergewählt. Für die 25 Beisitzer/innen haben die bisherigen S.-H.-Vertreterinnen Sabine-Almut 
Auerbach aus Lübeck und Kirsten Röhlke aus Flensburg wieder kandidiert. Jetzt haben wir mit dem 
Genossen Jörg Wenghöfer aus Neumünster sogar noch einen männlichen Vertreter im höchsten AfA-
Gremium. Alle drei Genossen/innen haben sehr gute Wahlergebnisse erzielt. 
Bei der Antragsberatung haben wir alle eingereichten Anträge durchbekommen, sogar den von der 
Antragskommission mit der Empfehlung „Ablehnung“ versehenen Antrag der Landesbetriebsgruppe 
Bundeswehr aus Schleswig-Holstein. Der Änderungsantrag und der Redebeitrag des 
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Betriebsgruppenvorsitzenden hat die Delegierten wohl überzeugt. 
Am Nachmittag haben wir dann den Höhepunkt der Konferenz erlebt, der Vortrag unseres 
Generalsekretärs Franz Müntefering. Seine Rede hat wie eine Vitaminspritze auf die ca. 300 
Delegierten gewirkt. Die Saarlandhalle bebte danach minutenlang von unserem Beifall. 
Am Abend trafen wir dann auf dem sehr schönen Partei-Abend in einem ehemaligen Stahlwerk 
unseren Landesvorsitzenden Franz Thönnes, der als stellvertretender Fraktionvorsitzender am letzten 
Konferenztag noch eine mitreißende Rede gehalten hat. 
Mittags um 13.00 Uhr begann dann die Rückreise nach Schleswig-Holstein. 
Wir sind also nach 3 ½ Tagen etwas erschöpft aber sehr zufrieden und erfolgreich wieder zu Hause 
angekommen. 

Keine Kommentare 

SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 24.04.2002, 12:31 Uhr - 914 Clicks - Nr. 39

BGS bleibt in Bredstedt

Gerüchten, der Bundesgrenzschutz (BGS) werde ganz oder zumindest zum allergrößten Teil aus 
Bredstedt abgezogen werden, tritt der Husumer Bundestagsabgeordente Manfred Opel (SPD) 
entgegen. 
Fakt sei, dass das Bundesinnenministerium die Prüfung noch nicht abgeschlossen habe, ob in 
Bredstedt wie bisher eine Bundesgrenzschutzinspektion oder ein Einsatzabschnitt untergebracht 
werde.

Wichtig für die Region sei es, so Manfred Opel, dass beide Mgölichkeiten die weitere Präsenz des BGS 
in Bredstedt sicherstellten. Von einem vollständigen oder auch nur überwiegenden Abzug könne 
mithin keine Rede sein. Darüber hinaus sicherte der Bundestagsabgeordnete zu, dass er die Stadt 
Bredstedt bei der Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze in den zu erwerbenden Teilen der BGS-
Liegenschaft unterstützen werde. 

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 25.04.2002, 22:46 Uhr - 1364 Clicks - Nr. 40

Pressemeldung des SPD-Ortsverbandes Niebüll zum Ergebnis 
des Bürgerentscheides K

Bürgerentscheid ein Erfolg für Niebüll 

Die SPD-Niebüll freut sich über das Ergebnis des ersten schleswig-holsteiner Bürgerentscheides und 
dankt allen Bürgern für ihr engagiertes Wahlverhalten. 

„Die Nordfriesen haben in dem ersten Bürgerentscheid in Schleswig-Holstein politische Reife und 
starkes Engagement bewiesen. Die relativ hohe Wahlbeteiligung zeigt, wie ernst die Menschen der 
Region das Thema nehmen. Der Bürgentscheid ist auch ein Erfolg für Niebüll. So hat sich unsere 
Unterstützung der Bürgerentscheids-Initiative von Verdi als richtig und erfolgreich erwiesen“ sagte 
der Ortsvereinsvorsitzende Frank Solms Nebelung anlässlich einer außerordentlichen 
Vorstandssitzung zu diesem Thema am Sonntag. 
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Die Arbeit für den Erhalt der Arbeitsplätze und der Standorte in ganz Nordfriesland fängt nun jedoch 
erst an. Die Wahrung der Einflussmöglichkeiten der Regionen und der Arbeitnehmer durch den 
Bürgerentscheid sollte jetzt auch genutzt werden. Es geht aus Sicht der SPD-Niebüll in den folgenden 
Jahren um die Sicherung der Grundversorgung, regionale Mitbestimmung, inhaltliche 
Weiterentwicklung und den intelligenten Ausbau der Häuser. 

Für das Krankenhaus Niebüll muss eine Strategie gefunden werden, die endlich langfristig die 
Grundversorgung und den Standort sichert sowie neue Felder erschließt. Dies könnten Reha-
Angebote oder ähnliche Leistungen sein. Die offenbar geplante Schließung des Krankenhauses 
Tondern sollte in die Überlegungen ebenso als Chance einbezogen werden wie die Einbindung 
regionaler Partner. 

Ein erneutes Vorgehen über die Köpfe der Menschen in der Region Südtondern hinweg wird es nach 
diesem Bürgerentscheid wohl nicht mehr geben. Gemeinsam mit dem Kreis, der SPD-
Kreistagsfraktion und dem Landrat will die SPD-Niebüll nun darum kämpfen, dass die Genehmigungen 
zu ambulanten Behandlungen den Häusern Niebüll und Husum durch die Kassenärztliche Vereinigung 
(KV) wieder erteilt werden. 

Der Entzug der Genehmigungen ist ein empörender Vorgang, die SPD-Niebüll geht aber davon aus, 
dass die KV die Bürger der Region nicht mit unzumutbaren Fahrtentfernungen belasten wollen, und 
einlenken. Damit würde auch ein öffentlicher Schritt nach Kiel und/oder Berlin vermieden. 

„Von nun an sollten alle Beteiligten wieder gemeinsam an einem Strang ziehen, um für die Zukunft 
der Krankenhäuser in Nordfriesland zu kämpfen“ so Nebelung zum Abschluss der Sitzung. 

Keine Kommentare 

SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 30.04.2002, 11:19 Uhr - 5517 Clicks - Nr. 41

Stellungnahme PISA-Studie

Vorbemerkung

Deutsche Schülerinnen und Schüler haben bei der Schulstudie "PISA 2000" (Programme for 
International Student Assessment), deren Ergebnisse am 04. Dezember veröffentlicht wurden, 
schlecht abgeschnitten. 
Im Rahmen der internationalen Studie, an der sich unter 32 Nationen auch Deutschland beteiligt, 
wurden von April bis Juni 2000 mehr als 250.000 15-jährige Schülerinnen und Schüler aller Schularten 
in den Bereichen Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften getestet. Im Vergleich mit 32 
Industriestaaten erreichte die Bundesrepublik in allen drei Leistungskategorien – Lesen, Rechnen und 
Naturwissenschaften – nur Platzierungen zwischen dem 20. und 25. Platz.

Diese Ergebnisse fordern Stellungnahmen aller gesellschaftlich relevanten Gruppierungen- so auch 
des SPD Kreisverbandes Nordfriesland – damit möglichst schon in näherer Zukunft Verbesserungen in 
allen Leistungskategorien erreicht werden können.

Politik muss daran arbeiten

....dass die Rahmenbedingungen stimmen.
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....dass die Schule nicht als Reparaturbetrieb für gesellschaftliche Fehlentwicklungen
herhalten muss.
....dass Schule nicht Versuchskaninchen praxisferner Theoretiker ist.
....dass alle Beteiligten in der Schule sich auf die Grundlagenarbeit konzentrieren können.

Einige Forderungen des SPD KV-NF:

1.Erziehung ist Elternpflicht! Bei Schwierigkeiten sollten Beratungsstellen in Anspruch genommen 
werden, wie zum Beispiel die „Elternschule des Kreises NF“, Schule kann den Erziehungsprozess nur 
aktiv begleiten.

2.Ganztagskindergärten sollten flächendeckend angeboten werden.
Der Kindergarten soll die Kinder auf die Schule vorbereiten.

3.Der Unterricht in der Grundschule kann erleichtert werden, indem noch nicht schulreife Kinder z. B. 
in Vorschulklassen besonders gefördert werden. Voraussetzung für das Verlassen der Grundschule ist, 
dass jedes Kind lesen, schreiben und rechnen kann.
Lehrmethoden der Grundschule sind mit den weiterführenden Schulen abzustimmen. Bei einer 
Abweichung vom Grundschulgutachten ist ein Beratungsgespräch mit der aufnehmenden Schule 
verpflichtend.

4.Erforderlich sind Ganztagsangebote unter Einbindung der Ressourcen von Schule, Jugend- und 
Sozialhilfe und Maßnahmen nach dem Sozialgesetzbuch.
Dabei ist eine enge Zusammenarbeit mit den Kulturträgern vor Ort Voraussetzung.
Schüler mit Defiziten und auch Hochbegabte müssen besonders gefördert werden.

5.Wir sind für die Festlegung auf die 3-jährige Sekundarstufe II.
Studiengänge sind in Trimestern anzubieten.

6.Die Lehrerausbildung muss praxisorientiert durchgeführt werden, so dass berufliche 
Fehlentwicklungen rechtzeitig erkannt werden.
Altersteilzeit und/oder Entlastung der älteren Kollegen ist wieder einzuführen.

7.Das Bildungsministerium hat eine an der Schule orientierte Aus-/Fort- und Weiterbildung sicher zu 
stellen.

8.Die Schulträger sind gefordert, in dem sie die Schulen auf einen guten Stand zu unterhalten haben. 
Für Lehr- und Lernmittel ist so zu sorgen, dass ein zeitgemäßer Unterricht durchgeführt werden kann.

9.Es ist darauf einzuwirken, dass ein gehobener Stellenwert von Bildung in unserer Gesellschaft zur 
Gemeinschaftsaufgabe wird.

10.Eltern, Kinder und Lehrer müssen die Freude an Leistung wiederentdecken.

Schlussbemerkung:

Das Problem, welches die PISA-Studie aufgedeckt hat, ist nicht neu.
Man schafft es nicht aus der Welt, in dem man in der Grundschule Fremdsprachenunterricht erteilt 
und schon gar nicht, in dem man das Alter für den Nikotin- und Alkoholkonsum und Discobesuche 
senkt.
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Der Etat für Bildung muss erhöht werden. Aus diesem Grund, aber nicht nur aus diesem, ist zu 
prüfen, ob die Zuständigkeit für Bildung nicht besser beim Bund aufgehoben wäre. 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 01.05.2002, 17:46 Uhr - 190 Clicks - Nr. 42

SPD Bad Segeberg zum 1. Mai

Betriebsratswahlen zwischen dem 1. März und 31.Mai 

Zwischen dem 1. März und dem 31. Mai ist es wieder so weit. In allen Betrieben (ab 5 Beschäftigte) 
können und sollen Betriebsräte gewählt werden. Gleichzeitig gehen in Bad Segeberg durch 
Schließungen und Betriebsaufgaben Arbeitsplätze verloren. Ein Teil der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wird in die Arbeitslosigkeit entlassen. Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer kann 
heute in die Gefahr kommen, seinen Arbeitsplatz zu verlieren oder mit nachteiligen Veränderungen 
konfrontiert werden. 

"Die wirtschaftliche Situation kann ein Betriebsrat nicht ändern, aber er sorgt dafür, dass soziale 
Härten ausgeglichen werden," so der Joachim Wilken-Kebeck, der Vorsitzende des SPD-Ortsvereins. 
"Arbeitsplätze zu sichern - das ist eine der wichtigsten Aufgaben eines Betriebsrats. Gut, dass er vom 
Arbeitgeber über alle wichtigen Vorgänge informiert werden muss. Durch einen Betriebsrat wird der 
Sachverstand der Beschäftigten berücksichtigt und der Willkür unternehmerischer Entscheidungen 
werden Grenzen gesetzt. Wenn es trotzdem zu Kündigungen oder gar zur Betriebsschließung kommt, 
hat der Betriebsrat ein Wort mitzureden. 'Eine ohne Anhörung des Betriebsrats ausgesprochene 
Kündigung ist unwirksam', heißt es im Gesetz. Der Betriebsrat kann zum Beispiel dafür sorgen, dass es 
anstelle von Entlassungen vorübergehende Kurzarbeit gibt. Er kann über Alternativen zu Entlassungen 
verhandeln, indem Arbeit anders verteilt und organisiert wird. Er kann - wenn Entlassungen nicht zu 
verhindern sind - unter bestimmten Voraussetzungen einen Sozialplan erzwingen, um so wenigstens 
die finanziellen Härten "abzufedern" und um dafür zu sorgen, dass soziale Gesichtspunkte 
berücksichtigt werden, "so Wilken-Kebeck weiter. 

"Habt ihr keinen - wählt euch einen!" unterstützen die Bad Segeberger Sozialdemokraten die 
Forderung der Gewerkschaften. 
Gerade in kleineren Betrieben reagieren viele Arbeitgeber empört, sobald ‚ihre' Beschäftigten ihre 
gesetzlichen Rechte im Betrieb einfordern. Auch bei den Kollegen fehlt oft das Verständnis für die 
Betriebsratsgründung - weil der Chef doch ‚nicht so schlimm' ist. Das geht gut, so lange alles im 
Betrieb rund läuft und wir leistungsfähig und gesund sind. Was aber, wenn man krank wird oder 
einen Unfall hat? Was ist, wenn die Auftragslage sich verschlechtert? Was ist, wenn der 
verständnisvolle Seniorchef auf sein Altenteil geht und der Junior nicht mit sich reden lässt? Alle 
haben schon erlebt, wie Arbeitnehmer, die sich noch vor kurzem als rechte Hand des Chefs gefühlt 
haben, plötzlich zum alten Eisen geworfen wurden. Besser ist, wenn bereits heute der Betriebsrat die 
Arbeit beginnt und wenn es nötig ist, mit Ruhe und Erfahrung die Interessen der Beschäftigten 
vertritt. 

Politik hat angesichts der sich verschärften weltweiten Konkurrenz und der rasanten technologischen 
Entwicklung zwei Aufgaben zu meistern: 
Erstens muss sie für die Rahmenbedingungen sorgen, die Wirtschaft unseres Landes wettbewerbs- 
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und zukunftsfähig ist machen. Nur so können Arbeitsplätze geschaffen und gesichert werden. Dies ist 
die Grundvoraussetzung auch für soziale Sicherheit. 
Zweitens muss die Politik dazu beitragen, dass Wachstum und Wohlstand gerechter verteilt werden 
und die Schwächeren in der Gesellschaft nicht unter die Räder kommen. 

Die Gewerkschaften sind den Unternehmern gerade im Bündnis für Arbeit weit entgegen gekommen 
und haben gesamtgesellschaftliche Verantwortung gezeigt. Doch Solidarität ist keine Einbahnstraße. 
Auch die Wirtschaft hat Verantwortung für die soziale Stabilität und die Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes. Die Unternehmer müssen jetzt endlich ihren Verpflichtungen und Zusagen für die Ausbildung 
junger Menschen umfassend nachkommen und die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
angemessen an den Erträgen und Gewinnen beteiligen. 
Eine moderne Wirtschaft erfordert auch eine Neujustierung des Verhältnisses zwischen Kapital und 
Arbeit. Auf dem Weltmarkt können nur solche Unternehmen erfolgreich, schnell und flexibel agieren, 
in denen alle Beteiligten gleichberechtigt am Erfolg mitarbeiten können. 

In diesem Sinne ruft die SPD ihre Mitglieder auf, sich an den Kundgebungen der Gewerkschaften zu 
beteiligen. 

Weiter wendet sich die Bad Segeberger SPD an alle Berufstätigen, in Ihren Betrieben die Wahl von 
Betriebsräten einzufordern und zu unterstützen. Gerade die SPD-geführte Bundesregierung hat durch 
die Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes die Schaffung von Betriebsräten in 
mittelständischen Betrieben spürbar vereinfacht. 

Keine Kommentare 

SPD-Schwabstedt - veröffentlicht am 10.05.2002, 10:44 Uhr - 1601 Clicks - Nr. 43

Mit der Schwabstedter SPD viel bewegt.

Der OV-Vorsitzende Berd Wachter ließ das vergangene Jahr Revue passieren. Er stellte dabei 
besonders den 30jährigen Geburtstag des Ortsvereines heraus. 
Die mitgebrachten Präsente zum Geburtstag waren gewünschte Geldspenden, die der OV der 
Jugendarbeit in Schwabstedt voll zur Verfügung stellte (540 DM).

Manfred Erhardt berichtete aus der Arbeit der Gemeindevertreter:
- Die Erweiterung des Feuerwehrgerätehauses wurde auf den Weg gebracht.
- Im Treenebad wird das Wasser über eine Solaranlage beheizt.
- Der Lehmsieker Forst wird als Naturerlebnisraum anerkannt.

Die Vorstandswahlen brachten folgendes Ergebnis: Wiederwahl für Bernd Wachter sowie Kassierin 
Erika Thoms und Dörthe Wachter als Schriftführerin. Neuer Beisitzer wurde Gerhard Hubert und als 
Delegierte für den Kreisparteitag wurden Gerda Schmitt, Gerhard Hubert und Fritz Ziegler gewählt.

Für 30jährige Mitgliedschaft wurden geehrt: Erika Thoms, Martin Polzin, Hans-Hermann Wieben und 
Ernst Thomsen. 

Keine Kommentare 
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SPD Bad Bramstedt - veröffentlicht am 17.05.2002, 14:00 Uhr - 1849 Clicks - Nr. 44

A20 südlich von Bad Bramstedt

Die Entscheidung der Landesregierung zum Trassenverlauf der A 20 ist nicht zu begrüßen, sollte aber 
hingenommen werden. 
Die Kräfte für einen aussichtslosen Kampf gegen die Grundsatzentscheidung sollten besser genutzt 
werden,
um die negativen Folgen der Entscheidung für die Region zu mildern und um mögliche Chancen, die 
mit ihr verbunden sind, zu erkennen, verstärken und zu nutzen.

Es gibt jetzt keinen Grund mehr, mit den Planungen für die Umgehungsstraße innezuhalten. Das 
Planfeststellungsverfahren sollte zügig durchgeführt und abgeschlossen werden. Der Baubeginn wird 
von uns für das nächste Jahr erwartet.

An der Detailplanung der A20 sollten sich die betroffenen Kommunen, Bürger, Unternehmen, Vereine 
und die Verbände konstruktiv beteiligen.

Bereits planungsbegleitend sollten erforderliche und mögliche Maßnahmen ermittelt und ergriffen 
werden, um Störungen durch die A20 zu verringern; z.B. frühzeitig

· Aufforstungen als Lärmschutz beginnen
· Bauleitplanungen anpassen.

Ein wesentlicher Grund für die Trasse nach Glückstadt ist die durch die A20 erwartete 
Wirtschaftsbelebung im Westen des Kreises Steinburg. Es ist davon auszugehen, dass auch die Region 
Bad Bramstedt durch diese zusätzliche Bundesfernstraße positive Impulse empfängt. Hierfür ist es 
jedoch unverzichtbar, eine Anschlussstelle zu erhalten.

Die Bramstedter Sozialdemokraten gehen nach den Äußerungen führender schleswig-holsteinischer 
CDU-Politiker und angesichts der Zustimmung durch den CDU-geführten Senat der Stadt Hamburg 
davon aus, dass auch eine CDU-geführte Landesregierung zur gleichen Trassenentscheidung 
gekommen wäre. Die an die Landesregierung gerichtete Kritik des Vorsitzenden des Bad Bramstedter 
CDU-Ortsverbandes Bornhöft wird deshalb als unberechtigt zurückgewiesen.

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 18.05.2002, 19:39 Uhr - 1329 Clicks - Nr. 45

Stellungnahme des SPD-Ortsvereines Niebüll zum 
Diskussionspapier der Krankhäuser

Der Bürgerentscheid war erst der Anfang: der Kampf um die Standorte geht weiter. 

Der SPD-Niebüll liegt ein Diskussionspapier der Leitung des Kreiskrankenhauses Nordfriesland vor, 
welches an die Mitarbeiter des KKHs Niebüll gerichtet ist. In ihm wird davon gesprochen, das KKH 
Niebüll von der Grund- und Regelversorgung zur Grundversorgung herabzustufen und weitere 
Leistungen in Husum zu zentralisieren. Niebüll als großes Haus wird darin in einem Atemzuge als nur 
regional tätiges Haus mit den kleinen Häusern Tönning und Wyk genannt. Außerdem wird geplant, die 
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gynäkologische Abteilung zu einer Belegabteilung umzuwandeln und die Radiologie nur noch unter 
Husumer Leitung zu stellen. 

Diese Entwicklung geht aus Sicht der SPD-Niebüll genau in die verkehrte Richtung und ist ein 
gefährliches und nicht zu verantwortendes Konzept. Hier zeigt sich, wie die Kreisverwaltung in Husum 
die Region Südtondern aus finanziellen Gründen gesundheitspolitisch austrocknen möchte und was 
aus Sicht der Krankenhausverwaltung hinter dem Privatisierungswunsch stand. Die SPD-Niebüll ist 
froh, seit dem Bürgerbegehren um den Willen und die Kampfbereitschaft der Bevölkerung für ihr 
Krankenhaus zu wissen. 

Eine zentralistische Ausrichtung auf den Standort Husum würde nur dort die notwendigen 
Gesundheitsleistungen gewährleisten. Dies ist aus Sicht der SPD-Niebüll und für die Bevölkerung des 
übrigen Kreisgebietes natürlich vollkommen inakzeptabel. In einem Flächenkreis wie Nordfriesland 
kann man dabei nicht wie in einer Großstadt agieren, wo Krankenhäuser dicht beieinander liegen, 
dazu sind die Fahrwege viel zu lang. Außerdem dürfen strukturpolitische Aspekte nicht vernachlässigt 
werden. Das Krankenhaus Niebüll ist der größte Arbeitgeber in Südtondern. Jede kleine Veränderung 
führt zu massiven Problemen. So kämpft dabei die den Kreis Nordfriesland wirtschaftlich tragende 
Region Südtondern nicht nur um ihre Gesundheitsversorgung, sondern auch um ihre wirtschaftliche 
Existenz. Diese Umverteilung von Mitteln von Südtondern nach Husum ist also auch aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht hinnehmbar. 

Die SPD-Niebüll erwartet von der Krankenhausleitung und der Kreisverwaltung nun ein Konzept mit 
wirklich ausbauendem Charakter für das KKH Niebüll. Das vorliegende Papier spricht von Ausbau und 
enthält für Niebüll doch nur Abbaukonzepte. Nur mit einer positiven und ausbauenden Konzeption 
für die Krankenhäuser erfüllen Krankenhausleitung und Kreisverwaltung jedoch ihre Pflichten für die 
Menschen und ihre Region. 

Keine Kommentare 

SPD-Dithmarschen - veröffentlicht am 21.05.2002, 18:44 Uhr - 6618 Clicks - Nr. 46

Kinderbetreuung in Dithmarschen ein Schlusslicht!?

- Öffnungszeiten der Einrichtungen contra Arbeitszeiten der Eltern - 

Wann wird Dithmarschen soweit sein, dass Öffnungszeiten der Kindertagsstätten vereinbar sind mit 
flexiblen Arbeitszeiten der Eltern? 

Die Kinderbetreuung zur Vereinbarkeit von Familei und Beruf steht immer mehr im Vordergrund des 
öffentlichen und privaten Interesses. Von betroffenen Familien beziehungsweise Mütern werden 
vermehrt flexiblere Öffnungszeiten gefordert. Es gibt im Kreis Dithmarschen eine Vielzahl von 
Betreuungsangeboten durch Kindertagseinrichtungen mit unterschiedlichen Zielsetzungen und 
zeitlichen Angeboten. Der Beirat des SPD Forums Familie möchte sie herzlich zu einem Austausch in 
Form einer Podiumsdiskussion mit Vertreterinnen und Vertretern von Verwaltung, Politik, Kirche, 
Wirtschaft und Eltern am 

Donnerstag, 23.5.2002 - 19:30 Uhr
in Meldorf "Hotel zur Linde"

einladen. 
Keine Kommentare 
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SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 22.05.2002, 18:30 Uhr - 5584 Clicks - Nr. 47

Der SPD-Kreisverband Nordfriesland zum Thema 
Müllverbrennungsanlage:

MVA-Prozess nicht gegen die Bürgerinnen und Bürger!
Die mögliche Errichtung einer Müllverbrennungsanlage in Nordfriesland ist seit einiger Zeit 
Gegenstand heftiger Diskussionen.

Die SPD Nordfriesland begrüßt es, dass sowohl der nordfriesische Kreistag als auch die RWE Umwelt 
Nord öffentliche Anhörungen zum Thema Müllverbrennung durchführen werden. Die längst 
überfällige öffentliche Diskussion muss alle Sorgen und Fragen der Bürger aufnehmen und 
zufriedenstellend beantworten.

Dabei sind nicht nur die offenen Fragen der Untersuchung zur Standortfindung, sondern generell die 
Notwendigkeit des Baus einer Anlage zur Diskussion zu stellen. Auch über Alternativen zur 
Müllbeseitigung außerhalb des Kreisgebietes in vorhandenen oder geplanten Anlagen ist ernsthaft zu 
beraten.

Der Kreisvorstand der SPD appelliert dabei an die Beteiligten, zu einer Lösung zu gelangen, die 
insbesondere im Einvernehmen mit den betroffenen Bürgern gefunden werden muss. Wenn 
überhaupt eine MVA in Nordfriesland nötig sein sollte, ist sie nur dort zu errichten, wo die örtliche 
Bevölkerung dies akzeptiert.

Der Bundestagsabgeordnete Manfred Opel wurde gebeten, für die nordfriesische SPD die 
Koordination zu übernehmen. 

Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 23.05.2002, 07:54 Uhr - 1534 Clicks - Nr. 48

SPD - Aktuell Mai 2002

Liebe Mitbürgerinnen , liebe Mitbürger,

über die Sitzung der Gemeindevertretung am 02. Mai 2002 möchten wir Sie wie folgt informieren:

1. Berichte Bürgervorsteher/Bürgermeister
- An der Aktion „Saubere Landschaft“ am 23. März 2002 haben sich ca. 80 Helferinnen und Helfer aus 
Ellerau beteiligt. Ihnen wurde für Ihren Einsatz herzlich gedankt.
- Dem Sozialausschuss und allen weiteren Helferinnen und Helfern wurde für die Organisation und 
Durchfüh-rung der Seniorenausfahrt mit ca. 190 Teilnehmerinnen/Teilnehmern gedankt.
- Die neue Besetzung des CDU-Ortsvereinsvorstandes wurde bekannt gegeben.
- Der Innenminister hat eine Verstärkung der Polizeiinspektion im Kreis Segeberg in Aussicht gestellt 
und 14 Stellen bewilligt. Hiervon sollen vier bis sechs in Kürze besetzt werden. Ob dadurch auch eine 
Verstärkung der örtlichen Polizeistation erfolgen wird, ist noch nicht bekannt.
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- Die Rathausfassade musste mit einem Gerüst versehen werden, da bei den starken Regenfällen der 
letzten Wochen erhebliche Durchfeuchtungen im Bereich der Fenster und Wände aufgetreten sind. 
Diese Mängel werden im Rahmen der Gewährleistung behoben.
- Die Flächenvermarktung im neuen Gewerbegebiet Ellerau Ost wird durch die 
Landesentwicklungsgesell-schaft (LEG) und die Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Kreise 
Pinneberg und Segeberg mit Nachdruck fortgesetzt. Nach mehreren Monaten ohne Nachfrage (nach 
dem 11. September 2001) ist nun wieder eine verstärkte Nachfrage eingetreten.
- Am 05. Mai 2002 wird das Freibad eröffnet.
2. Eingaben und Anfragen
- FDP und Bürgerforum Ellerau haben eine Eingabe zur kreuzungsfreien Ausbildung der AKN-Linie mit 
der Landesstraße 76 im Bereich des Ortseinganges von Ellerau eingereicht. Diese wurde verlesen, sie 
soll im Ausschuss weiter beraten werden.
- Herr Reising (SPD) berichtete, dass die Dusch- und Waschräume an den Sporthallen der 
Grundschule in letzter Zeit nur mangelhaft gereinigt werden. Hier muss eine Besserung eintreten 
(wurde von Seiten der Verwaltung zugesagt). Weiterhin muss die Reinigung in den Ferienzeiten 
geklärt werden, da der Sportbe-trieb auch in diesen Zeiten fortgesetzt wird.
- Herr Reising (SPD) fragte an, wie viel Ellerauer Haushalte bzw. Gebäude noch nicht an die 
Schmutzwasser-kanalisation angeschlossen sind. Die Antwort wird bei der nächsten 
Gemeinderatssitzung erteilt. 
- Herr Bihl fragte an, ob der Haushaltsplan der Gemeinde auf der Internetseite der Gemeinde 
veröffentlicht werden kann. Dies wird verwaltungsseitig geprüft.
3. Die CDU-Fraktion hat in einem Antrag vom 09. März 2002 die Zurückstellung des Bauvorhaben 
Regenrückhal-tebecken bis zum Jahre 2005 oder später beantragt. In der Diskussion wurde 
Verwunderung über diesen An-trag geäußert, da kurz zuvor während der Haushaltsberatungen noch 
die Mittel für den Bau des nächsten Rückhaltebeckens einstimmig im Haushalt beschlossen wurden. 
Weiterhin ist die Frage zu klären, ob bei einer Verschiebung nicht die üblichen Zuschüsse verfallen. 
Der Antrag wurde daher einstimmig zur weiteren Bera-tung in den Finanzausschuss und in den 
Ausschuss für Bauwesen, Wirtschaft und Verkehr verwiesen.
4. VHS-Gebührensatzung
Die BVE-Fraktion hat am 07. Januar 2002 beantragt, für Studienreisen der VHS einen 
Regiekostenzuschlag in der Gebührensatzung festzulegen. Dies wurde im zuständigen Ausschuss 
abgelehnt. Es wurde vielmehr fest-gestellt, dass die Studienreisen stets kostendeckend mit einem 
kleinen Überschuss durchgeführt werden und in sofern bereits ein Kostendeckungsbeitrag für die 
Verwaltung erwirtschaftet wird. Der Bürgerverein versuchte darauf hin, das gesamte Thema von der 
Tagesordnung zu nehmen und beantragte ersatzweise, dass die in der Verwaltung neu eingestellte 
Kraft (Kostenrechner) Einsparungen im Bereich der VHS prüfen solle. Mit beiden Anträgen scheiterte 
die BVE-Fraktion. Die große Mehrheit der Gemeindevertretung sprach sich dafür aus, über die 
beantragten Regiekostenzuschläge abzustimmen; sie wurden mehrheitlich abgelehnt.
Der neue Antrag wurde von Bürgervorsteher auf die nächste Gemeinderatsitzung verwiesen.

5. Minischule "Pfiffikus", Satzungsergänzung
Die Minischule wird ihr Betreuungsangebot erweitern auf 32,5 Stunden pro Woche. Die Betreuung 
findet bisher in der Kernzeit von 0900 Uhr bis 1145 Uhr statt, sie soll erweitert werden auf die Zeit 
von 0730 bis 0900 Uhr und 1145 Uhr bis 1430 Uhr. Der Sozialausschuss hat diese 
Angebotserweiterung beraten und befürwortet. Das Betreuungsangebot gilt auch für Schulkinder der 
Grundschule. Zur Zeit belaufen sich die Elternbeiträge auf 92,00 € pro Monat für die Betreuung 
während der Kernzeit. Für das erweiterte Angebot werden zukünftig 182,45 € pro Monat erhoben. 
Hinzu kommt ein Verpflegungsgeld von 28,00 € pro Monat und Kind. Die Gemein-devertretung 
stimmte dieser Satzungsänderung mit der Erweiterung des Betreuungsangebotes einstimmig zu.
6. Nachtrag zur Beitrags und Gebührensatzung Abwasser
Nach Beratung im Ausschuss wurde beschlossen, dass auf Antrag einzelner Hauseigentümer eine 
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zweite Wasseruhr für Wasserverbrauch im Garten eingerichtet werden kann. Für diesen 
Wasserverbrauch entfällt dann die Abwassergebühr. Die Kosten für die Installation, Ablesung, 
Wartung usw. muss der jeweilige Hauseigentümer tragen. Dem Satzungsnachtrag wurde einstimmig 
zugestimmt.
7. Änderung der Entgelte für die Benutzung des Bürgerhauses und für die Benutzung der 
Seniorenbegeg-nungsstätte 
Es wurde einstimmig beschlossen, für auswärtige Nutzer des Bürgerhauses oder der 
Seniorenbegegnungsstät-te die Benutzungsgebühren um 50 % zu erhöhen. Da beide Einrichtungen 
von der Gemeinde finanziert wurden und unterhalten werden, sollen zukünftig auswärtige Nutzer 
zum Ausgleich eine erhöhte Gebühr entrichten.
Im nichtöffentlichen Teil wurden Personalangelegenheiten und Grundstücksangelegenheiten beraten. 

Wir hoffen, Ihnen hiermit wieder einige interessante Informationen gegeben zu haben und 
verbleiben

mit freundlichen Grüßen

Ihre SPD-Ellerau

Einladung
zu einer

Informationsveranstaltung

„Ganztagsbetreuung an Schulen"

am 06. Juni 2002 um 1930 Uhr
im Hotel-Restaurant „Im Erlenhof"

Referentin: Elfriede Marx, Landesverband Kiel

Erläutert werden: Stand der Planung und Umsetzung,
Förderungs- und Zuschussmöglichkeiten,

Elterninitiativen etc.

Sprechstunde des Kreistagsabgeordneten Helmut Lange
Unser Kreistagsabgeordneter, Helmut Lange, hat eine regelmäßige Sprechstunde im Rathaus 
eingerichtet. Sie treffen ihn jeweils am 1. Dienstag im Monat von 0900 – 1200 Uhr im Rathaus, 
Zimmer 4, an. Hier steht er Ihnen für Fragen und Anregungen, die insbesondere den Kreis Segeberg 
betreffen, zur Verfügung.

V.i.S.d.P.: Eckart Urban, 1. Vorsitzender, Geschäftsstelle: Berliner Damm 13, 25479 Ellerau, Tel. 7 56 
64.

Keine Kommentare 
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SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 24.05.2002, 12:23 Uhr - 5323 Clicks - Nr. 49

Kleiner Parteitag

Zum "kleinen Parteitag begrüßte der Vorsitzende Horst Feddersen Vertreter der SPD-ortsvereine, der 
Kreistagsfraktion und den Bundestagsabgeordneten Manfred Opel in Niebüll. 
Die Kreistagsfraktionsvorsitzende Anke Rönnau berichtete über die Situation nach dem 
Bürgerentscheid über die Gesellschaftsform der Kreiskrankenhäuser. Sie betonte, dass man jetzt 
"konstruktiv an Vorschlägen" mit arbeiten wolle. Auch einem Gutachten zur Ermittlung des besten 
Weges stehe die SPD positiv gegenüber.
Zentraler Punkt des "kleinen SPD-Parteitages" war die Vorbereitung des Bundestagswahlkampfes. 
Unter dem Beifall der Delegierten dankte der Vorsitzende dem Husumer Bundestagsabgeordneten 
Manfred Opel für seine "stille, aber ungewöhnlich erfolgreiche Arbeit". An der Westküste werde nicht 
vergessen, dass die vorgesehene Streichung von Hunderten von Dienstposten im Zuge der 
Bundeswehrreform habe abgewendet werden können. "Unser Wahlkreis ist sogar der einzige in 
Deutschland, der bei der Reform gewonnen hat", so Feddersen.
"Wir wollen das Energie-Einspeisungs-Gesetz für unsere Windmüller verteidigen und sogar weiter 
ausbauen", kündigte 
Manfred Opel an und stellte sein Westküsten-Konzept zur Bundestagswahl vor. Die Vorsitzende der 
Jungsozialisten Gundula Redecke lobte insbesondere Opels Wehrpflicht-Konzept: Das freiwillige 
Element und das Reservisten-Wesen in der Bundeswehr sollen gefördert werden. Gleichzeitig könne 
dann die Dauer der Wehrpflicht auf drei Monate konzentriert werden. 

Keine Kommentare 

SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 29.05.2002, 09:58 Uhr - 5163 Clicks - Nr. 50

Bürgerinitiativen wollen einvernehmliche Lösung

Der vom Kreisvorstand und von der Kreistagsfraktion der SPD einstimmig mit der Koordination aller 
Fragen, die mit der zukünftigen Abfallwirtschaft des Kreises Nordfriesland zusammenhängen, 
beauftragte Husumer Bundestagsabgeordnete Manfred Opel hat unverzüglich seine Arbeit 
aufgenommen. Bereits am vergangenen Sonntag fand das erste Kontaktgespräch mit den Vertretern 
der 16 Bürgerinitiativen im Kreis Nordfriesland statt. 
Die Bürgerinitiativen stellten zwar eindeutig klar, dass ihr gemeinsames Ziel die Verhinderung des 
Baus einer Müllverbrennungsanlage (MVA) in Nordfriesland ist. Doch sie zeigten große Kompromiss-
Bereitschaft, was die Ausgestaltung des Gesamtsystems der Abfallbeseitigung angeht und was die 
einvernehmliche Lösung des Entsorgungsproblems des Kreises Nordfriesland angeht.
Einmütig wurde festgestellt, dass der Schlüssel für eine einvernehmliche Lösung des 
Entsorgungsproblems bei der RWE liege. Wenn dieser Vertragspartner der 
Abfallwirtschaftsgesellschaft Nordfriesland (AWNF) seine Spielräume ausnutze, könne es sehr schnell 
zu einer akzeptablen Lösung kommen.
Manfred Opel kündigte an, bereits in den nächsten Tagen die Flexibilität der "Vertragspartner" RWE 
und AWNF ausloten zu wollen. Er hoffe, dass beide sich der Einsicht nicht verschließen, dass eine 
MVA gegen den massiven Widerstand der Bürgerinnen und Bürger nicht durchsetzbar ist.
Die Vertreter der Bürgerinitiativen betonten, sie würden eine einvernehmliche Lösung anstreben. 
Wenn sich aber in nächster Zeit kein akzeptabler Verhandlungsspielraum zeige, sei man 
bedauerlicherweise gezwungen, den Bau einer MVA mit anderen Mitteln zu verhindern.
Manfred Opel wertete die Gesprächsbereitschaft der Bürgerinitiativen als ein ermutigendes Zeichen. 
Er wolle aber erst einmal zuhören, um Lösungswege vorschlagen zu können.
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In diesem Zusammenhang brachten die Bürgerinitiativen ihre Hoffnung zum Ausdruck, dass die 
Anhörung durch zwei Ausschüsse des Kreistages am 12. Juni 2002 von allen Beteiligten ernst 
genommen werde. 
"Wir erwarten, dass die dort vorgetragenen Argumente zur Meinungsbildung beitragen und zu einer 
Überprüfung der Haltung aller Beteiligten führen."
Abschließend wurde vereinbart, bestimmte sachliche Fragen verbindlich klären zu lassen und 
unmittelbar nach der Anhörung erneut zusammenzukommen.

Keine Kommentare 

Helmut Jacobs - veröffentlicht am 31.05.2002, 20:59 Uhr - 3488 Clicks - Nr. 51

Helmut Jacobs (MdL) mit eigener Homepage im CMS

Unser Landtagsabgeordneter für Steinburg West, Helmut Jacobs, hat jetzt eine eigene Homepage. 
Diese wird - wie auch die meisten Internetpräsentationen der SPD im Kreis Steinburg - mit Hilfe des 
Content-Management-Systems (CMS) des SPD-NET-SH gepflegt. 
Das schleswig-holsteinische Internet-Netzwerk hat im ersten Jahr seiner Existenz schon die meisten 
Landkreise und kreisfreien Städte überzeugen können. Neben den Gründungskreisen Steinburg, 
Dithmarschen, Nordfriesland und Segeberg sind inzwischen auch die Kreisverbände Flensburg, 
Lübeck und Neumünster hinzugekommen und der Kreis Herzogtum Lauenburg. Damit ist das SPD-
NET-SH die größte nichtkommerzielle politsche Internetaktivität im Norden. 
Artikel, die von Helmut Jacobs veröffentlicht werden, sollen beim Kreisverband Steinburg, beim SPD-
NEt-SH und in allen Internetpräsenzen der SPD-Ortsvereine erscheinen, die zu seinem Wahlkreis 
gehören. 
Dieser Artikel ist dafür der Test. 

Keine Kommentare 

Birgit Herdejürgen, MdL - veröffentlicht am 31.05.2002, 21:05 Uhr - 5305 Clicks - Nr. 52

Birgit Herdejürgen (MdL) mit eigener Homepage

Die Landtagsabgeordnete für Steinburg-Ost, Birgit Herdejürgen, hat jetzt eine eigene 
Internetpräsenz. Diese wird - wie auch die meisten Internetpräsentationen der SPD im 
Kreis Steinburg - mit Hilfe des Content-Management-Systems (CMS) des SPD-NET-SH 
gepflegt. 
Das schleswig-holsteinische Internet-Netzwerk hat im ersten Jahr seiner Existenz schon die meisten 
Landkreise und kreisfreien Städte überzeugen können. Neben den Gründungskreisen Steinburg, 
Dithmarschen, Nordfriesland und Segeberg sind inzwischen auch die Kreisverbände Flensburg, 
Lübeck und Neumünster hinzugekommen und der Kreis Herzogtum Lauenburg. Damit ist das SPD-
NET-SH die größte nichtkommerzielle politsche Internetaktivität im Norden. 
Artikel, die von Birgit Herdejürgen veröffentlicht werden, sollen beim Kreisverband Steinburg, beim 
SPD-NET-SH und in allen Internetpräsenzen der SPD-Ortsvereine erscheinen, die zu ihrem Wahlkreis 
gehören. 
Dieser Artikel ist dafür der Test. 

Keine Kommentare 
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SPD-Büsum - veröffentlicht am 06.06.2002, 22:01 Uhr - 1496 Clicks - Nr. 53

Wellness-Center am Büsumer Hafen

Die Vorbereitungen für die Eröffnung des Wellness-Centers am Büsumer Hafen laufen auf vollen 
Touren. SPD-Fraktion und Ortsvereinsvorstand konnten sich über den Stand der Arbeiten informieren. 

Bereits in der kommenden Woche soll das neue Wellness-Center am Büsumer Hafen unter dem 
Namen 'Vitamaris'eröffnet werden. Am 06.06.2002 wurden Mitglieder des SPD-Ortsvorstandes und 
der SPD-Gemeinderatsfraktion von Herrn Schumaier über den Stand der Arbeiten informiert und von 
ihm durch das Wellness-Center geführt. Es war für alle sehr beeindruckend, was dort alles an 
Einrichtungen kurz vor der Vollendung steht. Eine gediegene Atmosphäre, die durch Farben, Möbel 
und Accessoires, Beleuchtung und Musik erzeugt wird, empfängt die Besucher und begleitet sie auf 
ihrem Weg der Entspannung und Gesundheitspflege. Uhren sind verboten; niemand soll durch den 
Zeittakt gestört werden. Fachkundiges Personal wird auch die Wünsche nach fremdländischer 
Entspannungsbehandlung erfüllen. Insgesamt eine gute Idee, die sich auf einem fortgeschrittenen 
Weg zur Verwirklichung befindet. Büsum kann von einem Erfolg des Wellness-Centers nur profitieren. 
Mir scheint, es ist nicht nur einen Besuch wert.
(Willi Zentner, SPD-Büsum, 06.06.2002) 

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 12.06.2002, 22:09 Uhr - 323 Clicks - Nr. 54

Bürgersprechstunde

Die SPD-Norderstedt steht den Bürgern in einer neu eingerichteten Sprechstunde zur Verfügung. 
Es haben sich gerade in der letzten Zeit die telefonischen und elektronischen Fragen und Anfragen 
der Norderstedter Bürger gemehrt, so dass wir jetzt eine Bürgersprechstunde eingerichtet haben. Wir 
stehen den kritischen Fragen der Bürger jeden Dienstag von 18.00 - 19.00 Uhr im SPD-Fraktionsbüro 
im Rathaus zur Verfügung. Bei Sitzungen der Stadtvertretung findet die Bürgersprechstunde am 
Montag statt. 

Wir freuen uns auf Ihre Besuche! 
Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 13.06.2002, 23:08 Uhr - 329 Clicks - Nr. 55

Nicht alle schmücken sich gern mit fremden Federn!

Ein Brief v. 12.06.2002 über die jetzt allseits angepriesene Mülltonnenvielfalt. 
Zum wiederholten Mal erfährt der eifrige Leser diverser Zeitungen in Norderstedt, und man höre und 
staune, heute sogar in NOA4, wie einfallsreich die Verwaltung ist. Die Rede ist von den fünf 
verschiedenen Tonnengrößen der neuen Mülltonnen. Jeder Bürger kann individuell seine 
Mülltonnengröße und Abfuhrzeit selbst bestimmen, sofern er die 5ltr. pro Person/Woche 
berücksichtigt. Leider erfährt weder der eifrige Leser, noch der NOA4 Zuschauer, welch lange und 
ausdauernde, kraftaufreibende Überzeugungsarbeit diesem vorangegangen ist. Diese Vielfältigkeit ist 
der Beharrlichkeit der SPD, insbesondere aber dem Einsatz von Sybille Hahn zu verdanken. 
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Unermüdlich haben SPD-Mitglieder versucht, die Verwaltung von unserem obersten Grundsatz der 
Abfallvermeidung zu überzeugen und ein Müllkonzept zu erhalten, das diesem Anspruch gerecht 
wird. Aber erst als wir aufgezeigt haben, welche Möglichkeiten es gibt und in welchen Orten auch 
„fantasievolle Bürokraten“ sitzen, hat sich etwas bewegt. 
Obwohl es erfreulich ist, dass Politik und Verwaltung sich so einig sind und den Müll fantasievoll 
gestaltet haben, stört es schon ein bisschen, das in diesem Fall die Verwaltung fortwährend gelobt 
wird und „die Politiker“ , die ja auch lieber beschimpft werden, völlig übersehen werden. 
Man kann mich jetzt kleinlich nennen, aber das musste einfach mal gesagt werden.
Mit roten Gruessen
SR

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 14.06.2002, 21:32 Uhr - 1917 Clicks - Nr. 56

SPD"kultig" - die Kulturreihe der Norderstedter SPD

Im SPD-podium, den neuen Räumlichkeiten unseres Norderstedter Ortsvereins in der Ulzburger 
Straße 308, haben wir eine Bühne aufgebaut, auf der bekannte und hoffentlich bald bekanntere 
Künstler aus der Stadt und der Region auftreten können. 

Rund 100 bis 150 Zuschauer finden im SPD-podium Platz. 
Damit schließt sich eine Lücke im kulturellen Angebot, denn eine Bühne dieser Größenordnung 
musste man in und um Norderstedt bislang mit der Lupe suchen. 

Das neue Programm ist ab sofort auf unseren Internetseiten abrufbar. 
Hier finden sich auch Hinweise zur Kartenbestellung. 

Einfach mal reinklicken: www.spd-norderstedt.de 

Keine Kommentare 

SPD-Büsum - veröffentlicht am 15.06.2002, 19:30 Uhr - 1545 Clicks - Nr. 57

Traditionelles Grillfest der SPD-Büsum

Am 15.06.2002 veranstaltete die SPD-Büsum ihr traditionelles Grillfest in der Grillhütte hinter der 
Jugendherberge. 
Auch heftiger Wind konnte den Genuss nicht trüben: Wurst und Steak und Bier und Selter und Cola 
und ... alles konnten Mitglieder, Freunde und Andersdenkende der SPD-Büsum an diesem doch noch 
schönen Samstag Spätnachmittag bei anregenden Gesprächen über Fußball-WM oder 
Kommunalpolitik geniessen. Die beiden Grillmeister Kuno Hahn und Gustav Peters verstanden es, die 
Besucher gut zu versorgen. Insgesamt war es ein Genuss, bei typisch Büsumer Sommerwetter dieses 
Grillfest zu feiern.
(Willi Zentner, SPD-Büsum, 15.06.2002) 

Keine Kommentare 
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SPD-Mildstedt - veröffentlicht am 18.06.2002, 21:08 Uhr - 1741 Clicks - Nr. 58

Jahreshauptversammlung

Bericht Vorsitzender
Vorab dankte der Vorsitzende Rudolf Knipfer Mitgliedern, Fraktion und Vorstand für geleistete Arbeit. 
Die parteiöffentlichen Vorstandssitzungen finden regelmäßig am letzten Montag des Monats statt. 
Parteimitglieder sind eingeladen. Durch Austritte, Umzug und Tod hat der Ortsverein sechs Mitglieder 
verloren. Diese Verluste konnten (fünf Neueintritte bis zur Hauptversammlung) nicht ausgeglichen 
werden. Der Vorsitzende forderte alle Mitglieder auf, für die Ideen der SPD zu werben und Menschen 
zum Eintritt zu gewinnen.
Leider sind einige geplante Veranstaltungen mangels Beteiligung ausgefallen. Insgesamt war das 
abgelaufene Jahr für den Ortsverein jedoch erfolgreich. Es wurden drei Exemplare der Zeitschrift 
"Deine Gemeinde" erstellt und verteilt. Die Radtour und das Grillen fanden bei bester Laune und 
guter Beteiligung statt. Eine Informationsveranstaltung über die Einführung des € fand, dank der 
guten Vorbereitung des Ehrenvorsitzenden Johannes Henkens, großen Zuspruch. Der 
Mitgliederlottoabend kam wieder gut an. Die im Frühjahr 2002 durchgeführte Veranstaltung über die 
Zukunft der Kreiskrankenhäuser war nicht nur für Mildstedter und Rosendahler sehr informativ, 
sondern auch für Mitglieder aus neun Ortsvereinen der näheren Umgebung.
Für das kommende Jahr sind noch das Erscheinen zweier "Deine Gemeinde" geplant. 
Die Radtour und das Grillen (am Sa, 29. Juni) sind schon in Arbeit. Das Jugendfußballturnier (letztes 
Jahr mangels Beteiligung ausgefallen) soll am Sa. 24. August stattfinden. Eine Mitgliederversammlung 
ist für den September geplant. Zu einer Hauptversammlung mit Verabschiedung unseres 
Kommunalprogramms 2003 bis 2008 und die Wahlen für unsere Kandidatinnen und Kandidaten zur 
Kommunalwahl wird im vierten Quartal einberufen. Der Mitgliederlottoabend ist auf den Do. 21. Nov. 
terminiert.

Bericht der Fraktionsvorsitzenden
Die SPD stellt in der Gemeindevertretung neun Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter - davon 
den Bürgermeister. In den Ausschüssen arbeiten darüber hinaus sieben bürgerliche Mitglieder.
Im Ausschuss Sozial- Jugend und Sport ergab es eine Änderung: Der Vorsitz wechselte von Horst Kühl 
an Michael Clausen.
Die Fraktionssitzungen finden weiterhin in der Regel am ersten Montag des Monats um 20.00 Uhr in 
der Altentagesstätte der Sozialstation statt. Sie sind parteiöffentlich, Mitglieder sind herzlich 
willkommen.
Die politischen Schwerpunkte des Vergangenen Jahres standen unter dem Motto "Bauen und 
Sanieren". So wurde der Anbau des Feuerwehrgerätehauses fertig, zehn private Rentnerwohnungen 
gebaut und inzwischen bezogen, die Tribüne der Turnhalle saniert, die Bäder der Rentnerwohnungen 
Am Dornbusch erneuert, die Sanitärräume des ev. Kindergartens renoviert, Teile der Mühlenau als 
Naturerlebnisraum per Urkunde anerkannt, die betreute Grundschule unter "AWO-Regie" 
eingerichtet. Zur Zeit sind noch in Arbeit: Umwandlung eines Teiles des vorgesehenen 
Gewerbegebietes in 13 Baugrundstücke, der Schulanbau, Anbau eines Sanitätsraumes an die Schule, 
Brückenschlag über die Mühlenau, Dachsanierung komm. Kindergarten, Kauf von Heideflächen zur 
Arrondierung des Naturerlebnisraumes.
Im Abschluss Ihres Berichtes dankte Monika Knipfer allen Fraktionsmitgliedern, insbesondere 
Bürgermeister Klaus Hinrichs und Bauausschussvorsitzenden Hans Hinrichs für die ehrenamtlich 
erbrachte Arbeit.

Wahlergebnisse der Jahreshauptversammlung
Bei den diesjährigen Wahlen auf der Jahreshauptversammlung der SPD wurden Jürgen Gleitsmann 
und Hans-Dieter Schulz als stellvertretende Vorsitzende gewählt. Bestätigt wurde die Kassenwartin 
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Margrit Hinrichs und der Organisationswart Klaus Jahnz sowie der Pressewart. Als neuer Beisitzer 
wurde Klaus Hinrichs gewählt.

Ehrungen
Für 25jährige Mitgliedschaft wurden Margrit Hinrichs, Günter Hein, Johann Friedrich Hinrichs und 
Bernd Schulz geehrt. Sie erhielten vom Vorsitzenden eine Urkunde, die silberne Ehrennadel und ein 
Buch.

Keine Kommentare 

Jusos Nordfriesland - veröffentlicht am 18.06.2002, 21:30 Uhr - 2410 Clicks - Nr. 59

Wer CDU oder FDP wählt, wählt Atomenergie!

Denn Stoiber will das Energie-Einspeisegesetz kippen, falls er denn gewählt würde! Das bedeutet für 
Nordfriesland, daß die c.a. 2000 Arbeitsplätze die in NF direkt oder indirekt von der Windenergie 
abhängen gefährdet würden ! Stoiber hat ganz offen gesagt, daß er die Atomlobby unterstützt und im 
Falle eines Falles neue Atomkraftwerke in Deutschland bauen will! Dieser Wahnsinn ist ein weiteres 
Argument für ALLE Nordfriesen, nicht zuzulassen, daß die CDU ans Ruder kommt, denn auch die 
Arbeitsplätze der CDU-Anhänger in Nordfriesland wären dann gefährdet ! 
Guido Westerwelle hat auf einer Wahlveranstaltung gesagt, er sei eine echte Alternative zwischen 
Schröder und Stoiber, falls die FDP 18 Prozent der Stimmen bekäme. Das ist blanke Unsinn! Denn wer 
kann schon mit 18 Prozent, angenommen, die FDP käme überhaupt über die 5-Prozent-Hürde, den 
Kanzler stellen! Das bedeutet, jede Stimme für die FDP nützt der CDU, denn mit wem sollte die FDP 
wohl sonst koalieren ? Etwa mit der PDS ??? Also, jeder, der FDP oder CDU oder etwas noch 
schlimmeres wählt, gefährdet massiv Arbeitsplätze und Zukunftschancen in Nordfriesland, denn 
Stoiber ist doch egal, was 800 Km von München entfernt mit den Menschen geschieht!

Ich fordere hiermit ALLE Nordfriesen auf, sich NICHT diesem atomaren Wahn hinzugeben und auf 
keinen Fall die Region mit einer Stimme für eine Partei rechts von der SPD zu schwächen! Wählt 
links!!! Sichert unsere Zukunft !

Gundula für die Jusos NF 
Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 05.07.2002, 09:12 Uhr - 1599 Clicks - Nr. 60

SPD - Aktuell Juli 2002

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, 

über die Sitzung der Gemeindevertretung am 27. Juni 2002 möchten wir Sie wie folgt informieren: 

1. Berichte Bürgervorsteher/Bürgermeister 
Der Pachtvertrag des Park-Cafes wurde zum 30. Juni 2002 von Familie Stein aus gesundheitlichen 
Gründen gekündigt. 
Der Haushaltplan der Gemeinde kann derzeit nicht ins Internet gestellt werden, da der hierfür 
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erforderliche Aufwand sehr hoch ist. 
Der Vertrag mit der Suchberatungsstelle Quickborn über die finanzielle Unterstützung durch die 
Gemeinde Ellerau ist inzwischen abgeschlossen. 
Die Buslinie 194 führt seit dem 16. Juni 2002 durch Ellerau. In diesem Zusammenhang ist zu 
erwähnen, dass die von der SPD geforderten Parkmarkierungen im Buchenweg und in der 
Moortwiete kurz zuvor aufgebracht wurden. Das Parken erfolgt nun in weitgehend geordneten 
Bahnen. 
In der ersten Ferienwoche sollen die Umbauarbeiten der WC-Anlagen im Bürgerhaus durchgeführt 
werden. 
Auf Anfrage der Verwaltung hat der Innenminister mitgeteilt, dass die Polizeistation in Ellerau nicht 
aufgelöst wird, es ist vielmehr mittelfristig eine Verstärkung vorgesehen. 
m Birkeneck und im Birkenstieg sind Schäden an der Schmutz- bzw. Regenwasserleitung entstanden. 
Insofern mussten Verkehrssperrungen eingerichtet werden. 
2. Eingaben und Anfragen 
In einer Eingabe hat die SPD-Fraktion sich für die Errichtung von Wetterschutz-Häuschen an den 
neuen Bushaltestellen eingesetzt. Die Angelegenheit wird im Ausschuss für Bauwesen, Wirtschaft 
und Verkehr weiter beraten. 
Von Herrn Urbanik (BVE) wird angeregt, auch Papierkörbe/Mülleimer an den Bushaltestellen 
aufzustellen. 
Entgegen der bisherigen Aussage werden die Protokolle der Sitzungen des Ältestenrates nicht 
veröffentlicht und auch nicht an alle Mitglieder der Gemeindevertretung verschickt. Die 
Informationen sollen durch die Fraktionssprecher weitergegeben werden. 
3. Gemeindewahlausschuss für die Kommunalwahl 2003 
Auf Vorschlag der verschiedenen Parteien wählte die Gemeindevertretung einen aus neun Personen 
bestehenden Gemeindewahlausschuss. Diesem gehören jeweils zwei Vertreter der SPD, der CDU, des 
Bürgervereins, ein Vertreter der FDP und ein Vertreter des Bürgerforums an. 
4. Gründung eines Kommunalbetriebes gewerblicher Art 
Die Gemeindevertretung beschließt einstimmig, für den Betrieb des Freibades einen eigenen 
Kommunalbetrieb gewerblicher Art zu gründen. Die Verwaltung wird die entsprechenden 
Voraussetzungen schaffen. Es besteht die Möglichkeit, bei Investitionen und Reparaturen Steuern 
sparen zu können. 
5. Bauvorhaben Regenrückhaltebecken im Wiesengrund 
Zu diesem Tagesordnungspunkt gibt es eine kontroverse Diskussion. Das erforderliche Grundstück 
steht zum Verkauf bereit. Der Ausschuss für Bauwesen, Wirtschaft und Verkehr hat mehrheitlich den 
Beschluss gefasst, die Baumaßnahme auf den Weg zu bringen. Fördermittel wurden beantragt und 
zugesagt. Da die Gesamtfinanzierung im Finanzausschuss noch nicht beraten worden ist, beschließt 
die Gemeindevertretung einstimmig eine außerordentliche Sitzung des Finanzausschusses in den 
nächsten zwei Wochen durchzuführen. Somit kann erst in der Gemeinderatssitzung das Thema 
abschließend behandelt werden. 
6. Einwohnerfragezeit 
Aus dem Zuhörerkreis werden folgende Fragen gestellt: 
a) Ist die derzeitige Haushaltslage im Einklang mit der Haushaltsplanung? Hierauf wird geantwortet, 
dass dies bei der Nachtragshaushaltsberatung öffentlich diskutiert werden wird. 
b) Warum wurde das Thema "Einrichtung eines kommunalen Unternehmens" in nichtöffentlicher 
Sitzung beraten? Hierauf wurde geantwortet, dass finanzielle Angelegenheiten stets in 
nichtöffentlicher Sitzung beraten werden müssen. 

************************* 
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Kindergartenplätze Schule Straßenbau AKN 
Baupläne Radwege Verkehrsplanung Grundsteuer 

Jugendarbeit.... Gewerbesteuer.... 

...und vieles mehr.... 
....wird von ehrenamtlichen Kommunalpolitikern in Ellerau beraten und entschieden. 

Haben Sie nicht auch schon manches Mal Entscheidungen nicht verstanden und über „die da oben" 
geschimpft? 

Haben Sie vielleicht sogar gedacht, das könnte ich genau so gut oder besser? 
Dann sollten Sie jetzt nicht länger zögern, denn 

- im März 2003 wird eine neue Gemeindevertretung für Ellerau gewählt, 
- wir - die SPD in Ellerau - bieten Ihnen die Gelegenheit,mitzumachen und mitzuentscheiden! 
Bedingungen: Eigentlich keine, nur sollten Sie bereit sein, ein wenig Zeit in diese Aufgabe zu 

investieren, um gemeinsam mit uns Ellerau noch schöner und liebenswerter zu machen. 
Rufen Sie uns an unter 7 56 64 oder mailen uns unter ellerau@spd-segeberg.de. Wir beantworten 

Ihnen alle offenen Fragen und freuen uns auf Sie. Besuchen Sie uns auch im Internet unter 
www.spd-segeberg.de/ellerau. 

************************* 

Am 24. August 2002 
findet unser 

alljährlicher Flohmarkt „rund ums Bürgerhaus“ 
von 0900 Uhr bis 1600 Uhr 

(ohne Voranmeldung) statt. 

Wir hoffen, Ihnen hiermit wieder einige interessante Informationen gegeben zu haben und 
verbleiben 
mit den besten Wünschen für eine erholsam Ferienzeit und freundlichen Grüßen 

Ihre SPD-Ellerau 

Sprechstunde des Kreistagsabgeordneten Helmut Lange 

Unser Kreistagsabgeordneter, Helmut Lange, hat eine regelmäßige Sprechstunde im Rathaus 
eingerichtet. Sie treffen ihn jeweils am 1. Dienstag im Monat von 900 – 1200 Uhr im Rathaus, Zimmer 
4, an. Hier steht er Ihnen für Fragen und Anregungen, die insbesondere den Kreis Segeberg betreffen, 

zur Verfügung. 

V.i.S.d.P.: Eckart Urban, 1. Vorsitzender, Geschäftsstelle: Berliner Damm 13, 25479 Ellerau, Tel. 75664. 

Keine Kommentare 
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SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 12.07.2002, 19:24 Uhr - 1443 Clicks - Nr. 61

SPD Norderstedt: Stadtwerke als städtischen Betrieb 
erhalten!

Die derzeit geführte Diskussion um die Norderstedter Stadtwerke belegt, welch hohe Bedeutung die 
Öffentlichkeit der Transparenz der Geschäftsführung beimisst. Als die SPD im Herbst vergangenen 
Jahres nach intensiven Beratungen und unter Einbeziehung externer Sachverständiger beschloss, auf 
der Rechtsform der Norderstedter Stadtwerke als städtischen Eigenbetrieb zu beharren, wurde sie als 
unmodern belächelt. 
Durch die aktuellen Geschehnisse wird die Haltung der SPD nun eindrucksvoll bestätigt: Bei einer 
Privatisierung der Norderstedter Stadtwerke in eine kleine Aktiengesellschaft und beim Verkauf von 
Anteilen an einen Großkonzern, wie es Geschäftsführer Volker Hallwachs und Bürgermeister Hans-
Joachim Grote immer wieder vehement forderten, wäre das Unternehmen einer Kontrolle durch die 
Öffentlichkeit entzogen. 

Die SPD teilt zwar die Auffassung, dass ein städtischer Betrieb, der sich schnell, anpassungsfähig und 
innovativ auf einem liberalisierten Markt bewegen muss, nicht nach den selben Kriterien überprüft 
werden kann wie ein städtisches Verwaltungsamt. 

Die SPD sieht es aber auch als erforderlich an, dass die Öffentlichkeit einen Anspruch darauf besitzt 
zu erfahren, was mit dem von ihr gezahlten Geldern geschieht. Deswegen war der vom 
Finanzausschuss geforderte und vom Bürgermeister in Auftrag gegebene Bericht des 
Rechnungsprüfungsamtes (RPA) richtig und wichtig. 
Nun ist der Bürgermeister als erster Dienstherr der Norderstedter Stadtwerke gefordert, dass die vom 
RPA aufgeworfenen Fragen zufriedenstellend beantwortet werden.

Keine Kommentare 

SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 15.07.2002, 14:47 Uhr - 5521 Clicks - Nr. 62

Moderne Müllentsorgung nur zusammen mit der Bevölkerung

SPD-Kreisparteiausschuss hält Sondersitzung:
Moderne Müll-Entsorgung nur zusammen mit der Bevölkerung

Die SPD unterstützt uneingeschränkt das geltende Abfall-Entsorgungs-Programm des Kreises 
Nordfriesland mit dem Ziel einer modernen Abfallentsorgung. Zugleich bleibt es aber für die SPD 
beim politischen Prinzip, dass die Technik der Müll-Verbrennung gegen den eindeutig erkennbaren 
und erklärten Willen der Bevölkerung nicht durchgesetzt werden darf.
Der SPD-Kreisparteiausschuss dankte dem Bundestagsabgeordneten Manfred Opel für seine 
koordinierenden Aktivitäten, welche die bisherige Sprachlosigkeit zwischen der RWE-Umwelt und den 
Bürgerinitiativen bereits erkennbar überwunden haben. Die SPD bat Manfred Opel zugleich 
einstimmig, seine Bemühungen weiter fortzuführen.
Die Vorsitzenden des SPD-Kreisparteiausschusses, Horst Feddersen und Sven-Olaf Hansen, begrüßten 
weiterhin die Initiative der eigenen Kreistagsfraktion, welche zu dem bekannten Kreistagsbeschluss 
führte. Danach soll im Rahmen des geschlossenen Vertrages auch über eine einvernehmliche 
Entsorgungslösung ohne Müllverbrennung in Nordfriesland nachgedacht werden.
Die SPD schlägt vor, die laufenden Gespräche positiv zu begleiten und zusätzlich eigene 
Lösungsansätze einzubringen. 
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Der SPD-Kreisparteiausschuss empfiehlt, bei den Gesprächen auch eine moderne Sortierung und 
Aufarbeitung des Mülls intensiv zu betrachten. Dadurch wäre es vermutlich möglich, mehr 
tarifrechtlich abgesicherte Arbeitsplätze in Nordfriesland zu gewinnen und zugleich durch eine 
Bearbeitung des Mülls die weitere Entsorgung zu vereinfachen und wirtschaftlicher zu gestalten.
Die Sortierung sei allein deshalb erforderlich, weil durch Fehlwürfe immer wieder Batterien oder Alt-
Medikamente oder anderer Sondermüll im Abfall landet, der nur durch Sortierung entfernt werden 
kann.
Der SPD-Kreisvorsitzende Ralph Hoyer erwartet noch in diesem Jahr eine klare Lösung im Konsens. 
Wenn alle guten Willens sind, sollte das möglich sein, betonte auch die Vorsitzende der SPD-
Kreistagsfraktion, Anke Rönnau.

Keine Kommentare 

SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 18.07.2002, 09:49 Uhr - 5215 Clicks - Nr. 63

Für ein Bleiberecht für die pakistanische Familie der 
10jährigen Schülerin Tehmi

In der Sitzung des höchsten Beschlussorgans des nordfriesischen SPD-Kreisverbandes zwischen den 
Kreisparteitagen, dem Kreisparteiausschuss (KPA), wurde am 13. Juli 2002 auch über das Schicksal der 
pakistanischen Familie der 10jährigen in Deutschland geborenen und aufgewachsenen Schülerin 
Tehmina diskutiert 
Der KPA unterstützt mit Nachdruck die Bemühungen des SPD-Bundestagsabgeordneten, Manfred 
Opel, bei den zuständigen Behörden ein Bleiberecht für die Familie zu erreichen. Die Familie lebt seit 
10 Jahren völlig eingegliedert mit ihren vier Kindern in Nordfriesland. Der KPA fordert insbesondere 
den Innenminister des Landes Schleswig-Holstein nachdrücklich auf, hier eine menschliche Lösung im 
Sinne eines Bleiberechts für die Familie zu finden 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 21.07.2002, 15:38 Uhr - 123 Clicks - Nr. 64

Die Roten haben gewonnen

Herzlichen Glückwunsch 
zum 5. WM Titel für Michael Schumacher. Durch seinen heutigen Sieg schafft er wieder neue Rekorde 
und gewinnt den Formel1 Titel so schnell wie keiner vor ihm. 

Mit nunemhr 5 WM-Titeln zieht er gleich mit dem legendären Rennfahrer Juan Manuel Fangio. 
Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 21.07.2002, 16:34 Uhr - 104 Clicks - Nr. 65

Bad Segeberg schließt Freundschaft mit Grand Island

Bürgervorsteher und Bürgermeister unterzeichnen eine Freundschaftserklärung mit Grand 
Island(USA) 
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Declaration of Friendship

Saturday June 22, 2002

The two cities, in signing this declaration, intend to encourage friendship through contacts. Each side 
seeks to deepen personal contacts that will encourage the mutual understanding, on all levels of civic 
life, of the other's culture, history heritage and economy.

All initiatives and projects will be communicated and supported in order for the citizens of both cities 
to gain a better understanding of their new extended community.

Both sides support all organizations which have the goal of developing and nurturing contacts, 
especially cooperation between schools, associations, foundations, and all kinds of local societies.

The following fields should receive special attention from both sides:

 Youth Exchange 
 Student and Educator Exchange
 Art and Culture (Karl May Festival, Stuhr Museum of the Prairie Pioneer)
 Tourism 
 Business and Industry 
 Agriculture
 Language/Heritage Tours
 Sports
 Institutional Exchanges

Both sides, within the frameworks of their capabilities and city administrations, will promise to 
support those programs and initiatives outlined above. We encourage this friendship for generations 
to come.

Ken Gnadt (Mayor, Grand Island) 

Marlan Ferguson (City Administrator)

Freundschaftserklaerung

Sonnabend den 22. Juni 2002

Die beiden Staedte, die diese Erklaerung unterschreiben, beabsichtigen die freundschaftlichen 
Beziehungen durch Kontakte zu unterstuetzen. Jede Seite wird versuchen, die persoenlichen Kontakte 
zu vertiefen, die das gegenseitige Verstehen auf allen Ebenen des gesellschaftlichen Lebens, wie 
Kultur, Geschichte, Abstammung und Wirtschaft foerdern.

Es werden alle Initiativen und Projekte vermittelt und unterstuetzt, die den Buergerinnen und 
Buergern beider Staedte die Moeglichkeit fuer eine bessere Verstaendigung der neuen erweiterten 
Gemeinschaft geben.

Beide Seiten unterstuetzen alle Organisationen, insbesondere Schulpatenschaften, Vereine, 
Foerderungsvereine und andere Lokalgemeinschaften, die das Ziel haben, gegenseitige Kontakte zu 
entwickeln und zu pflegen.
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Im Besonderen sollte die Zusammenarbeit, in folgenden Bereichen angestrebt werden:

 Jugendaustausch

 Schueler-, Studenten- und Lehreraustausch
 Kunst und Kultur
(Karl May Festspiele, Stuhr Museum of the Prairie Pioneer)
 Tourismus
 Wirtschaft und Industrie
 Landwirtschaft
 Sprach- und Kulturreisen
 Sport
 Soziale Einrichtungen

Beide Seiten versprechen, die oben angefuehrten Programme und Initiativen im Rahmen ihrer 
kommunalen Moeglichkeiten und Kompetenzen zu foerdern.
Wir unterstuetzen diese Freundschaft fuer alle zukuenftigen Generationen.

Bruno Haaks (Buergervorsteher)

Udo Froehlich (Buergermeister von Bad Segeberg)

Keine Kommentare 

SPD Henstedt-Ulzburg - veröffentlicht am 22.07.2002, 19:00 Uhr - 1448 Clicks - Nr. 66

Grundsicherungsgesetz

Mit dem Grundsicherungsgesetz 
wurde eine Forderung der SPD erfüllt! 
Doch Stoiber will es wieder abschaffen! 
Das ist ALTERSDISKRIMINIERUNG. 
Denn Ziel des Grundsicherungsgesetzes ist: 
Die Grundsicherung soll verschämte Altersarmut beenden, von der vor allem Frauen betroffen sind! 
Das Gesetz, das zum 1. Januar 2003 in Kraft tritt, sieht vor, dass über 65-jährige und erwerbsunfähige 
Personen generell 
- abhängig von ihrer Bedürftigkeit - 
eine Aufstockung zu ihrer Minirente bekommen bis an die Höhe der Hilfe zum Lebensunterhalt heran. 

Ein Unterhaltsrückgriff auf Kinder und Eltern mit 
Normaleinkommen soll es nicht mehr geben! 
Etwa 300.000 bis 370.000 Menschen sind betroffen! 

Stoiber, der den Steuersatz der Spitzenverdiener 
dringend unter 40% senken möchte, 
will bei den Ärmsten bedenkenlos zuschlagen! 
Wir sagen: "Nein!" 
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Nur durch eine richtige Wahl können SIE das verhindern! 

Wir, das ist die SPD Arbeitsgemeinschaft 60plus. 
Keine Kommentare 

SPD-Lübeck - veröffentlicht am 24.07.2002, 15:24 Uhr - 2001 Clicks - Nr. 67

Gabriele Hiller-Ohm bittet zum Gespräch auf’s Rote Sofa

Am kommenden Sonnabend, dem 27. Juli, lädt die Bundestagskandidatin der SPD für den Wahlkreis 
11, Gabriele Hiller-Ohm, die Lübecker Bürgerinnen und Bürger wieder zum Gespräch auf dem Roten 
Sofa ein. Von 10 bis 16 Uhr haben die Wählerinnen und Wähler Gelegenheit, Fragen zu stellen und 
mit der Kandidatin über die Politik der Bundesregierung zu diskutieren. 
„In den vergangenen Wochen haben bereits viele Menschen Gebrauch von der Möglichkeit gemacht 
und mit mir auf dem Roten Sofa diskutiert. Das Rote Sofa ist zu einem Markenzeichen mit hohem 
Wiedererkennungswert geworden“, sagt Hiller-Ohm. Die Themen, die von den Lübeckerinnen und 
Lübeckern angesprochen würden, seien sehr unterschiedlich: „Das fängt an mit der Sauberkeit in der 
Innenstadt, reicht weiter über Bildungsfragen und die Rentenreform bis hin zu außenpolitischen 
Themen wie dem Nahostkonflikt. Ein ganz wichtiger Punkt ist natürlich immer wieder die 
Wirtschaftspolitik und der Abbau der Arbeitslosigkeit. Zur besten Einkaufszeit in der Fußgängerzone 
präsent zu sein, ist also eine sehr gute Gelegenheit zu erfahren, wie die Menschen denken und 
welche Probleme sie beschäftigt“, ist die Kandidatin sicher. 

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 25.07.2002, 21:38 Uhr - 1820 Clicks - Nr. 68

Mitgliederversammlung der SPD Niebüll am 19. Juli 2002

Bei der Mitgliederversammlung der SPD Niebüll am 19. Juli 2002 waren der Bundestagsabgeordnete 
Manfred Opel und einige Gäste aus benachbarten SPD Ortvereinen anwesend. 
Manfred Opel, der bei der letzten Bundestagswahl direkt gewählt worden war, strebt wiederum an, 
die Mehrheit der Erststimmen zu erreichen. Er rief auch die Wählerinnen und Wähler der Grünen und 
der FDP auf ihn mit der Erststimme zu wählen, damit Nordfriesland in der nächsten Legislaturperiode 
wieder einen Abgeordneten hat. Denn was aus seinem Gegenkandidaten in der Legislaturperiode 
wird, ist ziemlich offen. 

Zum Inhalt des Wahlkampfes der drei Schwerpunke haben wird, trug Manfred Opel folgendes vor:

Erster Schwerpunkt sei die Verbesserung der Infrastruktur, z.B. die Weiterführung der A 23 als 
kreuzungsfreie vierspurige Straße und der zweispurige Ausbau der Bahnstrecke nach Sylt. 

Der zweite Schwerpunkt liege in der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. So seien bei einem 
Wahlsieg Stoibers die vielen Tausend durch die Windenergie geschaffene Arbeitsplätze gefährdet, 
weil Stoiber die Förderung der Windenergie mit Sicherheit zurückfahren wird. Nordfriesland könne 
sich eventuell auch mit einem Offshore-Hafen am Windenergie-Boom beteiligen. 

Im dritten Schwerpunkt sieht Manfred Opel den Küstenschutz und ist der Ansicht, dass die 1. 
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Deichlinie sicher sei, dass aber die 2. Deichlinie langfristig ausgebaut werden soll, weil der 
Meeresspiegel in den nächsten 100 Jahren um mehr als 50 cm steigen werde.

In der anschließenden Diskussion ging es zum Beispiel um die Probleme des Mittelstandes. Manfred 
Opel verwies dabei auf die zahlreichen Verbesserungen für den Mittelstand, z.B. die Anrechnung der 
Gewerbesteuer auf die Einkommenssteuer, die Senkung der Einkommenssteuer, das Tarifgesetz, das 
von der CDU abgelehnt wurde, und anderes mehr. Wenige Tage nach der Veranstaltung wurde im 
Nordfriesland Tageblatt berichtet, dass „der Konjunkturindikator Mittelstand zum zweiten Mal in 
Folge nach oben zeigt“.

Die rot-grüne Koalition wolle auf jeden Fall ihren Konsolidierungskurs hinsichtlich der 
Staatsfinanzierung fortsetzen. 1.500 Mrd. DM Schulden verursachen jährlich Zinsen in doppelter 
Höhe des Verteidigungshaushaltes. 20% der Steuereinnahmen eines Jahres würden allein für Zinsen 
aufgewendet.

Ein Bürgergespräch mit Manfred Opel zu diesen Themen ist für den 
6. September um 18:00 Uhr im Landschaftlichem Haus in Niebüll geplant.

Keine Kommentare 

SPD-Horst - veröffentlicht am 26.07.2002, 15:07 Uhr - 2378 Clicks - Nr. 69

Horst und das Hochwasser

Nach den zurückliegenden Tagen mit der bangen Frage, ob der Damm bei Grönland halten würde, 
kann eine erste positive Zwischenbilanz gezogen werden. Die Feuerwehr, das THW und die 
Bundeswehr haben die Katastrophe abgewendet. Dabei ist in vorbildlicher Weise mit den zuständigen 
und fachkundigen Behörden zusammengearbeitet worden. Offen ist die Frage, wer die Kosten für das 
ganze Unternehmen tragen soll. 
Da wundert es doch sehr, wenn der zuständige CDU-Lantagsabgeordnete Arp mit einfachen Parolen 
Scheinlösungen anbietet. Die Gemeinde Horst sollte sich „indirekt moralisch verpflichtet“ fühlen für 
die Schäden der Hochwassergeschädigten aufzukommen. Was das für ein Blödsinn ist hätte sich mit 
einer kurzen Nachfrage beim Amt Horst klären lassen und diese Peinlichkeit vermieden. Denn Arp will 
ja wohl auch in Horst als Abgeordneter ernst genommen werden. 

Zu den Fakten:
Die Gemeinde Horst ist Mitglied im Sielverband und zahlt genauso wie die Landwirte für die 
Entwässerung der Flächen.
Die Gemeinde Horst hat mehr als eine Viertel Million DM in den Bau des Regenrückhaltebeckens 
investiert, dessen Zufluß die Feuerwehr zusammen mit den anderen Helfern so erfolgreich verteidigt 
hat.
Das Regenrückhaltebecken hat 160 000 Kubikmeter Wasser aufgehalten, die den Landwirten nicht 
auf die Felder gelaufen sind.
Die Gemeinde Horst hat sich vor der Fertigstellung des erweiterten Rückhaltebeckens an den 
Pumpkosten in Glückstadt beteiligt.
Die Gemeinde Horst unterhält 10 weitere Rückhaltebecken, 5 davon mit Klärwirkung.
Die Gemeinde Horst hat alle Forderungen des Sielverbandes zur Wasserführung und -haltung erfüllt.

Die Regenfälle der letzten Tage haben ein unerwrtet hohes Ausmaß gehabt, durch den 
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bemerkenswerten Einsatz der Hilfskräfte in Grönland ist eine Katastrophe abgewehrt worden. Es ist 
jetzt vielmehr an der Zeit den Helfern, die dies geschafft haben zu danken, als sich in billiger Weise an 
schlichte Erklärungen zu wagen, die einer einfachen Überprüfung nicht standhalten. Dass anders als 
von Arp dieser Einsatz anerkannt wird haben die Grönländer BürgerInnen mit ihrer Unterstützung der 
Helfer gezeigt. Das ist die Solidarität, die auf dem Lande noch als normal anzusehen ist. Die SPD-
Fraktion in der Horster Gemeindevertretung dankt den Helfern und beglückwünscht sie zu diesem 
erfolgreichen Einsatz. Wie der Horster Wehrführer gesprächsweise sagte, haben wir hier mal einen 
Fall, wo sich der Einsatz direkt als Abwehr eines großen volkswirtschaftlichen Schadens auszahlt. 
Recht hat er. 

Rudolf Riep
SPD-Fraktion Horst

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 27.07.2002, 17:46 Uhr - 120 Clicks - Nr. 70

Mittelzentrumsholding Bad Segeberg/ Wahlstedt

Gründung der Mittelzentrumsholding Bad Segeberg/ Wahlstedt GmbH & Co.KG (MHZ) 

In der Sonderstadtvertretersitzung am 26.7.2002 wurde der Beschlussvorschlag in Bad Segeberg 
einstimmig verabschiedet. 

Für die SPD ist ein großer Schritt vollendet worden und die Zustimmung sehr leicht gefallen. Schon 
1996/1997 waren Vorschläge unter der Federführung von Rudolf G. Beeth und Gernot Scholz in 
dieser Richtung unternommen worden, um die wirtschaftlichen Betätigungsfelder der Stadt zu 
optimieren und Gewinne ohne Steuerabzug zu realisieren. Der städtische Haushalt wäre entlastet 
worden und die Betriebsführung sollte optimiert werden. Nicht mehr die reine Verwaltung war das 
Ziel, sondern die Bewirtschaftung mit klarer Ausrichtung auf die Interessen der Nutzer und ein 
besseres wirtschaftliches Ergebnis. Das Projekt scheiterte leider an der Haltung der CDU, weil der 
Aufbau eigener Strukturen (Koordinator) nicht für eine breite Mehrheit reichte. 

Für die SPD sind drei Kernpunkte bei der Mittelzentrumsholding besonders wichtig, auf die ich im 
nachfolgenden Text näher eingehen werde. 

Der wirtschaftlich und finanzielle Vorteil für die Stadt, die politische Bedeutung für die Region und die 
Wahrung der Rechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Der heutige Beschluss über die Holdingsgründung ist in Folge der EWS-Gründung fast zwangsläufig, 
um bei den erwarteten Gewinnen entsprechende Verluste im angestrebten Steuerverbund zu 
verrechnen. Der Reiz eine sechsstellige Verbesserung im städtischen Haushalt zu erzielen ist natürlich 
ungleich höher, als es 1997 der Fall gewesen wäre. 

Dieser wirtschaftliche Aspekt ist ein gewichtiger Kernpunkt für die Zustimmung der SPD. 

Der zweite wesentliche Punkt ist die kommunalpolitische Bedeutung für die Region und die 
Zusammenarbeit der beiden Städte Wahlstedt und Bad Segeberg. 
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Als die Bad Segeberger SPD-Fraktion am 3.8.2000 die erste gemeinsame Sitzung mit den Wahlstedter 
Genossinnen und Genossen in Wahlstedt abhielt, haben wir lange überlegt und diskutiert, wie eine 
Zusammenarbeit zum Nutzen der Bürgerinnen und Bürger zu besserer Leistung bei günstigeren 
Preisen führt. 

Wir haben uns damals auf eine erste Stufe bei der Zusammenarbeit der Bauhöfe verständigt und in 
beiden Stadtvertretungen haben entsprechende Anträge eine große Mehrheit gefunden. 

Der Bürgermeister wird gebeten Kooperationsgespräche mit dem Mittelzentrum und dem 
Wegezweckverband über eine Zusammenarbeit des Bauhofes zu führen. Ziel ist es Synergien zu  
erhalten, um für die Bürgerinnen und Bürger günstiger Leistungen zu erbringen; Ersatzbeschaffung  
und Geräteeinsatz zu verbessern und mittelfristig im Rahmen eines Personalentwicklungskonzeptes  
eine Aufgabenkritik durchzuführen. 

Die jetzige Beschlussfassung über die Mittelzentrumsholding wird ein sehr guten Rahmen für die 
beabsichtigten weiteren Kooperationsgespräche sein. 

Es ist offensichtlich, dass eine Kooperation für beide Städte Vorteile bringt, eine klassische win-win 
Situation. Dies sollte Ansporn sein, die nachfolgenden Gespräche sehr intensiv zu führen und Erfolge 
fortzuschreiben. 

Die Übertragung der städtischen Bäder bei der jetzigen Gründung wird eine Reihe von 
Synergieeffekten und Verbesserungen für die Bewirtschaftung der Bäder beider Städte aufzeigen. Die 
Nutzer werden bessere Bedingungen vorfinden und die Attraktivität der Einrichtungen wird steigen. 
Dies bedarf natürlich großer Anstrengungen und auch Investitionen, die in der Vergangenheit in Bad 
Segeberg nicht immer im Vordergrund standen. 

Der dritte wichtige Aspekt ist die Überleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem 
Schwimmbadbereich ohne Kürzung von Ansprüchen und Anwartschaften mit allen Rechten und 
Pflichten. Dies ist ohne Widerspruch erfolgt und zeigt das die Personalüberleitungsverträge von der 
Verwaltungsspitze sehr gut vorbereitet waren. 

Der Beschluss über die Gründung der Mittelzentrumsholding Bad Segeberg/ Wahlstedt GmbH & 
Co.KG (MHZ) ist ein beispielhaftes Wirken über die Stadtgrenzen hinaus und zeigt eine 
verantwortungsvolle Entscheidung der Politik zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger. 

Die Gründung wird durch die Entscheidung der Stadtvertretung Wahlstedt im August zum Abschluss 
gebracht. 

JFH 
Keine Kommentare 

Helmut Jacobs - veröffentlicht am 29.07.2002, 16:30 Uhr - 3504 Clicks - Nr. 71

Helmut Jacobs (MdL) besuchte Hochwassergemeinden

Der SPD-Landtagsabgeordnete Helmut Jacobs aus Wilster war kürzlich einer Einladung des 
Herzhorner Bürgermeisters und Amtsvorstehers Klaus Lange gefolgt und hat sich vor Ort die 
Überschwemmungsgebiete in der Gemeinde Sommerland angesehen. In einem gemeinsamen 
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Gespräch hatte Lange deutlich gemacht, dass es nicht seine Absicht sei, irgendwelche Schuldzuweisen 
zu machen. 
Sinn des Gesprächs sei es gewesen, über Perspektiven nachzudenken, wie künftig derartig hohen 
Wassermengen besser bewältigt werden könnten. Man fuhr auch nach Glückstadt, um sich von der 
Leistung der holländischen Pumpen zu überzeugen. Im Schöpfwerksgebäude fand ein Gespräch mit 
dem Sielverbandsvorsteher Johann Fock und einigen Landbürgermeistern statt. Johann Fock 
erläuterte die Situation und bedauerte, dass gerade in diesen Wochen eine Pumpe nicht zur 
Verfügung stand, weil sie ersetzt werden sollte. Man habe mit diesen Wassermassen nicht gerechnet 
und es sei immer üblich gewesen, Reparaturen an Pumpen im Sommer und nicht im Winter 
durchzuführen. Es herrschte unter den Gesprächsteilnehmern die einhellige Meinung, dass die 
Regenfälle im Sommer noch nie so groß gewesen seien. Der Sielverbandsvorsteher war der 
Auffassung, dass vonseiten des Verbandes keine Fehler gemacht worden seien. Auch größere 
Pumpleistungen hätten nicht helfen können, weil das viele Wasser aus der Marsch gar nicht schnell 
genug hätte nachlaufen können. Als Perspektive könne er sich aber ein zweites Schöpfwerk in 
Glückstadt vorstellen, dies mache allerdings einen Investitionsaufwand von 2,5 Mio. Euro 
erforderlich. Jacobs versprach, dem Umweltminister in einem Brief die Lage schriftlich zu 
verdeutlichen. Er wollte den Umweltminister bitten, den Landeshaushalt daraufhin zu überprüfen, ob 
den Verbänden erhöhte Zuschüsse für den vermehrten Pumpaufwand zugewiesen werden könnten. 
Die zusätzlichen Aufwendungen schätzte Jacobs in einer Höhe von 15 bis 20 Tausend Euro ein. Auch 
in den zuständigen Gremien werde sich Jacobs dafür einsetzen, dass den Sielverbänden zusätzliche 
Hilfe zuteil werde. 
Der SPD-Abgeordnete Jacobs teilte der Presse gegenüber mit, dass er diesen Brief an den 
Umweltminister zwischenzeitlich geschrieben habe. Jacobs nahm in diesem Zusammenhang auch 
Stellung zu einem Pressebericht der CDU-Abgeordneten Hans-Jörn Arp und Peter Jensen-Nissen in 
der Norddeutschen Rundschau vom 26.07.02. Jacobs widersprach entschieden den dort gemachten 
Angaben. Er halte es für sehr gewagt und weit über das Ziel hinausgeschossen, wenn Arp als Grund 
für die Überschwemmungsschäden die neuen Bebauungsgebiete in Horst ausmache. Die Gemeinde 
Horst ist selbstverständlich den Auflagen und Forderungen des Sielverbandes bei jeder 
Neubaugebietsausweisung gefolgt. Die Behauptung des CDU-Abgeordneten Jensen-Nissen, dass das 
Land für die Überschwemmungen verantwortlich sein könnte, weil es angeblich die Zuschüsse an die 
Wasser- und Bodenverbände gekürzt habe, bezeichnete Jacobs als unhaltbar. 
Jacobs, der auf Landesebene in der SPD auch zuständiger Sprecher für Wasserwirtschaftsthemen ist, 
erklärte gegenüber der Presse: Das Land hat die Entwässerungsaufgaben auf die Wasser- und 
Bodenverbände übertragen. Die Zuschüsse für diese Aufgaben betrugen vor sieben Jahren nicht 15 
Mio. Euro – wie von Jensen-Nissen behauptet – sondern 15 Mio. DM. Es gab seinerzeit ein völlig 
anderes Fördersystem. Die Ausgaben der Verbände wurden prozentual gefördert und es mussten 
regelmäßig genaue Abrechnungen mit dem Land erfolgen. Aufgrund von Abrechnungsergebnissen 
und Sparbeschlüssen gab es bis Ende der 90er Jahre Kürzungen mit der Folge, dass Landbesitzer 
höhere Beiträge zu zahlen hatten. Seit drei Jahren gibt es nun eine Pauschalförderung von über 5 
Mio. Euro. Die Mittel kommen aus der Oberflächenwasserentnahmeabgabe, die gegen den heftigen 
Widerstand der Opposition, insbesondere von Arp und Jensen-Nissen, vor zwei Jahren eingeführt 
worden ist. Diese Abgabe wird hauptsächlich von den Kernkraftwerken gezahlt, weil sie große 
Mengen Wasser für Kühlzwecke aus der Elbe entnehmen. Jacobs bezeichnet es als geradezu zynisch, 
wenn Peter Jensen-Nissen behauptet, dass es genügend Mittel gibt und dabei auf Wasserabgaben 
verweist, die er selbst stets bekämpft hat. Es gibt keine freien Mittel im Landeshaushalt, das sollte 
inzwischen allen Zeitungslesern bekannt sein. Es ist auch nicht richtig, dass die Einnahmen der 
Wasserabgaben vorwiegend zum Kauf von Flächen genutzt und für den Umweltschutz verwendet 
würden. Das sehen auch die Umweltverbände ganz anders: Diese beklagen, dass der Anteil der 
Naturschutzflächen im Lande viel zu niedrig sei. 
Jacobs vertrat mit Blick auf die CDU-Äußerungen der vergangenen Woche die Auffassung, dass mit 
diesem Hochwasser, mit dem Unglück, das insbesondere die Landwirtschaft im Bereich Glückstadt 
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stark getroffen hat, keine Politik gemacht werden sollte. Es sei eher an der Zeit, den zahlreichen 
Helferinnen und Helfern der Feuerwehren und des THW dafür zu danken, dass eine mögliche 
Überschwemmungskatastrophe verhindert werden konnte. 

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 02.08.2002, 17:25 Uhr - 1645 Clicks - Nr. 72

Gewerbesteuerrückgang: Behauptungen der Union sind 
falsch

Zu den anhaltenden Behauptungen von Unionspolitikern, die Regierungskoalition trage die 
Verantwortung für den Rückgang der Gewerbesteuereinnahmen, erklärt der stellvertretende 
Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion,Joachim Poss: 
Die Union versucht immer wieder, der Steuerpolitik der rot-grünen Koalition den Rückgang der nur 
noch vom Unternehmensertrag abhängigen Gewerbesteuereinnahmen von 
Städten und Gemeinden anzulasten. Für diesen Rückgang ist die rot-grüne Steuergesetzgebung aber 
nicht ursächlich. 

Viele in der Debatte aufgestellte Behauptungen sind schlicht unwahr. 

1. Die Union behauptet, ein Gesetz der rot-grünen Bundesregierung ermögliche es, Inlandsgewinne 
von Unternehmen mit Verlusten von Auslandstöchtern zu verrechnen. 
Das Gegenteil ist richtig: Die Regierungskoalition hat die von der alten Regierung Kohl seit 1993 
bestehende Begünstigung, wonach Veräußerungsgewinne bei Auslandsbeteiligungen steuerfrei, 
Veräußerungsverluste hingegen steuerlich absetzbar waren, erst im Jahr 2000 
abgeschafft. Der viel zitierte "Fall BMW-Rover" beruht auf altem Recht, nach der Gesetzesänderung 
durch Rot-Grün ist er jetzt nicht mehr möglich. 
Viele deutsche Großkonzerne haben ihre Gewinne im Ausland gemacht, im Inland jedoch Verluste 
erwirtschaftet. Und nur der inländische Anteil des Gewinns ist bei der Gewerbesteuer - und auch bei 
der Körperschaftsteuer - Grundlage für die Besteuerung in 
Deutschland. 

2. Auch die Steuerfreiheit der Gewinne von Kapitalgesellschaften aus der Veräußerung von 
Beteiligungen an Kapitalgesellschaften ist entgegen falscher Behauptungen kein Grund für den 
Rückgang der Gewerbesteuer im Jahr 2001. Diese Regelung gilt erst ab dem Jahr 2002 und kann 
folglich nicht für den Einbruch der Gewerbesteuer im Jahr 2001 verantwortlich gemacht werden. 

3. In anderen steuerlichen Bereichen haben Gesetze der rot-grünen Koalition dafür gesorgt, dass es 
um die kommunalen Finanzen nicht noch schlechter steht, als es jetzt der Fall ist. 
Im Versicherungsbereich hätte die aufsichtsrechtliche Möglichkeit, Gewinnabführungsverträge 
abschließen zu können, nämlich ab 2002 zu weiteren erheblichen 
Steuermindereinnahmen der Kommunen führen können. Die Regierungskoalition hat dies jedoch erst 
Ende letzten Jahres mit einer Regelung zur Einschränkung von Organschaften gegen den heftigen 
Widerstand von CDU/CSU und FDP verhindert. 

Die rot-grüne Regierungskoalition hat also die Einnahmeausfälle der Kommunen nicht nur begrenzt, 
sondern sie hat den Kommunen zusätzliche Einnahmen in Höhe von rund 700 Millionen Euro 
verschafft. Sie hat den Kommunen in schlechter wirtschaftlicher Lage also nicht - wie die Opposition 
behauptet - geschadet, sondern durch die gezielte Änderung von Gesetzen geholfen. 
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Die wahren Ursachen für die Einnahmemisere vieler Kommunen liegen in der schlechten 
konjunkturellen Entwicklung und in bestimmten Sonderfaktoren. So waren im Jahr 2001 zum 
Beispiel die erhöhten Betriebsausgaben für Zwangsarbeiterentschädigungen und die Zahlung für die 
Ersteigerung der UMTS-Lizenzen ebenso ursächlich wie die drastische Verschlechterung der Lage in 
einzelnen Geschäftsbereichen von Banken und die Milliardenschäden bei Versicherungen als Folge 
des 11. September 2001. 

Schon diese Beschreibung der wirklichen Ursachen des Gewerbesteuerrückgangs zeigt, dass die 
Union mit ihren einfachen Erklärungen die Bürgerinnen und Bürger täuschen will.

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 02.08.2002, 17:27 Uhr - 1590 Clicks - Nr. 73

Seehofer lässt schwer Kranke im Stich

Zur Forderung des ehemaligen Gesundheitsministers Horst Seehofer, die Behandlungsprogramme für 
Brustkrebs und Diabetes zu stoppen, erklärt der SPD-Gesundheitspolitiker Klaus Kirschner, 
Vorsitzender des Gesundheitsausschusses 
des Bundestages: 

Entweder fehlt es Seehofer an Kompetenz oder es ist Opportunismus, wenn der frühere 
Gesundheitsminister im Gleichklang mit Hartmannbund und NAV-Virchowbund fordert, 
die Behandlungsprogramme für an Brustkrebs erkrankte Frauen und für Diabetiker "umgehend zu 
stoppen". Beides disqualifiziert ihn. Mit den strukturierten 
Behandlungsprogrammen findet ein Paradigmenwechsel bei der Versorgung chronisch Kranker statt: 
Auf der Basis wissenschaftlich abgesicherter Studien steht den Patienten, die sich in diese Programme 
einschreiben, eine optimierte Behandlung zur Verfügung. Dies ist dringend geboten. 

Deutschland steht bei Brustkrebs an fünfter Stelle der Welttodesstatistik und bei Diabetes belegen 
wir ebenfalls einen traurigen Spitzenplatz. Die damalige CDU/CSU/FDP- 
geführte Bundesregierung, der auch Seehofer angehörte, hatte sich 1989 mit der Unterschrift unter 
die St.-Vincent- Deklaration verpflichtet, durch bessere Behandlungsprogramme die 
diabetesbedingten Erblindungen und Niereninsuffizienzen um ein Drittel zu senken, die 
Anzahl der Gliederamputationen zu halbieren, die koronaren Herzerkrankungen bei Diabetikern durch 
konsequente Programme der Risikofaktorenreduktion zu senken und das 
Schwangerschaftsrisiko diabetischer Frauen auf das Niveau nichtdiabetischer Frauen zu reduzieren. 
Diese Ziele wurden nie erreicht. 

Mit den Disease-Management-Programmen ziehen die Bundesregierung sowie SPD und Bündnis 90/
Die Grüne daraus die Konsequenzen. Anstatt dies im Sinne der Patienten zu 
unterstützen, gehören die Versager der Vergangenheit auch 
in der Gegenwart zu den Neinsagern für eine bessere 
Behandlung. 

Seehofer hat nichts dazugelernt. 

Nur mit konsequent wissenschaftlich fundierten Behandlungsprogrammen und kontrollierter Qualität 
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der erbrachten medizinischen Leistungen lassen sich sowohl bessere 
Behandlungserfolge erzielen als auch die Mittel effektiver einsetzen und nicht durch die Abwahl von 
medizinischen Leistungen (opting out). 

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 02.08.2002, 17:29 Uhr - 1581 Clicks - Nr. 74

Gewerbesteuerrückgang: Behauptungen der Union sind 
falsch

Zu den anhaltenden Behauptungen von Unionspolitikern, die Regierungskoalition trage die 
Verantwortung für den Rückgang der Gewerbesteuereinnahmen, erklärt der stellvertretende 
Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion,Joachim Poss: 
Die Union versucht immer wieder, der Steuerpolitik der rot-grünen Koalition den Rückgang der nur 
noch vom Unternehmensertrag abhängigen Gewerbesteuereinnahmen von 
Städten und Gemeinden anzulasten. Für diesen Rückgang ist die rot-grüne Steuergesetzgebung aber 
nicht ursächlich. 

Viele in der Debatte aufgestellte Behauptungen sind schlicht unwahr. 

1. Die Union behauptet, ein Gesetz der rot-grünen Bundesregierung ermögliche es, Inlandsgewinne 
von Unternehmen mit Verlusten von Auslandstöchtern zu verrechnen. 
Das Gegenteil ist richtig: Die Regierungskoalition hat die von der alten Regierung Kohl seit 1993 
bestehende Begünstigung, wonach Veräußerungsgewinne bei Auslandsbeteiligungen steuerfrei, 
Veräußerungsverluste hingegen steuerlich absetzbar waren, erst im Jahr 2000 
abgeschafft. Der viel zitierte "Fall BMW-Rover" beruht auf altem Recht, nach der Gesetzesänderung 
durch Rot-Grün ist er jetzt nicht mehr möglich. 
Viele deutsche Großkonzerne haben ihre Gewinne im Ausland gemacht, im Inland jedoch Verluste 
erwirtschaftet. Und nur der inländische Anteil des Gewinns ist bei der Gewerbesteuer - und auch bei 
der Körperschaftsteuer - Grundlage für die Besteuerung in 
Deutschland. 

2. Auch die Steuerfreiheit der Gewinne von Kapitalgesellschaften aus der Veräußerung von 
Beteiligungen an Kapitalgesellschaften ist entgegen falscher Behauptungen kein Grund für den 
Rückgang der Gewerbesteuer im Jahr 2001. Diese Regelung gilt erst ab dem Jahr 2002 und kann 
folglich nicht für den Einbruch der Gewerbesteuer im Jahr 2001 verantwortlich gemacht werden. 

3. In anderen steuerlichen Bereichen haben Gesetze der rot-grünen Koalition dafür gesorgt, dass es 
um die kommunalen Finanzen nicht noch schlechter steht, als es jetzt der Fall ist. 
Im Versicherungsbereich hätte die aufsichtsrechtliche Möglichkeit, Gewinnabführungsverträge 
abschließen zu können, nämlich ab 2002 zu weiteren erheblichen 
Steuermindereinnahmen der Kommunen führen können. Die Regierungskoalition hat dies jedoch erst 
Ende letzten Jahres mit einer Regelung zur Einschränkung von Organschaften gegen den heftigen 
Widerstand von CDU/CSU und FDP verhindert. 

Die rot-grüne Regierungskoalition hat also die Einnahmeausfälle der Kommunen nicht nur begrenzt, 
sondern sie hat den Kommunen zusätzliche Einnahmen in Höhe von rund 700 Millionen Euro 
verschafft. Sie hat den Kommunen in schlechter wirtschaftlicher Lage also nicht - wie die Opposition 
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behauptet - geschadet, sondern durch die gezielte Änderung von Gesetzen geholfen. 

Die wahren Ursachen für die Einnahmemisere vieler Kommunen liegen in der schlechten 
konjunkturellen Entwicklung und in bestimmten Sonderfaktoren. So waren im Jahr 2001 zum 
Beispiel die erhöhten Betriebsausgaben für Zwangsarbeiterentschädigungen und die Zahlung für die 
Ersteigerung der UMTS-Lizenzen ebenso ursächlich wie die drastische Verschlechterung der Lage in 
einzelnen Geschäftsbereichen von Banken und die Milliardenschäden bei Versicherungen als Folge 
des 11. September 2001. 

Schon diese Beschreibung der wirklichen Ursachen des Gewerbesteuerrückgangs zeigt, dass die 
Union mit ihren einfachen Erklärungen die Bürgerinnen und Bürger täuschen will.

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 02.08.2002, 17:30 Uhr - 1623 Clicks - Nr. 75

EU-Kommission bescheinigt CDU/CSU desaströse 
Wirtschaftspolitik

Zu der kürzlich erschienenen Studie der EU-Kommission über die Gründe der Wachstumsschwäche 
Deutschlands erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Dr. Rainer 
Wend: 
In einer kürzlich erschienenen Studie der EU-Kommission ("Germany’s growth performance in the 
1990‘s") wird die verfehlte Wirtschaftspolitik der CDU/CSU-geführten 
Bundesregierung für das schwache Wirtschaftswachstum und den Anstieg der Arbeitslosigkeit 
verantwortlich gemacht. Um knapp einen Prozentpunkt lag in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre 
das Wachstum Deutschlands hinter dem seiner europäischen Partner zurück. Geradezu abgestürzt 
waren die Wachstumsraten in Ostdeutschland - von 11,2 
Prozent im Jahr 1994 auf 1,2 Prozent im Jahre 1998. 

Die schwache Binnennachfrage, insbesondere die private Konsumzurückhaltung, und die 
dramatischen Rückgänge bei den Bauinvestitionen sind nach wie vor die Schlüsselfaktoren der 
Wachstumsschwäche. Beides, so stellen die Wissenschaftler der EU-Kommission fest, sind 
unmittelbare Ergebnisse der verfehlten Wirtschafts-, Haushalts- und Steuerpolitik der 
unionsgeführten Bundesregierung in den neunziger Jahren: 

• Das reicht von einem falschen Umtauschkurs der DDR- Mark in DM über das auf Pump finanzierte 
milliardenschwere konjunkturelle Strohfeuerprogramm am Beginn der neunziger 
Jahren bis hin zu den maßlosen Steuererleichterungen für die Reichen und Superreichen. 

• Vor allem der vollkommen unrealistische Erwartungshorizont, den die Kohl-Regierung über viele 
Jahre weckte und aufrecht erhielt, hat die Tarifparteien dazu gebracht, Löhne und Gehälter zu 
vereinbaren, die die versprochenen "blühenden Landschaften" vorwegnahmen, das heißt weit über 
den realen Produktivitätszuwächsen lagen. 

• Aufgrund total überzogener Sonderabschreibungsmöglichkeiten für wohlhabende 
Einkommensbezieher aus dem Westen wurde in der Bauwirtschaft grandios am Markt vorbei 
gebaut. Eine Million Wohnungen stehen zur Zeit allein in Ostdeutschland leer. Schlimmer ist noch die 
Lage bei den Gewerbeflächen. Gewerbeparks mit teurer Infrastrukturausstattung, die mit Hast und 
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unüberlegt aus dem Boden gestampft wurden, sind häufig nur zur Hälfte oder weniger belegt. Eine 
solche volkswirtschaftliche Fehlsteuerung ist beispiellos. Union und FDP sind verantwortlich für das 
gigantischste Programm zur Vernichtung von Kapital und zur 
Verschwendung von Steuergeldern, das je in Friedenszeiten in Gang gesetzt wurde. 

• Mitte der neunziger Jahre erfolgte dann die drastische Notbremsung mit ihren exorbitant 
heraufgesetzten Steuer- und Sozialabgaben für den Normalbürger und der Zurückführung der 
üppigen steuerlichen Sonderabschreibungsregelungen Ost. Folge dieser Vollbremsung waren 
Konsumzurückhaltung und das anhaltende Desaster in der Bauwirtschaft mit Hunderttausenden von 
arbeitslosen Bauarbeitern. 

Von diesem Zickzackkurs hat sich, wie die EU Ökonomen feststellen, die deutsche Wirtschaft bis 
heute noch nicht wieder erholt. Die Konjunkturzyklen in Deutschland verlaufen seit Beginn der 
neunziger Jahre erstaunlich flach, sie sind kürzer als bisher bekannt, rezessive Einbrüche - immerhin 
drei seit 1993 - schlagen meist als Folge weltwirtschaftlicher Turbulenzen voll auf Wachstum und 
Arbeitsmarkt durch. 

Fazit der Eu-Ökonomen: Zwei Drittel der Wachstumsschwäche Deutschlands gegenüber den anderen 
Eu-Ländern müssen den direkten beziehungsweise indirekten Auswirkungen der 
Wirtschaftspolitik der Kohl-Regierung zugeschrieben werden. 

Die überfällige Korrektur dieser desaströse Politik wurde von der rot-grünen Bundesregierung 
eingeleitet. Sie ist - wie die Konsolidierungspolitik - für viele Bürgerinnen und Bürger schwer 
nachvollziehbar und nicht selten auch schmerzhaft. Gleichwohl ist sie ohne vernünftige 
Alternative. Steuerreform, Rentenreform, Neuordnung des Länderfinanzausgleichs und Solidarpakt II 
haben langfristig positive Wirkungen, auch wenn sich aufgrund der weltwirtschaftlichen Turbulenzen 
dieser positive Eindruck zur Zeit eintrübt. Die Reformagenda der rot-grünen Bundesregierung ist aber 
noch längst nicht 
abgeschlossen. Die Reform des Arbeitsmarktes und die Modernisierung des Staates stehen als 
nächstes auf der Tagesordnung. Die Finanzierungskrise öffentlicher Haushalte, die erheblichen 
Vorbelastungen aus Schulden diensten, das hohe Leistungsniveau des Staates, der 
erhebliche Bedarf an modernen Infrastrukturen, aber auch die nicht immer überzeugenden 
Ergebnisse von Privatisierungen zwingen dazu, über die derzeitige Arbeitsteilung zwischen Staat und 
Privatwirtschaft neu nachzudenken. Hier gilt es Antworten zu finden, die den 
nachhaltigen Interessen der breiten Schichten der Bevölkerung entsprechen. 

Eines bleibt festzuhalten: Nach den Erkenntnissen der EU Studie ist der "Schlusslicht-Vorwurf“ des 
Kanzlerkandidaten der Union gegenüber der rot-grünen Bundesregierung scheinheilig und 
intellektuell zutiefst unredlich. Die Union verhält sich wie ein Ladendieb, der bevor er erwischt wird, 
seine Beute einem unbescholtenen Buerger in die Tasche steckt und dann lauthals: "Haltet den 
Dieb!" ruft.

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 02.08.2002, 17:32 Uhr - 1554 Clicks - Nr. 76

Die Lügen von Stoiber werden immer dreister

Zu den Antworten des Kanzlerkandidaten auf Fragen von Bürgern in der Bild-Zeitung erklärt 
der stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, Joachim Poss: 
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Stoiber behauptet in Bild, dass Gerhard Schroeder als Genosse der Bosse dafür gesorgt habe, dass die 
großen Kapitalgesellschaften in Deutschland null Euro zahlen und auf der anderen Seite die 
Arbeitnehmer und der Mittelstand unter einer drückenden Steuerlast leiden. Folge der Politik von 
Schroeder sei auch, dass Deutschland beim Wirtschaftswachstum auf dem letzten Platz in Europa 
stehe. 

Diese Behauptungen sind samt und sonders falsch und nichts als dreiste Lügen. 

1. Die Steuerreform der Bundesregierung und der sie tragenden Koalitionsfraktionen ist für 
den massiven Rückgang der Körperschaftsteuereinnahmen nicht ursächlich. Nur die 
beabsichtige Tarifsenkung bei der Körperschaftsteuer hat zu Steuermindereinnahmen 
geführt und die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen wieder 
hergestellt. 

Die Möglichkeit der Konzerne, einbehaltene Gewinne an die Aktionäre auszuschütten und 
damit Steuerguthaben zu realisieren, die mit steuerpflichtigen Gewinnen der Unternehmen 
verrechnet werden können, ist keine Folge der Steuerreform, sondern sie bestand auch schon 
vorher. 

Wegen dieser hohen Ausschüttungen ist die Kapitalertragsteuer aber entsprechend 
angestiegen, weil die ausgeschütteten Dividenden bei den Aktionären natürlich 
steuerpflichtig sind. Einnahmeminderungen aufgrund erhöhter Ausschüttungen und 
Einnahmesteigerungen bei der Kapitalertragsteuer sind auch in etwa gleich 
hoch. 

2. Arbeitnehmer und mittelständische Unternehmen sind bereits dreimal, nämlich 1999, 
2000 und 2001 bei der Einkommensteuer entlastet worden. Zwei weitere Entlastungsstufen, 2003 
und 2005 sind schon beschlossen und geltendes Recht. 

Vor diesem Hintergrund davon zu sprechen, Arbeitnehmer und Mittelstand leiden unter 
einer drückenden Steuerlast, ist infam. Die Steuerbelastung bei der Einkommensteuer ist 
in der Zeit der Kohl-Regierung, insbesondere für Arbeitnehmer und Familien mit Kindern 
permanent angestiegen. Erst die rot-grüne Koalition hat kontinuierlich Eingangsteuersatz und 
Spitzensteuersatz gesenkt, den Grundfreibetrag erhöht, den Tarifverlauf abgeflacht und das 
Kindergeld angehoben. Ab 2003 beginnt die Steuerlast bei einem Ledigen erst ab einem zu 
versteuernden Einkommen von 10.364 Euro und bei Verheirateten erst ab 19.962 Euro. Ab 2005 sind 
es 10.932 Euro beziehungsweise 20.557 Euro. Ein verheirateter Arbeitnehmer mit zwei Kindern und 
einem Einkommen von 30.000 Euro wird im Jahr 2005 im Vergleich zu 1998 2.412 Euro weniger 
Steuern zahlen, das sind monatlich 201 Euro mehr an Nettoeinkommen. 

Und da die Inhaber von kleinen und mittleren Unternehmen auch Einkommensteuer zahlen, 
profitieren sie von diesen Entlastungen genauso. Hinzu kommt, dass die Regierungskoalition die 
Gewerbesteuer für diese Unternehmen durch eine Verrechnungsmöglichkeit mit der 
Einkommensteuer faktisch abgeschafft hat, sie durch diese Konstruktion aber den Kommunen 
als Einnahmebasis erhält. Auch hat die Regierungskoalition eine großzügige Investitionsrücklage für 
mittelständische Unternehmen beschlossen. 

3. Deutschland ist bereits 1996 und damit zur Zeit der Regierung Kohl Schlusslicht beim 
Wirtschaftswachstum in der EU gewesen. Im Jahr 2000 war Deutschland schon einen Platz nach oben 
geklettert. Das durchschnittliche Wachstum in der letzten Legislaturperiode war 1,47 Prozent in der 
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jetzigen ist es 1,55 Prozent. 

Die Zahlen belegen: Die schlechte deutsche Position beim Wirtschaftswachstum ist eine 
Erblast der Regierung Kohl und unter Kohl war das Wirtschaftswachstum auch geringer als unter der 
jetzigen Bundesregierung. Stoiber verdreht und vertuscht, lügt und verschweigt. Die Fakten sind 
unbestechlich und die Bürgerinnen und Bürger sollten sie kennen.

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 02.08.2002, 17:34 Uhr - 1682 Clicks - Nr. 77

Bonusmeilen: Welche Interessen vertritt der Bund der 
Steuerzahler?

Zum Verhalten des Bundes des Steuerzahler in der Bonusmeilen-Affäre erklärt der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, Joachim Poss: 
Der Bund der Steuerzahler beweist mit seinem Verhalten in der Bonusmeilen-Affäre wieder einmal, 
dass es ihm nicht in erster Linie auf die Wahrung der Interessen der Steuerzahler ankommt, sondern 
nur auf parteipolitische Einflussnahme. Wenn dieser eingetragene Verein, der sich selbst als Wahrer 
der Steuerinteressen der Buerger bezeichnet, schon im letzten Jahr über eine Liste mit den Namen 
und Freiflügen von Abgeordneten verfügte, hätte er sie damals schon auf den Tisch legen können. 
Dass er das nicht getan hat, belegt, dass für ihn die Interessen der Steuerzahler nur nachrangig von 
Bedeutung sind und er sich in erster Linie als Lobbyist für Spitzensteuerzahler und der mit ihnen 
politisch verbundenen Kräften versteht. 

Warum kümmert sich der Bund der Steuerzahler zum Beispiel nicht um die Frage, ob die 
Unternehmen, die ihren Mitarbeitern erlauben, dienstlich erworbene Bonusmeilen für Privatzwecke 
zu nutzen, diese Vergünstigung als geldwerte Vorteile ihrer Arbeitnehmer versteuern. Hier geht es um 
das Geld aller Steuerzahler. Wenn der Bund der Steuerzahler seinem anspruchsvollen Namen gerecht 
werden will, dann sollte er hier ansetzen. Dazu hört man aber nichts von ihm. 

Der Bund der Steuerzahler betreibt Wahlkampf für die Union und die FDP, weil er weiß, dass bei 
diesen Parteien die Interessen der Spitzensteuerzahler im Vordergrund stehen. Der Bund der 
Steuerzahler weiß, dass er seine Lobbyistenpolitik mit diesen Parteien besser durchsetzen 
kann. Der Bund der Steuerzahler bleibt daher, was er ist: Ein dubioser Interessenverband und kein 
Vorkämpfer in Sachen Steuermoral.

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 02.08.2002, 17:35 Uhr - 1703 Clicks - Nr. 78

Union redet Standort Deutschland systematisch kaputt

Zu dem Aufruf führender Steuerexperten an die Union, von ihren Steuerplänen Abstand zu nehmen, 
erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Dr. Rainer Wend: 
Es wird im Verlauf der Wahlkampagne der Union immer deutlicher: Ohne jedes 
Verantwortungsgefühl für das Land und seine Bürgerinnen und Buerger, mit eiskalter 
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akribischer Logik wird in einer weltwirtschaftlich hoch sensiblen Situation der Standort Deutschland 
systematisch madig gemacht. 

Jeder weiß: Fünfzig Prozent der Wirtschaftspolitik ist Psychologie. In Krisenzeiten, wie wir sie derzeit 
zu überstehen haben, ist es noch wichtiger, dass Konsumenten und Investoren nicht zusätzlich 
verunsichert werden. Der aalglatte Machttechniker Stoiber und seine publizistischen Helfer und 
Helfershelfer aus der zweiten Reihe tun jedoch schon seit Wochen und Monaten nichts anderes, als 
die Krisenstimmung anzuheizen. 

Steuerexperten schlagen jetzt Alarm: Die Steuerpläne der Union schaden dem Standort Deutschland, 
ausländische Investoren werden abgeschreckt. Die Wirtschaft geht in 
Habtachtstellung, Investitionen unterbleiben, Arbeitsplätze werden vernichtet. 

Beispiel Körperschaftssteuer: Die von der Wirtschaft, vor allem von ausländischen Investoren 
hochgelobte Körperschaftssteuerreform der rot-grünen Bundesregierung, die den 
Investitionsstandort Deutschland nach Jahren des Rückgangs und der Stagnation international wieder 
attraktiv gemacht hat, wird von der Union mit kalt schnäuzigem Machtkalkül fundamental in Frage 
gestellt. Angesichts der derzeitigen Stimmungslage handeln 
Unternehmen jetzt nach der Devise: "Rette sich wer kann" und nehmen mit, was sie auch immer 
mitnehmen können: Folge dieser Verunsicherungskampagne der Union sind negativen 
Entwicklungen beim Körperschaftssteueraufkommen und sinkende Aktienkurse.

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 03.08.2002, 18:27 Uhr - 1692 Clicks - Nr. 79

Manfred Opel sagt: KüsteWest – allerbest

Den Menschen in Deutschland geht es als vor vier Jahren. und es geht ihnen besser als den 
Menschen in den weitaus meisten Ländern Europas. das ist der verdienst von Gerhard Schröder und 
seiner Rot-Grünen Bundesregierung. 
Die Ausgangslage war alles andere als gut: CDU/CSU und FDP hatten fast fünf Millionen Arbeitslose 
hinterlassen. Und der Schuldenberg - allein des Bundes - betrug die astronomische Summe von DM 
1.500.000.000.000 (das sind 1.500 Milliarden DM oder die gesamte Steuereinnahme von fast drei 
Jahren). Die neue Bundesregierung muss jährlich das Doppelte des gesamten 
Verteidigungshaushaltes nur für die Zinsen dieser Schulden aufwenden Jedes Prozent Zinssteigerung 
kostet den Bund fast 10 Milliarden EURO zusätzlich pro Jahr.
Diese Situation hat die Bundesregierung trotz aller Schwierigkeiten gut gemeistert. Die 
Arbeitslosigkeit nimmt ab. Die Schulden wurden eingedämmt. Und große Reformen wurden 
abgeschlossen.
Wie schnitt dabei die Westküste ab? Die Arbeitslosigkeit ist deutlich gesunken. Die Reform der 
Bundeswehr hat keine wesentlichen Einschnitte gebracht. Im Gegenteil: Manfred Opel konnte sogar 
Hunderte neuer Dienstposten einwerben. Und außer List wurde kein Standort geschlossen. Die 
OCEANIC blieb uns auf Vorschlag von Manfred Opel als Notschlepper erhalten. Die BSG-Kaserne in 
Bredstedt wurde nicht vollständig geräumt. Und auf Betreiben von Manfred Opel unterstützt und 
fördert der Bund die nationalen Minderheiten großzügig. So erhalten beispielsweise die Friesen 
erstmals vom Bund einen bedeutenden Betrag an Projektmitteln. Die lange geforderte Sanierung der 
Eisenbahn-Hochbrücke über den Kanal wurde begonnen. Damit ist die Marschbahn für viele Jahre 
sicher. Die Auto-Verladung bleibt in Niebüll und wird gründlich modernisiert.
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Doch noch ist vieles zu tun, meint Manfred Opel.

Meine Schwerpunkt-Themen:

1. Ausbau der Windkraft:
Bei uns schafft die Windkraft tausende von Arbeitsplätzen. Wir müssen die Technik nachhaltig 
unterstützen. Energie wird knapp und teuer. Wind bleibt. Die Westküste ist die Heimat des Windes. 
Das müssen wir ausnutzen.
2. Küstenschutz:
Unsere Deiche sind sicher. Doch das Meer steigt und die Sturmfluten werden aggressiver. Deshalb 
brauchen wir dringend eine sichere zweite Deichlinie. Planung und Bau müssen jetzt beginnen; sonst 
ist es in einigen Jahren vielleicht zu spät.
3. Schiffssicherheit:
Wir benötigen eine leistungsfähige Küstenwache und eine ausreichende Notschlepp-Kapazität. 
Deshalb müssen wir genau darauf achten, welche zukunftssichere Lösung wir benötigen.
4. Tourismus:
Der Tourismus ist ein Hauptwerbezweig an der Küste. Die Konkurenz-Situation ist schwieriger 
geworden. Deshalb brauchen wir bessere Konzepte. Weitere Abgaben für das 
Fremdenverkehrsgewerbe sind dabei ebenso schädlich, wie es die Pläne für eine Getränkesteuer 
waren.
Deshalb: Bessere Leistung durch geringere Lasten.
5. Verkehr
Die Marschbahn muss durchgängig zweigleisig ausgebaut werden. Die A 23 muss bis zur dänischen 
Grenze durchgebaut werden. Wir benötigen mehr Umgehungsstraßen und Kreisverkehre an 
Kreuzungen.
6. Natur- und Landschafts-Schutz:
Immer mehr Menschen erkennen, dass Natur und Landschaft unsere besten Werbeträger sind.
Einige Halligen wollen sogar in das Biosphärenreservat Wattenmeer aufgenommen werden. Das ist 
ein gutes Beispiel, das hoffentlich bei Inseln und Festland viele Nachahmer findet. Denn künftige 
Generationen werden es uns danken.
Deshalb: Weitsicht an und für die Westküste nach dem Motto:
KüsteWest – allerbest!

Manfred Opel steht für weitsichtige und solide Politik für uns alle. Er setzt sich ein und er setzt sich 
durch – für uns an der Westküste.

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 12.08.2002, 13:24 Uhr - 136 Clicks - Nr. 80

Offener Brief von Knut Krienitz-Hadinek

Offener Brief
An die ehemalige Stadtvertreterin
Brunhilde Kelch
Durchschrift an die Tageszeitungen

Zu Ihrem Leserbrief " Bürgermeisterwahl " vom 09.08.2002 in der SZ
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Sehr geehrte Frau Kelch

Ich habe Sie im Sozialausschuß der Stadtvertretung als besonnene und sachliche Kommunalpolitikerin 
kennengelernt und bin deshalb über Ihren polemisch getönten Leserbrief zur BM - Wahl sehr 
verwundert. Dies steht Ihnen als Trägerin der Ehrennadel der Stadt schlecht. Ich finde es schade, 
wenn statt einer sachlichen politischen Auseinandersetzung eine Kampagne von Unterstellungen und 
Behauptungen, die durch ihr gedrucktes Erscheinen in einer Zeitung nicht zu Tatsachen werden, den 
Wahlkampf anscheinend eröffnen.

Zu Ihrer Information:

Als Mitglied der SPD - Fraktion und zeitweise Mitglied des Ortsvereinsvorstandes der SPD weiß ich aus 
eigener Erfahrung daß Frau Buff - Fröhlich eine ganz normale Arbeit , wie jedes andere gewählte 
Vorstandsmitglied im Ortsvereinsvorstand macht. Ist es in Ihrer CDU nicht üblich, daß auch 
Ehepartner am aktuellen politischen Leben teilnehmen und sich engagieren? Ich kenne Beispiele 
dafür!
Als SPD - Mitglied mit einiger politischer Erfahrung weiß ich auch, daß es in jedem Ortsverein 
politische
Prozesse, Entscheidungen und Minderheitsvoten gibt - da werden keine Andersdenkenden 
ausgegrenzt - ist dies in Ihrer Partei anders ? 

Ähnlich polemisch wie in Ihrem Leserbrief könnte Ich Ihren Rücktritt aus „gesundheitlichen Gründen“ 
ja auch anders werten, wenn ich dann in der Tageszeitung von Ihren gewaltigen
Radtouren lese.

Und nun auch noch zu Ihrer Erinnerung, wenn Sie Magistratsentscheidungen des Jahres 96/97 
anführen:
Waren Sie nicht nach der letzten Kommunalwahl als CDU - Fraktionsmitglied daran beteiligt mit Herrn 
Seidel vom BBS und Herrn Brömmer von der FDP aus wahltaktischen Gründen eine gemeinsame 
Fraktion zu bilden, um alle Ihre Kandidaten in die entsprechenden Ämter zu bekommen? Eine 
Fraktion, die dann schnell wieder nach der Besetzung der Ämter aufgelöst wurde - ist dies natürlich 
auch ein ganz anderer politischer Prozeß als die damaligen Bürgermeisterwahl ?

Ewig und immer habe ich dann von Ihren Fraktionsmitgliedern und auch Herrn Seidel und Herrn 
Brömmer gehört daß sie sich endlich einen Bürgermeister wünschen, der parteipolitisch unabhängig 
sei. Dann kürte Ihre Partei ihren Kandidaten dessen Neutralität durch seine CDU- Parteimitgliedschaft 
dokumentiert wird. Oder wird da wieder mit zweierlei Maß gemessen ?

Seien Sie doch zufrieden, daß sich inzwischen eine Wählerinitiative für Herrn Fröhlich gefunden hat 
und sich zu ihm bekennt. Nehmen Sie doch das Angebot von Herrn Bürgermeister Fröhlich an, der ein 
guter Bad Segeberger Bürgermeister ist und für alle Bad Segeberger Bürger arbeitet.

Lassen Sie mich noch zu Ihrer Alternative Herrn Hampel sagen und fragen, welche Qualität es 
ausmacht, daß im Kreis Segeberg aufgewachsen ist, heimatverbunden und ehrlich sei ( was ja 
impliziert, daß der jetzige Amtsinhaber unehrlich sei ). Auch habe er hier gelernt und und und ...

Also sind wir Neubürger alle, die ihre Wahlheimat hier gesucht haben, irgend woanders lernen 
mußten, Bürger zweiter Klasse ? - Da fehlt ja nur noch der Vorschlag in die alte Heimat zurück zu 
müssen. Das habe ich ja auch schon von einem Vorstandskollegen Ihrer Senioren Union gelesen. Aber 
wie viele Fraktionsmitglieder bleiben dann auch noch in Ihrer CDU übrig ? - Wird da auch wieder mit 
zweierlei Maß gemessen?
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Wie Sie, bin ich auch auf die konkreten Vorschläge von Herrn Hampel gespannt. Diese Ankündigung 
habe ich schon vor Wochen gelesen und warte noch immer darauf. Aber vielleicht antwortet ja 
erneut Frau Miachalak für ihn.

Vielleicht gibt es ja auch Personen im Amt Wensin, die ihren leitenden Beamten „wegloben" damit er 
wieder in Bad Segeberg arbeiten soll .- messen Sie da vielleicht auch wieder mit zweierlei Maß ?
Lassen wir doch einfach die Fach - und Sachkompetenz entscheiden, wo sich Herrn Fröhlich's Bilanz 
sehen lassen kann und seine Pläne können Sie ja im beigefügten Flyer nachlesen.

Bitte lassen Sie mir doch auch die Bilanz Ihres Herrn Hampel zukommen oder besser - veröffentlichen 
Sie diese für alle Wähler, denn aus seinem mir vorliegenden Lebenslauf kann ich keine großen 
Leistungen für das Amt Wensin erkennen.

Mit kollegialem Gruß

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 14.08.2002, 22:37 Uhr - 1973 Clicks - Nr. 81

Erhöhung der Vergnügungssteuer auf Spielautomaten ist 
überfällig!

Die Finanzlage der Stadt Norderstedt ist angespannt, die Aufgaben wachsen. Konventionelle 
Einsparmöglichkeiten sind erschöpft, fast alle Aufgaben überprüft worden. 
„Wo von außen keine Besserung in Sicht ist, nutzt es nicht mehr, stets nur an den Ausgaben 
herumzustreichen. 
Deshalb muss die Stadt aus der Not eine Tugend machen und vorhandene Finanzquellen 
konsequenter aussschöpfen.“, so der Vorsitzende der Norderstedter Jungsozialisten, Thomas Jäger. 

Die Einnahmen aus der örtlichen Vergnügungssteuer auf Spielautomaten sollen von gegenwärtig 
400.000 EUR auf 800.000 EUR pro Jahr verdoppelt werden. 

„Auch nach Einführung der Steuer wurden ständig weitere Spielhallen in Norderstedt eröffnet. Die 
Gewinne aus solchen Geschäften sind offenbar immer noch hoch genug, kein Spielhallenbetreiber 
muss befürchten künftig am Hungertuch zu nagen, Grund genug den Gewinnanteil aus solchen 
Geschäften stärker als bisher zu besteuern. 
Die zusätzlichen Steuereinnahmen sollten sozialen Projekten, wie z.B. der Sucht- und 
Drogenberatungsstelle am Kohfurth zukommen, die in den vergangenen Monaten einen deutlichen 
Zuwachs an Ratsuchenden zu verzeichnen hat und mehr Geld für Personal gut gebrauchen könnte. 
Besonders im Hinblick auf die gravierende Suchtgefahr für Jugendliche und junge Erwachsene muss 
es das erklärte Ziel von Verwaltung und Politik sein, die Ansiedlung weiterer Spielhallen in unserer 
Stadt, für mögliche Betreiber unattraktiv zu machen.“, so der JUSO-Vorsitzende. 

Keine Kommentare 
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- veröffentlicht am 16.08.2002, 20:08 Uhr - 78 Clicks - Nr. 82

AfA-Bundesvorsitzender äußert sich zum Hartz-Papier

Ottmar Schreiner: Hartz-Vorschläge bieten neue Chancen

Zu den heute vorgestellten Vorschlägen der sogenannten „Hartz-Kommission“ zur Reform des 
Arbeitsmarktes erklärt der Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in 
der SPD (AfA), Ottmar Schreiner, MdB:

Der Bericht der Hartz-Kommission enthält innovative Reformvorschläge. Das Gesamtkonzept ist die 
Chance für eine durchgreifende Reform von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten und die 
Modernisierung der Bundesanstalt für Arbeit.

Die wesentlichen Akteure des Arbeitsmarktes haben sich jenseits festgefahrener Diskussionsfronten 
auf einen gemeinsamen Vorschlag zu geeinigt. Hervorzuheben ist, dass neoliberale Forderungen nach 
massiven Leistungskürzungen in der Expertenkommission keine Chance hatten. 

Die AfA begrüßt insbesonders, dass der Solidarpakt II vorgezogen werden soll. Dies ist ein wichtiges 
Signal für Ostdeutschland. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze setzt deutlich erhöhte 
Investitionstätigkeit und verstärkte Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur voraus. 
Besonders wichtig ist zudem die Stärkung der kommunalen Investitionskraft.

Ein Kernelement sind die vorgeschlagenen Maßnahmen zur schnelleren und besseren 
Vermittlungstätigkeit und den Ausbau der Qualifizierung. Um eine möglichst zielgenaue 
Qualifizierung zu erleichtern, sollte zudem eine Meldepflicht für offene Stellen eingeführt werden.

Besonders begrüßt die AfA, dass über die neuen Job-Center Hilfe aus einer Hand geboten werden 
soll. Die stärkere Einbeziehung erwerbsfähiger Sozialhilfeempfänger in die Vermittlungsleistungen der 
Arbeitsämter ist ein überfälliger Schritt. Das vorgeschlagene Arbeitslosengeld II darf nicht zu einer 
Leistungskürzung gegenüber der heutigen Arbeitslosenhilfe führen. Hier gilt das 
Regierungsprogramm der SPD. Leistungskürzungen und Abbau von Arbeitnehmerrechten haben noch 
nie zu mehr Beschäftigung geführt.

Die Möglichkeit der Mini-Jobs bis 500 Euro in privaten Haushalten kann das große 
Beschäftigungspotential im Dienstleistungssektor verstärkt nutzen und Schwarzarbeit in diesem 
Bereich abbauen. Eine Ausdehnung auf andere Wirtschaftsbereiche ist nicht notwendig und deshalb 
abzulehnen.

Mit dem Vorschlag der „Personal-Service-Agenturen“ bekommt die Arbeitnehmerüberlassung 
deutlich größere Bedeutung. Die Ausweitung von Zeit- oder Leiharbeit kann dazu dienen, Arbeitslose 
und offene Stellen schneller zueinander zu bringen. Sie bietet besonders schwer Vermittelbaren mehr 
Eingliederungschancen und kann auf Dauer dazu beitragen, Überstunden abzubauen und reguläre 
Beschäftigung zu erhöhen. Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass die arbeits- und 
sozialrechtlichen Standards eingehalten werden. Daher müssen Tarifverträge für die 
Arbeitnehmerüberlassung unverzüglich abgeschlossen und allgemeinverbindlich erklärt werden.
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Manche Detailfrage muss noch im Gesetzgebungsverfahren geklärt werden. Der erreichte Konsens 
aller Beteiligter ist von hoher Bedeutung. Wer sich wie Edmund Stoiber außerhalb der gemeinsamen 
Verantwortung stellt, beweist, dass er nicht regierungsfähig ist.

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 20.08.2002, 15:21 Uhr - 1195 Clicks - Nr. 83

Erneuter offener Brief von Knut Krienitz-Hadinek

Offener Brief 
An die ehemalige Stadtvertreterin 
Brunhilde Kelch 
Durchschrift an die Segeberger Zeitung 

Zu Ihrem Leserbrief vom 14.08.2002 in der SZ 

Sehr geehrte Frau Kelch 

Ich schreibe Ihnen erneut meine Antwort direkt und lasse der SZ eine Kopie als Leserbrief zukommen, 
auch wenn meine Kontakte zu dieser Zeitung nicht so gut sind wie ihre. Ich muß Ihnen sofort und 
direkt erwidern, weil Sie auch in Ihrer gedruckten Antwort erneut mit zweierlei Maß messen: 
Wenn Sie mir vorwerfen nicht gut zugehört zu haben, muß ich Ihnen vorwerfen nicht richtig gelesen 
zu haben. Meine Formulierung war im Konjunktiv geschrieben und ausdrücklich als mögliche Polemik 
gekennzeichnet. Sie schreiben, als wäre es eine Tatsachenbehauptung - wieder zweierlei Maß ? 
Sie dürfen in Ihrem ersten Leserbrief vom 09. August sowohl Herrn Bürgermeister Udo Fröhlich und 
seine Frau in Form von falschen Behauptungen verletzend angreifen, aber selbst nicht angegriffen 
werden ? - wieder zweierlei Maß? 
Als gestandener Sozialdemokrat frage ich mich, woher konservative Politiker das Recht nehmen zu 
verletzen, aber selbst nicht verletzt werden wollen - welches Maß ist das ? 

Inhaltliche Antwort lese ich keine und von Herrn Hampels spannenden Plänen weiß ich noch immer 
nichts. 

mit kollegialem Gruß 

Anlage: Kopie meines letzten Briefes mit markierten Formulierungen 

Kommentar von Markus Hagge vom 20.08.2002, 17:44 Uhr:
Mehr Infos bitte
Hallo, 

leider ist mir als Nicht-Segebeberger der Hintergrund dieser Info nicht klar. Könnte vielleicht jemand  
aus Bad Segeberg eine kurze Zusammenfassung geben? 

Gruss 
Markus
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SPD-Ellerau - veröffentlicht am 27.08.2002, 07:17 Uhr - 255 Clicks - Nr. 84

Offener Brief an den Wegezweckverband

An den
Wege-Zweckverband des Kreises Segeberg
Am Wasserwerk 4

23795 Bad Segeberg 

Ellerau, den 26.Aug. 2002
Offener Brief in Sachen Abfallgebühren

Sehr geehrter Herr Kretschmer,
Sehr geehrter Herr Verbandsvorsteher Meiners,

nach dem Artikel in der Segeberger Zeitung vom Juli 
d.J. reibt man sich doch erstaunt die Augen. Vor gut 2 ½ Jahren wurden die Kunden des WZV mit 
erheblichem Aufwand darüber informiert, dass die exorbitante Gebührenerhöhung von bis zu 37% 
(für die Tonne mit dem gelben Deckel bei zweiwöchiger Entleerung) zum 1. Januar 2000 
unumgänglich sei. Der SPD-Ortsverein hatte seiner Zeit dagegen verbal protestiert und wurde 
daraufhin von Ihnen, sehr geehrter Herr Kretschmer, in einem offiziellen Gespräch über die 
Kostensituation unterrichtet und mit Faltblättern zum Weitergeben versorgt. Schon damals soll der 
WZV über eine Rücklage von 5,37 Mio EURO = rd. 10 Mio DM verfügt haben? Ich kann es kaum 
glauben und mein Kollege, Heinrich Reising, auch nicht. Denn davon war in dem Gespräch mit keinem 
Wort die Rede, im Gegenteil, es wurde der Eindruck erweckt, dass der WZV finanziell auf sehr 
schmalem Grad wandere.

Einsichtig, wie man es von einer demokratischen Partei erwarten kann, haben wir unsere Mitglieder 
über die Notwendigkeit der massiven Gebührenerhöhung informiert. Wir haben uns wohl zu früh mit 
Ihren Darlegungen zufrieden gegeben. Bei unserer kürzlich abgehaltenen Mitgliederversammlung gab 
es erhebliche Debatten und Unmutsäußerungen über die Gebühren- und Informationspolitik des 
WZV. Daher erlauben wir uns, einige Fragen an Sie zu richten:

1. Sind die Informationen über die Rücklagenhöhe und über das Plus des Wirtschaftsjahres 2001 (kein 
Wunder bei der Gebührenerhöhung!) richtig?
2. Warum wurde die Öffentlichkeit hierüber in dem Faltblatt (12/99) nicht informiert?
3. Wie falsch ist die in dem Faltblatt dargestellte Gebührenkalkulation?
4. Mit welchem Betrag partizipieren die Ämter und Gemeinden an der (wohl viel zu hohen) 
Gebührenerhöhung in DM bzw. EURO für den Gebühreneinzug in den beiden letzten Jahren und im 
laufenden Jahr?
5. Gibt es Bestrebungen, von dem prozentualen „Obolus“ für den Gebühreneinzug wegzukommen 
und dafür einen festen Betrag vorzusehen? 
6. Ist die Gegenrechnung für einen eigenen Gebühreneinzug vor diesem Hintergrund noch mal 
geprüft worden und mit welchem Ergebnis? 

-2-

7. In dem Zeitungsartikel heißt es, ....seitens des WZV „werde für 2002 erneut Anlauf genommen, das 
überschüssige Geld loszuwerden“. Von Investitionen oder dergl. ist aber nicht die Rede. Was ist damit 
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also gemeint?
8. Können die Kunden (zwangsweise, es gibt ja für die privaten Haushalte keine Alternative) mit einer 
Rückvergütung rechnen?
9. Wie hoch ist derzeit die Rücklage und mit welcher Höhe rechnen Sie zum Jahresende 2002?
10. Wann und wie werden die Kunden mittels Faltblatt oder Brief (s.a. Ihren Brief vom Dez. 1999) 
über die Finanzsituation des WZV informiert? 

Für eine bald mögliche Beantwortung, ebenfalls in offener Form, wären wir Ihnen dankbar.

Mit freundlichen Grüßen

SPD-Ortsverein Ellerau

Eckart Urban 
(1. Vorsitzender)

P.S.: Diese Schreiben haben wir mit gleicher Post an die Presse geleitet.

Keine Kommentare 

SPD-Lübeck - veröffentlicht am 27.08.2002, 15:06 Uhr - 134 Clicks - Nr. 85

Ersteigern Sie einen ehemaligen Wagen von 
Altbundeskanzler Helmut Schmidt

Ob als Hamburger Innensenator bei der Flut von 1962 oder jetzt als Schirmherr der Aktion "Hamburg 
hilft den Flutopfern" - Helmut Schmidt macht sich für die unter den Folgen des Hochwassers 
leidenden Menschen stark.

Um den Opfern der Hochwasserkatastrophe zu helfen, können Sie eine einmalige Gelegenheit 
nutzen:

Ersteigern Sie einen Wagen, der Altbundeskanzler Helmut Schmidt gehört hat! 
Im Rahmen des Langenhorner Skate- und Familienfestes der SPD (So, 1. September, Langenhorner 
Markt, Hamburg) wird der Wagen öffentlich versteigert - sie können schon jetzt Ihr Gebot abgeben.

Sie erhalten einen funktions- und fahrtüchtigen, gepflegten Opel Kadett - und natürlich den Kfz-
Schein, in dem Helmut Schmidt als Erstbesitzer eingetragen ist.

Weitere Informationen dazu finden Sie unter 
http://www.ankehartnagel.de/wahl2002/news/flutopferhelfen.html 

Keine Kommentare 
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SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 27.08.2002, 16:42 Uhr - 1067 Clicks - Nr. 86

Bürgermeister Udo Fröhlich rettet die Mittelzentrumsholding

„Einigung am Rande einer Hochzeit“

In einer von Bürgermeister Udo Fröhlich kurzfristig nach Schackendorf eingeladenen gemeinsamen 
Gesprächsrunde am Freitag den 23.8.2000 gelang der Durchbruch in den für Bad Segeberg 
überraschend schwierigen Verhandlungen.

Am Freitag um 22.05 war es verabredet.

Die Spitzen der Fraktionen und Verwaltungen aus Bad Segeberg und Wahlstedt hatten zur Lösung der 
kurz vor der Beschlussfassung in Wahlstedt aufgetauchten Probleme um Abstimmungsverhalten und 
Gewerbesteuer Einigung erzielt. Eine Probeabstimmung unter den 15 Teilnehmern ergab 
Einstimmigkeit bei nur einer Ablehnung.

Getroffen hatten sich die Vertreter der Mittelzentrumsstädte am Freitagabend auf Einladung Bad 
Segebergs.
Bürgermeister Udo Fröhlich wollte nach einem erfolglosen Vieraugen-Gespräch mit seinem 
Bürgermeisterkollegen vom Dienstag den 20.August, vor der (vertagten) Abstimmung in der 
Wahlstedter Stadtvertretung nichts unversucht lassen, die regionalpolitisch wichtige Einigung doch 
noch zu erreichen.

Mit Erfolg, wie die Verhandlungsrunde nach rund zwei Stunden feststellen konnte.

Die Einigung sieht wie folgt aus:

1) Die Gewerbesteuer, wie sie im Bereich der Wassersparte Wahlstedts entstehen kann, wird – in 
Ergänzung zur gesetzlichen Regelung- alleine Wahlstedt zustehen. Diese Regelung hatte 
Bürgermeister Udo Fröhlich nach Rücksprache mit seinem Ehrenamt bereits in einem Schreiben vor 
der letzten Sitzung Wahlstedt am 19.8. angeboten.

2) Die beiden Städte sagen sich für Abstimmungen im Aufsichtsrat der EWS zu, ein gemeinsames 
Abstimmungsverhalten anzustreben. Dies soll Ausdruck einer vertrauensvollen und 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit der Kommunen untereinander sein. Die Forderung nach 
zwingend gemeinsamer Abstimmung hat Wahlstedt allerdings zuletzt nicht mehr erhoben. Auch hier 
hatte Bad Segeberg in einem Angebotsschreiben von Montag den 19.8. bereits das jetzt vereinbarte 
Bestreben angeboten.

3) Die Wahlstedter Vertreter erreichten dagegen, was die Abstimmungsregeln angeht, eine 
Klarstellung. Einvernehmen besteht darin, dass auch bei gemeinsam berührenden Fragen, die im 
Entwurf des entsprechenden Gesellschaftsvertrages bereits ausformulierten Quoren zu Gunsten der 
jeweiligen Städte (§ 9 Abs. 7 und 8) gelten. Bei Entscheidungen- wie in den Vertragsentwürfen 
vorgesehen- werden mindestens zwei bzw. drei Stimmen von Wahlstedt bzw. Bad Segeberg benötigt 
oder bei gemeinsamen Aufgaben unter Erfüllung beider Voraussetzungen abgestimmt wird. Eine 
textliche Ergänzung wird diese Interpretation noch einmal bestätigen.
Eine 2/3 Mehrheit wurde nicht verabredet. 
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Der Einigung buchstäblich in letzter Minute (Stadtvertretung am Montag, Vertragsunterzeichnung am 
Dienstag, Wirkung der Verträge möglichst ab Sonntag) war sorgsam vorbereitet.
Auf quasi neutralem Schackendorfer Grund, im Restaurant Immenhof, trafen sich um 19:00 Uhr 
zuerst die Vertreter Bad Segebergs bis unmittelbar anschließend gegen 20:00 auch die Wahlstedter 
Delegation dazu kam.

Am Rande einer Wahlstedter Hochzeitsgesellschaft („Die trauen sich was!“) wurde zu Beginn des 
Treffens im Kaminzimmer erst einmal Rückblick auf gemeinsam Erreichtes im Mittelzentrum gehalten. 
Hierbei kamen eine Reihe von großen Themenkomplexen auf den Tisch.

Schnittchen und Getränke sorgten für eine entspannte Atmosphäre. Mit so gestärktem 
regionalpolitischen Selbstbewusstsein machte sich die Runde an die noch bestehenden Differenzen. 
Nach gut zweistündiger Sachdebatte war die Einigung erarbeitet. Mit einem Glas Sekt stieß die Runde 
dann auf das Erreichte an. 

Für den SPD-Fraktionsvorsitzenden Jörg-Frietjof Hischer war die Abstimmung des Bürgermeisters mit 
dem Ehrenamt und der vertrauensvolle Umgang in der Arbeitsteilung der entscheidende Faktor für 
die Geschlossenheit Bad Segebergs und das erfolgreiche Ergebnis.
Hier ist besonders der Kollege Günter Winter als CDU Fraktionsvorsitzender zu erwähnen, der trotz 
Urlaubs an den schwierigen Abstimmungen beteiligt war.

Am Montag den 26.8.2002 stimmte die Stadtvertretung Wahlstedts einstimmig den Verträgen zu und 
am heutigen Dienstag wurden alle Verträge unterzeichnet.

Damit ist der erste große Schritt in der Zusammenarbeit der Städte Bad Segeberg/Wahlstedt 
vollzogen.

War die Materie insgesamt sehr schwierig und komplex, so ist das Ziel für die Stadt Bad Segeberg der 
Sondersitzung am 26.7.2002 erreicht.

Die Stadtvertretung Bad Segebergs hatte damals ohne größere Diskussion und mit einem großen 
Vertrauen die endverhandelten Verträge einstimmig beschlossen. Die Dimension der Entscheidung 
sowie die Chancen wurden gesehen und in starker Gemeinsamkeit verfolgt.

JFH

Keine Kommentare 

SPD Henstedt-Ulzburg - veröffentlicht am 29.08.2002, 22:09 Uhr - 1649 Clicks - Nr. 87

Wahlkampf etwas anders

Jazz-Frühschoppen und persönliche Gespräche mit Franz Thönnes 
Jazz und Politik im Bürgerhaus 

Der SPD-Bundestagskandidat Franz Thönnes hatte am Sonntag zu einem Jazz-Frühschoppen in das 
Henstedt-Ulzburger Bürgerhaus eingeladen. 

82 / 161

http://www.spd-segeberg.de/henstedt-ulzburg


Die dreiköpfige Formation „Schymanski“ spielte vor etwa 50 Interessierten neben bekanntem Jazz 
sehr interessante eigene Interpretationen, die mit viel Beifall bedacht wurden. 

Der Schleswig-Holsteinische Landesvorsitzende und stellvertretende Fraktionsvorsitzende in Berlin 
nutze den Vormittag zu politischen Einzelgesprächen mit den Gästen und beantwortete Fragen zu fast 
allen Feldern der Politik. 

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 30.08.2002, 14:04 Uhr - 1434 Clicks - Nr. 88

Presseinformation der SPD - Fraktion Norderstedt

Presseinformation zum Artikel
Ochsenzoll: Auch Hamburg für Ausbau 
Sehr geehrte Damen und Herren,
mit Interesse habe ich die Aussage der Bürgermeister aus Hamburg und Norderstedt zur 
Unterführung des Knoten Ochsenzoll gelesen. Die SPD Norderstedt hat dieses Ausbauvorhaben 
immer unterstützt. Kritisieren muss ich jedoch, dass die Gremien der Stadt, die ja über dieses Projekt 
entscheiden und die nötigen Finanzmittel bereit stellen sollen, wieder einmal in dieser Frage über die 
Presse informiert wurden. Seit über einem Jahr wartet der Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr, 
auf einen aussagekräftigen Sachstandsbericht im Ausschuss zum Knoten Ochsenzoll. Die Verwaltung 
ignoriert dieses und hält offenbar, wie in der Vergangenheit, die Information über die Presse für 
ausreichend. Dieses ist eine Missachtung der Gremien durch die Verwaltung. Wir fordern den 
Bürgermeister auf, endlich den Fachausschuss über alle Absprachen und Pläne zu informieren. Es 
kann nicht sein, dass es hier augenscheinlich eine Absprache gibt, wonach die Niendorfer Str. durch 
Garstedt vierspurig ausgebaut werden soll. Diesen Ausbau wird es mit der SPD nicht geben. Ich frage 
mich, welche Absprachen es noch gibt, mit denen die Gremien überrascht und vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden sollen. Wenn die Pläne der Unterführung des Knoten Ochsenzoll zu einem 
guten Ende geführt werden sollen, muss der Bürgermeister die Gremien unverzüglich über alles 
informieren, damit dieses wichtige Straßenbauprojekt nicht durch unannehmbare Forderungen 
Hamburgs zu Fall gebracht wird.

Für die SPD - Fraktion

Jürgen Lange 
Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 31.08.2002, 09:09 Uhr - 1116 Clicks - Nr. 89

Abenteuerliche CDU

Die CDU brüskiert die Verhandlungskommision der Stadt Bad Segeberg 

Wenn man den Artikel über den angeblichen Schulverbandsstreit so liest, fragt sich die SPD, ob die 
CDU für die Stadt Bad Segeberg ihr Mandat ausübt oder ob Sie sich für Gemeindevertretermandate 
im Umland bewirbt. 
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Die Position der Verhandlungskommission der Stadt ist durch die wackelnden Aussagen der CDU 
deutlich geschwächt, so SPD-Fraktionsvorsitzender Jörg-Frietjof Hischer. Dies wird die Stadt Bad 
Segeberg bares Geld kosten. 

Frau Michalak setzt ihr ganzes Talent ein, um Dinge im Fluss zu stören, zu behindern oder schlecht zu 
machen und sich über Kleinigkeiten zu echauffieren. 
Schon sehr früh lernt man auch im politischen Geschäft zu laufenden Verhandlungen zu schweigen. 

Bad Segeberg wollte von Anfang an kein Geld für eine anwaltliche Beratung ausgeben, sondern lieber 
in die Schulen investieren. Das Ziel war immer vernünftige Lösungen für die Stadt Bad Segeberg auf 
dem Verhandlungswege zu erzielen. Dies scheint Hischer bei den Umlandgemeinden nicht deutlich 
im Vordergrund zu stehen. 

Wenn die CDU jetzt zusätzlich Öl ins Feuer gießt, aber auf ein gutes Ergebnis auf dem 
Verhandlungswege hofft, verkennt sie Ursache und Wirkung ihres Handelns. Wer das Feuer anheizt, 
darf andere nicht für mangelndes Löschen verantwortlich machen. 

Die von der CDU kritisierte Wortwahl durch Bürgermeister Udo Fröhlich, hätte in der 
Verhandlungskommission besprochen werden können. Für die Stadt Bad Segeberg geht es um viel 
Geld und nicht um Etikette. Um welches Ziel geht es der CDU ? 

Den gemeinsamen Beschluss über die Presse aufzukündigen ist ein merkwürdiger und 
ungewöhnlicher Weg und opfert die gemeinsame Verhandlungsposition der Stadt Bad Segeberg. Zu 
welchem Preis ? 

Bürgermeister Udo Fröhlich setzt sein ganzes Engagement für die Stadt Bad Segeberg ein, um 
besonders die finanziellen Möglichkeiten zu verbessern. Er hätte nach dem einstimmigen Beschluss 
der Stadtvertretung die Unterstützung aller Mitglieder verdient, auch die der CDU. 

Trotz dieser Ausfälle seitens der CDU, hofft Hischer weiter auf ein Ergebnis auf dem 
Verhandlungswege, welches jetzt allerdings wesentlich schwieriger zu erreichen ist. 

Gerade der Erfolg der letzen Tage zeigt, was Einigkeit bewirken kann. Bürgermeister Udo Fröhlich 
konnte die Mittelzentrumsholding (MZH) nur retten, weil das Ehrenamt mit einer Stimme sprach. 

Das Wohl der Stadt muß im Vordergrund stehen. 

JFH 
Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 31.08.2002, 12:56 Uhr - 90 Clicks - Nr. 90

So will Stoiber Arbeitnehmer behandeln

Stoibers Steuerpläne: Arbeitnehmer sollen draufzahlen

Die CDU/CSU-Spitze bedient hektisch den Nebelwerfer. Sie versucht zu vertuschen, was Teil ihres 
Steuerplanes ist:
Streichung der Steuerbefreiung für Zuschläge bei Sonntags- ,Feiertags- und Nachtarbeit. 
So steht es in den Petersberger Beschlüssen der CDU.
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Konsequenz: Arbeitnehmer müssen mehr Steuern zahlen, damit der Steuersatz für Spitzenverdiener 
auf unter 40 Prozent gesenkt werden kann.
Stoiber duckt sich. Meyer pöbelt los. Dabei wissen sie genau, was in ihren Programmen und auf ihrer 
Homepage steht.
CDU-Parteitag 2.-4.Dezember 2001 in Dresden:„Ausnahmetatbestände... werden wir weitestgehend 
abschaffen.“
Wahlprogramm CDU/CSU:„Ausnahmetatbestände...wollen wir auf den Prüfstein stellen.“
Homepage der CDU:„.....Das sind die Grundzüge des Petersberger Modells, an dem wir weiterhin 
festhalten.“
Führende Unionspolitiker bestätigen, dass die „Petersberger Beschlüsse “ Grundlage der 
Steuerreform 2004 sein sollen..
Roland Koch (17.Juni 2002 in:Focus):„Wir sollten uns am Vorbild der Peters- berger Beschlüsse 
orientieren. Und der erste kleine Schritt sollte am 1.Januar 2004 erfolgen.“
Friedrich Merz (13.Juli 2002 in:Heilbronner Stimme):„...wir werden uns sicher in die Richtung von 
Petersberg bewegen.....weniger Steuerbürokratie, gleich- mäßige Besteuerung, niedrigere Sätze für 
alle – das geht nur, wenn es weniger Ausnahmen gibt.“
Theo Waigel (17.Juni 2002 in: Die Welt):„Niedrigere Steuersätze für den Mittelstand sind machbar, 
wenn die Regierung die politische Kraft aufbringt und die umfangreiche Liste von steuerlichen 
Sondervergünstigungen und Subventionen ausdünnt beziehungsweise abbaut.“
Der Kandidat Stoiber ist erwischt. Gerhard Schröder ist der richtige Kanzler.
SPD

Keine Kommentare 

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 02.09.2002, 18:35 Uhr - 5793 Clicks - Nr. 91

Kreistagsfraktion SE für Fledermauszentrum

Die SPD Kreistagsfraktion will der Stadt Bad Segeberg für den Bau eines Fledermauszentrums eine 
Kreiszuweisung in Höhe von 150.000,00 Euro aus dem Kreisfond gewähren. 
Dieser Festbetrag soll in den Jahren 2003 bis 2006 bereitgestellt und gezahlt werden, also nicht in 
drei Jahresbeträgen sondern in vier.

Freiwillige finanzielle Leistungen durch den Kreis Segeberg sind wegen der finanziellen Schieflage 
nicht mehr verantwortbar. Nach dem 2. Quartalsbericht 2002 rechnet die Kreisverwaltung Segeberg 
mit einem Defizit für dieses Jahr. Nach den am 30. Juni 2002 bekannten Haushaltszahlen werden 2,5 
Millionen Euro im Verwaltungshaushalt fehlen. Die Geldrücklagen betragen nur 1.3 Millionen Euro. 

Das Umweltzentrum für Fledermäuse ist für den Raum Segeberg von so erheblicher Bedeutung und 
deshalb sollte hier eine Ausnahme gemacht werden. Im übrigen weist die SPD Kreistagsfraktion 
darauf hin: Neue Schulden sollten nicht mehr auf den Schuldenberg von mehr als 65 Millionen EURO 
draufgelegt werden.

Die SPD macht für die Auszahlung zwei Vorbehalte:
1. die Gesamtfinanzierung der Maßnahme muß nachgewiesen und
2. die Stadt Bad Segeberg muß bis dahin den Bürger-Euro pro Einwohner an die Geschäftsstelle von 
Leader + gezahlt haben. 
Schließlich haben alle beteiligten Kommunen diese Verwaltungskosten übernommen und dem Kreis 
erstattet. 

Keine Kommentare 
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SPD-Nordfriesland - veröffentlicht am 04.09.2002, 09:31 Uhr - 5743 Clicks - Nr. 92

Nordfriesland: Antrag der SPD-Fraktion einstimmig 
angenommen

Eine Anhörung zum Stand und zur Entwicklung der Windkraft-Wirtschaft in Nordfriesland soll 
vorbereitet werden. 
Eintstimmig hatte der Kreistag in seiner jüngsten Sitzung diesen Antrag der SPD-Fraktion genehmigt. 

Thomas Nissen begründet:

Er sprach mit Blick auf die Wirtschaftsförderungsgesellschaft NF von der "Hoffnungsbranche 
Windkraft", aber auch von "negativen Auswirkungen von Natur und Landschaft".
Im Kreis stehen 627 Windkraftanlagen. Durch das sog. "Repowering" sollen nun ältere Anlagen durch 
leistungsstärkere, höhere Modelle, die sogar 180 m erreichen können, ersetzt werden. Thomas 
Nissen betonte, dass die Akzeptanz der Bürger wichtig sei.

Die Windkraftbranche erwirtschaftet 15 Prozent der Wertschöpfung in Nordfriesland. Die 
Niederlassungen namhafter Windkraftanlagen-Hersteller beschäftigen 820 Mitarbeiter. In der 
Kreisstadt Husum stammen 40 Prozent des Gewerbesteueraufkommens von diesen Unternehmen.

Um Nummer Eins der Windkraftbranche zu bleiben "müssen wir unsere Hausaufgaben machen", 
sagte Thomas Nissen. Dazu gehören für ihn ein Offshore-Hafen Husum und der Verbleib der 
Windmesse in der Kreisstadt, ausreichend attraktive Gewerbeflächen und der Ausbau der 
Verkehrswege. 

Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 06.09.2002, 07:59 Uhr - 97 Clicks - Nr. 93

Arbeitszahlen sinken

SPD-Parteivorstand,Telefon:(030)2 59 91-0 ,Fax:(030)2 59 91-4 10 Internet:http://www.spd.de,
www.wirfuerschroeder.de,
E-Mail:parteivorstand@spd.de 05-09-02
Gegen alles Schlechtreden: Die Arbeitslosigkeit sinkt.

Gegen alles Schlechtreden Stoibers
Die Arbeitslosigkeit sinkt.
Im August gab es 29.000 Arbeitslose weniger als im Juli.Der Rückgang der Arbeitslosigkeit ist deutlich 
höher als erwartet und das ohne Trickserei mit Wahlkampf-ABM wie 1998 bei Kohl.
Die Tendenz ist eindeutig: Im September wird die Vier-Millionen-Marke deutlich unterschritten.
Anders läuft es in Bayern.
Seit einem Jahr nimmt die Arbeitslosigkeit in Bayern besonders stark zu.Auch im August stieg die Zahl 
der Arbeitslosen in Bayern – um rund 14..000 – gegen den Bundestrend..
Stoiber hatte am 11.6.1996 als Ziel genannt,bis Ende 2000 die Arbeitslosigkeit in Bayern zu 
halbieren.Dieses Ziel hat er weit verfehlt.Angesichts dessen sind die Vorwürfe Stoibers in Richtung 
Bundesregierung nichts als heuchlerisch.
Die SPD handelt:schnell und entschlossen.
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Mehr Beschäftigung,auch durch Job-Floater.Schnellere Vermittlung durch Job- Center.Und bessere 
Betreuung durch Service-Agenturen.Die Ergebnisse der Hartz-Kommission werden zügig umgesetzt.
Mit unserem Mittelstandsprogramm helfen wir kleinen und mittleren Unter- nehmen bei ihren 
Finanzierungsproblemen.
Wir packen an – wir brauchen keine Miesmacher..
Stoiber ist falsch. Gerhard Schröder ist der richtige Kanzler.
SPD 

Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 10.09.2002, 18:14 Uhr - 1599 Clicks - Nr. 94

Finanzierung von Wahlgeschenken: Union plant soziale 
Grausamkeiten

Zur Finanzierung der vielen Wahlversprechen der Union erklärt der stellvertretende Vorsitzende der 
SPD- Bundestagsfraktion, Joachim Poss:

Die Union bleibt immer noch eine Antwort darauf schuldig, wie sie ihre vielen Wahlversprechen 
finanzieren will. Zu nennen sind nur das Familiengeld, die so genannte "Grosse Steuerreform" mit 
einem Spitzensteuersatz von unter 40 Prozent, die Rücknahme der Verschiebung der vierten Stufe der 
Steuerreform und das Aussetzen der letzten Stufe der
sozial-ökologischen Steuerreform. Zur Finanzierung der vielen Wahlversprechen der Union
erklärt der stellvertretende Vorsitzende der SPD- Bundestagsfraktion, Joachim Poss:

Die Union bleibt immer noch eine Antwort darauf schuldig, wie sie ihre vielen Wahlversprechen 
finanzieren will. Zu nennen sind nur das Familiengeld, die so genannte "Grosse Steuerreform" mit 
einem Spitzensteuersatz von unter 40 Prozent, die Rücknahme der Verschiebung der vierten Stufe der 
Steuerreform und das Aussetzen der letzten Stufe der
sozial-ökologischen Steuerreform.

Die Union kann Schulden machen und das will sie ja auch, wenn sie den Bundesbankgewinn zur 
Finanzierung der Kosten der Flutwasserkatastrophe einsetzen will. Allerdings weiß
auch die Union, dass sie mit Finanzierungen auf Pump nicht alle ihre Versprechungen erfüllen kann. 
Daher gibt es für die Union nur die Wahl zwischen zwei Möglichkeiten:
Entweder sie gibt leere Wahlversprechen ab und belügt damit die Wählerinnen und Wähler oder sie 
plant massive Einschnitte in soziale Besitzstände der Arbeitnehmer, um
ihre Versprechen zu finanzieren.

Unterstellt man, dass die Union die Wahrheit sagt, dann dürften ihre Wahlversprechen mit den 
Regelungen des Steuerreformgesetzes finanziert werden, mit denen die heutige Opposition noch 
1998 ihre so genannten Petersberger Beschlüsse umsetzen wollte. Die Union sieht diese Vorschläge 
auch heute noch als richtig an. Das Steuerreformgesetz, das bekanntlich im Bundesrat trotz der 
Zustimmung Bayerns und des Kanzlerkandidaten Stoibers
gescheitert ist, sah beispielsweise folgende Regelungen vor:

Versteuerung der Hälfte der Lohnersatzleistungen, zum Beispiel Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Kurzarbeiter- , Schlechtwetter- und Krankengeld

Aufhebung des Freibetrags für Abfindungen von bis zu 36.000 DM bei einer vom Arbeitgeber 
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veranlassten Auflösung des Arbeitsverhältnisses.

Streichung der Steuerfreiheit für Arbeitgeberzuschüsse für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmitteln

Streichung der teilweisen Steuerfreiheit für Zuschläge von Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit

Verlängerung der Spekulationsfrist für Veräußerungsgewinne bei privaten Grundstücken von zwei auf 
zehn Jahre und bei privaten Wertpapieren von sechs Monaten auf ein Jahr

Streichung der Sonderabschreibungen für kleine und mittlere Betriebe

Streichung der Ansparabschreibung für kleine und mittlere Betriebe

Streichung der Kilometer-Pauschale für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz für die 
ersten 15 Kilometer und damit für fast alle Pendler

Senkung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags für Werbungskosten von 2.000 DM auf 1.300 DM

Halbierung des Sparer-Freibetrags von 6.000 DM auf 3.000 DM

Das sind nur weinige Beispiele eines langen Umverteilungskatalogs, der Arbeitnehmer und kleine und 
mittlere Unternehmen zu Gunsten von Spitzenverdienern schwer benachteiligt hätte. Vor diesem 
Hintergrund ist es pure Heuchelei, wenn der Kanzlerkandidat dem Bundeskanzler vorwirft, unsoziale 
Steuergesetze zu verantworten. Und wenn er dabei grade die Halbierung des Sparerfreibetrags 
nennt, dann weiß er offensichtlich nicht mehr, dass er
1998 dieser Regelung selbst zugestimmt hat. Von Glaubwürdigkeit zeugt das nicht. Und genau so 
sehen das offensichtlich die Zuschauer des TV-Duells.

Hätte die Union 1998 die Mehrheit im Bundesrat bekommen, dann hätte sie das unsozialste Gesetz 
zu verantworten, dass es je in Deutschland gegeben hätte. Und genau da würde die Union bei einem 
Wahlsieg weitermachen, denn das Geld zur Finanzierung ihrer vielen Wahlversprechen muss ja 
irgendwo herkommen. Schulden und/oder Sozialabbau, das ist
heute wie damals das Motto der Union.

Zur Finanzierung der vielen Wahlversprechen der Union erklärt der stellvertretende Vorsitzende der 
SPD-Bundestagsfraktion, Joachim Poss:

Die Union bleibt immer noch eine Antwort darauf schuldig, wie sie ihre vielen Wahlversprechen 
finanzieren will. Zu nennen sind nur das Familiengeld, die so genannte "Grosse Steuerreform" mit 
einem Spitzensteuersatz von unter 40 Prozent, die Rücknahme der Verschiebung der vierten Stufe der 
Steuerreform und das Aussetzen der letzten Stufe der
sozial-ökologischen Steuerreform. 

Die Union kann Schulden machen und das will sie ja auch, wenn sie den Bundesbankgewinn zur 
Finanzierung der Kosten der Flutwasserkatastrophe einsetzen will. Allerdings weiß
auch die Union, dass sie mit Finanzierungen auf Pump nicht alle ihre Versprechungen erfüllen kann. 
Daher gibt es für die Union nur die Wahl zwischen zwei Möglichkeiten:
Entweder sie gibt leere Wahlversprechen ab und belügt damit die Wählerinnen und Wähler oder sie 
plant massive
Einschnitte in soziale Besitzstände der Arbeitnehmer, um ihre Versprechen zu finanzieren.
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Unterstellt man, dass die Union die Wahrheit sagt, dann dürften ihre Wahlversprechen mit den 
Regelungen des Steuerreformgesetzes finanziert werden, mit denen die heutige Opposition noch 
1998 ihre so genannten Petersberger Beschlüsse umsetzen wollte. Die Union sieht diese Vorschläge 
auch heute noch als richtig an. Das Steuerreformgesetz, das bekanntlich im Bundesrat trotz der 
Zustimmung Bayerns und des Kanzlerkandidaten Stoibers
gescheitert ist, sah beispielsweise folgende Regelungen vor:

Versteuerung der Hälfte der Lohnersatzleistungen, zum Beispiel Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Kurzarbeiter- , Schlechtwetter- und Krankengeld.

Aufhebung des Freibetrags für Abfindungen von bis zu 36.000 DM bei einer vom Arbeitgeber 
veranlassten Auflösung des Arbeitsverhältnisses.

Streichung der Steuerfreiheit für Arbeitgeberzuschüsse für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmitteln.

Streichung der teilweisen Steuerfreiheit für Zuschläge von Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit.

Verlängerung der Spekulationsfrist für Verässerungsgewinne bei privaten Grundstücken von zwei auf 
zehn Jahre und bei privaten Wertpapieren von sechs Monaten auf ein Jahr.

Streichung der Sonderabschreibungen für kleine und mittlere Betriebe.

Streichung der Ansparabschreibung für kleine und mittlere Betriebe.

Streichung der Kilometer-Pauschale für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz für die 
ersten 15 Kilometer und damit für fast alle Pendler.

Senkung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags für Werbungskosten von 2.000 DM auf 1.300 DM.

Halbierung des Sparer-Freibetrags von 6.000 DM auf 3.000 DM.

Das sind nur weinige Beispiele eines langen Umverteilungskatalogs, der Arbeitnehmer und kleine und 
mittlere Unternehmen zu Gunsten von Spitzenverdienern schwer benachteiligt hätte. Vor diesem 
Hintergrund ist es pure Heuchelei, wenn der Kanzlerkandidat dem Bundeskanzler vorwirft, unsoziale 
Steuergesetze zu verantworten. Und wenn er dabei gerade die Halbierung des Sparerfreibetrags 
nennt, dann weiß er offensichtlich nicht mehr, dass er
1998 dieser Regelung selbst zugestimmt hat. Von Glaubwürdigkeit zeugt das nicht. Und genau so 
sehen das offensichtlich die Zuschauer des TV-Duells.

Hätte die Union 1998 die Mehrheit im Bundesrat bekommen, dann hätte sie das unsozialste Gesetz 
zu verantworten, dass es je in Deutschland gegeben hätte. Und genau da würde die Union bei einem 
Wahlsieg weitermachen, denn das Geld zur Finanzierung ihrer vielen Wahlversprechen muss ja 
irgendwo herkommen. Schulden und/oder Sozialabbau, das ist
heute wie damals das Motto der Union.

Keine Kommentare 
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- veröffentlicht am 11.09.2002, 19:32 Uhr - 260 Clicks - Nr. 95

W i r f ü r S c h r ö d e r

Eine Wählerinitiative für Gerhard Schröder 
von Angehörigen der Bundeswehr ins Leben gerufen 
WIR für Schröder 
Soldaten für Schröder 
Den kompletten Text können Sie auf der Seite www: spd.de/wir für Schröder/Soldaten lesen. Dort 
bitte auch eintragen. 

Ich unterstütze den Aufruf der Wählerinitiative „Soldaten für Schröder“, damit auch nach dem 22. 
September 2002 die bewährte, verantwortungsvolle internationale Politik von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder fortgesetzt werden kann! 

Erstunterzeichner 
Name Anschrift 
Hans-Jürgen Bolluck Hauptfeldwebel d. R.Dipl. Verw. Metternichstr. 3350969 Köln 
Günter Borowski Stabsfeldwebel a. D. Burgsteinfurter Damm 184 A48432 Rheine 
Heinrich Buch Oberst a.D.Dipl. Pol. Marklandstr. 1981549 München 
Heinz Buss Soldat Richthofenstr. 3526409 Wittmund 
Peter Heinrich Carstens General a. D. Bismarckstr. 9-1156068 Koblenz 
Edgar Chatupa Soldat Gartenstr. 3756332 Wolken 
Heinz-Günter Dickel Stabsfeldwebel d. R.Dipl. Verw. Kolberger Str. 1550997 Köln 
Holger Fried Soldat Maastrichter Ring 5856072 Koblenz 
Dr. Dietrich Genschel Generalmajor a.D. Am Göttgesbach 2653125 Bonn 
Henry Griebelmeyer Soldat Robartstr. 18 A48429 Rheine 
Soon-Olaf Hansen Soldat Wiesenstr. 425821 Bredtstedt 
Jürgen Kilnge Stabsfeldwebel a. D. Freidenstr. 4837235 Hessisch Lichtenau 
Christian Krause Brigadegeneral a. D. Rostockerstr. 1553117 Bonn 
Martin Mittermeier Unteroffizier d. R. Grellstr. 881929 München 
Manfred Opel Brigadegeneral a.D. Friedrichstr. 4125813 Husum 
Hans-Joachim Schaprian Soldat Bauschenberg 45 a52223 Stolberg 
Axel Schneider Soldat Gustave-Courbet-Str. 1413405 Berlin 
Mario Sellmer Soldat Freisinger Str. 10a10781 Berlin 
Johannes Sperbel Oberregierungsrat Münchnerweg 3053844 Troisdorf 
Gerd Teßmer Oberstleutnant d. R. MdL Lindauerstr. 2074862 Binau 
Günter Thum Oberstleutnant a. D. Ahldeweg 148429 Rheine 
Helmut Ulbrand Regierungshauptsekretär a.D. Kanalweg 324107 Ottendorf 
Winfried Vogel Brigadegeneral a. D. Sebastian Kneipp Str. 3153498 Bad Breisig 
Prof. Gert Weißkirchen Mitglied des Bundestags Platz der Republik 111011 Berlin 
Fred Wiegand Soldat Point 593128 Regenstauf 
Peter Zumkley Oberst a.D. Alte Potsdamer Str. 910785 Berlin 

Kommentar von Norbert Hartmann vom 18.09.2002, 17:29 Uhr:
Soldat
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Auch ich gehöre zu den Erstunterzeichnern. 
Wo und wie ich mich an Wählerinitiativen beteilige,lasse ich mir von Niemandem vorschreiben.Ich  
stehe zur dieser Wählerinitiative. 

Norbert Hartmann 
Mitglied im Vorstand der LGB Bundeswehr S-H

Kommentar von Andrea Kroll vom 16.09.2002, 07:47 Uhr:
Bw-Angehörige
Ich finde es sehr gut, daß sich hier Bundeswehrangehörige für die SPD engagieren können. Weiter so.

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 12.09.2002, 20:20 Uhr - 5546 Clicks - Nr. 96

Kreistagsfraktion regt Bündnis für Erziehung und Familie an

Rede des jugendpolitischen Sprechers unserer Fraktion, Gerd-Rainer Busch vor dem Jugendhilfe-
ausschuss des Kreises zum Thema: 

„Bündnis für Erziehung und Familie“ 
Frau Vorsitzende ,

meine Damen und Herren,

in einer der letzten Sitzungen habe ich bereits darauf hingewiesen, dass unsere Fraktion es für 
geboten hält, ernsthafte Bemühungen anzustrengen, um zu erreichen, dass ein kreisweites Bündnis 
für Erziehung und Familie geschlossen wird.

Die Notwendigkeit dafür will ich Ihnen zunächst an Hand von einigen Zitaten darstellen.

Anschließend möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auf Erkenntnisse lenken, die anderenorts bereits 
gewon-nen wurden.

"Diese heutige Jugend ist von Grund aus verdorben, sie ist böse, gottlos und faul. Sie wird nie wieder 
so sein wie die Jugend vorher, und es wird ihr niemals gelingen, unsere Kultur zu er-halten".

Letzteres stimmt mit Sicherheit, denn diese Aussage stammt aus einer babylonischen Ziegelin-schrift 
und ist etwa 5000 Jahre alt.

Die Klagen über die jeweilige Jugend sind aber auch in der Folgezeit nicht verstummt. Knapp drei 
Jahrtausende später schreibt Aristoteles:

"Ich habe überhaupt keine Hoffnung mehr in die Zukunft unseres Landes, wenn einmal un-sere 
Jugend die Männer von morgen stellt. 
Unsere Jugend ist unerträglich, unverantwortlich und entsetzlich anzusehen."

Auch heute hören wir gelegentlich noch solche Einschätzungen, vorzugsweise in bildungspoliti-schen 
und ordnungsrechtlichen Zusammenhängen. Da muss man dann angesichts der pessimisti-schen 
Prognosen manchmal das Gefühl bekommen, eigentlich sei sowieso schon alles zu spät. 
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Um wie viel weiser war da doch der Apostel Paulus, der in seinem ersten Brief an die Thessaloni-cher 
schrieb: 

"Vermahnet die Ungezogenen, tröstet die Kleinmütigen, traget die Schwachen und seid ge-duldig 
gegen Jedermann."

Dies war eine Vorstellung von Erziehung nach Grundsätzen, welche auch heute noch Gültigkeit be-
sitzen. Solches Verständnis von Erziehung und Pädagogik hat auch heute noch absoluten Bestand.

Wenn auch wir, wovon ich ausgehe, diese so oder ähnlich zu formulierenden Grundsätze für richtig 
halten, sollten wir m.E. nachfolgende Schlüsse überdenken und in unserer Arbeit umsetzen.
Veränderungen in häuslicher Erziehung, Kita`s , Schulen und Unterricht müssen vor Ort und ange-
messen regionalisiert durch entsprechende Diskussionen mit Eltern, Schülerinnen und Schülern, So-
zialarbeitern, Lehrkräften, Erzieherinnen und Erziehern vorbereitet werden. Hierbei sollten auch die 
offiziellen Vertreter der regional vorhandenen Glaubens- und Weltanschau-ungsgemeinschaften 
beteiligt werden. In einer ersten. Auftaktveranstaltung zu einer Reihe von mehreren der notwendigen 
Diskussionsrun-den zum Erreichen eines Bündnisses für Erziehung und Familie sollte unter 
Beteiligung der zustän-digen Ministerien für alle Seiten deutlich gemacht werden, dass der 
erzieherische Umgang mit Kin-dern und Jugendlichen gestärkt und verbessert werden muss. Dies ist 
nicht nur an der sog PISA - Studie, sondern an dem vermehrt auffälligen Mangel an Tole-ranz und 
sozialer Kompetenz festzumachen Für die politisch Zuständigen dieses Bündnisses wäre die 
Bereitschaft Bedingung, die gemeinsame Verantwortung für die jungen Menschen im Kreise Segeberg 
sehr ernst zu nehmen. Unterricht und Erziehung in Vorschule und Schule sollen den Ausgangspunkt 
für Überlegungen bil-den, wie sich Schule und im weitesten Sinne auch der Vorschulbereich unter auf 
den Einzelfall be-zogenen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen besser auf ihre erzieherische und 
fördernde Aufga-be einstellen können. Dies bedingt naturgemäß eine noch engere Zusammenarbeit 
zwischen Jugend- und Schulamt.Dabei scheint uns klar zu sein, dass eine konsequente Handhabung 
von gemeinsam zwischen Schü-lern und Lehrern erarbeiteten Regeln, ein vorbildliches Verhalten der 
Erziehenden, Lehrenden und Lernenden und die Orientierung an gemeinsam zu verabredenden 
Werten durchaus eine Chance in Schule und Familie haben. 
Voraussetzung wäre m. E. hier, dass sich der Fachunterricht auch für erzieherische Fragen öffnet und 
Unterrichtssituationen geschaffen werden, welche es Schülerinnen und Schülern erlauben, selbst 
Verantwortung zu übernehmen.

Verständigungsbereitschaft, Toleranz und soziale Interaktionsfähigkeit zu entwickeln und zu stär-ken 
ist dabei jedoch nicht als alleinige Aufgabe der Erzieherinnen und Lehrer, sondern als Heraus-
forderung an alle Beteiligten zu sehen.

Forderungen an die Eltern, sich stärker an der Erziehungsarbeit zu beteiligen und an den Vorschul-
bereich wie an die Schulen, die Qualität der Elternarbeit zu verbessern, müssen besonders deutlich 
gemacht werden. 

Vermutlich wird dann festgestellt, dass es einen wachsenden Bedarf nach institutionalisierter Bera-
tung von Eltern gibt. 

Sie sollte eher präventiv ausgerichtet sein und die Möglichkeiten von außerschulischen Beratungs-
einrichtungen stärker nutzen. 

Diese Beratungsfunktion sollte durch Angebote für eine ganztägige Betreuung erleichtert werden. 
Dies würde die Erziehungsarbeit der Eltern stützen. 
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Die öffentliche Erziehungsarbeit im Vorschul- und Schulbereich könnte dazu beitragen, Auflö-
sungserscheinungen der Zusammenarbeit mit Eltern in sozialen Brennpunkten sinnvoll zu begegnen 

Für die Vorschulen und Schulen der Zukunft, bedeutet das m.E., dass sie sich öffnen müssen. 

Sie könnten als regionale Institutionen ein wichtiger Kooperationspartner mit außerschulischen 
Partnern in der Erziehung sein, sich anbieten für die Zusammenarbeit und Vernetzung mit Jugend-
verbandsarbeit, Ordnungsbehörden im weitesten Sinne, Betrieben und
anderen Bildungseinrichtungen.

Sobald es zu einer Institutionalisierung eines solchen Beratungsbereiches gekommen ist wäre zu 
überprüfen, ob er um Zusammenarbeitsmöglichkeiten mit z.B. der Arbeitsverwaltung und weiterer 
Bereiche erweitert werden könne.

So wäre m.E. der Grundstein für das von meiner Fraktion vorgeschlagene Bündnis zu legen.

Dabei erscheint es mir unbedingt beachtlich, dass wie anfangs bereits erwähnt, ein solches z.B. in 
Nordrheinwestfalen und im fränkischen Teil von Bayern bereits besteht. 
Man kann durchaus auf dort gewonnene Erkenntnisse und Erfahrungen zurückgreifen, ohne die re-
gionalen Besonderheiten des Kreises Segeberg zu vernachlässigen.

Ich würde Ihnen deshalb gerne einige Beispiele aus einem Bericht zur nürnbergischen Situation 
vorstellen. 

Dabei ist mir durchaus klar, dass viele der dort aufgelisteten Projekte so oder ähnlich bereits auch im 
hiesigen Kreisgebiet umgesetzt werden konnten.

Allerdings könnte es m.E. noch an den notwendigen regionalen und fachbezogenen Vernetzungen 
und Qualifizierungen fehlen. 

Die unter anderem eben durch ein solches Bündnis gefördert bzw. erreicht werden könnten 

Jugendpolitischer Sprecher Gerd-Rainer Busch 
Keine Kommentare 

SPD-Niebüll - veröffentlicht am 13.09.2002, 16:42 Uhr - 1736 Clicks - Nr. 97

CDU/CSU missbraucht Mittelstand

Zu den Äußerungen des rechtspolitischen Sprechers der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Norbert Geis, 
der Mittelstand brauche ein wirkungsvolles Zwangsvollstreckungssystem,
erklärt der rechtspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Alfred Hartenbach:

Regelmäßig im Wahlkampf gaukelt die CDU/CSU dem Mittelstand innige Freundschaft vor. Ein 
konkretes Konzept zur Mittelstandsförderung konnte sie aber nie präsentieren. Stattdessen wird der 
Mittelstand für unseriöse Angriffe auf die Bundesregierung missbraucht.

93 / 161

http://www.spd-nordfriesland.de/niebuell


Der rechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion behauptet, das Vollstreckungssystem 
in Deutschland gefährde die Zahlungsfähigkeit kleinerer und
mittlerer Unternehmen. Dies lastet er zu Unrecht der Bundesjustizministerin an und erhebt die 
Forderung nach zusätzlichen, gut bezahlten, Gerichtsvollziehern.

Herr Geis sollte zur Kenntnis nehmen, dass Adressaten seiner Forderungen nicht der Bund, sondern 
nur die einzelnen Bundesländer sein können. Wer den Mittelstand so plump zu Wahlkampfzwecken 
missbraucht, dem ist die Kompetenz auf dem Gebiet Recht und Wirtschaft abzusprechen.

Keine Kommentare 

SPD-Lübeck - veröffentlicht am 15.09.2002, 20:49 Uhr - 1457 Clicks - Nr. 98

Den Koberg umgestalten und beleben

Stadtplaner, Besucher der Stadt und ein Großteil der Lübecker Bürger und Bürgerinnen können sich 
nicht auf ein einhelliges Urteil über den Koberg einigen. 
Von großartig bis scheußlich reichen die Urteile. Die bisherige Ausgestaltung eines der schönsten 
Plätze hat sich nicht in allen Fragen bewährt. Versuche den Koberg zum Beispiel durch Veranstalten 
eines Wochenmarktes oder die Durchführung von verschiedenen Veranstaltungen mit Leben zu 
füllen, sind bisher nur zum Teil geglückt. 

Die SPD-Bürgerschaftsfraktion hält Änderungen seit langem für dringend erforderlich und hat bereits 
im November 2000, den Bürgermeister aufgefordert, zu untersuchen, wie der Koberg durch 
Veränderung der Möblierung oder Ausgestaltung in eine dem Weltkulturerbe angemessene und 
gleichzeitig von den Bürgern akzeptierte Form umgestaltet werden kann. Gleichzeitig sollte zur 
Belebung des Platzes ein ganzjähriges Nutzungskonzept entwickelt werden. Der nunmehr vorgelegte 
Bericht enthält dabei interessante Vorschläge. 

Die SPD im Rathaus wird diese intensiv beraten und vernünftige Änderungen mit tragen. Sie 
verschließt sich nicht der Einsicht, dass die Ende der 90ziger Jahre umgesetzten Planungen von nicht 
mehr aktuellen Vorgaben (Altstadtberuhigung) ausgegangen sind. Hinzu kommt, dass eine breite 
Akzeptanz in der Bevölkerung nicht vorhanden ist. Die Nutzung wird zudem dadurch erschwert, dass 
der Platz durch eine wichtige und viel befahrene Verkehrsachse geteilt wird. Das negative Image des 
Koberg wirkt sich zudem bereits auf das Geschäftsleben in der Gr. Burgstraße nachteilig aus. 

Die Sozialdemokraten verkennen nicht, dass es für die interessierte Öffentlichkeit nur schwer 
verständlich ist, wenn nur wenige Jahre nach einer grundlegenden Neugestaltung, die mit immerhin 
6,5 Millionen DM zu Buche geschlagen hatte, neuerlich bauliche Änderungen vorgenommen und 
wiederum Sponsoren gesucht werden sollen. Der Bereich der Neuen Wache, in der eine WC -Anlage 
und eine Trafostation untergebracht sind, hat entgegen der gut gemeinten Planungen leider den 
"Praxis- und Alltags-Test" nicht bestanden. Dieser Teil des Koberg muss nach unserer Einschätzung 
schnellstmöglich neu geordnet werden. 

Die Finanzierung sollte der Bürgermeister zügig und weitestgehend durch Sponsoren sichern. 

v.i.S.d.P Peter Reinhardt 
Autor: Peter Reinhardt 

Keine Kommentare 

94 / 161

http://www.spd-net-sh.de/hl


SPD-Lübeck - veröffentlicht am 17.09.2002, 12:57 Uhr - 2111 Clicks - Nr. 99

Budenzauber als Wahlkampfschlusspunkt

Zu einem „Budenzauber“ der Ortsvereine und Arbeitsgemeinschaften lädt die SPD Lübeck, Wahlkreis 
11 mit den lauenburgischen Ämtern Berkenthin und Sandesneben am Sonnabend, dem 21. 
September, auf dem Markt alle Lübeckerinnen und Lübecker herzlich ein. Berliner Weiße mit rotem 
Schuss und mit roter Marmelade gefüllte Berliner stimmen die Bürgerinnen und Bürger auf den 
Wahlsonntag ein. 
Für die Kleinen gibt es Spiele, ein Karussell und Kinderbowle, die Erwachsenen können auf dem 
Flohmarkt nach Büchern und Kleidern stöbern und sich anschließend mit Bier, Wein, Erbsensuppe, 
Matjes oder Schmalzbroten stärken. Die Bundestagskandidatin für den Wahlkreis 11, Gabriele Hiller-
Ohm, lädt die Besucherinnen und Besucher des Budenzaubers zum Gespräch auf ihr Rotes Sofa ein.
Das Bühnenprogramm beginnt mit Musik: Ab 10 Uhr sorgen das Blasorchester Lübeck 
Spielvereinigung Moisling von 1986 e.V. für Stimmung. Danach tritt die Gruppe „Liederlich“ auf, die 
deutsche und internationale Lieder spielt. Um 13.30 Uhr beginnt eine Talkrunde mit 
Ministerpräsidentin Heide Simonis, dem ehemaligen Ministerpräsidenten und SPD-
Bundesvorsitzenden Björn Engholm, dem bekannten Lübecker Schauspieler Gerhard Olschewski und 
Bundestagskandidatin Gabriele Hiller-Ohm. Im Anschluss spielt nochmals die Gruppe 
„Liederlich“.Ausklang ist gegen 16.00 Uhr. 

Keine Kommentare 

SPD-Kayhude - veröffentlicht am 23.09.2002, 09:54 Uhr - 224 Clicks - Nr. 100

Kayhude soll sich moderat entwickeln

Die Gemeinde Kayhude soll sich westlich der Bundesstraße B432 in moderatem Tempo 
weiterentwickeln. Mehrheitlich beschlossen dies die Gemeindevertreter während ihrer letzten 
Sitzung. Auf gemeindeeigenen Flächen im Ortsteil Heidkrügerfeld soll eine sogenanntes Mischgebiet 
entstehen, indem sich Gewerbe niederlassen kann, aber auch Wohnhäuser gebaut werden können. 
„Wer bei uns seine Firma ansiedelt, soll hier auch wohnen können“, sagt Bürgermeister Ludwig 
Rothenberg (SPD). „Wir wollen das Wohnen und Arbeiten in unserer Gemeinde ermöglichen.“
Der Flächennutzungsplan soll jetzt geändert werden. „Wenn dieses Vorhaben verwirklicht ist, haben 
wir die Grundsätze der Landesplanung bis zum Jahr 2010 umgesetzt“, so der Bürgermeister. 
Das große Bauvorhaben „Wohnidyll Kayhude“ ist fast abgeschlossen. „Innerhalb eines Jahres sind hier 
29 Wohneinheiten entstanden, in die junge Familien gezogen sind“, sagte Ludwig Rothenberg. „Das 
ist gut für unser Dorf, das zu überaltern drohte“. Als erste zogen Birgit und Volkard Sölch aus einer 
Mietwohnung in Hamburg nach Kayhude. Das Ehepaar hatte sich den Traum vom eigenen Heim mit 
Garten erfüllt und war im Januar in ihr Traumhaus gezogen. 

Keine Kommentare 

SPD-Heide - veröffentlicht am 27.09.2002, 11:04 Uhr - 2337 Clicks - Nr. 101

Heide hat gewählt

Wie die Einwohner und Einwohnerinnen der Kreisstadt Heide hat am 22. September gewählt hat, 
erfahren sie hier. 
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Erststimmen
SPD: 45,0% (-2,7%)
CDU: 42,4% (-1,7%)
FDP: 6,6% (+3,4%)
Grüne: 3,5%(+0,4%)

Zweitstimmen
SPD: 43,3% (-1,7%)
CDU: 39,0% (+0,4%)
FDP: 8,5% (+3,8%)
Grüne:3,7% (-1,6%)

Die SPD Heide bedankt sich bei den Wählerinnen und Wählern für das entgegengebrachte Vertrauen. 
Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 28.09.2002, 11:28 Uhr - 2407 Clicks - Nr. 102

Andreas-Gayk-Medaille

Am 21. November wird Stadtpräsidentin Cathy Kietzer im Rahmen der Ratsversammlung die Andreas-
Gayk-Medaille an Dietrich Schunck verleihen. Mit dieser Medaille würdigt die Stadt Kieler 
Bürgerinnen und Bürger, die sich außergewöhnliche Verdienste um das Ansehen oder das Wohl der 
Stadt und ihren Bewohnern erworben haben. 

Dietrich Schunck ist seit 1982 Vorsitzender des Kulturzentrums „Hof Akkerboom e.V.“ in Mettenhof. 
Als Bürgerinitiative gegründet hat Schunck mit seinen Mitstreitern den ehemaligen Bauernhof vor 
dem Abriss gerettet und in jahrelanger Arbeit aus dem Hof das gemacht, was er heute ist. Mit seiner 
engagierten und zielstrebigen Arbeit hat er sich stets für die Festigung des Gemeinschaftsgefühls 
eingesetzt und gleichzeitig die Bewahrung kultureller Werke gefördert. 

Keine Kommentare 

SPD-Wilster - veröffentlicht am 29.09.2002, 20:55 Uhr - 2293 Clicks - Nr. 103

60 Jahre politische Arbeit in Parlamenten

Helmut Jacobs ist im Alter von 25 Jahren Anfang 1972 in die Wilsteraner Ratsversammlung 
nachgerückt. Der Ratsversammlung gehört er seit dieser Zeit ununterbrochen an. 
Für eine dreißigjährige Mitgliedschaft in der Ratsversammlung wurde er im Juni von der Stadt Wilster 
geehrt. In mehreren Ratssitzungen davor hatte man sich über die Ehrung Gedanken gemacht und 
beschlossen, eine besondere Ehrenmedaille anfertigen zu lassen. Diese Medaille wurde ihm von der 
stellvertretenden Bürgervorsteherin Christa Starke (CDU) überreicht. In ihrer Laudatio stellte sie fest, 
dass Jacobs stets das Beste für die Stadt Wilster gewollt habe und er habe es stets verstanden, „dem 
Volk aufs Maul zu schauen“. Helmut Jacobs war stellvertretender Bürgervorsteher, Stadtrat, Erster 
Stadtrat und 16 Jahre auch Fraktionsvorsitzender. Seit 1990 ist er Bürgervorsteher und als solcher 
1994 und 1998 einstimmig gewählt worden. Von 1974 bis 1998 war Helmut Jacobs gleichzeitig 
Kreistagsabgeordneter. Seit 1996 ist er im Landtag. Der Mathematiker Jacobs hat ausgerechnet, dass 
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30 Jahre Ratsversammlung, 24 Jahre Kreistag und 6 Jahre Landtag insgesamt 60 Jahre 
Parlamentsarbeit ergeben. 
Kommentar von Rudolf Riep vom 01.10.2002, 14:14 Uhr:
Glückwünsche
Hallo Helmut, 

herzlichen Glückwunsch zu der seltenen Ehrung. Mach weiter so wir brauchen deine Mitarbeit auf  
allen Ebenen. 

Herzliche Grüße 

Rudolf Riep

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 30.09.2002, 06:36 Uhr - 5327 Clicks - Nr. 104

Kreisparteitag in Seedorf am 29.09.2002

Am Sontag fand in Seedorf der Kreisparteitag des Kreisverbandes Segeberg statt. 
Bei den Vorstandswahlen wurde Andreas Beran (MdL) aus Hüttblek mit 100 von 118 bei 14 
Gegenstimmen und 4 Enthaltungen gewählt. 1. Stellvertr. Kreisvorsitzende wurde wie bisher Margret 
Gabriel (106 von 111, 3 Nein 4 Enth.) und 2. Stellv. Kreisvorsitzender wie bisher Martin Preuschhof 
(87 von 111 17 Nein, 7 Enth.), beide aus Norderstedt. Neuer Schatzmeister wurde Harald Becker (101 
von 110, 5 Nein, 4 Enth.) aus Sülfeld. 

Bei den Beisitzern wurden gewählt:

Marc Andre Ehlers aus Nahe (92 Stimmen),
Martina Krüger aus Hartenholm (75),
Astrid Höfs (MdL) aus Wahlstedt (62) und
Heiner Köhnke aus Norderstedt (58).

Nach einer OV Konferenz im Oktober wird der Kreisparteitag am 16. November in Kisdorf das 
Kreiswahlprogramm, das in Seedorf diskutiert wurde beschließen und die Liste für die 
Kreistagswahlen verabschieden. Der Kreisparteitag ging gegen 17.00 Uhr zuende.

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 01.10.2002, 22:51 Uhr - 2174 Clicks - Nr. 105

Sonderausschuss

SPD-Fraktionsvorsitzender Eckehard Raupach erklärt zum von CDU und SUK beendeten 
Sonderausschuss:

„Die SPD-Ratsfraktion hatte sich dem Wunsch der anderen Kieler Ratsfraktionen nicht verschlossen, 
einen Sonderausschuss zum Kieler Schloss ins Leben zu rufen. Mandatsträger der SPD-Ratsfraktion 
haben engagiert und mit Sachanträgen, auch zur Anhörung städtischer Mitarbeiter/innen, im 
Sonderausschuss mitgearbeitet. Anregungen und Vorschläge der anderen Ratsfraktionen wurden von 
der SPD unterstützt. 
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Es wäre kollegial angemessener gewesen, wenn die heute erklärenden Fraktionen zuallererst im 
Sonderausschuss oder gegenüber dem Ausschussvorsitzenden, Thomas Wehner, die Einstellung ihrer 
Arbeit verkündet hätten. Die SPD-Ratsfraktion nimmt dies zur Kenntnis und geht davon aus, dass die 
Ratsversammlung den Ausschussvorsitzenden von seinen Pflichten nach der Geschäftsordnung 
befreien wird.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 01.10.2002, 23:08 Uhr - 2614 Clicks - Nr. 106

OB-Kandidat Jürgen Fenske: Mein Programm für Kiel

Mein Programm für Kiel: 
Solide, sicher und sozial - Kiel hat wieder Zukunft 

Nachdem mich die Kieler SPD und die SPD-Ratsfraktion zum Kandidaten für die Oberbürgermeister-
Wahl am 2.3.2003 gewählt haben, habe ich heute meine formelle Bewerbung bei der Stadt 
eingereicht. Ich bewerbe mich bei den Kielerinnen und Kielern für das wichtigste politische Amt in 
unserer Stadt. Ich möchte dieses Amt zum Wohle unserer Stadt ausüben und mich durch Offenheit, 
Dialog und Gemeinsamkeit auszeichnen. 

Als Fraktionsvorsitzender habe ich von 1998 bis 2000 stets die Zusammenarbeit mit den anderen 
Parteien und Fraktionen gesucht. Alle wichtigen Entscheidungen mit Ausnahme der Stadtgalerie 
haben einen breiten Konsens in der Ratsversammlung gefunden. Mein politisches Amts- und 
Mandatsverständnisverständnis lautet Treuhänder auf Zeit, d.h. die Verpflichtung mit dem Vermögen 
der Kielerinnen und Kieler so sorgfältig und so gewinnbringend wie möglich umzugehen. 

Ich werde häufig als Vertreter der Neuen Mitte bezeichnet. Wenn mit Neuer Mitte ein klarer Kurs für 
Kiel, Innovation und soziale Gerechtigkeit, finanzielle Solidität, Augenmaß und Bodenhaftung gemeint 
sind, dann verstehe ich mich als Vertreter der Neuen Mitte. 

Ich möchte Kiels Zukunft gestalten, ich möchte Perspektiven geben und Entwicklungen vorantreiben. 

Meine Schwerpunkte sind: 

1. Arbeit und Wirtschaft 

Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen, ist "Chefsache". Kiel hat ein gutes Investitionsklima, Erfolge 
in der Ansiedlung und der Standortsicherung von Unternehmen. Aber die Konjunktur macht vor Kiel 
natürlich nicht Halt. Zur weiteren Stärkung des Wirtschafts- und Beschäftigungsstandortes Kiel 
möchte ich folgende Maßnahmen ergreifen: 
Ich werde unter Leitung der Stadt ein Kieler Bündnis für Arbeit und Ausbildung gründen, in dem 
Wirtschaft, Gewerkschaften und Hochschulen vertreten sind. 
Dabei kann ich auf dem bisherigen guten Zusammenwirken von Stadt, Wirtschaft und 
Gewerkschaften aufbauen. Von diesem Bündnis erwarte ich beschäftigungspolitische Impulse, 
praktische Lösungen und gemeinsame Lobbyarbeit für Kiel. 

Die Vorschläge der Hartz-Kommission müssen schnell umgesetzt werden. Statt Arbeitslosigkeit zu 
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verwalten, möchte ich ein Kieler Modell zur Beschäftigungsförderung realisieren. Dieses Modell soll 
Dienstleistungen des Arbeitsamtes und des städtischen Sozialdienstes, der Wirtschaftsförderungs- 
und der Beschäftigungsgesellschaft zusammenführen. Das Ziel ist die Dienstleistung aus einer Hand, 
um Arbeitssuchenden schnell eine Stelle zu vermitteln. 

Der Fonds zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit wird fortgeführt. 

Für den Mittelstand wird es eine Stelle zur Förderung des Mittelstandes geben. Diese Stelle soll eine 
Beratungs- und Feuerwehrfunktion haben. Sie soll Unternehmen über Förderwege beraten, sie soll 
unbürokratisch die Wege innerhalb der Verwaltung ebnen, die Zusammenarbeit mit den Banken 
stärken, auf mittelstandsfreundliche Vergabe öffentlicher Aufträge achten und mit anderen Stellen 
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Leiharbeit zusammenarbeiten. 

Kiel ist ein bedeutender Produktionsstandort mit industriellen Großbetrieben. Die Konzern- und 
Entscheidungszentralen liegen aber häufig außerhalb Kiels. Die Standortbindung dieser 
Unternehmen an Kiel durch enge Beziehungen zur Stadt zu stärken, muß eine Hauptaufgabe des 
Oberbürgermeisters sein. 

Stärkung der städtischen Investitionsquote, d.h. klarer Vorrang für Investitionsausgaben vor 
Verwaltungsausgaben. Investitionen, ob in Schulen, Städtebau oder Verkehr, sichern die Attraktivität 
und damit die Einnahmen in unserer Stadt. Aber Investitionen dürfen nicht auf Pump finanziert 
werden, sondern sie müssen durch Sparsamkeit im Verwaltungshaushalt bezahlt werden. 

Stabilität bei den kommunalen Steuern, Abgaben und Gebühren. Haushaltsdefizite müssen durch 
Einsparungen im Hauhalt und durch eine durchgreifende Neuordnung der Gemeindefinanzen 
vermieden werden. 

Bundeswehr und Marine sind in Kiel zu Hause. Ich werde mich auf allen Ebenen dafür einsetzen, das 
dies im bisherigen Umfang so bleibt. 

2. Bildung und Kultur 

Das Programm zur Sanierung der Kieler Schulen wird auf hohem Niveau bis zum Abbau des 
Sanierungsstaus fortgeführt. 

Wir brauchen die Verläßliche Grundschule und als Angebot Ganztagsschulen. 
Investitionen in Fachräume und Lehr- und Lernmittel müssen auf hohem Niveau gewährleistet 
werden. 

Im Rahmen von K.E.R.N. ist eine verbesserte Arbeitsteilung der beruflichen Bildung möglich. Im 
Interesse einer modernen und leistungsfähigen Berufsbildung können Angebote gebündelt werden. 

Nicht nur der Bestand, sondern die weitere Entwicklung der Kieler Hochschulen als das bedeutendste 
Hochschulzentrum des Landes muß gewährleistet sein. Spitzenleistungen in Forschung und Lehre 
müssen in Kiel eine gute Adresse haben. Eine nachhaltige Schwächung insbesondere der Christian 
Albrechts Universität schadet nicht nur Kiel, sondern schwächt die Wirtschafts- und Innovationskraft 
des Landes. 

Kulturpolitisch war diese Wahlperiode besonders fruchtbar: Opernhaus, Stadtgalerie und 
Kultursommer mit der Museumsnacht sind nur einige Beispiele. 
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Ich möchte in Zukunft drei weitere Akzente setzen: 

Der Kultur- und Wissenschaftspreis sollte aufgewertet werden, um darüber auch die Bedeutung Kiels 
als Kultur- und Wissenschaftsstandort zu unterstreichen. 

Der Film soll eine größere Rolle spielen. Mit der Förde und der Krusenkoppel haben wir zwei 
hervorragende Kulissen für "Kino im Freien." 

Die Kieler Woche prägt in besonderer Weise das Profil Kiels als weltoffene Stadt. Die Kieler Woche 
erfreut sich wachsender Beliebtheit. Mir kommt es darauf an, die Einmaligkeit dieses Segel-, Kultur- 
und Volksfestes durch besondere internationale Kulturdarbietungen und hochkarätige 
Veranstaltungen zu aktuellen Themen weiterzuentwickeln. Kleinkunst, Auftritte von Schulorchestern 
oder Angebote für Jugendliche von 10 bis 14 Jahren müssen ebenso ihren attraktiven Platz zur Kieler 
Woche haben und dürfen nicht auf der Kiellinie von den immer größer werdenden Freiluftdiscos 
verdrängt werden. 

3. Familienfreundliches Kiel 

Kiel soll sich durch eine besondere Familien- und Kinderfreundlichkeit auszeichnen. Dazu gehört eine 
kinderfreundliche Gestaltung des Wohnumfeldes, Freiräume und Spielplätze. 

Alle Spielplätze sollen auf ihren Investitions- und Modernisierungsbedarf überprüft und Defizite 
beseitigt werden. Für Spielplätze sollen Patenschaften gegründet werden. 
Die Betreuungssituation für Kinder muß verbessert werden. Solange noch Engpässe bestehen, 
müssen Alleinerziehende Vorrang erhalten. Innerhalb von 5 Jahren soll es in Kiel für alle Kinder bis 
10 Jahren ein Betreuungsangebot geben. Dazu sollen alle Einrichtungen - Kindergärten, Horte, 
Schulen, Jugendzentren, Bürgerhäuser -, zusammenarbeiten. 

4. Sport 

Der Sport hat eine überragende Bedeutung für das Zusammenleben in der Stadt. Eine Stadt braucht 
Spitzensport ebenso wie den Vereinssport. Die Olympiabewerbung und Kiel.Sailing City wird dem 
Kieler Sport insgesamt Schwung und Schub geben. 

Kiel hat in den letzten Jahren den Sport insbesondere durch Investitionen in Sporthallen kräftig 
gefördert. Neben dem Bau weiterer Sporthallen wird die Sanierung von Hallen ein Schwerpunkt sein. 

Sport ist im wesentlichen Vereinssport, deshalb muß Sportförderung im wesentlichen auch 
Vereinsförderung sein. Denn hier wird die Arbeit geleistet, insbesondere mit Kindern und 
Jugendlichen. Deshalb müssen die Übungsleiterpauschalen künftig der allgemeinen Preisentwicklung 
angepaßt und angehoben werden. 

5. Sauberkeit und Sicherheit in der Stadt 

Das Wohlgefühl in einer Stadt fängt bei Sauberkeit und Ordnung an. Sauberkeit und Ordnung geht 
uns alle an. Deshalb begrüße ich gesamtstädtische Kampagne "Sauberes Kiel". 

Die Stadt muß Vorbild in ihren eigenen Einrichtungen, öffentlichen Grünflächen und öffentlichen 
Räumen sein. Die Stadt muß durch einen flexiblen Einsatz des Abfallwirtschaftsbetriebes, des 
Grünflächenamtes, des städtischen Ordnungsdienstes und gemeinnützige Arbeit von 
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Sozialhilfeempfängern noch deutlicher für Sauberkeit und Ordnung sorgen. 
Sauberkeit und Sicherheit gehören zusammen. Die kriminalpräventive Zusammenarbeit zwischen 
Stadt und Polizei, Schulen und Jugendverbänden wird mit derselben Energie wie bisher fortgeführt 
und auf Stadtteile erweitert. 

6. Kieler Ostufer 

Kiel verdankt seinen Wohlstand insbesondere der Arbeitsleistung auf dem Ostufer. Die Stadtteile auf 
dem Ostufer sind vom wirtschaftlichen Strukturwandel besonders betroffen. Deshalb hat die 
Entwicklung der Stadtteilzentren auf dem Ostufer besondere Priorität. Dies muß sich in der 
mittelfristigen Investitionsplanung niederschlagen. 

Wenn das Science Center kommt, gehört es auf das Ostufer, und zwar an die Schwentine im 
Zusammenhang mit Geomar und dem Institut für Meereskunde. Mit den Stadtwerken ist im 
Zusammenhang des Neubaus des GKK über einen Beitrag zur Entwicklung des ehemaligen 
Marinematerialdepots zu einer öffentlich zugänglichen Marina zu verhandeln. 

Auf dem Ostufer können kulturelle Veranstaltungen wie Philharmonie- oder Kammerkonzerte, 
Vorträge oder Empfänge ebenso wie auf dem Westufer stattfinden. 

Die bessere Erreichbarkeit des Ostufers ist durch schnellere Fährverbindungen, ggfls. durch leichtere 
und kostengünstigere Barkassen auf privatwirtschaftlicher Basis, anzustreben. 

Diese sechs Themen werden die Schwerpunkte in meinem Wahlkampf und auf meinen 
Veranstaltungen sein. Seit meiner Nominierung am 16.6.2002 durch die Mitgliederversammlung der 
Kieler SPD habe ich eine Fülle von Gesprächen mit Unternehmen, Gewerkschaften, der Bundeswehr, 
Kirchen, Wohnungsbaugesellschaften, Hochschulen, Schulen, Sportvereinen und sozialen 
Einrichtungen geführt. In diesen Gesprächen habe ich gelernt und aus diesen Gesprächen habe ich 
Impulse für mein Programm mitgenommen. 

Dieses Programm kann auf die Leistungen seit 1998 aufbauen. Die Leistungsbilanz Kiels kann sich 
sehen lassen. Dank einer klugen Haushaltspolitik, die Sparsamkeit mit dem Setzen von richtigen 
Investitionsschwerpunkten verbindet, steht Kiel im Vergleich zu anderen Städten gut da. 

Ich möchte im 1. Wahlgan0g die erforderliche Mehrheit am 2.3.2003 erhalten. Dies ist ein ehrgeiziges 
Ziel, für das wir gemeinsam hart arbeiten müssen. Oberbürgermeister Norbert Gansel und die Kieler 
SPD haben in dieser Wahlperiode herausragende Ergebnisse für Kiel erzielt, darauf kann ich 
aufbauen. Mit Norbert Gansel habe ich als Fraktionsvorsitzender von 1998 bis 2000 eng und 
vertrauensvoll zum Wohle Kiels zusammengearbeitet. An diese Arbeit möchte ich anknüpfen und sie 
als Oberbürgermeister fortführen. 

Jürgen Fenske 

Keine Kommentare 
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SPD-Kiel - veröffentlicht am 06.10.2002, 18:09 Uhr - 2440 Clicks - Nr. 107

OV Gaarden: Dringlichkeitsantrag zum Einzelhandelskonzept 
in Gaarden

Die Gaardener SPD hat auf ihrer Mitgliederversammlung Anfang Oktober 2002 den folgenden 
Dringlichkeitsantrag zum Einzelhandelskonzept in Gaarden einstimmig beschlossen:

1. Der Ortsverein Gaarden fordert eine umgehende Überarbeitung des Konzeptes zur Stabilisierung 
des Einzelhandels in Gaarden als integriertes Konzept mit wirtschafts-, sozialpolitischen und 
städtebaulichen Maßnahmen.

2. Grundlage für die Überarbeitung ist der Beschluss des Ortsbeirates Gaarden, in dem u.a. erste 
Prioritäten (z.B. Leerstandsmanagement) und die Einrichtung einer Projektgruppe gefordert werden.

3. Es wird erwartet, dass die Kieler Stadtverwaltung die sich aus dem Konzept ergebenden 
Maßnahmen ernsthaft in Angriff nimmt und zeitnah umsetzt. Die bestehenden Probleme im Stadtteil 
erfordern kurzfristiges Handeln und eine mittel- bis langfristige Strategie, um eine nachhaltige 
Verbesserung der Lebensqualität zu erreichen.

Begründung:
1. Im letzten Wirtschaftsausschuss der Stadt Kiel wurde die Vorlage mit dem Konzeptantrag vom 
Wirtschaftsdezernenten nach Kritik zurückgezogen. Er hat zugesagt, ein überarbeitetes Konzept im 
Dezember 2002 vorzulegen. Der OV Gaarden hat die Sorge, dass die Verwaltung nicht mit dem 
genügenden Druck an der Erstellung und Umsetzung des Konzeptes arbeitet und somit erste 
Maßnahmen auf einen Zeitpunkt – möglicherweise nach den Kommunalwahlen – verschoben 
werden.
Aber die bestehende Problemlage bedarf der Umsetzung von ersten Maßnahmen.
2. Der OV Gaarden hat den Eindruck, dass die Umsetzung des integrierten Konzeptes nur schleppend 
vorangeht. Die soziale Zusammensetzung der Einwohnerinnen und Einwohner erfordert sofortiges 
Handeln mit dem Ziel, den „Problemgruppen“ neben dem Angebot von Hilfen auch Grenzen zu 
setzen, die eine integrationsfähige Änderung ihres Verhaltens fördern. Dies ist dringend notwendig, 
um die weitere Abwanderung anderer Bevölkerungsgruppen, die stabilisierend auf den Stadtteil 
wirken, zu stoppen.
3. Mit diesem Beschluss mahnt der Ortsverein Gaarden nochmals die Notwendigkeit, jetzt schnell 
und effektiv zu handeln, an – auch unter der Maßgabe, der zunehmenden Frustrierung der 
Gaardener Bevölkerung, entgegenzutreten.

Wolfgang Schulz, Vorsitzender OV Gaarden 
Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 09.10.2002, 18:25 Uhr - 2603 Clicks - Nr. 108

SPD nicht auf Brautschau

Zu den Koalitionsträumereien nach der Kommunalwahl erklären der SPD-Kreisvorsitzende Andy 
Mitterer und der SPD-Fraktionsvorsitzende in der Ratsversammlung, Eckehard Raupach, :“Wir sind 
nicht auf Brautschau, schon gar nicht machen wir noch Ungeborenen den Hof.“ 
Die SPD wird ihre erfolgreiche Arbeit für die Landeshauptstadt weiter fortsetzen. Der Kreisvorsitzende 
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Andy Mitterer: „Die SPD möchte im nächsten Rat deutlich stärkste Fraktion werden.“ 
Eckehard Raupach erinnert an die Arbeit der SPD-Ratsfraktion seit 1998: „Wie in der Vergangenheit 
wird die SPD auch in Zukunft, unabhängig von Mehrheitsverhältnissen in der Ratsversammlung, die 
faire Kooperation mit den anderen Fraktionen suchen.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 09.10.2002, 18:28 Uhr - 2680 Clicks - Nr. 109

Oberbürgermeisterkandidat Fenske: Was nutzt Kiel?

"Ich bin Kandidat für das Amt des Kieler Oberbürgermeisters und werbe um das Vertrauen aller 
Kielerinnen und Kieler. Ich stehe für eine Zusammenarbeit über die Parteigrenzen hinweg: Auch wenn 
Koalitionspekulationen noch so viel Spaß machen, meine Handlungsmaxime als Oberbürgermeister 
wird sein: Was nutzt Kiel?".

Jürgen Fenske 
Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 10.10.2002, 19:06 Uhr - 585 Clicks - Nr. 110

SPD begüßt gemeinsames Vorgehen von Kiel und 
Umlandgemeinden - Signal steht auf

Zu dem in der heutigen Ratsversammlung beschlossenen freiräumlichen Strukturkonzept begrüßen 
die Ratsfrau Karin Halbe, als baupolitische Sprecherin, und der Ratsherr Konrad Wetzel, als 
umweltpolitischer Sprecher der SPD-Ratsfraktion das auf gemeinsamenes Vorgehen ausgerichetete 
Handlungspapier. „Der heutige Beschluss der Kieler Ratsversammlung stellt eine Einladung an die 
Umlandgemeinden dar, sich an dem freiräumlichen Strukturkonzept zu beteiligen.“ 
Zu möglichen Bedenken, die Landeshauptstadt wolle hiermit unzulässig in Hoheitsrechte der 
Umlandgemeinden eingreifen erklären Halbe und Wetzel: „Es geht bei diesem Vorhaben um die 
verstärkte Gewichtung der natürlichen Ressourcen und Rahmenbedingungen. Diese enden nunmal 
nicht an den politischen Grenzen der Gemeinden.“ Deshalb sei es ausdrücklich zu begrüßen, dass eine 
Veständigung über die gemeinsame Vorgehensweise mit den Umladngemeinden angestrebt wird. 
Auch dazu würde das freiräumliche Strukturkonzept als auf Langzeitwirkung angelegtes Leitbild 
wirkungsvoll beitragen, so abschließend die beiden Ratsmitglieder. 

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 11.10.2002, 20:41 Uhr - 298 Clicks - Nr. 111

SPD nimmt Stellung

Stellungnahme der SPD zum RPA-Prüfungsbericht 
der Stadtwerke Norderstedt für das Jahr 2000
Stand: 01. Oktober 2002
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Erst vor kurzem und nach mehrfacher intensiver Aufforderung wurde den Stadtvertretern und den 
Mitgliedern des Finanzausschusses von Bürgermeister Hans-Joachim Grote der „Prüfungsbericht 
Stadtwerke Norderstedt 2000“ des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Norderstedt (RPA) vom 28. 
Mai 2002 in vollständiger Fassung, jedoch mit geschwärzten Namen der genannten Personen, 
Gesellschaften, Vereine u. ä. zur Verfügung gestellt. 
Die SPD-Fraktion hat sich auf einer Klausurtagung am 28. September mit dem Thema befasst. Trotz 
eingehender Analysen und ersten Einschätzungen kann eine abschließende Bewertung derzeit noch 
nicht vorgenommen werden. 

Zum heutigen Zeitpunkt ist Folgendes zu festzuhalten

Am 1.12.2000 trat – nach maßgeblicher Beteiligung der SPD – die neue Rechnungsprüfungsordnung 
in Kraft, durch die ausdrücklich auch die Prüfung der Stadtwerke beschlossen wurde. 
Auf dieser Basis erstellte das RPA seinen Prüfungsbericht der Stadtwerke Norderstedt für das Jahr 
2000. 
Ende Mai 2002 wurde er als 26-seitige Kurzfassung vorgestellt, freigegeben und anschließend den 
Mitgliedern des Ausschusses für Finanzen, Werke und Wirtschaft (Finanzausschuss) weitergereicht. 
Bürgermeister Hans-Joachim Grote wurden als dem verwaltungsleitenden Organ der Stadtwerke über 
den RPA-Kurzbericht hinaus auch die Einzelfeststellungen zur Auswertung zur Verfügung gestellt.
Erst Anfang September wurde den Mitgliedern der Stadtvertretung sowie des Finanzausschusses vom 
Bürgermeister der vollständige, aber namentlich anonymisierte 238-seitige Prüfungsbericht des RPA 
für das Jahr 2000 gemeinsam mit der 176-seitigen Stellungnahme der Stadtwerke Norderstedt 
ausgehändigt.

Welche Schlüsse zieht die SPD zum derzeitigen Zeitpunkt 
aus dem RPA-Bericht?

Die SPD wird akribisch verfolgen, ob und wie die Dienstanweisungen des Bürgermeisters von den 
Stadtwerken umgesetzt wurden.
Die SPD wird ebenso akribisch untersuchen, ob durch das Handeln der Stadtwerke der Stadt 
Norderstedt wirtschaftlicher Schaden entstanden ist. Hier legt sie ihr Augenmerk insbesondere auf 
die Auftragsvergaben sowie abgeschlossene Verträge mit Architekten, Handwerkern sowie 
Dienstleistern.
Die SPD wird eine Vermischung des geschäftlichen Handelns zwischen der Muttergesellschaft 
Stadtwerke und dem Tochterunternehmen wilhelm.tel sowie noa4 eingehend hinterfragen.
Die SPD wird vor dem Hintergrund der Geschehnisse die Betriebssatzung der Stadtwerke auf 
Änderungsbedarf prüfen.

Die SPD erwartet die schnelle Umsetzung des Beschlusses des Finanzausschusses, der den 
Bürgermeister auffordert darzulegen, welche Konsequenzen er als verwaltungsleitendes Organ der 
Stadtwerke aus den vom RPA kritisierten Punkten zieht.
Die SPD erwartet, dass die von der Kommunalaufsicht geforderte gemeinsame Erörterung von 
Bürgermeister, Werkleitung der Stadtwerke und RPA schnellstmöglich erfolgt.
Die SPD wird bei den Haushaltsberatungen den Wirtschaftsplan der Stadtwerke kritisch hinterfragen, 
zum Beispiel beim Stichwort Sponsoring, und darauf achten, dass die Planansätze eingehalten und 
nur mit Genehmigung der zuständigen Gremien überschritten werden darf.
Die SPD fordert seit langem ein effektives Beteiligungscontrolling für städtische Betriebe. Dieses gilt 
es schnellstmöglich umzusetzen.

Die SPD erkennt an, dass sich die Stadtwerke als konkurrenzfähiger und starker Anbieter auf dem 
vehement umkämpften Energie- und Telekommunikationsmärkten erwiesen haben. Ihre 
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Endverbraucherpreise zählen seriösen Quellen zufolge zu den günstigsten in Deutschland. Das darf 
jedoch nicht als grundsätzliche Legitimation dafür herhalten, dass die Geschäftsabwicklung sozusagen 
nach „Gutsherrenart“ erfolgt und die Vorschriften, die ein Eigenbetrieb einhalten muss, verletzt 
werden.

Die SPD würdigt auch das große Engagement, mit dem die Mitarbeiter und Werkleitung der 
Stadtwerke Norderstedt diesen städtischen Betrieb zu einem wirtschaftlich gefestigten Unternehmen 
gemacht haben. Die SPD sieht sich durch die Geschehnisse in ihrer Haltung bestätigt, die Stadtwerke 
nicht zu verkaufen, weil nur so eine wirksame Kontrolle im Sinne der Stadt zu erzielen ist.

Erst nach einer exakten Analyse wird zu beurteilen sein, welche Konsequenzen aus nicht zu 
billigendem Handeln der Stadtwerke im Einzelnen und im Gesamten zu ziehen sind. Der 
Aufklärungsprozess hat begonnen, er wird die politischen Gremien aber mit großer 
Wahrscheinlichkeit noch lange beschäftigen. Wir warten auf eine weitere Klärung durch den 
Bürgermeister in seiner Eigenschaft als Dienstvorgesetzter der Werkleitung der Stadtwerke.

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 11.10.2002, 20:45 Uhr - 334 Clicks - Nr. 112

Stadtwerke/Pressemitteilung der SPD

RPA-Bericht Stadtwerke
Soll die Wahrheit vertuscht werden?

SPD Norderstedt
Presseinformation
Norderstedt, 09.10.2002

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Namen der SPD-Fraktion Norderstedt bitte ich um redaktionelle Berücksichtigung folgender 
Presseinformation.

RPA-Bericht Stadtwerke
Soll die Wahrheit vertuscht werden?

Nach der jüngsten Sitzung des Hauptausschusses am vergangenen Montag, den 7. Oktober kommt 
man um die Frage nicht mehr herum, wer ein Interesse daran hat, die Untersuchungen und 
Beratungen über den Bericht des Rechnungsprüfungsamtes (RPA) über die Stadtwerke Norderstedt 
des Wirtschaftsjahres 2000 zu verhindern. Durch ein unglaubliches Taktieren wurde während der 
Sitzung verhindert, dass der Hauptausschuss das Thema RPA-Bericht behandeln konnte – weder in 
nicht öffentlicher noch in öffentlicher Sitzung.

Nach Rücksprache mit der Kommunalaufsicht war allgemein bekannt, dass aufgrund möglicher 
Verletzungen von Persönlichkeitsrechten der Hauptausschuss nach den Vorgaben der 
Gemeindeordnung das Thema RPA-Bericht über die Stadtwerke Norderstedt in nicht öffentlicher 
Sitzung beraten muss. Paradoxerweise sieht die Gemeindeordnung dennoch vor, dass der Ausschuss 
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trotzdem über die Herstellung der Nichtöffentlichkeit abzustimmen hat. Folgerichtig hat 
Bürgermeister Hans-Joachim Grote für diesen Tagesordnungspunkt „Nichtöffentlichkeit“ beantragt. 
Zur Erreichung der Nichtöffentlichkeit ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. 
Die Hauptausschussmitglieder der SPD stimmten in der namentlichen Abstimmung für die 
Behandlung in nicht öffentlicher Sitzung – auch weil es die einzige Möglichkeit ist, den brisanten RPA-
Bericht bis ins Detail zu analysieren und zu beraten und nicht nur aufgrund von 
Personenschutzgründen lediglich an der Oberfläche kratzen zu können. Die Vertreter der CDU, FDP 
und der Grünen stimmten gegen den Antrag, der damit abgelehnt war.
Dem Bürgermeister blieb in dieser Situation keine andere Möglichkeit, als dem Beschluss gemäß 
§ 47 Gemeindeordnung zu widersprechen: Eine weitere Beratung in öffentlicher Sitzung darf nicht 
stattfinden. 

Es ist nun an der Kommunalaufsicht, zu prüfen, ob es sich beim Stimmverhalten von CDU, FDP und 
Grünen um ein rechtswidriges Verhalten handelte und ob der Bürgermeister zurecht Widerspruch 
einlegte.
Die SPD fragt: Warum wird eine Verhinderungstaktik verfolgt? Warum wird der Öffentlichkeit 
vorgegaukelt, man wolle aufklären, wenn durch taktische Manöver genau das Gegenteil erreicht 
wird? Wer hat aus welchen Gründen ein Interesse daran zu verhindern, dass zum Thema RPA-Bericht 
und Stadtwerke Norderstedt Aufklärung erfolgt?
Die SPD erneuert ihre Forderung, die vom Rechnungsprüfungsamt dargelegte Kritik am Handeln der 
Stadtwerke Norderstedt in allen Punkten akribisch zu analysieren. Um diesem Anspruch bis ins Detail 
gerecht zu werden, sind erst einmal nicht öffentliche Sitzungen notwendig. Liegen schließlich 
Ergebnisse der Ausschussuntersuchungen vor, muss die Öffentlichkeit schnellstmöglich und 
umfassend darüber und über zu ziehende Konsequenzen informiert werden.

Derzeit kann man sich allerdings des Eindruckes nicht erwehren, dass Vertuscher am Werke sind.

Schönen Gruß & Dank

Johannes Paustenbach (Fraktionsvorsitzender)

Michael Holtfoth (Pressesprecher)

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 13.10.2002, 00:43 Uhr - 193 Clicks - Nr. 113

Kiel offenbar keine gute Adresse für CDU-Größen

Mit Erstaunen hat die Kieler SPD die Nominierung von Angelika Volquartz (56) zur CDU-
Oberbürgermeisterkandidatin zur Kenntnis genommen. Gernot Starke, stellvertretender SPD-
Kreisvorsitzender und Bernd Heinemann, stellvertretender Fraktionsvorsitzender der SPD im Rat 
erlären hierzu: „Ohne Frau Volquartz Unrecht zu tun, die bestimmt Qualitäten als 
Bundestagsabgeordnte hat, irritiert schon ein wenig, dass die konservative Findungskommission Frau 
Volquartz als beste Kandidatin für das Oberbürgermeisteramt den Kielerinnen und Kielern anbietet, 
zumal die Kandidatin entgegen dem Bundestrend in Kiel gerade eine persönliche Niederlage 
einstecken mußte“
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„Anders als die Kieler SPD, die mit Jürgen Fenske und Heinz Rethage zwei profilierte und kompetente, 
kommunal vielschichtig erfahrene Kandidaten zur Auswahl hatte, scheint Kiel für ortsnahe und 
entferntere „CDU-Größen“ keine gute Adresse zu sein.“
Die Kieler SPD erwartet einen fairen Wahlkampf.

Kommentar von Alexander Möller vom 15.10.2002, 09:31 Uhr:
Volquartz Kandidatur
Etwas anderes bei der Kandidatur der CDU-Kreisvorsitzenden muss überraschen: Vor wenigen  
Wochen hat sie sich dem nicht gerade überwältigenden Votum der Kielerinnen und Kieler gestellt und  
nun will sie statt Berlin doch nach Kiel. Diese Art der Spring-ins-Feld-Politiker sind nichts für unsere  
Stadt. 
Und außerdem: Frau Volquartz spricht davon, dass sie so gute Kontakte auf der Bundesebene habe.  
Wohin denn? Ins Kanzleramt? Oder meint sie den bayrischen Kanzler der CDU/CSU-Herzen? Was  
sollen wir von Kontakten zu ihm haben?

Kommentar von Alexander Möller vom 15.10.2002, 09:30 Uhr:
Volquartz Kandidatur
Etwas anderes bei der Kandidatur der CDU-Kreisvorsitzenden muss überraschen: Vor wenigen  
Wochen hat sie sich dem nicht gerade überwältigenden Votum der Kielerinnen und Kieler gestellt und  
nun will sie statt Berlin doch nach Kiel. Diese Art der Spring-ins-Feld-Politiker sind nichts für unsere  
Stadt. 
Und außerdem: Frau Volquartz spricht davon, dass so gute Kontakte auf der Bundesebene habe.  
Wohin denn? Ins Kanzleramt? Oder meint sie den bayrischen Kanzler der CDU/CSU-Herzen? Was  
sollen wir von Kontakten zu ihm haben?

SPD-Kiel - veröffentlicht am 16.10.2002, 23:10 Uhr - 2028 Clicks - Nr. 114

Neurozentrum in Kiel

Neurozentrum weiterer Meilenstein für bessere Medizin in Kiel - SPD berät im November über 
Psychiatrieplanung 

Nicht nur die architektonische Gestaltung und die medizinisch fachliche Bereicherung des 
Universitätsklinikums durch das enstehende Neurozentrum erfreut die Kieler SPD-Ratsfraktion. „Das 
wichtigste Zentrum in der neurologischen Forschung und Behandlung in Norddeutschland schafft 
weitergehende Perspektiven für die Landeshauptstadt und die Christian-Albrechts-Universität,“ so 
Bernd Heinemann, gesundheitspolitischer Sprecher der SPD-Ratsfraktion. 

„Durch das Neurozentrum werden alsbald die Rahmenbedingungen gegeben sein, die in Kiel 
Forschung und Behandlung auf dem neuesten Stand ermöglichen,“ so der SPD-Ratsherr weiter. „Mit 
diesem neuen Institut einher gehend schafft das Land zeitgleich eine weitere Grundlage für eine 
umfassende psychiatrische Klinik und damit die örtliche Patientenversorgung für die gesamte 
Landeshauptstadt Kiel.“ 
Für die SPD-Ratsfraktion sind damit deutliche Verbesserungen in der ortsnahen Versorgung psychisch 
Kranker absehbar. „Die SPD-Ratsfraktion wird in ihrer ersten Sitzung nach den Herbstferien über die 
Psychiatrieplanung für die Landeshauptstadt beraten und eine Initiative für die Ratsversammlung 
bzw. den Gesundheitsausschuss vorbereiten,“ verdeutlicht Bernd Heinemann das weitere Vorgehen. 
„Ich bin sehr zuversichtlich, dass es in Kiel spätestens Anfang 2004 spürbare Verbesserungen in der 
ortsnahen Psychiatiepatientenversorgung geben wird. Gleichzeitig steigt das Niveau der 
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medizinischen Ausbildung und Forschung - ein weiteres Argument für den Verwaltungssitz der 
medizinischen Universität in Kiel.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 18.10.2002, 22:46 Uhr - 5534 Clicks - Nr. 115

Kreis AG 60+ gibt bekannt

Am 5. November und am 4. Dezember werden sich die AG 60+ Mitglieder aus dem Kreis Segeberg 
treffen. 
Am Dienstag den 5.Nov. 02 findet eine Klausurtagung, ganztägig mit Busssamelfahrt aus dem Kreis 
Segeberg statt. Näheres wird noch bekanntgegeben.

Am Mittwoch den 4.Dez. 02 um 10.00 Uhr findet eine Vorstandssitzung mit allen Interessierten im 
Kreisbüro in Bad Segeberg statt.

Gruß

Adolf Wiesner
1.Vorsitzender 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 19.10.2002, 15:34 Uhr - 556 Clicks - Nr. 116

SPD: Markt auf dem Exer hat Priorität

Markt auf dem Exer hat Priorität - Tiefgarage unstrittig - Ostseehalle/Hotelinvestoren beteiligen 
„Der Wochenmarkt auf dem Exer ist attraktiv und bietet ein erstklassiges Einkaufserlebnis. Aus 
diesem Grund besteht für den Exer zunächste kein Bedarf für Veränderungen,“ stellt die baupolitische 
Sprecherin der SPD-Ratsfraktion, Karin Halbe klar. Man müsse im Gegenteil alles daran setzen dieses 
Kleinod urbanen Lebens zu erhalten. „Der Markt hat bei allen aktuellen Planungen Priorität und wird 
in der bekannten Form auch in Zukunft Bestand haben.“ 

Gleichwohl könne die Stadt die zunehmenden Parkprobleme und die unbefriedigende städtebauliche 
Gestaltung des Platzes entlang des Knooper Weges nicht ignorieren. „Die Parkprobleme rund um den 
Exer sind relevant und belasten die Wohnbereiche rund um den Exer, vor allem zu Feierabendzeiten 
und an Wochenenden,“ stellt die baupolitische Sprecherin fest und unterstreicht den 
Handlungsdruck, der auf der Stadt lastet. „Raum ist in Innenstädten nicht vermehrbar und eine 
Tiefgarage unter dem Exer wäre aus Sicht der SPD-Fraktion die passendste Lösung.“ Wichtig in diesem 
Zusammenhang sei auch eine Parkflächenbilanz. 
Gleichwoh müsse die Stadt bei allen Veränderungen sicherstellen, dass es nach der Fertigstellung der 
Tiefgarage wieder einen ansprechenden Markt auf dem Exer gibt und: „In der Übergangsphase 
müssen wir den Markbeschickern wirtschaftlich tragfähige Alternativ-Standorte anbieten.“ 
Spielräume für den Einsatz von Eigenmitteln der Stadt sieht die baupolitische Sprecherin kaum: „Die 
Haushaltslage der Landeshauptstadt ist äußerst angespannt, so dass private Investoren die 
Realisierung des Vorhabens ermöglichen müssen.“ Insofern werde sie der SPD-Ratsfraktion raten, nur 
die Bunkerbeseitigung zu genehmigen: „Weil wir dieses Risiko in der Tat keinem Privatinvestor 
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zumuten können.“ Ferner sollte auch die Erbpacht oder andere Nutzungsüberlassungen angedacht 
werden können: „Die Konditionen für die Stadt sollten aber in jedem Fall Umsatzabhängig gestaltet 
werden.“ 
Im übrigen erwarte die SPD-Ratsfraktion, dass sich auch die von einer Exer-Tiefgarage Begünstigten 
Unternehmen, wie die Ostseehalle oder später die Hotelbetreiber relevant engagieren, um die 
Verkehrsprobleme in ihrem Umfeld in den Griff zu bekommen. „Schließlich ist ihnen die Stadt bei 
Stellplatznachweisen und -ablösungen erheblich entgegen gekommen.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 22.10.2002, 18:41 Uhr - 569 Clicks - Nr. 117

Bündnis „Klar Schiff“

SPD-Ratsfraktion steht zum Bündnis „Klar Schiff“ 

„Die SPD-Ratsfraktion steht uneingeschränkt hinter dem Bündnis „Klar Schiff“, mit diesen Worten 
kommentiert der Fraktionsvorsitzende der SPD-Ratsfraktion Eckehard Raupach die heutige 
Berichterstattung der Kieler Nachrichten. 

„Illegale Kritzeleien haben nichts mit Kunst und Kultur zu tun. Sehr wohl gibt es eine Graffiti-Kultur, 
die Beachtung verdient“, so Raupach weiter. 

Deswegen wird sich die SPD-Ratsfraktion weiterhin für die Aufrechterhaltung der Flächenbörse 
einsetzen. Wer also Flächen zur Verfügung stellen möchte, sollte sich an die Kurbel wenden. 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 23.10.2002, 09:41 Uhr - 1060 Clicks - Nr. 118

Schlechter Wahlkampfstil

Als Antwort auf die Artikel von Sonnabend den 19.10.2002 zum unmenschlichen CDU Wahlkampfstil 
Eine Aneinanderreihung von Unwahrheiten: 

Jetzt ist Bürgervorsteher Bruno Haaks gefordert. 

Die Vorwürfe gegen den Bad Segeberger Bürgermeister Udo Fröhlich von Seiten der CDU-
Wahlkampfsprecher Ursula Michalak und Karl-Peter Möller sind eine Aneinanderreihung von 
Unwahrheiten und entbehren damit jeder Grundlage. 

Man mag in der Sache anderer Meinung sein, Udo Fröhlich aber zu einem Lügner, Fälscher und 
Betrüger zu stempeln ist unsinnig. Dieser Wahlkampfstil ist zudem eine Beleidigung für alle 
Wählerinnen und Wähler, die wir gemeinsam für eine Wahlbeteiligung bei dieser ersten Direktwahl 
zum Bürgermeisteramt gewinnen sollten. 

Wir fordern Bürgervorsteher Bruno Haaks auf seinen starken Worten zur Mäßigung aus der jüngsten 
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Stadtvertretung bei seinen eigenen Parteifreunden endlich Nachdruck zu verleihen. Wir fragen uns: " 
Wer hört aus Ihren Reihen eigentlich auf Sie?" 

Wie unseriös die Vorwürfe der CDU-Wahlkampfsprecher Ursula Michalak und Karl-Peter Möller sind, 
belegen folgende Beispiele. 

1. Die Verlegung des ZOB war zwar bereits 1994 Thema in der Politik, wie die CDU feststellt, danach 
aber zu den Akten gelegt worden. Die Stadtvertretung hat 1997 sogar Planungen zum Silo-Grundstück 
zugestimmt, die den heutigen widersprechen. Erst auf Initiative von Udo Fröhlich ist mit der 
Neueröffnung der Bahnstrecke die Überarbeitung der Pläne und damit die grundlegende 
Neugestaltung des Bahnhofsumfeldes auf den Weg gebracht worden, wie sie in diesen Wochen auf 
der politischen Tagesordnung steht. 

2. Die Standortsicherung der Evangelischen Akademie hat sich FröhIich nie allein auf die Fahnen 
geschrieben. Dieser Vorwurf ist einfach falsch. " In Zusammenarbeit mit der Leitung der 
Evangelischen Akademie hilft die Stadt bei der Standortsicherung" heißt es dazu in der Bilanz-Karte 
und im Faltblatt heißt es kurz. "Arbeitsplätze wurden gerettet. Die Standorte von Evangelischer 
Akademie und Bundeswehr wurden erhalten. Viele Familien atmen auf." Von Udo Fröhlich wird 
deutlich kein Alleinanspruch erhoben. An etlichen Stellen erwähnt er, was sowieso selbstverständlich 
ist, dass mehrere mitwirken müssen, wenn Großes gelingen soll. Aber auf der anderen Seite ist und 
bleibt klar: "Ohne die Initiative und die klare Unterstützung des Bürgermeisters Udo Fröhlich wären 
die 59 Punkte nicht realisiert oder soweit nach vorne getrieben, wie in den Veröffentlichungen 
dargestellt. Das ist und bleibt Udo Fröhlich´s Verdienst." 

3. Die Vorwürfe der CDU in Sachen Karl-May-Spiele sind ebenfalls falsch. Die Erfolge der zu 76% in 
städtischer Hand liegenden GmbH sind im wesentlichen auf die engagierte neue Geschäftsführung 
zurückzuführen, die Bürgermeister Udo Fröhlich ausgesucht hat und als Aufsichtsratsvorsitzender in 
der täglichen Arbeit konstruktiv begleitet. Daraus resultiert auch, dass die Konflikte mit den 
Anwohnern und Naturschützern befriedet werden konnten. Sein kooperativer Führungsstil hat so u.a. 
mit geholfen den Vertrieb zu verbessern und dazu beigetragen, dass das Betriebsergebnis 
kontinuierlich gesteigert werden konnte. Udo Fröhlich hat seinen Anteil daran, dass Karl-May aus der 
Stagnation heraus gekommen ist und belegbar bei Besucherzahlen und dem Betriebsergebnis ein 
deutliches Wachstum verzeichnet." 

4. Die Darstellung der CDU zur Sanierung der Schulen ist ein schlechten Scherz. Udo Fröhlich hat eine 
Schullandschaft geerbt, mit etlichen Millionen Euro Sanierungsrückstand. Dem so gelobten Herrn 
Dölger, seit mehr als 25 Jahren im Schulverbands-Verantwortung, wird sogar das Zitat zugeschrieben 
"Wir Alten müssen uns fragen lassen, weshalb wir es haben dazu kommen lassen." Udo Fröhlich 
dagegen, erst seit fünf Jahren im Amt, hat sich dem Thema zügig angenommen. Nachdem die eigene 
Schulverwaltung überfordert war, wurden externe Büros - auf Vorschlag von Bürgermeister und 
Schulverbandsvorsteher Udo Fröhlich beauftragt. Die Investitionsbank aus Kiel und das Büro Schule 
und Planung aus Bonn haben dann schnell Pläne für die Sanierung der Schulen und die quantitative 
und qualitative Schulentwicklung vorgelegt. Im Schulzentrum wird die Heizung gerade saniert, die 
Gebäudesanierung soll im nächsten Jahr in Angriff genommen werden und für die städtischen 
Schulen sind ebenfalls erste Beschlüsse gefaßt worden - auf Initiative des Bürgermeisters Udo 
Fröhlich. Es ist peinlich für die CDU und alle die in den letzten Jahrzehnten Verantwortung hatten. 
Was heute aussieht wie eine unglaubliche Auflistung ist schlicht das Ergebnis einer Fleißarbeit des 
amtierenden Bürgermeisters und seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Die persönlichen Angriffe auf die Person Udo Fröhlich weist Evelyn Drobinsky als Sprecherin der 
Wählerinitiative zurück. Ich beobachte, wie seit Monaten Verleumdungen gegen die Familie Fröhlich 
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gefahren werden, anonyme Anrufe eingehen und immer wieder wird versucht der Person des 
Bürgermeisters charakterliche Unzulänglichkeit zu unterstellen. Dass dies wider besseres Wissen 
geschieht, konnte Fröhlich kürzlich unwidersprochen dem CDU-Fraktionsvorsitzenden Günter Winter 
vorhalten. "Der für eine Demokratie notwendige politisch-inhaltliche Meinungsstreit darf von der 
CDU nicht länger zu einem Kampf gegen Menschen mißbraucht werden. Darum sind Bad Segebergs 
Bürgervorsteher Bruno Haaks (CDU) und der CDU-Kandidat jetzt gefordert, sich von diesem 
undemokratischen Verhalten zu distanzieren. 

JFH 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 23.10.2002, 22:42 Uhr - 656 Clicks - Nr. 119

Entwicklung bei Heidelberger

SPD-Fraktion entsetzt über die Entwicklung bei Heidelberger - Empörung über einsame 
Vorstandsbeschlüsse

Entsetzt zeigt sich die SPD-Ratsfraktion über die Absicht des Vostandes der Heidelberger 
Druckmaschinen AG, den Standort Kiel aufzugeben. Nach einer Mitteilung des Betriebsrates entläßt 
die Unternehmensleitung in Kiel alsbald 770 Menschen in die Arbeitslosigkeit. „Nach Mitteilung des 
Betriebsrates verfolgt der Vorstand von Heidelberger weiter die Absicht, Kiel ganz zu verlassen, 
zugunsten zersplitterter Standorte in der Umgebung,“ erklären der Fraktionsvorsitzende Eckehard 
Raupach, der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Ratsfraktion, Hans-Werner Tovar und der 
örtliche SPD-Ratsherr, Thomas Wehner. 
Die Kieler SPD kann diese einsame Entscheidung des Vorstandes und die Vorgehensweise in der 
Sache nicht nachvollziehen. „Wir sind empört über den rücksichtslosen Umgang mit den Kolleginnen 
und Kollegen!“
Die Landeshauptstadt Kiel und das Schleswig-Holsteinische Wirtschaftsministerium sind als 
zuverlässige Partner bekannt, um bestmögliche Standortbedingungen zu ermöglichen, Arbeitsplätze 
zu schaffen und vorhandene Arbeitsplätze zu erhalten. Die SPD-Ratsherren halten es für hochgradig 
unfair und in der Vorgehensweise unverständlich gegenüber der Landeshauptstadt Kiel und dem Land 
Schleswig-Holstein, dass der Vorstand von Heidelberger den staatlichen Akteuren der 
Wirtschaftspolitik keine Chance zur Mitwirkung bei dem Erhalt von Arbeitsplätzen und der Sicherung 
des Standortes gegeben habe. „Angesichts der relevanten Hilfestellungen, die Heidelberger in der 
Vergangenheit erfahren hat und der traditionellen Bindung an den Kieler Standort, erschließt sich uns 
der Vorstandsbeschluss in keiner Weise.“

Keine Kommentare 

111 / 161

http://www.spd-net-sh.de/kiel/ratsfraktion


SPD-Ellerau - veröffentlicht am 24.10.2002, 07:17 Uhr - 1581 Clicks - Nr. 120

SPD - Aktuell September 2002

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger,

am 29. August 2002 fand eine Sitzung der Gemeindevertretung statt. Über die Beschlüsse und 
Informationen möchten wir Sie nachfolgend unterrichten.

1. Berichte Bürgervorsteher/Bürgermeister
- Das Statistische Landesamt hat mitgeteilt, dass die Einwohnerzahl in Ellerau am 30.09.2001 4.954 
betragen hatte. Inzwischen ist die Grenze von 5.000 überschritten.
- Der Verein "Wir für Ellerau" führt am 14.09.2002 eine Busfahrt nach Højer zum Schafsmarkt durch.
- Am 28.09.2002 besucht die Ellerauer Gemeindevertretung die Partnerstadt Højer.
- Die Umbauarbeiten im Bürgerhaus (Toilettenanlage) verzögern sich um ca. zwei Wochen.
- Der Beginn der Sanierungs- und Umbauarbeiten im Freibad verschiebt sich auf Oktober des Jahres.
- Die Ellerauer Polizeistation wird um eine halbe Planstelle zum 1. Oktober aufgestockt. Ein 
zusätzlicher Beamter wird für ein halbes Jahr in Vollzeit vor Ort sein, die zweite Jahreshälfte wird er 
dann einer anderen Dienststelle zugeordnet.
- Die vom Abwasserzweckverband geplante US-Leasingtransaktion ist zurückgestellt worden.
- Zum 01.09.2002 wird im Kindergarten eine weitere Gruppe als Vormittagsgruppe eingerichtet. Die 
Gruppenstärke beträgt 18 Kinder (+ 2).
- In der Mini-Schule wird das neue Betreuungsangebot von 7:30 bis 14:00 Uhr zur Zeit von 12 Kindern 
in Anspruch genommen.
- In Henstedt-Ulzburg ist der Bau eines neuen Tierheimes vom Tierschutzverein Westerwolt geplant. 
Die umliegenden Gemeinden sind gebeten worden, sich an den Kosten in Form eines Zuschusses zu 
beteiligen.
- Für das Park-Café wurde ein neuer Pächter gefunden, Herrn Hoogendoorn, seit kurzem in Ellerau 
wohnhaft. Die Wiedereröffnung soll Mitte Oktober erfolgen.

2. Eingaben und Anfragen
- Vom SPD-Ortsverein gab es eine schriftliche Anfrage zum Schulwald und von Herrn Urban aus der 
Moortwiete eine schriftliche Anfrage zu den dort aufgebrachten Parkmarkierungen. Zur 
Schulwaldanfrage wurden folgende Antworten gegeben: Der Schulwald am Brombeerweg wird von 
der Gemeinde gepflegt. Die Schule nutzte den Schulwald bisher nicht. Es gibt dreißig verschiedene 
Baumarten im Schulwald. Über eine mögliche Öffnung des Schulwaldes für die Öffentlichkeit soll im 
Ausschuss für Planung und Umwelt beraten werden.
Zur Anfrage bezüglich der Parkmarkierungen in der Moortwiete und im Buchenweg gibt es eine 
schriftliche Antwort. Die Parkmarkierungen wurden aufgrund eines genehmigten Planes hergestellt. 
Die Arbeiten sind noch nicht abgenommen. Mögliche Änderungen gehen voraussichtlich zu Lasten 
der Gemeinde. Der gewerbliche Verkehr im Ostteil der Moortwiete soll ggf. durch Beschilderung 
ferngehalten werden. Die Fahrbahnmarkierungen an der Einmündung Buchenweg sollen demnächst 
erneuert werden. (Interessenten können den gesamten Wortlaut der Beantwortung in Kopie bei 
Herrn Urban, Tel. 714 29, erhalten.)
- Auf Nachfrage von Herrn Paulus (SPD) wurde bestätigt, dass der HVV seine Fahrstrecke bis zum 
Tanneneck ausdehnen wird.

3. Einwohnerfragezeit
- Auf Anfrage von Herrn Bihl wurde mitgeteilt, dass im Rathaus ein Notstromagregat zur 
Überbrückung eines langfristigen Stromausfalles vorhanden ist. Eine Katastrophenübung wäre in 

112 / 161

http://www.spd-segeberg.de/ellerau


diesem Zusammenhang Sache des Kreises.

4. Bebauungsplan Nr. 20 (Entwurfs- und Auslegungsbeschluss)
Der Bebauungsplan umfasst das Gebiet des Ellerauer Feldes. Der vorliegende Entwurf wurde von der 
Gemeindevertretung gebilligt. Herr Paulus (SPD) schlug vor in Ziffer 5.2.4 den Hinweis "als 
Obergrenze" (hinsichtlich der Grundstücksgröße) streichen zu lassen. Diesem Vorschlag wurde 
einstimmig gefolgt.
Der Bebauungsplanentwurf wird in Kürze für die Dauer eines Monates öffentlich ausgelegt, während 
dieser Zeit können Anregungen oder Bedenken schriftlich oder zur Niederschrift von Jedermann 
vorgebracht werden.

5. Regenrückhaltebecken im Wiesengrund
Der geplante Bau des Regenrückhaltebeckens im Wiesengrund wird aufgrund eines 
Mehrheitsbeschlusses von CDU und Bürgerverein zurückgestellt. Die SPD hatte sich für den bald 
möglichen Bau ausgesprochen, insbesondere in Hinblick auf die extremen Niederschläge der jüngsten 
Vergangenheit.

6. Nachtragssatzung Kindertagesstätte und Namensgebung. 
Die Nachtragssatzung wurde einstimmig beschlossen, der Kindergarten erhält den Namen "Uns 
Lütten" (einstimmig).

Weitere Informationen
Beim SPD-Flohmarkt wurde eine Sammlung zugunsten der Opfer der Flutkatastrophe durchgeführt. 
Diese Sammlung ergab den Betrag von 155,65 €. Er wurde auf das Spendenkonto der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) in Berlin eingezahlt.

Die Spieliothek-Mobil kommt wieder nach Ellerau. Am 09.09.2002 und am 23.09.2002 ist das 
Fahrzeug an der Grundschule, dort können Spiele ausgeliehen und auch zurückgegeben werden.

Bundestagswahl
Wir bitten alle Wahlberechtigten, unbedingt am 22. September 2002 zur Wahl zu gehen und Ihre Erst- 
und Zweitstimme der SPD zu geben. Mit Ihrer Erststimme wählen Sie direkt unseren 
Bundestagsabgeordneten Franz Thönnes, mit der Zweitstimme die SPD und damit Gerhard Schröder 
als Bundeskanzler. Erststimmen für Die Grünen sind verschenkt, da keine Aussicht besteht, ein 
Direktmandat zu gewinnen. 

Ein Muster-Wahlzettel hängt in unserem Schaukasten und in unserer Geschäftsstelle aus.

Wir hoffen, Ihnen hiermit wieder einige interessante Informationen gegeben zu haben und 
verbleiben

mit freundlichen Grüßen

Ihre SPD-Ellerau

Einladung zur Fahrradtour
am 15. September um 10:00 Uhr
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Am 15. September veranstaltet der SPD-Ortsverein eine Fahrradtour. Wir starten um 10:00 Uhr vom 
Parkplatz am Freibad. Unter dem Motto: "Tour de Franz" wollen wir unseren 

Bundestagsabgeordneten Franz Thönnes in Nahe besuchen. Dort erwartet uns ein buntes Programm 
mit Musik, Getränken, Gegrilltem usw.. Jedermann ist herzlich willkommen.

V.i.S.d.P.: Eckart Urban, 1. Vorsitzender, Geschäftsstelle: Berliner Damm 13, 25479 Ellerau, Tel. 75664.

Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 24.10.2002, 07:21 Uhr - 252 Clicks - Nr. 121

SPD - Aktuell Oktober 2002

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger,

am 10. Oktober 2002 fand eine Sitzung der Gemeindevertretung im Bürgerhaus statt. Über die 
Beschlüsse und die Informationen möchten wir Sie nachfolgend unterrichten.

1. Berichte Bürgervorsteher/Bürgermeister
w Die Volkshochschule veranstaltet ihre traditionelle Kunstbörse vom 08. - 10. November 2002 im 
Bürgerhaus.
w Der auf Privatinitiative eingerichtete Christkindl-Markt wird vom 30.Nov. - 01. Dez. 2002 
stattfinden.
w Die Umbauarbeiten im Bürgerhaus sind fertiggestellt.
w Die Baumaßnahmen an der Grundschule (Sanierung der Flachdächer) sind abgeschlossen.
w Die Parkmarkierungen im Buchenweg und in der Moortwiete wurden abgenommen. Es sollen nun 
mit dieser Regelung des ruhenden Verkehrs Erfahrungen gesammelt werden. Das für die Planung 
verantwortliche In-genieurbüro hat versichert, dass die Anordnung der Parkmarkierungen im Einklang 
mit den technischen Vorschriften steht.
w Von der Landesregierung wurde mitgeteilt, dass im Hamburger Randgebiet in den Grundschulen 50 
Lehrer zusätzlich eingesetzt werden sollen. Damit sollen feste Grundschulzeiten ermöglicht werden: 
1. und 2. Grundschulklasse täglich von 0800 bis 1200 Uhr
3. und 4. Grundschulklasse täglich von 0800 bis 1300 Uhr
w Die Kosten für den Bau eines neuen Tierheimes in Henstedt-Ulzburg liegen vor. Es wird erwartet, 
dass sich die Gemeinde Ellerau hieran angemessen beteiligt.
w Die Wahlvorschläge für die Kommunalwahl 2003 müssen bis zum 13.01.2003 im Rathaus bei Frau 
Oppels abgegeben werden.

2. Eingaben und Anfragen
w Von Seiten der CDU ist angeregt worden, im Rahmen des Volkshochschulprogrammes auch einen 
Hand-werkerkurs für Frauen anzubieten.
w Die Halteverbotsschilder in der Straße Lärcheneck auf beiden Seiten sind wirksam. Da die 
Grundstücksei-gentümer Stellplätze auch auf ihren Privatgrundstücken vorhalten, hat sich die 
Parksituation entspannt.
w In der Straße Hellhörn sind die Straßenleuchten weiterhin noch nicht in Betrieb. Die Stadtwerke 
Quickborn wollen die vorhandene Freileitung als Erdkabel verlegen. Hieran müssten sich die Anlieger 
aber beteiligen.
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w Die Parkmarkierungen in der Moortwiete im Bereich der Kurve am Katzenstieg sind Anlass einer 
Beschwer-de. Hier kommt es auch bedingt durch den Busverkehr häufig zu gefährlichen 
Begegnungssituationen. 

3. Nachtragshaushalt 2002
Der Nachtragshaushalt 2002 wurde einstimmig beschlossen. Die Gewerbesteuereinnahmen sind im 
laufenden Jahr um 429.000,00 € zurückgegangen. Der Verwaltungshaushalt vermindert sich um 
45.000,00 €, der Vermö-genshaushalt erhöht sich um 220.000,00 €. Zum Ausgleich des 
Verwaltungshaushaltes musste eine Zuführung aus dem Vermögenshaushalt, d.h. aus der Rücklage 
beschlossen werden. Die Rücklage beträgt nunmehr 1,05 Mio. €.

4. Sanierung Freibad
Nach Beratung im Ausschuss für Bauwirtschaft und Verkehr wurden die Auftragserteilungen für 
folgende Ge-werke beschlossen:
w Sanierung der Beckenfolie rd. 41.000,00 €
w Rohbauarbeiten 187.000,00 €
w Malerarbeiten 23.000,00 €
w Metallbauarbeiten 37.000,00 €
w Dachdecker- und Klempnerarbeiten 8.000,00 €
w Landschaftsbau 32.000,00 €
insgesamt 329.000,00 €

Die Sanierung der Wassertechnik ist hierin noch nicht enthalten, sie wird zu einem späteren Zeitpunkt 
be-schlossen. Die Überlaufrinne am Schwimmerbecken muss insgesamt erneuert werden, da eine 
Sanierung unter den gegebenen Umständen nicht möglich ist. Die Aufträge werden umgehend erteilt. 
Mit den Maß-nahmen soll noch im Oktober begonnen werden.

5. Einwohnerfragezeit
Im Rahmen der Einwohnerfragezeit wurde die Frage gestellt, warum die Gemeinde 
Steuererhöhungen be-schlossen hatte, obwohl eine Rücklage von mehr als 1 Mio. € vorhanden ist. 
Dies wurde damit begründet, dass bei den Haushaltsberatung im November 2001 die 
Gesamtentwicklung der Haushaltssituation noch nicht feststand. Es musste aber ein in sich 
ausgeglichener Haushalt vorgelegt werden.

Wir hoffen, Ihnen hiermit wieder einige interessante Informationen gegeben zu haben und 
verbleiben

mit freundlichen Grüßen

Ihre SPD-Ellerau

--------------------------------------
Kindergarten Schule Radwege Bebauungsplä-ne Straßen

Kultur Jugendarbeit Freizeit Sport Steu-ern Gebühren
und vieles mehr...

Mitreden - Mitmachen - Mitentscheiden

in den Angelegenheiten der Gemeinde und darüber hinaus mit der SPD.
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Haben Sie nicht auch schon manches Mal Entscheidungen nicht verstanden und ü-ber "die da 
oben" geschimpft?

In rd. vier Monaten wird die Gemeindevertretung neu gewählt, die beste Gelegenheit, sich aktiv 
einzumischen. Wir suchen noch Mitstreiter und freuen uns auf Sie, rufen Sie uns an (Tel.: 71429 
oder 75664), schicken Sie uns ein Fax (71429) oder eine e-mail (ellerau@spd-segeberg.de), wir 

setzen uns umgehend mit Ihnen in Verbindung und beantworten Ihnen gern alle offenen Fragen.
--------------------------------------

Einladung
zum

SPD-Skat- und Kniffelturnier
am 15. November 2002 um 2000 Uhr in Kramers Gasthof

Der Einsatz beträgt 8,00 €, es gibt wieder Tisch-(Fleisch-)Preise zu gewinnen.

Der SPD-Ortsverein Ellerau lädt hierzu herzlich ein.

Tel. Voranmeldung erbeten unter 75438 (H. Evers).

V.i.S.d.P.: Eckart Urban, 1. Vorsitzender, Geschäftsstelle: Berliner Damm 13, 25479 Ellerau, Tel. 75664.

Keine Kommentare 

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 24.10.2002, 09:34 Uhr - 6008 Clicks - Nr. 122

Franz Thönnes wird Staatssekretär

Am 22. Oktober wurde der SPD-Landesvorsitzende Franz Thönnes in Berlin durch die Ministerin für 
Gesundheit und Soziale Sicherung Ulla Schmidt als Parlamentarischer Staatssekretär vereidigt. 
Aus den Händen der Ministerin erhielt Thönnes die vom Bundespräsidenten Johannes Rau und 
Bundeskanzler Gerhard Schröder unterzeichnete Ernennungsurkunde. Den Amtseid leistete Thönnes 
mit dem Zusatz »So wahr mir Gott helfe«. 

»Mit der Ernennung zum Parlamentarischen Staatssekretär ist eine große Verantwortung und 
Verpflichtung zugleich verbunden«, resümiert der Bundestagsabgeordnete. »Die Berufung in ein 
Regierungsamt ist eine Anerkennung für die bisherige Arbeit und gleichzeitig eine hohe Verpflichtung 
den Erwartungen und dem Regierungsauftrag gerecht zu werden«, so Thönnes weiter. Franz Thönnes 
wechselt aus der Funktion des für die Themenfelder Arbeit und Soziales verantwortlichen 
stellvertretenden SPD-Fraktionsvorsitzenden in das neue von Bundesministerin Ulla Schmidt geführte 
Super-Ministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung. Dort wird er für die Bereiche 
Sozialversicherung, Rente, Prävention, Rehabilitation, Behindertenpolitik und Sozialhilfe 
verantwortlich sein. 

Keine Kommentare 
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SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 24.10.2002, 21:22 Uhr - 289 Clicks - Nr. 123

Spielzeugbörse der SPD-Norderstedt

Am 23.11.2002 gilt im Schulzentrum-Süd wieder das Motto: 
Spielzeug, Spielzeug, und 'ne Waffel! 
In diesem Jahr findet die beliebte SPD-Spielzeugbörse rechtzeitig vor dem 1. Advent am 23. 
November statt, so dass die Möglichkeit besteht, nicht nur für Weihnachten einzukaufen, sondern 
auch mit kleinen Dingen den Adventskalender zu bestücken. Auch kann wieder gebrauchte 
Kinderkleidung verkauft werden. Nach wie vor ist der Verkauf von Kriegsspielzeug nicht erwünscht. 
Neu in diesem Jahr ist der Tag, die Spielzeugbörse findet an einem Samstag, im Schulzentrum-Süd von 
14.30 bis 18.00 Uhr statt. 
Während die Mitglieder des SPD-Ortsvereins Norderstedt wieder für das leibliche Wohl sorgen, kann 
dann nach Herzenslust gestöbert, verkauft und gekauft werden. 
Wer Spielzeug verkaufen möchte, melde sich bitte unter Tel. 5235202 in der Zeit von 9 bis 15Uhr, 
werktags. Die Standgebühr beträgt 7,50€ (pro 3 mtr.) , ein eventueller Überschuss geht an eine 
Norderstedter soziale Einrichtung. 

Mit freundlichem Gruß 

Susanne Reiländer 
Travestieg 6 
22851 Norderstedt 
Sreiländer@aol.com 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 26.10.2002, 22:22 Uhr - 503 Clicks - Nr. 124

Hauptausschuss zu Heidelberger und Stadtwerke

Hauptausschuss tagt am 1.11.2002 zu Heidelberger und Stadtwerke

Der Vorsitzende des Hauptausschusses Albrecht Kempe (SPD) erklärt:
„Ich habe dem Vorschlag der CDU-Fraktion stattgegeben und die Verwaltung gebeten, noch heute, 
spätestens aber am kommenden Montag, die Einladungen für eine Sondersitzung des 
Hauptausschusses am 1.11., 15.30 Uhr den Mitgliedern zuzustellen.“
Kempe geht davon aus, dass die Fraktionen der Einladung nicht widersprechen werden, obwohl der 
Termin für eine verkürzte Ladung nach der Geschäftsordnung bereits verstrichen ist. 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 30.10.2002, 21:13 Uhr - 659 Clicks - Nr. 125

Raupach: SPD und OB halten Kurs für Kiel

Raupach: SPD und OB halten Kurs für Kiel: Schwere See braucht keine Jammerlappen

„In schwerer See werden Jammerlappen und Zögerer nicht gebraucht,“ erklärt der Vorsitzende der 
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SPD-Ratsfraktion, Eckehad Raupach, zu der larmoyanten Erklärung seines CDU-Kollegen Wulff. 
Unter dessen Führung habe die CDU im Rat keinen Widerstand gegen die Commdirekt Bank und das 
Hörn-Vorhaben gezeigt oder gar dagegen gestimmt. „Im Gegenteil, bei allen wichtigen Beschlüssen 
war die CDU mit an Bord,“ erinnert der SPD-Fraktionsvorsitzende und vermutet: „Das lag wohl an den 
stetigen Passatwinden bei ruhiger See und strahlendem Sonnenschein, in dem sich das Schiff, 
Landeshauptstadt Kiel, unter Kapitän Gansel damals bewegte.“
Das konjunkturelle Sturmtief habe Kiel erreicht, stelle aber die Wirtschafts- und Standortpolitik des 
Oberbürgermeisters und der SPD nicht in Frage. „Was für die Landeshauptstadt Kiel erreichbar war, 
haben der Oberbürgermeister und eine breite Ratsmehrheit bewirkt.“ Raupach weist auf die Erfolge 
von der IKEA-Ansiedlung über die hervorragende Aufstellung des Kieler Seehafens bis zur Auslastung 
der Kieler Werften und Zulieferer hin. 
„Bei Schlechtwetter braucht Kiel eine starke Hand am Ruder, um auf Kurs zu bleiben und sicher 
abzuwettern,“ stellt Raupach klar. „Die seekranke CDU kann da wohl nicht helfen.“

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 30.10.2002, 21:15 Uhr - 608 Clicks - Nr. 126

Forschungsbericht „NS-Zwangsarbeit in Kiel“

SPD-Fraktion begrüßt Forschungsbericht „NS-Zwangsarbeit in Kiel“

Die Ratsherren Eckehard Raupach und Dr. Ulrich Erdmann begrüßen die Ergebnisse des 
Forschungsprojekts „NS-Zwangsarbeit in Kiel“, die am 29.10.2002 im Kulturausschuss präsentiert 
wurden.

Nachdem die Kieler Ratsversammlung im Januar 2000 die Initiative Raupachs und Erdmanns 
einstimmig unterstützt hatte, werde nun Licht in eines der düstersten Kapitel der Kieler Geschichte 
gebracht. Mit der Publikation durch die Gesellschaft für Stadtgeschichte und durch eine 
Vortragsveranstaltung werde die Arbeit von Dr. Jan Klußmann dankenswerterweise der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht.

„Besonders freut uns, dass das städtische Presseamt nun auf unsere Anregung reagiert, einige 
derjenigen ehemaligen Zwangsarbeiter nach Kiel einzuladen, die Interesse an einem Besuch ihres 
ehemaligen Einsatzortes haben. So kann die Stadt ähnliche Initiativen zur Völkerverständigung und 
-versöhnung ergänzen, die sich bereits auf der privaten Ebene entwickelt haben,“ erklärte Raupach.

Erdmann wies darauf hin, dass die Einweihung einer Gedenkstätte am sogenannten 
Arbeitserziehungslager Nordmark am Russee wohl noch nicht auf der alljährlichen Gedenkfeier am 
Volkstrauertag (17.11.2002) stattfinden könne, vermutlich aber im Januar 2003. 

„Ein solcher Abschluss meiner politischen Initiative zeigt nach verschiedenen Aktionen auf dem 
Gelände, diversen Anträgen im Kulturausschuss, der praktischen Hilfestellung des Grünflächenamtes, 
der Trägerschaft des Vereins AKENS e.V. und der Beratung durch das Kulturamt, dass sich Menschen 
in Kiel der unbequemen Vergangenheit stellen und zukunftsgerichtet an erfolgreichen Projekten 
arbeiten.“

Keine Kommentare 
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SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 03.11.2002, 17:33 Uhr - 296 Clicks - Nr. 127

Pressemitteilung der SPD zur Solaranlage IGS Lütjenmoor

Die zuletzt u.a. im Umweltausschuß geführten Diskussionen um die Solaranlage IGS Lütjenmoor 
haben bedrückend klar dargelegt, mit welch seichter Gemütswelt der politische Wettbewerb belegt 
ist und daraus resultierende Verwirrungen in die Öffentlichkeit trägt, die zukunftsorientiertes Handeln 
blockieren sollen. Die SPD-Norderstedt hat deshalb folgende notwendige Pressemitteilung 
herausgegeben. 

Pressemitteilung 
- Der vor gut 2 Jahren gefasste Grundsatzbeschluss, bei Sanierungen und Neubaumassnahmen an 
öffentlichen Gebäuden , die nach dem Stand der Technik möglichen und wirtschaftlichen 
Energiesparmaßnahmen durchzuführen, die Einbindung der Klimaschutzkoordinatorin in die 
Bautätigkeiten der Kommune und den Einstieg in die solare Energiewirtschaft, in dem mindestens 
eine Solaranlage jährlich auf einem öffentlichen Gebäude errichtet wird, ist heute genauso wichtig 
wie damals. Die SPD steht zu diesen Beschlüssen. 

- Klimaschutz ist keine schöngeistige Idee von weltfernen Spinnern sondern ist direkter 
Menschenschutz für die heutige Generation, erst recht für unsere Nachkommen. 
Klimaschutz ist gleich Umweltschutz und Umweltschutz bedeutet Menschenschutz. 

- Zudem hat sich die Stadt Norderstedt verpflichtet die städtischen CO2-Emissionen bis zum Jahr 2005 
deutlich zu reduzieren. 
Die SPD wird dieses Ziel weiterhin nachhaltig unterstützen. 

- Noch im September diesen Jahres hat die Stadt Norderstedt eine Broschüre zum Klimaschutz, „den 
Stadtplan der guten Beispiele „herausgebracht, mit der das Verständnis für Klimaschutz gefördert 
werden soll und einzelne Projekte vorgestellt werden. 

- Die CDU möchte und das verschweigt sie in den Medien, nicht nur die Solaranlage auf der IGS 
Lütjenmoor sondern auch den gesamten Grundsatzbeschluss zum Klimaschutz, der seinerzeit in 2/3 
der Punkte von der gesamten Stadtvertretung beschlossen wurde, kippen - über den Umweg der 
Solaranlage. 

- Die Wichtigkeit des Klimaschutzes ist der CDU und wie sich in der Stadtvertretung herausgestellt 
hat, auch der FDP und der Bürgerpartei noch nicht aufgefallen. 

- Worum geht es hier? 
Es geht darum, den Klimaschutz durch konkrete Maßnahmen auf allen Ebenen der Politik zu fördern 
und durch beispielhaftes Verhalten, auch der Kommunen, die Bürger von der Notwendigkeit des 
Klimaschutzes zu überzeugen. 
Stattdessen wird von der CDU versucht, mit falschen Signalen für die Öffentlichkeit, und das auch 
noch mit polemischen und zum Teil falschen Argumenten, die Klimaschutzaktivitäten der Stadt 
Norderstedt zu unterbinden. 

- Die SPD bleibt bei Ihrer konsequenten Fortsetzung der Klimaschutzpolitik, gerade auch der kleinen 
Schritte. Auch wenn es schwierig wird und die Haushaltsmittel knapp sind. Das Verhalten der 
öffentlichen Haushalte hat Signalwirkung für die Bürger. 
Wenn der Klimaschutz als billige Streichposition im Haushalt betrachtet wird, wie sollen dann vom 
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Bürger ernsthafte Klimaschutzmaßnahmen erwartet werden. 

- Die SPD hat sich deshalb massiv für den Grundsatzbeschluss und insbesondere auch für den Bau der 
Solaranlage IGS Lütjenmoor eingesetzt. 

- Für diese Anlage wird weniger als 1 EURO pro Bürger und Jahr als Investition in eine Zukunftstechnik 
erforderlich. Das ist wohl nicht zu viel und wird in seiner Signalwirkung auch vom Bürger verstanden. 

- Zum Argument der Wirtschaftlichkeit ist anzumerken, dass entgegen den Behauptungen der CDU, 
die immer wieder die kleinere Anlage mit der Größeren vergleicht, die Anlage Lütjenmoor sehr 
ähnliche Wirtschaftlichkeit aufweist wie die Anlage Lessing-Gymnasium, nämlich 

- Verhältnis Nennleistung zu Dauerleistung 
Lessing 11,1 
Lütjenmoor 10,9 

- Damit ist die spezifische Leistungsfähigkeit der Anlage praktisch identisch mit der Anlage Lessing 
Gymnasium und nicht von der Größe abhängig!! 

das Verhältnis Invest zu Einspeisevergütung pa. 
Lessing 17,4 
Lütjenmoor 21,0 

- Hier schneidet die Anlage Lessing Gymnasium etwas besser ab, da sie als Schülerprojekt besonders 
gefördert wurde und die Einspeisevergütung höher liegt als jetzt und das 20 Jahre lang. Sollte die 
Ausführung der Anlage IGS Lütjenmoor erst 2003 realisiert werden können, erhält die Stadt 
Norderstedt eine nochmals geringere Einspeisevergütung als 2002. Es ist nämlich so, das von dem Tag 
an, an dem die Anlage ans Netz geht, die gewährte Einspeisevergütung für 20 Jahre lang konstant 
bleibt.. 
Damit würde allein durch die Verschiebung der Maßnahme von 2002 auf 2003 ein Einnahmeverlust in 
Höhe von 5% der Investitionssumme entstehen. 
Dies ist ein Nachteil und ein finanzieller Verlust, der nicht hinzunehmen ist. 

- Gerade zu der Frage der Wirtschaftlichkeit kann der Verwaltung ein großes Lob ausgesprochen 
werden. Ursprünglich war für das Jahr 2002 der Einsatz einer Kunststoffdachbahn mit integrierten 
Fotovoltaik-Modulen geplant. Die Verwaltung hat die Wirtschaftlichkeit dieser Anlage geprüft und hat 
dem zuständigen Auschuss für Umweltschutz geraten, von dieser Maßnahme abzusehen. Zudem hat 
sie in der Kürze der Zeit ein neues Projekt vorgestellt, nämlich die Anlage IGS Lütjenmoor. Das heißt 
auch, das der Klimaschutz innerhalb der Verwaltung ernst genommen wird. 

- Die diversen Totschlagsargumente der CDU waren: 
Wartungskosten – Es fallen keine Wartungskosten an, die Reinigung übernimmt der Regen, es sind 
keine beweglichen Teile an der Anlage und der Hausmeister der Schule kann einen Fehler, wenn er 
denn auftritt, sofort erkennen und melden. 

- Statt Wartungskosten können in Wahrheit Instandhaltungskosten anfallen und nur für eventuelle 
Reparaturen in geringem Maße. Es wird davon ausgegangen, das dies 0,2% der Investsumme beträgt 
und diese Annahme betrifft auch die Anlage Lessing Gymnasium. 
Das heißt – die Kosten sind nicht von der Größe der Anlage abhängig!!! 

- Erneuerung nach 15 Jahren – Die geplante Anlage erhält 25 Jahre Leistungsgarantie und 5 Jahre 

120 / 161



Produktgarantie. Der Hersteller sagt sogar, das die Lebensdauer dieser Anlage 30 Jahre beträgt. Die 
Funktionsfähigkeit der Anlage ist also für 25 Jahre garantiert. 

- Zudem erhält die Anlage auch Zuschüsse – sie fällt unter das Förderungsprogramm für 
Fotovoltaikanlagen „Sonne in der Schule“. 
Gerade Schülern muss man vermitteln, wie wichtig Klimaschutz ist. Durch den direkten Zugriff und 
das Erfahren der Anlage, hat dies einen bewusstseinsbildenden Effekt. Es ist sogar von Vorteil 
mehrere kleinere Anlagen auf Schulen zu installieren, da die Schüler die Wichtigkeit des 
„Klimaschutzes“ begreifen, sie können sich mit ihrer Anlage identifizieren und sind zugleich 
Multiplikatoren für andere. Man muss nur mal die Begeisterung der Schüler am Lessing Gymnasium 
erlebt haben, dann versteht jeder!!! 

- Von den diversen und hier widerlegten Behaupten der CDU, die der Presse zu entnehmen waren, 
könnte man noch aufgreifen, dass man in der Tat mit der Energie, die die Anlage Lütjenmoor liefern 
wird, einen normalen Föhn jedes Jahr 24 Stunden lang an 365 Tagen betreiben könnte, also 
durchgehend das ganze Jahr. 
Ich weiß nicht , wer bei der CDU dies tut oder beabsichtigt, bei normaler Nutzung können mit der 
gewonnenen Energie etwa 420 Menschen 2x die Woche jeweils 12 Minuten jedes Jahr ihre Haare 
trocknen ohne CO2 zu erzeugen und mindestens für 25 Jahre lang. 

- Für die SPD behält der Klimaschutz auch in schwierigen Zeiten Vorrang, deshalb sind wir froh über 
den Beschluss der Stadtvertretung vom 29.10.02, das Projekt Solaranlage IGS Lütjenmoor mit den 
Stimmen der Grünen Alternativen umsetzen zu können, da es ökologisch sinnvoll ist, eine wichtige 
Signalwirkung hat und wirtschaftlich vertretbar ist. 

Susanne Reiländer 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 07.11.2002, 20:16 Uhr - 538 Clicks - Nr. 128

Fahrradvandalismus an Kieler Schulen

Fahrradvandalismus an Kieler Schulen

„Ich betrachte mit Sorge den zunehmenden Fahrradvandalismus an Kieler Schulen.“ erklärt der 
verkehrspolitische Sprecher der SPD-Ratsfraktion Cai-Uwe Lindner. In den zurückliegenden Monaten 
haben ihn wiederholt diesbezügliche Klagen von Schülern, Eltern und Lehrern erreicht. Während der 
Unterrichtszeiten werden Fahrräder auf schulischem Gelände beschädigt oder entwendet. Das 
Fahrrad als umweltschonendes Verkehrsmittel - vor allem bei kurzen Wegstrecken - wird auf diese Art 
und Weise immer mehr zurückgedrängt. Schüler, Lehrer und Eltern verzichten immer häufiger aus 
Sorge vor Beschädigung und Diebstahl auf das Fahrrad. Dies kann aus erzieherischen wie 
ökologischen Gründen nicht gewollt sein!

Vor diesem Hintergrund bittet Cai-Uwe Lindner die Verwaltung um Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie hoch ist das Aufkommen von Fahrradvandalismus an Kieler Schulen?
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2. Welche Maßnahmen zur Vermeidung von Fahrradvandalismus werden von der Verwaltung als 
notwendig erachtet, wie hoch werden die hierfür erforderlichen Investitionen beziffert und welche 
Maßnahmen wurden bereits veranlasst?

3. Wurde die Inanspruchnahme von Landesmitteln für die Kriminalprävention geprüft und wenn ja, 
mit welchem Ergebnis?

Lindner erklärt abschließend : „Wir müssen dem Fahrradvandalismus entschieden zu Leibe rücken. 
Die Haltung, das Fahrrad im Keller stehen zu lassen, weil Beschädigung und Diebstahl befürchtet 
werden, kann nicht unsere Unterstützung finden. Kiel als fahrradfreundliche Stadt muss auch hierfür 
Vorkehrungen treffen. Ich kann mir vorstellen, dass künftig Mittel für den Ausbau von Fahrradwegen 
auch für entsprechende Sicherungsmaßnahmen verwendet werden. Eine entsprechende Initiative 
mache ich von der Beantwortung der Anfrage abhängig.“

Keine Kommentare 

SPD-Dithmarschen - veröffentlicht am 10.11.2002, 19:38 Uhr - 6436 Clicks - Nr. 129

Entwurf des Kommunalwahlprogrammes vorgelegt

Der SPD Kreisverband Dithmarschen hat den Entwurf des Kommunalwahlprogrammes für die Jahre 
2003 - 2008 vorgelegt. Erarbeitet wurde er von Mitgliedern des Kreisvorstandes und der 
Kreistagsfraktion. 

Der Entwurf ist Beratungsgrundlage für die Delegierten des Kreisparteitages am 23.11.2002 in 
Albersdorf. 

Mit Hilfe des Kommunalwahlprogrammes werden die Leitlinien der Politik der Sozialdemokraten in 
der nächsten Wahlperiode im Dithmarscher Kreistag festgelegt. 

Den Text des Programmes finden Sie hier wiedergegeben. 

Wir freuen uns auf Ihre Kommentare. 

Die endgültige Fassung sowie die Liste der Kandidatinnen und Kandidaten für die Kreistagswahl 
werden wir baldmöglichst nach dem Kreisparteitag hier veröffentlichen. 

Keine Kommentare 

Birgit Herdejürgen, MdL - veröffentlicht am 13.11.2002, 19:41 Uhr - 5719 Clicks - Nr. 130

SPD lehnt CDU-Forderung nach größeren Kita-Gruppen ab

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat am 13.11. mehrheitlich einen Antrag der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur künftigen Finanzierung der Kindertagesstätten angenommen. 
Zum Gegenantrag der CDU-Landtagsfraktion „Kinderbetreuung verlässlich regeln“ erklären die 
Abgeordneten Birgit Herdejürgen und Astrid Höfs: 

Der eigene Bildungsauftrag von Kindertagesstätten ist – neben dem Betreuungs- und 
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Erziehungsauftrag – im Schleswig-Holsteinischen Kindertagesstättengesetz von 1991 verankert. Hier 
eine weitere Ausgestaltung zu verlangen, gleichzeitig aber die Neustrukturierung der Förderung 
abzulehnen, entspricht der Devise „wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass“. Der CDU-Abge-
ordnete Kalinka fügt wahllos Forderungen aller Interessengruppen aneinander. Die Balance zwischen 
Kostenentwicklung und Qualitätsentwicklung spielt bei seinen Überlegungen leider keine Rolle. 
Gleichzeitig enthält der Antrag der CDU deutliche Angriffe auf die Qualität in den Einrichtungen. Eine 
Erhöhung der Gruppengrößen auf 25 Kinder, wie im CDU-Änderungsantrag gefordert, ist langfristig 
keine gute Möglichkeit zur Verbesserung von Bildung, Erziehung und Betreuung in der 
Kindertagesstätte. 
Auf Dauer bedeutet dies neben der Einschränkung der Betreuungszeit, die für jedes Kind zur 
Verfügung steht, faktisch auch eine Reduzierung der pro-Kind-Förderung. In wenigen, besonders 
begründeten Ausnahmesituationen ist eine Erhöhung der Gruppengröße bereits jetzt befristet 
möglich – hier haben die Regierungsfraktionen im geltenden Kindertagesstättengesetz einen 
praktikablen Interessenausgleich geschaffen. 
Auch ansonsten lassen die Formulierungen der CDU-Landtagsfraktion wenig Sachkompetenz 
erkennen: 
Beispiel ortsnahe Angebote: Für die Bedarfsplanung sind – offensichtlich ist auch dies an dem 
Abgeordneten Kalinka vorbeigegangen – nach dem gelten-den Kindertagesstättengesetz die Kreise 
zuständig; sie haben die Gemeinden einzubeziehen. Ortsnäher kann eine Planung kaum erfolgen. Das 
Land aufzufordern, hier tätig zu werden, geht vollständig in die falsche Richtung. 
Beispiel Tagespflege: Die Tagespflege ist als kostengünstige Möglichkeit in bestimmten Fällen 
geeignet, um Engpässe zu überwinden. Eine Ausweitung der Tagespflege mit ihren geringeren 
Qualitätsanforderungen ist aber keineswegs geeignet, die Anforderungen an Weiterentwicklung von 
Kinderbetreuung zu erfüllen. Die SPD-Landtagsfraktion setzt statt dessen auf eine Ausweitung der 
Angebote in regulären Kindertageseinrichtungen, die hohe Anforderungen beim pädagogischen 
Personal erfüllen müssen. 
Beispiel Fortbildung: Fortbildung ist immer Sache des Arbeitgebers. Dieser rechnet im Rahmen seiner 
Personalkostenkalkulation ab. Damit werden sie – ebenso alle Kosten für das pädagogische Personal – 
durch das Land Schleswig-Holstein bezuschusst, zur Zeit mit 20 bzw. 22%. Zusätzliche Angebote durch 
das Land Schleswig-Holstein sind daher nicht notwendig. 
Wenn der CDU-Abgeordnete Kalinka dieses Niveau auch in den Beratungen zur Neustrukturierung der 
Landesförderung beibehalten will, ist außer einem gewissen Unterhaltungswert von ihm leider nicht 
viel zu erwarten. Das wäre bedauerlich, denn an einer konstruktiven, vorwärtsgerichteten 
Weiterentwicklung im breiten Konsens sind wir sehr interessiert.

Keine Kommentare 

SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 13.11.2002, 22:05 Uhr - 1766 Clicks - Nr. 131

SPD Norderstedt wird wieder "kultig"

Kulturfans aufgepasst: 

Die Norderstedter Sozialdemokraten haben in ihrer Reihe SPD-"kultig" wieder einmal ein erstklassiges 
Programm zusammengestellt. 
Von jüdischer Musik über politisches Kabarett bis hin zu A-cappella-Comedy der Spitzenklasse ist 
wieder für jeden etwas dabei. 
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Das aktuelle Programm, Eintrittspreise und weitere Informationen können ab sofort unter 
www.spd-norderstedt.de abgerufen werden. 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 14.11.2002, 13:08 Uhr - 981 Clicks - Nr. 132

Entwicklung Altenheim Christiansfelde

Die Stadtvertretung Bad Segeberg hat am 12.11.2002 beschlossen, das Alten- und Pflegeheim 
Christiansfelde in eine Einrichtung mit dem pflegefachlichen Schwerpunkt Gerontopsychatrie 
weiterzuentwickln und beauftragt die Werkleitung der Stadtvertretung, Pläne der Bauausführung und 
Kostenberechnungen zur Entscheidung vorzulegen. Redebeitrag 

Rede des Vorsitzenden des Jugend- und Sozialausschusses Ole Jönsson(SPD) in der Stadtvertretung 
am 12.11.2002 zum Tagesordnungspunkt Zukunft des Alten- und Pflegeheimes Christiansfelde 

Herr Bürgervorsteher, 
meine Damen, meine Herren, 

mit der Einführung des Pflegeversicherungsgesetzes wurde eine neue Struktur in der Pflege etabliert. 
Weitere gesetzgeberische Maßnahmen und Rahmenvereinbarungen haben bis heute dazu geführt 
und werden auch in naher Zukunft dazu führen, dass die Einrichtungen der Pflege einem großen 
Anpassungsdruck ausgesetzt sind und werden. 
Die aktuellen Gesetzgebungen und die Zielrichtung weiterer Änderungen gehen alle dahin, zwischen 
von den Heimen erbrachten Leistungen und dem dafür zu zahlenden Entgelt ein immer engeres 
Verhältnis herzustellen. Dabei tendiert der Handlungsspielraum für Heime fast gegen null. 
Hinzu kommen für unser Heim Christiansfelde dringend notwendige Modernisierungsmaßnahmen, 
die aus zum Teil bestehenden oder zum 01.01.2003 in Kraft tretenden gesetzlichen Vorgaben 
herrühren, wie z.B. Schaffung eines zweiten Rettungsweges im Obergeschoss, Sanierung des 
Flachdaches über der Küche und dem Speisesaal und Aufstockung der Zimmergrößen. 
Hier haben wir sicherlich in der Vergangenheit die Notwendigkeiten im gebührenden Ausmaße nicht 
erkannt. Diese Kosten aber als Argument für eine Veräußerung anzuführen erscheint mir 
abenteuerlich und sozial verantwortungslos. Für Versäumnisse in der Vergangenheit haben wir auch 
gerade zu stehen. Sicherlich ist sicher zustellen, dass die Investitionskosten durch einen 
Investitionskostenanteil im Heimkostensatz refinanziert werden. 

Im Falle der städtischen Alten- und Pflegeheimes Christiansfelde muss deshalb dringend entscheiden 
werden, in welcher Form und mit welchen Schwerpunkten der Betrieb fortzuführen bzw. auch zu 
verändern ist. 

Die dafür notwendigen Anpassungen betreffen auch ganz erheblich die Finanzierbarkeit aber auch 
die Leistungsfähigkeit des Heimes. Die Finanzierung eines Heimbetriebes ist starren und vor allem 
strengen gesetzlichen und vertraglichen Regelungen unterworfen. Hier gilt es gerade für einen 
städtischen Eigenbetrieb und das ist unser Heim, zu erkennen, dass es fast keine unternehmerischen 
Spielräume gibt, wenn unser Heim kostendeckend sein soll. Jede wünschenswerte Leistung des 
Personals, die mit den Pflegekassen oder anderen Kostenträgern nicht vereinbar ist, belastet im 
Endeffekt den städtischen Haushalt. Aber schon die Frage der Rechtsform des Heimes wird 
Haushaltsfragen berühren. 
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Der zuständige Ausschuss für Jugend- und Soziales sowie letztendlich die Stadtvertretung haben 
daher drei scheinbar einfache Fragen zu beantworten: 

1. Welcher Heimtyp soll in Christiansfelde entstehen? 
2. Welche pflegefachliche Schwerpunkte soll das Heim haben, da zum 01.01.2004 eine Leistungs- und 
Qualitätsvereinbarung mit einer Fachrichtung mit den Kostenträgern abzuschließen ist ? und 
schließlich 
3. welche Rechtsform für das Heim ist dafür notwendig ? 

Die Verwaltung hat dafür ein fachliches Gutachten in Auftrag gegeben, welches in einem Workshop 
am 14. September 2002 den Mitglieder des Ausschusses, dem Heimbeirat, dem Personalrat und 
Interessierten der Stadtvertretung vorgestellt und mit ihnen diskutiert wurde. 

 Dieses Gutachten schlägt vor, das Alten- und Pflegeheim Christiansfelde in städtischer 
Trägerschaft in Form einer GmbH zu belassen. 

 Das Heim sollte sich auf die Betreuung Demenzkranker spezialisieren. Dabei darf nicht nur 
auf die Unterbringung von Schwerstfällen in einer geschlossenen Einrichtung (Neubau für 
40 bis 50 Plätzen) abgehoben werden, sondern es sollen auch die bereits gegebenen 
Möglichkeiten der Beschäftigung der dort untergebrachten älteren MitbürgerInnen im 
Garten und in der Tierversorgung, für die das Heim bereits jetzt über die Stadtgrenze hinaus 
bekannt ist, genutzt werden. Hinzu kommen für leichte Fälle die Schaffung von 
Wohngruppen. Dabei kann der Altbau (jetzige Pflegeeinrichtung) genutzt werden, um 
Lebenspartner in betreuten Wohnungen aufzunehmen. 

Die SPD-Fraktion kann sich, gerade nach eigenen Gesprächen mit Experten, in der Grundtendenz dem 
Gutachten in der pflegefachlichen Ausrichtung voll und ganz anschließen. Die demographische 
Entwicklung zeigt sehr deutlich den Bedarf an Heimplätzen für Demenzkranke. In knapp 30 Jahren 
wird 1/3 der Gesamtbevölkerung (nämlich 35,1 %) 60 Jahre und älter sein. In den nächsten zwei 
Jahrzehnten steigt die Zahl der über 70jährigen um fast 5 Millionen. Der Anteil der 80 – 85 jährigen 
wird gar um 170 % steigen. Dies bedeutet, dass auch der Pflegebedarf für Demenzkranke sprunghaft 
ansteigen wird. 

Das 21. Jahrhundert wird, nach Expertenmeinung, das Jahrhundert der Dementen ! 
Zur Zeit gibt es keinen einzigen Heimplatz für Demente im Kreis Segeberg ! 

In der letzten Sitzung des Ausschusses wurde die Besorgnis geäußert, dass die Stadtvertretung mit 
dem Beschluss entsprechend der Vorlage die Verwaltung zu sehr einenge und es schwierig mache für 
die Verwaltung auf neue mögliche Entwicklungen zu reagieren und im Endeffekt eine andere 
pflegerische Fachausrichtung vorzunehmen. Diese Gefahr sehen wir nicht. Vielmehr wurde ja im 
Vorfeld der anstehenden Entscheidung alle Möglichkeiten einer Fachausrichtung ausgelotet. Sollten 
sich wider erwarten neue Möglichkeiten eröffnen, so wird die Verwaltung entsprechend handeln und 
die politischen Gremien informieren. Ohne eine heutige Festlegung auf eine Fachausrichtung würden 
wir unnötig Zeit verlieren. 
Wie sicher wir sein können, den richtigen Weg zu beschreiten zeigt eine Mitteilung des Albertinen 
Diakoniewerkes in Hamburg. Dort wurde am 02.10. diesen Jahres der Grundstein zu einer bundesweit 
ersten Modelleinrichtung für demenzkranke Patienten gelegt. Erstmalig werden damit verschiedene 
Wohn- und Betreuungsformen demenzkranker Patienten, wie es auch der vorliegende 
Beschlussvorschlag vorsieht, unter einem Dach zusammengeführt und dass unter finanzieller 
Beteiligung des Hamburger Senates und des Bundesministerium für Gesundheit. Auch wir können mit 
erheblichen Investitionszuschüssen von Land, Bund und vielleicht EU rechnen. 
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Es ist aber auch eine politische Frage zu beantworten; die Frage wie die von der Stadt zu 
organisierende soziale Daseinsvorsorge zu organisieren ist. Hierbei kann es nicht nur eine fiskalische 
Antwort in Richtung Privatisierung geben. Warum soll die Befriedigung der boomende Nachfrage 
nach Heimplätzen für Demenzkranke in private Hände gegeben 
werden ? Die Stadt kann bei einem Verkauf des Heimes nur einmal die Stadtkasse füllen. Auch wäre 
der Verkauf des Heimes eine Flucht vor unserer Verantwortung für das Gemeinwohl. 

Auch eine wichtige Frage für meine Fraktion ist die Übernahme des jetzigen Personals bei einer 
möglichen Umstrukturierung des Heimes zu einer GmbH oder einer anderen Betriebsform. Hier steht 
es außer Frage, dass bei einer Umstrukturierung auch weiterhin der Bundesangestelltentarif gelten 
muss. Es darf auch zu keinen umstrukturierungsbedingten Kündigungen kommen. 

Der Ausschuss für Jugend und Soziales hat der Stadtvertretung die vorliegende Beschlussvorlage 
einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen. 
Meine Fraktion wird der vorgelegten Beschlussvorlage so zustimmen. Ich bitte auch Sie um Ihre 
Zustimmung. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 14.11.2002, 21:41 Uhr - 570 Clicks - Nr. 133

SPD zu den internen Streitigkeiten bei den Stadtwerken Kiel

Stadtwerke: SPD fordert Beteiligte zur Zusammenarbeit auf - Anregung einen Vermittler 
einzuschalten

Zu den internen Streitigkeiten zwischen dem Stadtwerke Aufsichtsrat, Vorstand und Betriebsrat 
erklären der Vorsitzende der SPD-Ratsfraktion, Eckehard Raupach und der wirtschaftspolitische 
Sprecher, Hans-Werner Tovar:
„Die bislang bekannt gewordenen Fakten und die geführten Gespräche geben keinen Anlaß zu 
Vorverurteilungen aber Anlaß zu weiteren Nachfragen. Hierbei und vor allem für die anstehende 
Bewertung aller Vorgänge gilt: Übereifer ist ein schlechter Ratgeber; Gründlichkeit geht vor 
Schnelligkeit.“ 
Die SPD-Ratsfraktion erwartet von allen Beteiligten, Aufsichtsrat, Vorstand und Betriebsrat, dass sie 
eine Gesprächsebene finden, die es ermöglicht, sich der wichtigen Problemlage der Stadtwerke, wie 
und zu welchen Bedingungen der Eigentümerwechsel von der TXU auf ein Bankenkonsortium erreicht 
werden kann, zu widmen.
„Die Ratsversammlung unterstützt jede Aktivität, die in dieser Richtung zielführend ist und würde 
aktiv mithelfen eine/n Vermittler/eine Vermittlerin für die Konfliktparteien zu finden. Bei allem 
Verständnis für unterschiedliche Sichtweisen: Es geht in erster Linie um die Zukunft der Stadtwerke 
der Kieler/innen.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 15.11.2002, 23:39 Uhr - 536 Clicks - Nr. 134

Reventloubrücke zur Kieler Woche 2003

SPD ist optimistisch: Reventloubrücke bleibt attraktives Eventzentrum in der Kieler Woche
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Optimistisch ist die SPD-Ratsfraktion, dass der Bereich um die Reventloubrücke auch in der Kieler 
Woche 2003 und in Zukunft einer der attraktivsten Veranstaltungsorte in der Kieler Woche bleiben 
wird. 
Bernd Heinemann, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Fraktion: „Wir bedauern zwar, dass das 
RSH-Zelt 2003 wohl nicht mehr nach Kiel kommt. Gleichzeitig müssen wir den RSH-Leuten aber auch 
dankbar sein, dass sie in den vergangenen Jahren dafür gearbeitet haben, die Reventloubrücke 
während der Kieler Woche zu einem der zentralen Veranstaltungsorte zu entwickeln.“
Die SPD-Ratsfraktion sieht weiter optimistisch in die Zukunft: „Trotz der knappen Planugnszeit besteht 
aus unserer Sicht Anlaß zu Optimismus, das der populäre und bekannte Standort an der 
Reventloubrück auch in den kommenden Jahren einer der zentralen Veranstaltungsorte der Kieler 
Woche bleiben und dort weiter die Post abgehen wird,“ so Heinemann abschließend. 

Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 18.11.2002, 19:10 Uhr - 57 Clicks - Nr. 135

Keine Diäten-Erhöhung in Schleswig-Holstein?

Auf dem Kreisparteitag der SPD Rendsburg-Eckerförde
am 16. November 2002 wurde die folgende Resolution verabschiedet. 
Beschluss des Kreisparteitages des 
Kreisverbandes Rendsburg-Eckernförde 
vom 16.11.2002

Mehr politische Sensibilität auf Landesebene

Der Kreisparteitag der SPD Rendsburg-Eckernförde fordert die auf Landes-ebene tätigen 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auf, bei der For-mulierung von politischen Forderungen 
mehr Sensibilität für die Belange von Betroffenen, Bürgerinnen und Bürgern und den vor Ort 
engagierten Sozial-demokratinnen und Sozialdemokraten zu zeigen.

Die aktuelle Debatte um die Diätenregelung für Landtagsabgeordnete und der Umgang mit 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern lässt diese Sensibili-tät missen.

Eine Erhöhung der Diäten der Landtagsabgeordneten soll in Anlehnung an die Besoldungsanpassung 
im öffentlichen Dienst erst nach erfolgtem Be-schluss zur Verkleinerung des Landtages erfolgen.
Zugleich wird die Landtagsfraktion aufgefordert die Diätenstrukturreform noch in dieser 
Legislaturperiode zu beschließen.

Freiwillig beschlossene Nullrunden können nicht „nachgeholt“ werden, insbe-sondere dann nicht, 
wenn zeitgleich über Einkommenskürzungen für Arbeit-nehmerinnen und Arbeitnehmer im öff. 
Dienst diskutiert wird, die ihre be-rechtigten Interessen zum Teil nicht in Tarifverhandlungen 
artikulieren und vertreten lassen können.

Angemessene Arbeitsleistung und angemessene Entlohnung sind die Eckpfeiler eines jeden 
Arbeitsvertrages. Geschlossene Verträge sind einzuhalten oder im Konsens zu verändern. Willkürliche 
Veränderungen von Arbeitgeberseite sind im öff. Dienst genauso abzulehnen, wie in allen anderen 
Bereichen des Arbeitslebens. Betriebsbedingte Kündigungen lehnen wir ab.

Keine Kommentare 
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- veröffentlicht am 18.11.2002, 19:17 Uhr - 80 Clicks - Nr. 136

Sozialdemokraten dürfen wieder Politik machen

Einige Gedanken zur aktuellen Bundespolitik 
1
Dr. Hans-Peter Bartels, MdB
Ein ideologischer Epochenwechsel
Wirtschaft ist nicht alles – Sozialdemokraten dürfen wieder Politik machen
I. Versuch und Irrtum
Die Zeit nach dem 22. September beflügelte schon im Mai 2002 die Phantasie unserer Wirt-schaft.
„Ein Regierungswechsel nach der Bundestagswahl wäre grundsätzlich gut für die
deutschen Aktienkurse“, schrieb damals die FAZ unter Berufung auf Analysten der Hypo-Vereinsbank.
„Mit dem größeren Maß an möglichen Änderungen ergibt sich neuer Raum für
Phantasie, die an den Märkten eingepreist werden kann.“ Nach dem Regierungswechsel
1969 seien die Kurse um 12 Prozent, 1983 um 40 und 1998 um 17 Prozent gestiegen. – Seit
der Wahl 2002 legte der Dax nun binnen sechs Wochen um 16 Prozent zu.
Gab es einen Regierungswechsel? Manchmal hat man beim Telefonieren im amtlichen
Hauptstadt-Berlin den Eindruck, daß kein Gesprächspartner mehr auf seinem alten Platz
sitzt – großes Stühlerücken im Apparat der wiedergewählten Koalition. Und auch ein großes
Maß an „Änderungen“, möglichen und unmöglichen, steht plötzlich zur Debatte, von der Ei-
genheimzulagenkürzung
über die Streichung von Mehrwertsteuersubventionen bis hin zur
Krankenhausnullrunde. Raum für „Phantasie“.
Aber hat überhaupt das eine mit dem anderen zu tun? Haben wir nicht aus den letzten vier
Jahren Rot-Grün gelernt, daß die sanfte indirekte politische Steuerung wirtschaftlicher Pro-zesse
ein sozialdemokratischer Wunschtraum bleibt? Wie niemals zuvor wurden per Gesetz
Steuersätze und Sozialversicherungsbeiträge von 1998 bis 2002 gesenkt. Die verfügbaren
Einkommen der Arbeitnehmerhaushalte stiegen im statistischen Mittel deutlich. Doch für die
Binnennachfrage bedeutete das nichts, gar nichts – keine Konjunkturbelebung durch zusätz-lichen
privaten Konsum.
Bei den Unternehmen sollten Einkommenssteuersatz- und Lohnnebenkostensenkung, Kör-
perschaftssteuersenkung,
Anrechnung der Gewerbesteuer und Steuerfreiheit für Veräuße-rungsgewinne
Kapital zum Investieren in neue Arbeitsplätze freisetzen. Ergebnis: ein ganz
leichter konjunkturell begünstigter Rückgang der Arbeitslosigkeit, enttäuschend.
Die Operation Lafontaine/Eichel, die da hieß „gleichgewichtige Verbesserung der Angebots-und
Nachfragepolitik am Standort Deutschland“ war erfolgreich insofern die politischen2
Rahmenbedingungen für die deutsche Wirtschaft tatsächlich, wie es im Gesetzblatt steht,
direkt verbessert wurden. Alle Wirtschaftsverbände haben das freundlicherweise gelobt.
Aber der erwartete mittelbare Effekt – deutlicher Rückgang der Arbeitslosigkeit – ist nicht
eingetreten. Die indirekte Nachfrage- und Angebotssteuerung hat nicht funktioniert. Punkt.
Dabei waren all die Steuersatzsenkungen, das heißt die Einahmeverzichte des Gesamt-staates,
nicht eben billig. Der Bund hat bei seinen Ausgaben zum Teil drastisch gespart,
gleichzeitig damit begonnen, die Neuverschuldung zurückzuführen und einige zentrale Sozi-
alleistungen
(Kindergeld, Wohngeld, Bafög) sogar noch verbessert. Die Quadratur des Krei-ses
– sinkende Steuersätze und sinkende Neuverschuldung und bessere Sozialleistungen –
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konnte nur gelingen, solange gute Wachstumsraten den relativen Steuerverzicht absolut
kompensierten. Das ist vorbei. Der Kreis wird wieder rund: mehr Steuereinnahmen oder
mehr Schulden oder Sparen beim Sozialen. Oder an allen drei Schrauben gleichzeitig dre-hen.
Warum aber hat eigentlich die indirekte Konjunktursteuerung nicht funktioniert? Weil andere
Variablen offenbar stärker sind als selbst die „modernste“ Wirtschaftspolitik: Konjunkturver-läufe
in den USA und in Asien, die Sonderkonjunkturen einzelner Branchen und das Auf und
Ab des Aktienmarktes, Ölpreis, Terror und Kriegsgefahr. Im Gesellschaftsspiel der globalen
Ökonomie gehören nationale Steuersätze – hoch oder niedrig – zu den schwächeren Ereig-niskarten.
Wer jetzt noch sagt: Nicht genug Steuern gesenkt, nur weitere Eskalation der Ein-nahmeausfälle
führt zum Erfolg, der verabschiedet sich vom Gemeinwohl.
Wenn wir aus den ersten vier Jahren der rot-grünen Ära etwas gelernt haben sollten, dann
das, was auch Bill Clintons Wahlkampfberater Dick Morris (früher: „It’s the economy, stupid“)
gelernt hat und jetzt predigt: Vergeßt die Sache mit der Wirtschaftspolitik! Es funktioniert
einfach nicht. Trotzdem kann man an einem netten, konstruktiven, kooperativen Klima ar-beiten.
Aber das muß nicht wieder so teuer sein. Es hindert die deutsche Wirtschaft, wie wir
gesehen haben, ohnehin nicht daran, zur Wahl einer Oppositionspartei aufzurufen (und für
sie zu spenden), die mehr Steuern von den Unternehmen kassieren will. Unternehmer und
Manager sind, so wenig wie alle anderen Bürger, ausschließlich ökonomische Nutzenmaxi-mierer.
Daran schließt eine zweite Lernerfahrung an: Wir haben vier Jahre lang versucht, unsere
Politik in kleine, nützliche, zielgruppensympatische Segmente materieller Segnungen zu
zerlegen. Auf Mark und Pfennig haben wir den Arbeitnehmern, den Familien, den Kleinge-
werbetreibenden,
den Witwen und Studenten, der chemischen und der autobauenden In-3
dustrie vorgerechnet, wie prima Rot-Grün sich für sie auszahlt. Was immer der
volkswirtschaftliche Nutzen und Folgenutzen jeder unserer Reformen gewesen sein mag,
politisch folgte daraus keine „Der-Regierung-sei-Dank“-Bewegung. Wenn unsere
Gesamtzielgruppe der mündigen und kritischen Bürger etwas nun wirklich ganz genau weiß,
dann, daß sie solchen Rechnungen prinzipiell mißtrauen sollte. Zudem möchte niemand gern
den Eindruck erwecken, und sei es vor sich selbst, er treffe seine Wahlentscheidung im
wesentlichen nach seiner eigenen, egoistischen materiellen Interessiertheit.
Appelle an Solidarität und Gemeinwohlverantwortung hingegen haben Aussicht auf Erfolg.
Unsere große Steuerreform zum Beispiel wurde erst populär, als der Kanzler zum Zwecke
der Flutfolgenfinanzierung die für das Jahr 2003 vorgesehene Steuersatzsenkung auf 2004
verschob. Sozialdemokraten und ihre Wähler wollen sich aus freiem Willen unterscheiden
von dem Typus jener Mitmenschen, die Westerwelle und seine liberal-populistische Partei
ansprechen, vom homo oeconomicus, der mit dem Taschenrechner in der Hand seinen ei-genen
Vorteil sucht.
Aus dem Wahlergebnis von 2002 können wir lernen, daß nicht ein Vorsprung beim scheinbar
harten Thema „Wirtschaftskompetenz“ das alles überragende Wahlkriterium sein muß, son-dern
soziale Gerechtigkeit (Familie, Arbeitnehmerrechte, Gesundheit) und die kulturelle He-gemonie
des Mitte-Links-Lagers, um nicht zu sagen: eines rot-grünen Lebensgefühls (für
Toleranz und Integration, gegen Krieg), den Ausschlag geben können. Dazu das überzeu-gendere
Spitzenpersonal.
Vor den nächsten vier Jahren Rot-Grün, gestartet am Rand der Rezession mit einem Koaliti-
onsvertrag,
der vom Grunde des Haushaltslochs 2002 in Vorahnung auf den Haushaltskrater
2003 formuliert wurde, empfiehlt es sich, politisch-strategische Lehren aus den ersten vier
Jahren zu ziehen – im Handeln und im Reden.
II. Am Ende von etwas
Den Höhepunkt und Abschluß der neoliberalen Sequenz in den Konjunkturzyklen wirt-
schaftswissenschaftlicher

129 / 161



Moden bildete die New-Economy-Hysterie am Ende der 90er
Jahre. Dieser Bereicherungskult, der egalitär daherkam und Chancen für alle ohne Risiko zu
versprechen schien, stellte eigentlich bereits eine Karikatur des neoliberalen Kampfes gegen
den Staat dar. Für die hipesten „Start-ups“ und Wirtschaftsjournalisten war der Staat schon
gar kein Gegner mehr, der bekämpft werden mußte; in der globalen Netzgemeinschaft4
schienen solche armseligen alten Widersprüche längst aufgehoben, das heißt: weg. Sozial-
versicherung?
Man kann ja die Aktien seines Unternehmens kaufen, dann hat man in der
Not. Tarifvertrag? Jeder Mitarbeiter ist auch Unternehmer. Betriebsrat? Blöde Vereinsmeierei
für Loser.
Nach welchen Regeln die „Neue Ökonomie“ das reale Wirtschaftsleben veränderte und ver-wirrte,
hat im April 2000 – da galten sie noch als heilig – mit einigem Sarkasmus der ameri-kanische
Ökonom Edward N. Luttwak beschrieben (FAZ, 19.4.2000). „Die erste dieser Re-geln
lautet: Nur Umsatz zählt. Wenn der Umsatz steigt, müssen die Kurse steigen, vorzugs-weise
überproportional. Die zweite: Nettoverluste sind ein Beweis für kräftige Investitionen; je
höher der Verlust, desto größer die Investitionen in zukünftiges Wachstum. Wenn die Ver-luste
wachsen, sollten die Kurse daher nicht fallen, sondern steigen. Dritte Regel: Der Rein-gewinn
ist – bestenfalls – irrelevant. Im schlimmsten Fall zeugt er von ängstlicher Zurück-haltung
bei Investitionen. Steigender Reingewinn läßt auf einen zukünftigen Rückgang des
Wachstums schließen, so daß die Kurse nicht steigen, sondern fallen sollten.“
Die Spekulationsblase ist geplatzt. An den Börsen normalisieren sich die Relationen von
Wert, Gewinn und Kurs auf niedrigerem Niveau. Insgesamt sind binnen kürzester Frist auf
diese Weise etwa fünf Billionen Dollar Liquidität aus der Weltwirtschaft verschwunden. Das
ist hundertmal so viel (Buch-)Geld, wie unsere deutsche Steuerreform in der Endstufe 2005
Kapital und Konsumenten an Entlastung versprach. Ein wesentlicher Teil der bisherigen
Steuerentlastungen dürfte übrigens inzwischen vernichtet in den Ruinen der New-Economy-
Luftschlösser
liegen.
Vernichtetes Geld bedeutet erst einmal, so Luttwak 2000, „weniger reale Nachfrage nach
Konsum- und Investitionsgütern, Rückgang der Produktion und Rückgang der Beschäfti-gung“.
Genau das erleben wir zur Zeit in Deutschland. Aber nicht nur hier. „Gerade erst ha-ben
die Amerikaner sich an eine dauerhafte, leichte und von den Aktienmärkten genährte
Prosperität gewöhnt, da sind sie mit der Rückkehr zu den normalen Zyklen einer kapitalisti-schen
Wirtschaft konfrontiert – und das ohne ein Sozialsystem, wie es andere fortgeschrit-tene
Länder besitzen.“
Vor diesem Hintergrund sei – nebenbei bemerkt – Walter Riester Dank, der so kleinkariert
darauf bestanden hatte, daß bei der kapitalgedeckten zusätzlichen Altersvorsorge die Ban-ken
und Versicherungen ihren Kunden eine Mindestrendite garantieren müssen.5
Wir sollten auch nicht verschweigen, daß unsere Inszenierungen von Neuer Mitte, Stollmann
und Chancengesellschaft durchaus vom Schwung der neuen Spekulanten profitieren wollten.
Irgendwie kam die SPD damals daher wie eine nette, dynamische Assekuranz, die den indi-viduellen
Chancenverwertern die gesamtgesellschaftliche Risikoabsicherung verkauft (und
alle anderen zum Mitmachen auffordert). Als das sozialdemokratische Versprechen dann
tatsächlich erfüllt wurde, fand die Avantgarde des Börsen-Hypes das allerdings ziemlich un-cool:
Ausweitung von Versicherungspflichten, Wiederherstellung der vollen Lohnfortzahlung,
Kündigungsschutz, Gesetz gegen Scheinselbständigkeit, die kleinliche Riester-Rente – naja.
So wurde das dann auch kommentiert, zum Teil von Medienleuten, die heute mit Betriebsrat
und gewerkschaftlichem Rechtsschutz gegen ihre eigene Kündigung vorgehen müssen und
ihre „Sozialpunkte“ zusammenzählen. Großkotzigkeit rechnet sich ja immer am besten auf
Kosten anderer Leute.
Die rot-grüne Bundesregierung hat den Boom und seinen Verlauf weder bewirkt noch been-det
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und kaum beeinflußt. Wahrscheinlich wäre das bei einem derart globalen Geschehen
national auch gar nicht möglich gewesen.
Unsere Regierung hat beim Börsengang der Telekom an der massenhaften Verbreitung der
Aktienschlaumeier-Ideologie teilgenommen und bei der UMTS-Versteigerung reichlich pri-vates
Kapital für den öffentlichen Gebrauch eingezogen. Ich erinnere mich an einen Abend,
als eine Abgeordnetengruppe mit Gerhard Schröder im Bundeskanzleramt beim Abendessen
zusammensaß und der Kanzler, anschließend gab es Zigarren, verkündete, allein die Kurs-gewinne
der Telekom hätten den Bund um 40 Milliarden Mark reicher gemacht, rechnerisch.
Spekuliert hat er damit nicht, und inzwischen ist dieses Spielgeld – mehr als das aktuelle
Haushaltsloch – auch wieder verschwunden.
Das Spiel ist aus. Am Ende des Aktienbooms und des New-Economy-Wahns, am Ende des
besinnungslosen Strebens nach reiner Größe und rasender Geschwindigkeit, des Glaubens
an die Innovationskraft von 25-jährigen „High Potentials“, des Glaubens an die Segnungen
von Globalismus und Shareholder Value müssen wir umdenken, die Perspektive ändern. Wir
stehen mitten in einem ideologischen Epochenwechsel. Die Zukunft wird anders sein als die
Vergangenheit, die gerade vorbei ist. Jedediah Purdys Essay im November-Heft der Berliner
Republik trägt dazu den passenden programmatischen Titel: „Was war Neoliberalismus?“6
III. Was wir nicht mehr hören wollen
Noch heute ist das Reden über politische Angelegenheiten ganz gefangengenommen von
den Begriffen und Bildern aus der wirtschaftlichen Sphäre unserer Gesellschaft. Vielleicht hat
Helmut Schmidt damit angefangen, als er die Funktion des Bundeskanzlers auf die des „lei-tenden
Angestellten“ der Republik reduzierte (er wollte nicht auch noch für die Moral seiner
Landsleute zuständig sein). Inzwischen hat sich eingebürgert, über unser Land, wenn es
politisch wird, als „Deutschland AG“ zu sprechen, die Regierung bildet den „Vorstand“, die
Abgeordneten dürfen sich wahlweise als „Aufsichtsräte“ oder „Controller“ sehen. Menschen
allgemein nennt man „Humankapital“, Bürger heißen „Kunden“.
Dies ökonomistische Denken und Reden bleibt beim Entscheiden und Handeln nicht ohne
Konsequenz. Vom Stadttheater über die Landesverwaltungen bis hin zur Bundeswehr heißt
die Lösung jedweden Problems immer öfter: „Wir gründen eine GmbH.“ Staat und Kommu-nen
als die schlechteste Organisationsform gesellschaftlicher Bedürfnisbefriedigung zu de-nunzieren,
ist so weit verbreitet, daß es der öffentliche Dienst mittlerweile fast selber glaubt.
Gesetze, Verordnungen, Behörden und die Grundsätze einer ordentlichen Verwaltung gelten
als Verkrustungen einer eigentlich freien Gesellschaft – Beton, aus dem nichts mehr wach-sen
kann.
Die oft maßlose vulgärliberale Kritik am Staat erinnert gelegentlich an die berühmte Aufga-
benstellung
der Bourgeoisie in Marx‘/Engels‘ Manifest der Kommunistischen Partei: „(...) die
ununterbrochene Erschütterung aller gesellschaftlichen Zustände, die ewige Unsicherheit
und Bewegung zeichnet die Bourgeoisieepoche vor allen anderen aus. Alle festen eingeros-teten
Verhältnisse mit ihrem Gefolge von altehrwürdigen Vorstellungen und Anschauungen
werden aufgelöst, alle neugebildeten veralten, ehe sie verknöchern können. Alles Ständische
und Stehende verdampft, alles Heilige wird entweiht (...).“ Das mag auch alles so sein und
den Weg des technischen, gesellschaftlichen und menschlichen Fortschritts dauerhaft gültig
beschreiben. Aber man möge uns doch bitte die Notwendigkeit des Wandels nicht mit penet-ranter
Regelmäßigkeit als donnernde neueste Erkenntnis zumuten! Marx/Engels polterten
damit schon vor anderthalb Jahrhunderten herum („Ein Gespenst geht um in Europa .“)
1848. Das liberale Programm hieß immer: So wenig Staat wie möglich, stattdessen Pri-vatisierung,
Deregulierung, Flexibilisierung. Und dennoch nimmt die Komplexität staatlicher
Regelungen nicht ab, sondern zu. Macht das nun, seit 150 Jahren, die Wirtschaft kaputt und
immer kaputter?7
Richtig ist doch, daß ohne funktionierende staatliche Strukturen keine Marktfreiheit existieren
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kann, nirgendwo. Staat und Wirtschaft bilden keinen antagonistischen Gegensatz. Keine
wesentliche Innovation, von der Eisenbahn über Elektrifizierung, Telefonie, Stahlindustrie,
Schiffbau, Luft- und Raumfahrt bis zu Silizium- und Biotechnologie ist ohne staatliche For-
schungsförderung,
Rahmensetzung, Infrastrukturinvestition oder einfach staatliche Nach-frage
durchgesetzt worden. Interdependenz ist nicht das Problem, sondern die Lösung. Ein
staatlich beherrschtes Unternehmen wie VW (oder RWE oder die West LB) ist, vernünftig
geführt, genau so gut wie der bankbeherrschte Konzern DaimlerChrysler, der wiederum mit
einem französischen Staatsunternehmen eine gemeinsame Firma betreibt (Airbus).
Die einäugigen Staatsverächter von Henkel über Miegel bis Schäuble und Westerwelle (nicht
zu vergessen die metzgerartigen „Libertären“ bei den Grünen) tragen ihre Dauerkritik in zu-nehmend
apokalyptischem Ton vor. Von Ruck und Revolution, strukturellen Umbrüchen und
harten Schnitten ist da die Rede. Ein bißchen scheint die drängende Rhetorik der „Tat“, die
wir aus fernerer Vergangenheit kennen, durch. Was würde dem „Deutschland-geht’s-total-dreckig“-
Verein wohl noch einfallen, wenn es wirklich einmal schlimm käme?
Äußerst beliebt sind im Standort-Diskurs die wohlfeilen Einzelvergleiche mit anderen, vor-zugsweise
kleineren Ländern wie Schweden (familienfreundlich), Finnland (kluge Kinder),
Dänemark (wenig Kündigungsschutz) und Holland (niedrige Arbeitslosigkeit); wenn es um
Wachstumsraten geht, auch mit den EU-Nachzüglern Portugal und Irland. Erstaunlich, daß
da immer noch ein Drittel der gesamten Wirtschaftsleistung der EU in Deutschland erbracht
wird und daß Deutschlands Exportkraft von Jahr zu Jahr wächst. Niemand verlangt, daß bei
ökonomischen Vergleichen Ostdeutschland aus der Statistik herausgerechnet wird – aber
berücksichtigten sollten gerade diejenigen, die bis 1998 den „Aufbau Ost“ wesentlich über
Schulden und die Sozialkassen, das heißt: Lohnnebenkostenerhöhungen, finanziert haben,
schon, daß da noch eine Lücke klafft. Daß wir die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in
Deutschland herstellen wollen, ist eines unseren besseren Probleme, das kein anderes Land
so zu bewältigen hat. Vor diesem Hintergrund sind erst recht viele Vergleiche schief.
Deutschland ist anders.
Mir scheint, der radikal anti-etatistische Stil des öffentlichen Diskurses, die Wahrnehmung
der ganzen Welt nach den Mustern der Ökonomie, verliert langsam an Attraktivität. Nach
Reaganomics, Thatcherismus, Neoliberalismus und New Economy, das heißt nach zwei
Jahrzehnten des Primats der Ökonomie, dürfen wir auf einen Wechsel unseres sozialen
Leitsystems hoffen. Welches wird das neue sein? Religion? Militär? Wissenschaft? Aus8
welcher gesellschaftlichen Sphäre werden die Kategorien unseres Weltverständnisses in den
nächsten Jahrzehnten überwiegend kommen? Es könnte sogar die Politik sein.
IV. Primat der Politik
Natürlich hätte man 2002 auch einen Blut-Schweiß-und-Tränen-Wahlkampf machen können,
das Regierungslager ebenso wie die Oppositionsparteien. Beide haben das in der Erwartung
eines kräftigen wirtschaftlichen Aufschwungs vermieden. Der kommt nun nicht. Nicht schnell.
Nicht stark. Wenn uns aber die Wirtschaft nicht von dem Übel erlöst, wenn aus dieser Rich-tung
kurzfristig kein Heil mehr zu erwarten ist, muß die Politik das Notwendige tun. Das ist
der Sinn der Not- und Eilgesetze zur Haushaltssicherung 2003, die so überraschend und so
wenig aufbruchartig gerade die schöne Wahlsiegstimmung vom September töten. Sie mar-kieren
eine Zäsur. Wir mußten die Hoffnung, daß mit Hilfe der Konjunktur alles von selbst
wieder gut wird, erst einmal fahren lassen.
Jetzt ist Politik gefragt: direkte Steuerung dessen, was sich steuern läßt. In der Krise wird so
das Primat der Politik wie selbstverständlich wiederhergestellt. Bei rückläufigen Steuerein-nahmen
und Sozialkassen, die wegen anhaltend hoher Arbeitslosigkeit auch mit ihren hohen
Beitragssätzen nicht mehr auskommen, wird gerechte Lastenverteilung zur Staatsräson.
Es fragt sich zum Beispiel, wieviele zusätzliche Milliarden der indirekten Konjunktursteuerung
durch weitere Steuersenkungen noch geopfert werden dürfen. In den Steuerreformstufen
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2004 und 2005 soll der Eingangssteuersatz von 19,9 Prozent (1998: 25,9) auf 15 Prozent
sinken, der Spitzensteuersatz von 48 (1998: 53) auf 42 Prozent. Sind nun aber diese weite-ren
Steuerentlastungen, insbesondere die für Spitzenverdiener, zu rechtfertigen, wenn an
anderer Stelle Beiträge steigen und Leistungen gekürzt werden? Der klassisch-sozialdemo-kratische
Kompromiß zwischen neuer gerechter Lastenverteilung und einer Fortsetzung der
konjunkturfreundlichen (bisher wenig effektiven) Verbesserung der ökonomischen Nach-frage-
und Angebotsbedingungen könnte darin bestehen, den Eingangssteuersatz wie be-schlossen
auf 15 Prozent zu bringen und auch den Spitzensteuersatz noch zweimal weiter
zu senken, nur eben nicht auf 42, sondern vielleicht auf 46 oder 45 Prozent. Jeder Prozent-punkt
in diesem Bereich bedeutet Steuerverzicht oder entsprechend Mehreinnahmen von
mehreren Milliarden Euro.
Sozialdemokratische Politik unter den Bedingungen des wiedergewonnenen Primats der
Politik wird sich, wenn die aktuellen 9
Fragen des Wandels unserer Gesellschaft zuwenden müssen, zum Beispiel: der demogra-phischen
Entwicklung, die in Deutschland wie in Europa dramatische Formen angenommen
hat (Familienpolitik, Generationengerechtigkeit, Zuwanderung, Integration); der technischen
und politischen Durchsetzung einer Energiewende (Sonne, Wind, Wasserstoff); der
Neubestimmung anthropologischer Grenzen von Globalisierung, Technisierung und
Flexibilisierung (Schutz der sozialen Umwelt); einer neuen Unternehmensethik, deren
Bezugspunkte nicht Spekulationsgewinne und Managergehälter, sondern die Erfüllung von
Pflichten für die Gesellschaft bilden.
Die Zukunft ist offen. Kein wirtschaftswissenschaftliches Naturgesetz kann den Wohlstand
unseres Landes auf Jahrzehnte vorhersagen. (Übrigens auch nicht das fabelhafte rot-grüne
Altersvermögensgesetz mit seiner beschlossenen Rentenbeitragsstabilität „unter 22 Prozent“
im Jahr 2030). Wenn heute die wohlhabendste Establishment-Generation aller Zeiten den
Nachkommenden für die Zukunft Niedergang, Verzicht und Askese androht, dann drückt dies
vielleicht den Wunsch aus, selbst den Gipfel und das Ende einer Bewegung hin zum besse-ren
Leben darzustellen, insofern also einmalig und unwiederholbar zu sein. Wahrscheinlich
ist ein solches Szenario aber nicht und schon gar nicht unausweichlich. Aus Zukunft Fort-schritt
werden zu lassen, ist Aufgabe von Politik – selbstbewußt, ideologiekritisch, lernfähig
und mit klarem Blick für die Empirie. 

Keine Kommentare 

SPD-Russee - veröffentlicht am 18.11.2002, 23:19 Uhr - 1146 Clicks - Nr. 137

Russeer Rampe: „Schwere Schlappe für die CDU“

Als „schwere Schlappe für den CDU-Ortsverband Kiel-Süd“ bewertet der Vorsitzende des SPD 
Ortsvereins Russee Michael Wagner den Beschluss des Bauausschusses vom 07.11.02 zur Russeer 
Rampe. 
Dem SPD Ortsverein Russee hingegen sei es gelungen, seine Position zum Wohle der gesamten 
Einwohnerschaft des Stadtteils auf ganzer Linie durchzusetzen. Der beschlossene, gemeinsame 
Antrag der Ratsfraktion von SPD und CDU beinhalte alle von ihr gestellten Forderungen an den 
Planungsprozess des Projektes (Schulwegsicherung, Lärmschutz, intensive Beteiligung der Russeer 
Bürger, Untersuchung von Möglichkeiten der Anbindung des Stadtteils mittels alternativer 
Verkehrsträger, Klärung der Kostenträgerschaft).

Während sich die CDU-Vertreter im Ortsbeirat Russee/Hammer auf eine alternativlose 
Verweigerungshaltung zurückgezogen hätten, sei die Vertretung der Interessen der Russeer 
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Bevölkerung allein von der Russeer SPD wahrgenommen worden.

Offenbar sei ihre abgewogene Haltung sogar für die CDU-Ratsfraktion überzeugend gewesen. Diese 
habe mit ihrer konstruktiven Haltung den eigenen Kommunalwahlkandidaten in Russee und Hassee in 
dieser wichtigen Frage den Teppich unter den Füßen weggezogen, meinte Michael Wagner 
abschließend. 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 22.11.2002, 18:32 Uhr - 2531 Clicks - Nr. 138

SPD-Kreisausschuss zur Diätendiskussion

Der Kreisausschuss der Kieler Sozialdemokraten hat auf seiner jüngsten Sitzung folgenden Beschluss 
gefasst:

“Die Abgeordneten der SPD-Landtagsfraktion werden aufgefordert, die Diätenstrukturreform im 
nächsten Jahr zu beschließen.
Der Kreisausschuss fordert die SPD-Landtagsfraktion auf, die kommende Erhöhung der Diäten nicht 
über den für den öffentlichen Dienst vorgesehenen Satz hinaus zu beschließen.” 
Mit dem Beschluss, der bei einer Enthaltung einstimmig getroffen wurde, reagiert das nach dem 
Kreisparteitag wichtigste Organ der Kieler Sozialdemokraten auf die aktuelle Diätendiskussion.

Die Kieler SPD sieht die Planungen, die Diäten im Jahr 2003 gleich zweimal zu erhöhen, äußerst 
kritisch, so SPD-Kreisvorsitzender Andy Mitterer: “Die im letzten Jahr beschlossene Nullrunde bei den 
Abgeordneten-Diäten darf nicht nachträglich durch eine zweimalige Erhöhung im kommenden Jahr 
beseitigt werden.”
Bereits im Juni hatte ein Kreisparteitag ein Gesamtpaket mit einer einheitlichen Regelung der Diäten, 
der Altersversorgung und der Funktionszulagen der Landtagsabgeordneten gefordert.

“Der Vorstoß der SPD-Landtagsfraktion zur Reform der Wahlkreise und zur Verkleinerung des 
Landtages wird von uns ausdrücklich begrüßt – auch wenn Kiel nach diesen Vorschlägen zukünftig 
einen Abgeordneten weniger stellen wird. Jetzt muss auch über die anderen offenen Fragen zügig 
entschieden werden”, so Mitterer abschließend. 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 23.11.2002, 09:21 Uhr - 1193 Clicks - Nr. 139

Zum Ausgang der Bürgermeisterwahl in Bad Segeberg

Vorbemerkung: 

Der sich im Wahlergebnis niederschlagende Wählerwille wird selbstverständlich anerkannt. Dies ist 
eine gute demokratische Spielregel. 
Gleichwohl ist eine politische Analyse des Wahlkampfes erforderlich und zulässig, ohne dass dies als 
Wählerschelte missverstanden werden darf. 
Wahlergebnisse fallen nicht vom Himmel, sondern werden gemacht. 
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Die Beurteilung im Einzelnen: 

Die SPD ist wie alle politischen Beobachter in Bad Segeberg vom Ausgang der Bürgermeisterwahl 
überrascht. 

Wir danken dem Bürgermeister Udo Fröhlich für seine hervorragende Arbeit in seiner Amtszeit. Die 
Stadt hat im Wettbewerb der Regionen ordentlich aufgeholt und durch die vielfältigen umgesetzten 
und in Realisierung befindlichen Projekte ein Stück Zukunftssicherheit erlangt. 

Wir wissen, dass Veränderungen nur schwierig umzusetzen sind. Bei der Ausgangslage von Bad 
Segeberg „vom Brunnenbau zur Stadtentwicklung“ war es auch klar, dass die Zeit für wohlfeile Reden 
und Samthandschuhe nicht gegeben ist. Die Ecken und Kanten von Udo Fröhlich sind deutlich sichtbar 
geworden. 

Der Aufholprozess musste zügig voran gehen, da die wirtschaftlichen und finanziellen 
Rahmenbedingungen kein Aussitzen erlaubten. Es ist dem Bürgermeister trotz großer 
Steuereinnahmeausfälle des städtischen Haushalts gelungen, alle Leistungen für die Bürgerinnen und 
Bürger unverändert anzubieten. Dazu tragen die EWS und die auf seine Initiative gegründete 
Mittelzentrumsholding bei. Er handelte um der Innenstadt Perspektive und Chance zu geben und 
Investitionen anzulocken. 

Bürgermeister Fröhlich hat als treibende Kraft diesen Weg eingeschlagen und an den Anforderungen 
im beispiellosen Einsatz gearbeitet. Leistung statt Herkunft war die Grundlage seines Handelns sowie 
die Belange sozial und gerecht zu gestalten. Das Ziel war die Lebensqualität für alle Bürger zu 
verbessern. 

Entsetzt sind wir über den Wahlkampfstil der konservativen Gruppierungen und Partei, der in großen 
Teilen einer Menschenjagd glich. Weder der Bürgervorsteher noch der CDU-Kandidat griffen hier ein 
und bezogen klar Stellung. Gerüchte, Halbwahrheiten und Unwahrheiten waren Basis dieser Angriffe 
und mobbten den Bürgermeister aus dem Amt. 

Die Saat dieses unfairen Wahlkampfes ging endgültig mit der überfallartigen Schülerdemonstration, 
die sich hochgradig emotionalisiert gegen den Bürgermeister gerichtet hat auf. Die Schüler wurden 
durch Falsch- und Nichtinformation instrumentalisiert, hochbezahlte Pädagogen „übersehen“ einen 
Auszug von über 500 Schülerinnen und Schülern. Ein Auto wird demoliert, der Bürgermeister mit 
Häme bedacht und Abfall beworfen. Aber entgegen aller anderen Drahtzieher haben sich die Schüler 
inzwischen beim Bürgermeister entschuldigt. 

Die SPD wird weiterhin Motor in der Politik sein, um für die Menschen gerechte Lösungen zu 
erreichen. Die Zeiten in der zu Lasten der Stadt nur Einige profitieren, dürfen nicht zurückkehren. 

Um die Politik für die Menschen glaubhaft fortführen zu können, übernimmt der Fraktionsvorsitzende 
Jörg-Frietjof Hischer die politische Verantwortung für das Ergebnis und wird sich nicht wieder um ein 
Mandat für die Stadtvertretung bewerben. Die Dimension des Ergebnisses ist so tiefgreifend, dass 
man nicht einfach zur Tagesordnung übergehen kann.  Solidarität und Verantwortung zeigen sich 
nicht nur bei Siegen. 
Gerade jetzt müssen Signale für die Zukunft ausgehen, so Hischer. 
JFH 

Keine Kommentare 
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SPD-Norderstedt - veröffentlicht am 24.11.2002, 01:08 Uhr - 1556 Clicks - Nr. 140

SPD zumThema Stadtwerke Norderstedt

Stadtwerke Norderstedt:
SPD: Wer verzögert, 
verschweigt oder aussitzt, schadet der Stadt

Nach mehreren Sitzungen des Hauptausschusses zum Thema Bericht des Rechnungsprüfungsamtes 
(RPA) über die Stadtwerke Norderstedt des Wirtschaftsjahres 2000 sieht die SPD den Verdacht als 
nicht entkräftet an, dass es beim wirtschaftlichen Handeln der Stadtwerke, insbesondere im Bereich 
der Auftragsvergabe, zu Rechtswidrigkeiten gekommen ist.

Dass der SPD bei ihrem Bestreben, die vom RPA kritisierten Punkte aufzuklären, vielfach und von 
unterschiedlicher Seite Steine in den Weg gelegt wurden und werden, verstärkt diese Einschätzung 
zusätzlich. 
Mittlerweile hat die Staatsanwaltschaft Ermittlungen aufgenommen. Aus deren Erkenntnissen 
werden weitere Schritte und Konsequenzen abzuleiten sein. 

Auch wird die SPD weitere Untersuchungen, die zur Klärung der Vorwürfe und Anschuldigungen 
beitragen können, uneingeschränkt unterstützen – wie z. B. die Überprüfung der Wirtschaftsberichte 
der Stadtwerke aus den vergangenen Jahren durch unabhängige (!) Wirtschaftsprüfer. 
Die SPD wird sich jedoch nicht an einer Vorverurteilung der Beschuldigten beteiligen.
Um Spekulationen über die Zukunft der Stadtwerke Norderstedt den Boden zu entziehen, spricht sich 
die SPD noch einmal für die Beibehaltung der Stadtwerke als städtischer Eigenbetrieb aus. Nur so 
bleibt die Transparenz der Geschäftsführung gewahrt. 

Bei einer Privatisierung (zum Beispiel in eine „kleine Aktiengesellschaft“, wie von Stadtwerke-
Geschäftsführer Volker Hallwachs und Bürgermeister Hans-Joachim Grote in der Vergangenheit 
vehement gefordert) wäre das Unternehmen einer 
Kontrolle durch die Öffentlichkeit entzogen. 

Die Norderstedter Stadtwerke haben eindrucksvoll bewiesen, dass sie erfolgreich auch auf heiß 
umkämpften Märkten agieren können. Es ist jedoch unabdingbar, dass sie dies auch ohne 
Rechtsverstöße tun. Um dies sicherzustellen, wird die SPD 
alles daran setzen, dass Verstöße aus der Vergangenheit aufgedeckt und daraus Konsequenzen für die 
Zukunft gezogen werden. 

Johannes Paustenbach (Fraktionsvorsitzender)
Hans-Werner Kühl (Ortsvereinsvorsitzender)
Michael Holtfoth (Pressesprecher)

Keine Kommentare 
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SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 25.11.2002, 21:11 Uhr - 727 Clicks - Nr. 141

Zu den Veränderungen bei der gemeinnützigen Betreuungs- 
und Pflege GmbH

Zu den in den Kieler Nachrichten am 25.11.2002 im Zusammenhang mit den beabsichtigten 
Veränderungen bei der gemeinnützigen Betreuungs- und Pflege GmbH gemachten Vorwürfen nimmt 
der sozialpolitische Sprecher der SPD-Ratsfraktion, Thomas Wehner, wie folgt Stellung:

1. Ursache der beabsichtigten Veränderungen sind die im Jahre 2001 vom Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen festgestellten schwerwiegenden Pflegemängel im Pflegeheim Pries. Die Kassen haben 
auf sofortigen Konsequenzen bestanden, anderenfalls die Kündigung des Versorgungsvertrages in 
Aussicht gestellt. Die SPD-Ratsfraktion hat sich ihre Entscheidung, Veränderungen bei der ganzen 
gGmbH und ihren Einrichtungen zu befürworten, nicht leicht gemacht. Sie geschieht im Interesse der 
Pflegebedürftigen in Kiel und dient der Verbesserung ihrer Situation. Von einem Abschied aus der 
Sozialpolitik kann daher keine Rede sein. 
2. Noch ist nichts entschieden, weder über die rechtliche Konstruktion, die künftigen 
Mehrheitsverhältnisse noch über mögliche Erwerber. Dem Betriebsrat und den Mitarbeitern/innen ist 
bekannt, dass die Gremien darauf achten, dass die geplanten Veränderungen mit Sorgfalt vorbereitet 
werden.
3. Auf Antrag der SPD-Ratsfraktion hat die Ratsversammlung folgende Kriterien bei den angestrebten 
Veränderungen beschlossen:
- hinreichende Sach- und Fachkunde im Pflegebereich
- geordnete finanzielle Verhältnisse des Trägers
- nicht ausschließlich auf Gewinn orientiert
- Verbundenheit mit der Kieler Region
- Weiterbeschäftigung des vorhandenen Personals.
An diesen Kriterien, die die CDU nicht für notwendig hielt, hält die SPD unverändert fest. 
Insbesondere die Weiterbeschäftigung des Personals und - erst recht vor dem Hintergrund der 
Entwicklung des Stadtwerkemehrheitserwerbers TXU - die finanziellen Verhältnisse potentieller 
Investoren sind Kriterien, auf die die SPD-Ratsfraktion besondere Sorgfalt legen wird.
4. Die SPD-Ratsfraktion bittet den Sozialdezernenten Möller, am Donnerstag in der 
Sozialausschusssitzung einen Sachstandsbericht zu der Umsetzung der Beschlüsse hinsichtlich des 
Pflegeheims Pries zu geben. 

Keine Kommentare 

SPD-Segeberg - veröffentlicht am 26.11.2002, 18:01 Uhr - 5129 Clicks - Nr. 142

SPD Kreistagsfraktion Segeberg verlangt besseres 
Kreismanagement

Sozialdemokraten verlangen ein Qualitäts- und Personalmanagement für die Kreisverwaltung. Landrat 
Gorrissen wird dazu aufgefordert, endlich seine Verwaltung zu optimieren.

Weil wir bereits zu damaliger Zeit davon ausgingen, dass das Management in Verwaltungen und 
Unternehmen nicht etwa dafür gut bezahlt wird, dass es etwas tut, sondern dafür, dass es etwas 
erreicht, waren wir erfreut und durchaus auch angenehm überrascht, als im Jahre 2000 Anzeichen 
dafür sichtbar wurden, dass in der Kreisverwaltung ein strategisches Management mit der Einführung 
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einer 'Balanced Scorecard' implementiert werden sollte. Schien doch nun tatsächlich die Zeit 
gekommen, wo der Verwaltungschef nicht nur von der 'Verwaltung 2000' redete und chattete, 
sondern diese auch endlich umsetzen wollte. Diese Zielrichtung machte es aus Sicht der 
Sozialdemokratischen Kreistagsfraktion durchaus vertretbar, dass Verwaltungschef und leitende 
Mitarbeiter - also das 'Management' der Kreisverwaltung - in ortsferner Klausur an diesem 
zukunftsweisenden Thema arbeiteten. Weil die anerkanntermaßen wichtigsten und weitgehendsten 
Fragestellungen im Qualitätsmanagement lauten: 'Machen wir die richtigen Dinge?' und 'Machen wir 
die Dinge richtig?' schien es selbstverständlich, dass es einer gründlichen Reflektion darüber 
bedurfte.
Leider hatte diese zunächst so erfolgversprechend wirkende Klausur keine für uns erkennbare und 
nachvollziehbare Ergebnisse zur Folge.
Nein, das genaue Gegenteil ist der Fall. Die unbedingt erforderlichen Maßnahmen wurden weder in 
der Aufbau- noch in der Ablauforganisation getroffen und damit eine echte Chance zur dringend 
gebotenen Qualitätsverbesserung vertan.
Wir halten dies insbesondere deshalb für bedenklich, weil den Verwaltungshandelnden klar sein 
musste, dass es einer solchen Anstrengung dringend bedurfte. Schließlich war diese Erkenntnis die 
Ursache für die vorbereitende Klausur.
Folglich müssen wir uns nun die zweitwichtigste Frage zum Qualitätsmanagement stellen. 'Haben wir 
das richtige Personal und setzen wir es richtig ein?' 
Dass dies nicht der Fall ist, stellte das sicherlich der Parteilichkeit unverdächtige 
Rechnungsprüfungsamt in seinem Prüfungsbericht für das Jahr 2001 eindeutig fest.
Das Rechnungsprüfungsamt des Kreises Segeberg kritisiert darin wiederholt die Arbeitsergebnisse der 
Verwaltung. Insbesondere angesichts des selbst gesetzten Leitbildes 'bürgerorientiert und 
wirtschaftlich' wird die Verwaltungsleitung deutlich abgemahnt.
So werden Kassenanordnungen über Forderungen des Krei-ses Segeberg nach wie vor nicht 
rechtzeitig sondern mit erheblicher Verspätung - bis zu einem Jahr - erteilt.
Im Arbeitsbereich des Mahn- und Vollstreckungswesens mussten erhebliche Rückstände festgestellt 
werden. Die Einziehung von Sozialleistungen bei unterhalts- und kostenersatzpflichtigen Personen 
bereitete den Mitarbeiterinnen große Probleme. 
Rückstände und abermals Rückstände! Kann man das sinn-volles wirtschaftliches Handeln nennen?
Einbürgerungsanträge wurden beim Kreis über Monate nicht einmal registriert, geschweige denn die 
Verfahren eingeleitet.
Schließlich wird dem Landrat vom Prüfungsamt auch noch vorgeworfen, die Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der Verwaltung nicht ausreichend fortgebildet zu haben.
Die vom Kreistag bereitgestellten Fortbildungsmittel wurden nicht verbraucht und somit weder die 
Qualifikation noch die Motivation der Beschäftigten in ausreichendem Maße gesteigert. Somit liegt 
die Gesamtverantwortung für das oben beschriebene Missmanagement nicht nur aus seiner 
Leitungsfunktion heraus, sondern auch aus nachvollziehbaren Füh-rungsfehlern alleine bei ihm. 
Die Sozialdemokraten fordern den Landrat nunmehr auf, umgehend alle strategisch notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um die Qualität seiner Verwaltung so zu steigern, dass die von ihm selbst 
formulierten Ansprüche im Sinne von 'Verwaltung 2000' wenigstens im Jahre 2003 erfüllt werden. 
Dabei empfehlen sie ihm, den bereits einmal begonnenen Weg mit der 'Balanced Scorecard' 
fortzuführen.
Zusätzlich ist eine umfassende Erhebung geboten, ob die richtigen Mitarbeiter an der richtigen Stelle 
eingesetzt werden. In Form eines Bildungscontrollings, verbunden mit vernünftigem 
Personalmanagement ist sicherzustellen, dass ausreichende Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
getroffen werden, die alle Mitarbeiter in die Lage versetzen, ihnen übertragene Aufgaben auch 
erledigen zu können.
Unsere Fraktion wird ihm für diese Aufgabe alle Unterstützung zukommen lassen. 

Keine Kommentare 
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SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 26.11.2002, 22:22 Uhr - 733 Clicks - Nr. 143

SPD-Fraktion zu Suchterkrankungen

SPD nimmt die Herausforderung durch Suchterkrankungen ernst.

„Die Probleme der illegalen und legalen Drogen bleiben ein besorgniserregendes 
Gesellschaftsproblem. Viele Menschen,“ so der gesundheitspolitische Sprecher der SPD-Ratsfraktion, 
Bernd Heinemann, „suchen in Suchtmitteln oder risikoreichen Verhaltensmustern ihren Lebensweg.“

„Die SPD-Ratsfraktion hat einen in der Fachwelt beachteten Suchthilfeplan für Kiel auf den Weg 
gebracht, der zur Zeit fortgeschrieben wird. Wir übernehmen für die Daseinsvorsorge der Menschen, 
insbesondere auch der Suchtkranken, Verantwortung,“ so Heinemann weiter. „Gerade im 
Suchthilfebereich haben wir mehrfach aufgesattelt, wo an anderen Stellen aufgrund der Haushaltsnot 
gekürzt werden musste.“
Unter Bezug auf eine Presseerklärung eines Trägers der Suchthilfe, der fehlende Unterstützung der 
Stadt für substituierte Drogenabhängige beklagt, stellt Heinemann klar, dass die SPD-Ratsfraktion sich 
auch weiterhin für ein finanzielles Engagement der Stadt in diesem Feld einsetzen wird. Allerdings 
verweist der gesundheitspolitische Sprecher auch auf die viel größere Zahl Alkoholkranker und die oft 
fehlende Dokumentation. Es könnte der Eindruck entstehen, dass für Abhängige illegaler Drogen der 
Ressourceneinsatz höher sei, als für das große Elend der Alkoholkranken, deren Zahl um ein 
Vielfaches höher ist.
„Wir werden in Zukunft verstärkt integrative Ansätze fördern, die die unterschiedlichen Ansätze 
stärker bündeln und gesamtheitliche Integrationsprogramme fahren,“ erklärt Bernd Heinemann.
„Die Konzepte der Suchthilfe müssen den Herausforderungen standhalten und das Hilfeangebot soll 
auch in Zukunft umfassend und angemessen sein. Der Wettbewerb um den besten und 
finanzierbaren Weg darf auf keinen Fall zu Lasten der Suchtkranken gehen. Für unsere konstruktive 
Gesprächsbereitschaft mit allen Anbietern und Betroffenengruppen sind wir ja ohnehin bekannt,“ so 
der SPD-Ratsherr abschließend. 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 27.11.2002, 18:58 Uhr - 538 Clicks - Nr. 144

Stadt und Umland im Gespräch bei der SPD

Die SPD-Ratsfraktion Kiel lud ein, zu einem Gespräch unter Nachbarn. 
In der neuen Mensa der Fachhochschule fand ein Meinungsaustausch über künftige Regionalpolitik 
statt, zu der der Vorsitzende der SPD-Ratsfraktion, Eckehard Raupach und die Kieler Stadtpräsidentin, 
Cathy Kietzer, über 40 Mandatsträger und Vorstandsmitglieder aus Altenholz, Flinkbek, Mönkeberg, 
Heikendorf, Schönberg, Klausdorf, Kronshagen, Dänischenhagen, Raisdorf und Kiel begrüßen konnten. 
Auch die Bundestagsabgeordneten Ulrike Mehl und Hans-Peter Bartels, der Landtagsabgeordnete 
Rolf Fischer und der DGB Regionsgeschäftsführer Horst Herchenröder waren unter den Teilnehmern. 
„Eine gute Kommunalpolitik muß künftig auch eine gute Regionalpolitik sein,“ erklärte Eckehard 
Raupach und belegte es mit Beispielen der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, der Schulpolitik, der 
Verkehrspolitik und der Flächennutzungsplanung. Die Sozialdemokraten aus der Kieler Region 
verabredeten für die Zukunft regelmäßige Treffen und begannen mit der Auflistung von 
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Einzelthemen. 
Die Kieler Stadtpräsidentin, Cathy Kietzer, die ebenfalls Vorsitzende des Schleswig-Holsteinischen 
Städtetages ist, bestätigt: „Ich begrüße ausdrücklich die Bemühungen zur pragmatischen 
Zusammenarbeit „unter Gleichen“. Die Bevölkerung erwartet zu Recht von den Politikern, dass sie die 
Zukunftsfragen im Kieler Umland und für die Landeshauptstadt unvoreingenommen angehen. 
Bedeutende Fragestellungen: ‚Wie kann sich die Region Kiel in Europa behaupten?’ aber auch das 
eher lokale Problem: ‚Darf eine willkürliche Grenzziehung verhindern, dass Nachbarskinder dieselbe 
Schule besuchen?’, sind nur gemeinsam zu lösen.“ 
Heinrich Terwitte, Vorsitzender der Altenholzer SPD, erklärt aus Sicht einer Umlandgemeinde: „Mit 
der unbürokratischen Zusammenarbeit mit Dänischenhagen beim Bauhof oder der gemeinsamen 
Gewerbegebietsentwicklung mit Kiel und Dänischenhagen wurden in Altenholz undogmatische Wege 
interkommunaler Zusammenarbeit auch zum Vorteil für unsere Bevölkerung beschritten. Es besteht 
die grundlegende Bereitschaft weitere Bereiche zur Zusammenarbeit im Kieler Umland zu 
erschließen.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 27.11.2002, 19:01 Uhr - 567 Clicks - Nr. 145

Zur Finanzsituation der Landeshauptstadt Kiel

Weitere Einsparungen unumgänglich!

„Unsere Anstrengungen, den Haushalt zu konsolidieren und Schulden abzubauen, werden 
unbestreitbar einen Rückschlag erleiden: Jetzt heißt es, den 2003 im städtischen Haushalt 
entstehenden Fehlbetrag auszugleichen“, so kommentiert der finanzpolitische Sprecher der SPD-
Ratsfraktion Rüdiger Kirkskothen die jüngste Steuerschätzung, nach welcher die LHS Kiel unter 
anderem im kommenden Jahr ca. 7 Mio. € weniger Mittel aus dem Finanzausgleich erhalten soll.

„Gerade jetzt“, so Rüdiger Kirkskothen weiter, „brauchen die Gemeinden Verlässlichkeit für ihre 
künftigen Einnahmen. Deshalb fordern wir den Beschluss zu einem Gemeindefinanzreformgesetz bis 
spätestens Herbst 2003.“

Kirkskothen sieht in dem von der SPD-Ratsfraktion getragenen stringenten Kurs der 
Haushaltskonsolidierung ohne Steuer- u. Gebührenerhöhung in den letzten Jahren die Grundlage, 
auch die jetzige Phase der Einnahmeausfälle begrenzt zu überbrücken. „Dies geht aber nicht ewig. 
Kiel steht im Vergleich der kreisfreien Städte in Schleswig-Holstein immer noch gut da und diese 
Stellung darf nicht verloren gehen“, so der finanzpolitische Sprecher der SPD-Ratsfraktion 
abschließend. 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 27.11.2002, 19:40 Uhr - 2596 Clicks - Nr. 146

SPD zu den Ergebnissen der KN-Umfrage

Mit den Ergebnissen der SPD bei der jüngsten Umfrage der Kieler Nachrichten zeigte sich SPD-
Kreisvorsitzender Andy Mitterer nicht zufrieden. Dass die Kieler CDU offenbar schon ein Ergebnis von 
34,3 % als für sie ermutigend empfindet, spreche für sich, so SPD-Kreisvorsitzender Andy Mitterer: 
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“Unser Ziel jedenfalls liegt deutlich über den jetzt für uns prognostizierten 34,7 %. 
Die Unentschlossenheit vieler Wähler ist dabei für uns Ansporn. Wir haben mit Norbert Gansel als 
Oberbürgermeister in den letzten fünf jahren vieles für Kiel erreicht. Einiges ist noch anzupacken. 
Dafür haben wir sowohl das richtige Programm als auch kompetente Kandidaten.” 
Gerade die in der Umfrage genannten wichtigsten Aufgaben für den neuen OB liegen in 
Politikbereichen, in denen Jürgen Fenske hohe Kompetenzen vorweisen kann. Mitterer: “Jürgen 
Fenske ist als Geschäftsführer eines großen Unternehmens und als ehemaliger Büroleiter des 
Schleswig-Holsteinischen Wirtschaftsministers mit den zu lösenden Problemen vertraut. Allein mit 
heißer Luft lassen sich die Probleme der Stadt nicht lösen." 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 29.11.2002, 23:54 Uhr - 2411 Clicks - Nr. 147

Fenske: „Fusionsvorschlag“ der Grünen zu Schulen geht in 
die richtige Richtung!

Der Vorschlag der Landes-Grünen zur Neuordnung im Schulbereich geht in die richtige Richtung.
Ein „Weiter so“ kann es nach der aktuellen Steuerschätzung nicht mehr geben. Neben den 
katastrophalen Einnahmeausfällen liegt darin auch das Positive in den Ergebnissen der 
Steuerschätzung: Flickschustern und Pflasterverteilen helfen nicht weiter, sondern es geht um 
grundlegende Strukturveränderungen. 
Der Vorschlag, das Schulwesen neu zu ordnen und komplett in die kommunale Verantwortung zu 
geben sowie gymnasiale Oberstufen zusammen zu legen, ist radikal, aber deshalb nicht falsch. Wer 
mehr Bildung will, aber gleichzeitig kein Mehr an finanzieller Masse hat, der muss Strukturen 
verändern. 

Es stimmt schon nachdenklich, wenn nach der Pisa-Studie die Ausbildung von Oberstufenschülern in 
Deutschland doppelt so viel kostet wie in Finnland, während wir für die Ausbildung von 
Grundschülern wesentlich weniger ausgeben. Da stimmt etwas nicht. Ich halte es für vertretbar, 
wenn Leistungskurse in der Oberstufe zusammengelegt werden und dadurch eine vertretbare 
Klassenstärke erreicht wird. Ebenso kann der schulische Verwaltungsaufwand durch Zusammenlegen 
und Zusammenarbeit reduziert werden. 

Aus der Beantwortung meiner Großen Anfrage zur Stadt-Umland-Thematik ziehe ich auch den 
Schluss, dass wir im Berufsschulwesen im Rahmen von K.E.R.N. einen neuen Anlauf nehmen müssen 
unter der Überschrift: Wir müssen nicht alle Angebote an allen Orten vorhalten. Es ist vertretbar, 
Angebote zusammenzuführen. 
Der grüne Gedanke, das Schulwesen komplett in die Verantwortung der Kommunen zu geben, ist 
ebenfalls faszinierend. Klar muss natürlich sein, dass dies kein finanzieller Verschiebebahnhof zu 
Lasten der Kommunen sein darf, sondern die finanziellen Mittel ebenfalls mitgehen müssen. 
Last but not least: Es geht nicht um ein Sparen an Bildung, sondern es geht um ein Mehr an Bildung 
durch das Erwirtschaften von finanziellen Mitteln durch Strukturveränderungen. Wer diese Lehre aus 
der Steuerschätzung zieht, zieht die richtige Lehre. 

Keine Kommentare 
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SPD-Kiel - veröffentlicht am 29.11.2002, 23:59 Uhr - 2307 Clicks - Nr. 148

Fenske: Steuerschätzung als Chance begreifen!

So bitter die Einnahmeausfälle sind und so unvermeidbar die Haushaltssperre ist, die 
Steuerschätzung bedeutet: 
1. Die Steuerschätzung ist auch eine Chance aus der Phase der Lähmung und des Jammerns 
herauszukommen und endlich Strukturen nachhaltig zu verändern. Die Ergebnisse der 
Steuerschätzung sind für mich eine Art „Urknall“ und damit der Start, Strukturen zu verändern und 
Ballast abzuwerfen. Dies beginnt bei nicht mehr zeitgemäßen Verwaltungsstrukturen und –abläufen, 
bei Überprüfung und Organisation aller Aufgaben auf Sinnhaftigkeit und Wirtschaftlichkeit und endet 
bei der teuren schleswig-holsteinischen Kleinstaaterei. 

2. Die Haushaltssperre ist unvermeidbar, darf aber nicht Investitionen im Verwaltungshaushalt und 
Vermögenshaushalt berühren. Dies wäre konjunkturpolitisch Gift und würde damit zu einer weiteren 
Schwäche der Einnahmeseite führen. Das Schulbausanierungsprogramm muß auf dem 
veranschlagten Niveau fortgeführt werden. 

3. Die Gemeindefinanzreform muß zügig zur Stärkung der kommualen Finanzkraft vorangetrieben 
und umgesetzt werden. 

Die Einnahmeausfälle sind für Kiel deshalb bitter, weil damit ein fremdverschuldeter Rückschlag in 
der nach wie vor bundesweit beachtlichen Sanierungspolitik der Landeshauptstadt erfolgt. Auch 
wenn der Haushaltsausgleich für 2002 noch gelinegn kann, in 2003 kommen wir ohne 
Strukturveränderungen nicht mehr aus. Besser jetzt, als später. Weglaufen hilft nicht, Versäumnisse 
holen uns später teurer wieder ein. 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 30.11.2002, 00:02 Uhr - 2771 Clicks - Nr. 149

Fenske: "Baustellen" beseitigen!

Die Ergebnisse der Umfrage der Kieler Nachrichten haben ein Ergebnis: Die vorhandenen Baustellen 
erfolgreich abschließen. Bei einigen Baustellen wie dem Bahnhof und der Hörn hat die Stadt nicht 
alleine das Heft in der Hand, bei anderen Baustellen wie der Wirtschaftsförderung und der 
Beschäftigungspolitik ist die Stadt stärker gefordert, neue Wege zu gehen. 
Statt Leitbilder und Grundsatzdebatten brauchen wir konkrete Maßnahmen wie: 
- Stärkung der städtischen Investitionen. 
- Stärkung der Wirtschaftsförderungsgesellschaft. 
- Bildung eines kommunalen Wirtschaftsförderungsfonds. 
- Standortbindung durch Dialog und Marketing. 
- Klare Ausrichtung auf Mittelstand und Einzelhandel. 
- Abbau der Bürokratie auf allen Ebenen. 
- Zeit ist nicht nur sprichwörtlich Geld, sondern Verzögern von Investitionen durch Erlasse, 
Verordnungen und parteipolitische Debatten sind aus Sicht des Unternehmers teure Zinsverluste. 
- Potentiale wie den Bereich Schwentinemündung oder Wissenschaftspark 
anpacken und ausbauen. 
- Ausbau des Hafens und der überregionalen Infrastruktur. 
- Stärkung der Kieler Hochschulen. 
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- Regionale Wirtschaftspolitik heißt auch Aufträge in der Region vergeben 
und Wertschöpfung in der Region halten. 

Darüber hinaus sollte die Stadt unter der Überschrift "Vom Klassenprimus lernen" einen ständigen 
best practize workshop mit bundesdeutschen Modellstädten wie Leipzig oder Offenbach gründen. 
Erfahrungen aus diesen Städten können bei unserem schwierigen Strukturwandel nur helfen. 

Die Ergebnisse der Umfrage bis hin zur Einschätzug der Kieler Woche bestätigen meine Eindrücke aus 
den vielen Gesprächen, die ich mit Betrieben, Bundeswehr, Hochschulen, Kirchen, Sozialverbänden 
oder Sportvereinen geführt habe: Die Politik von Oberbürgermeister Gansel erfährt viel Zustimmung 
und Anerkennung und die Bürgerinnen und Bürger fühlen sich wohl in der Stadt. Aber die Konjunktur 
hat uns voll erwischt ". Der Einsatz auf den "Baustellen" lohnt, denn Kiel hat Potential und Zukunft. 

Keine Kommentare 

Jusos Nordfriesland - veröffentlicht am 30.11.2002, 23:46 Uhr - 2412 Clicks - Nr. 150

Antrag zur Jugendquote auf Landesebene

Wir Jusos in NF haben unseren Antrag zur Jugendquote auf Landesebene auf dem Kreisparteitag 
Nordfriesland sehr erfolgreich durchgebracht, und hoffen, daß es auch aus den anderen Kreisen auf 
dem Landesparteitag eine reite Unterstützung dafür gibt. Keine Angst, wir wollen nicht die 
Revolution, sondern einfach nur mitmachen dürfen.Wenn Ihr auf "Mehr" drückt, seht Ihr den Antrag. 
Knallrote Grüße, Gundula 
Antrag des Juso-Kreisverbandes an den Kreisparteitag am 16.11.02 

Antrag : 

Wir fordern eine Jugendquote von 10 % innerhalb der Landesgremien der SPD und für die Besetzung 
der Landeslisten. Das bedeutet, daß 10 % der Gremien/Listen mit Leuten unter 35 Jahren besetzt sein 
müssen. 

Begründung : 

Die Partei ist im Vergleich zu anderen Parteien in Spitzenpositionen überaltert. Oft haben jüngere 
Kandidaten/innen das Nachsehen bei der Bewerbung um einen Posten gegenüber älteren und 
bekannteren Genossen. Damit zumindest die Chance für jüngere Kandidaten/innen gewahrt bleibt, 
die Partei mit frischem Wind und neuen Ideen zu beleben, ist die Jugendquote unabdingbar. Das 
größte Anliegen einer regierenden Partei sollte die Nachwuchsförderung sein. 

Kommentar von Andreas Feddern vom 12.02.2003, 21:30 Uhr:
Was denn noch
Was soll denn noch alles mit einer Quote reguliert werden? Irgendwann haben wir das gleiche  
Problem wie die Grünen. Soll es auch eine Quote für Menschen aus den neuen Bundesländern geben?  
Mann sollte lieber alle Quoten abschaffen damit wir fähige Menschen im Vorstand haben und nicht  
händeringend nach einen Jugendlichen, Frau oder sonstwas suchen müssen nur um die Liste voll zu  
bekommen. 
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mit sozialistischen Grüßen aus Bremerhaven (ehemals Bad Schwartau) 

Andreas Feddern

Kommentar von Markus Hagge vom 01.12.2002, 12:58 Uhr:
Vom Prinzip her gut, aber...
Hallo Gundula, 

Eurer Antrag ist ja vom Prinzip her gut, aber... 

Die Quote wäre auch erfüllt, wenn auf einer Liste von sagen wir mal 40 Leuten Platz 37 - 40 mit unter  
35jährigen besetzt wäre. Ich glaube diese Quote erfüllen wir schon heute ganz gut, ist aber wohl nicht  
die Intention eures Antrages, oder?

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 02.12.2002, 18:33 Uhr - 994 Clicks - Nr. 151

Stadtbus in Bad Segeberg gestartet

Heute hat der Stadtbus seinen Betrieb in Bad Segeberg aufgenommen. Bis zum 15.12.2002 haben die 
Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit Ihren Bus in kostenlosen Schnupperfahrten zu erfahren. 

Danach kostet die Einzelfahrt einen Euro. 

Seit dem 8.8.1995 als die SPD das Stadtbuskonzept in die Gremien einbrachte, wurde sehr intensiv 
über alle Punkte beraten. In zwei Bürgerversammlungen wurde das Projekt vorgestellt und zuletzt 
noch von einem Fachbüro aus Hamburg begleitet und überprüft. 

Planung kann aber nur eine Grundlage sein, um das Startkonzept zu erstellen. Jetzt im Betrieb können 
die Nutzer ihre Verbesserungswünsche einbringen, damit sich der Bus den Nutzern anpasst und der 
Stadtbus noch besser wird. 

Alle Wünsche werden nicht zu erfüllen sein und ein perfektes Angebot wird es nicht geben. 

Die Rahmenbedingungen wie Zeittakt, Halbstundentakt, Finanzierbarkeit und Umsteigemöglickeit 
sind zu berücksichtigen. 

Schnell und direkt mit dem Stadtbus in die Stadt und zurück, macht Lust auf mehr. 

Die kurzfristige Einrichtung des Sonntagsangebotes zeigt, wie schnell Änderungen vorgenommen 
werden können. 

Die europaweite Ausschreibung sah dann die örtlichen Unternehmen Autokraft und Mietrach 
( Bietergemeinschaft) als Sieger. Dies freut Fraktionsvorsitzenden Jörg-Frietjof Hischer besonders, da 
die Stärkung des Betriebssstandortes Bad Segeberg und die Bildung von Arbeitsplätzen vor Ort, 
neben der Ortskenntnis und bekannten Fachlichkeit der Unternehmen für den Erfolg des 
Stadtbusprojektes wichtige Faktoren sind. 

Letzlich entscheidet der Nutzer über das Angebot und damit auch über die Höhe des Defizites. Im 
Moment gehen sehr konservativ gerechnete Planzahlen von ca. 360.000 Fahrten und einem Defizit 
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von 205.000 Euro aus. 

Es mag einzelne Menschen geben die der Meinung sind, das Angebot sei Luxus. Warum sollen aber 
viele Menschen auf Mobilität und Teilhabe am städtischen Leben verzichten ? 

Gerade zynisch findet Hischer die Vertreter, die das Defizit verteufeln aber auf Parkgebühren 
verzichten wollen. Dieser Verzicht bedeutet im ungünstigsten Fall einen Einnahmeverlust für die Stadt 
von 200.000 Euro mit der vagen Hoffnung auf etwas mehr Gewerbesteuer. 

Die SPD hat ein Ziel für die Menschen und mit den Menschen formuliert und entwickelt und nicht nur 
darüber geredet, sondern es auch mit Hilfe von BBS und Bündnis90/DieGrünen umgesetzt. 

Da mittlerweile des Stadtbus in die Mittelzentrumsholding eingeliedert ist, wird das Defizit gegen die 
deutlich höheren Gewinne aus der EWS Energieversorgung verrechnet. 

In einer feierlichen Startzeremonie stellte Bürgermeister Udo Fröhlich heute die Stadtbussignale auf 
Grün. 

In ersten Gesprächen kam das Design des neuen Busses sehr gut an. Der Nutzen steht im 
Vordergrund und nicht nur die Optik. Reger Gebrauch wurde auch von dem Informationsangebot 
gemacht. 

Die erste Fahrt der Eröffnungsgäste verlief problemlos über den Jungfernstieg in Richtung 
Christiansfelde. Eine Gruppe Kinder nutzte gleich das Angebot, um eine Fahrt in ihren Kindergarten 
auszuprobieren. 

Das Angebot für die Menschen ist endlich gestartet. Mobilität ist nun auch für Menschen ohne Auto 
möglich. Auch wenn der Weg zum Ziel beschwerlich war und nur eine knappe politische Mehrheit für 
den Stadtbus gestimmt hat. 

JFH 

Keine Kommentare 

SPD-Dithmarschen - veröffentlicht am 02.12.2002, 20:32 Uhr - 6712 Clicks - Nr. 152

Kommunalwahlprogramm verabschiedet

Am 23.11.2002 haben die Delegierten des Albersdorfer Kreisparteitages das 
Kommunalwahlprogramm der Dithmarscher SPD beschlossen. 
Es beschreibt die Leitlinien der Politik der Dithmarscher Genossinen und Genossen

Auszüge aus dem Wahlprogramm 2003 – 2008 der SPD Dithmarschen

Familie – Jugend – Bildung

Wir setzen und sein für:
- bedarfsgerechte Öffnungszeiten in den Kindergärten,
- Ganztagsangebote und betreute Grundschulen
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- gezielte Förderung von benachteiligten Jugendlichen
- Stärkung der Fachhochschule Westküste

Arbeit – Soziales

Wir setzen uns ein:
- für zusätzliche Ausbildungsplätze
- für die Eingliederung von Langzeitar-beitslosen
- die Integration von Kindern und Ju-gendlichen mit Behinderungen fortzu-führen
- die Schuldnerberatungsstellen weiter-hin finanziell abzusichern.

Gesund – Sport

Wir wollen 
- den Erhalt und Ausbau der Gesundheitsvorsorge im Kreis.
- die Erhaltung der Selbstständigkeit von Seniorinnen und Senioren in ihrem Wohnum-feld bis ins 
hohe Alter fördern.
Wir fordern die Einrichtung einer Kinder- und Jugendpsychiatrie im Kreis.
Wir unterstützen und fördern die Arbeit der Sportvereine.

Kultur

Wir unterstützen weiterhin die Förderung der Kulturlandschaft als freiwillige Aufgabe des Kreises - 
trotz angespannter Haushaltslage.

Wirtschaft – Verkehr – Landwirtschaft – Tourismus – Umwelt

Wir treten für eine aktive Wirtschaftspolitik ein, die alle Wirtschaftsbereiche gleichmäßig unterstützt 
und nicht an der Kreisgrenze endet.
Wir wollen die unterschiedlichen Wirtschafts-fördereinrichtungen und – programme auch mit Hilfe 
der Fachhochschule Westküste besser verzahnen.

Kommunale Strukturen und Finanzen

Wir wollen die Verwaltung so organisieren, dass bürgernah und effizient arbeitet.
Wir fordern, Kreise, Städte und Gemeinden finanziell so auszustatten, dass sie die ihnen 
übertragenen Aufgaben erfüllen können.

Den vollständigen Text des Programmes können Sie hier nachlesen

Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 03.12.2002, 11:08 Uhr - 124 Clicks - Nr. 153

Finger weg von den Beamten + Soldaten

Keine Einschnitte bei der Besoldung gefordert 
Resulotion
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Auf seiner Sitzung am 21.11.2002 beschäftigte sich der AfA-Landesvorstand mit dem Thema der 
geplanten Kürzung der Beamtenbesoldung und Kürzung des Weihnachts- und Urlaubsgeldes, sowie 
eine angedachte Nullrunde bei der anstehenden Besoldungserhöhung in Verbindung mit den 
laufenden Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst.
Hintergrund für diese Maßnahmen sei die Sanierung der öffentlichen Haushalte auf Kosten ihrer 
Beamten und Soldaten.

Der AfA-Landesvorstand hält solche Gedankengänge für äußerst instinktlos und demotivierend, da im 
unmittelbaren Zusammenhang die Erhöhung der Diäten der Bundes- und Landtags-
Abgeordneten beschlossen werden soll.

Um den Beschäftigten im öffentlichen Dienst, und insbesondere der Bevölkerung (die ja die 
Abgeordneten alle vier Jahre wählen sollen) ein deutlichen Zeichen des eigenen Willens zur 
Sparsamkeit in diesen schweren Zeiten zu geben, schlägt der AfA-Landesvorstand folgendes vor:

Verzicht auf Erhöhung der Diäten

Änderung der Versorgungsbezüge der Abgeordneten
und der ausgeschiedenen Minister 

Zahlung der Altersversorgung mit Vollendung des 65. Lebensjahres.

Gerade die letzten beiden Punkte sind in der Vergangenheit immer wieder bei Diätendiskussionen 
dem Wähler versprochen worden. 
Erstellt vonHelmut Ulbrand

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 03.12.2002, 18:54 Uhr - 2608 Clicks - Nr. 154

Fenske: Brunnenfest in Gaarden muß im nächsten Jahr 
wieder stattfinden!

Im nächsten Jahr muß das Brunnenfest auf dem Vinetaplatz in Gaarden wieder stattfinden. Wir 
dürfen über die Verbesserung des Umfeldes in Gaarden nicht nur reden, sondern wir müssen 
anpacken, und zwar kurzfristig. Dazu gehört auch das Brunnenfest. Es sollte mit vereinten Kräften von 
Stadt, Stadtmarketing und Gaardenern möglich sein, ein ordentliches Brunnenfest zu organisieren, 
das nicht nur Gaardener, sondern auch Bürgerinnen und Bürger vom Westufer lockt. An der 
Finanzierung jedenfalls darf das Fest nicht scheitern. 
In meinen Gesprächen mit der Polizei und Geschäftsleuten in Gaarden habe ich mich am 30.11.2002 
gemeinsam mit dem SPD-Ratsherrn Wolfgang Schulz, dem SPD-Ratskandidaten Michael Schmalz und 
dem Ortsbeiratsvorsitzenden Bruno Levtzow über aktuelle Themen in Gaarden informiert. Dabei 
spielte insbesondere die Verbesserung des Umfeldes eine Rolle. Anerkannt wurden die vielfältigen 
städtischen Bemühungen.

Dennoch gibt es viele "Baustellen" in Gaarden. Nun kommt es darauf an, das Einzelhandelskonzept 
für Gaarden zügig umzusetzen. Gaarden hat viel Potential. Städtebaulich hat Gaarden viel zu bieten, 
und vor allem, die Gaardener lieben ihren Stadtteil. Darauf läßt sich aufbauen. Die Stadt steht in der 
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Pflicht, das Engagement der Gaardener noch stärker zu unterstützen. Dabei zählen nicht nur die 
großen Maßnahmen, sondern auch kleinere wie die Durchführung städtischer Veranstaltungen, 
kleinere Kultur- oder Musikveranstaltungen auf dem Vinetaplatz.

Keine Kommentare 

SPD-Ellerau - veröffentlicht am 04.12.2002, 14:45 Uhr - 1774 Clicks - Nr. 155

SPD - Aktuell Dezember 2002

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger,
über die Sitzung der Gemeindevertretung vom 28. November 2002 möchten wir Sie wie folgt 
unterrichten:

1. Berichte Bürgervorsteher/Bürgermeister
w Die Ausweisung des Wasserschutzgebietes Quickborn-Ellerau wird voraussichtlich keine Änderung 
erfah-ren. Das Oberverwaltungsgericht hat am 28. Oktober 2002 einen Ortstermin durchgeführt. Es 
ergab sich je-doch kein Hinweis auf eine Änderung. 
w Laut Statistischem Landesamt betrug die Einwohnerzahl von Ellerau am 31. März 2002: 5.028
w Ab dem Schuljahr 2003/2004 werden in Schleswig-Holstein feste Grundschulzeiten eingeführt. An 
unserer Grundschule:
1. und 2. Klasse von 0800 Uhr bis 1200 Uhr verlässliche Betreuung
3. und 4. Klasse von 0800 Uhr bis 1300 Uhr verlässlicher Unterricht bzw. Betreuung
w Die Bauarbeiten zur Sanierung des Freibades sind angelaufen.
w Der erste Nachtragshaushalt 2002 ist von der Kommunalaufsicht des Kreises Segeberg anerkannt. 
w Ab 15. Dezember 2002 wird der Einzugsbereich des Hamburger Verkehrsverbundes (HVV) auch auf 
den Kreis Segeberg ausgedehnt. Ellerau rückt damit in den Bereich des Großraumtarifes mit teilweise 
günstige-ren Fahrpreisen.
w Die Verwaltungen der Gemeinden Ellerau, Henstedt-Ulzburg, Kaltenkirchen und Amt Kaltenkirchen-
Land haben eine Zusammenarbeit vereinbart. Auf die Verwaltung von Ellerau entfällt dabei die 
Beschaffung von Büromaterial und Büroausstattung.
2. Miet- und Kaufpreisanpassung Seniorenwohnanlage
Die Gemeindevertretung beschließt auf Beschlussempfehlung des Hauptausschusses einstimmig, die 
Mietprei-se in der Seniorenwohnanlage in drei Schritten in 2003, 2006 und 2009 von jeweils rd. 20 % 
anzuheben. Die Mieten betragen bisher 8,10 DM je qm im ersten Bauabschnitt und 9,10 DM je qm im 
zweiten Bauabschnitt.
Die zinslosen Darlehen für lebenslanges Wohnrecht betragen ab 2003 
für die Einpersonenwohnung: 85.000,00 €,
für die Zweipersonenwohnung: 100.000,00 €.
3. Haushalt 2003
Die Haushaltssatzung 2003 wurde nach einiger Debatte um Details wie folgt beschlossen:
w Verwaltungshaushalt: 6,898 Mio. €
w Vermögenshaushalt: 1,364 Mio. €
w Kreditaufnahme: max. 770.000 €
w Grundsteuerhebesatz A: 240 %, Grundsteuerhebesatz B: 240 %, Gewerbesteuerhebesatz: 300 %, 
Anzahl der Stellen 44,1
Die Rücklage beträgt zurzeit 1,04 Mio. €, für den Verwaltungshaushalt müssen 422.000,00 € aus der 
Rücklage in 2003 entnommen werden. Die Verschuldung beträgt insgesamt 3,6 Mio. € (davon 1,9 
Mio. € für die Senio-renwohnanlage).
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Im Vermögenshaushalt werden 770.000,00 € Kredit aufgenommen. 
Für Anschaffungen erhält die Bücherei 5.500,00 €, davon 4.000,00 € für Bücher und 1.500,00 € für 
sonstige Medien.
Die finanzielle Ausstattung für die Jugendarbeit wird nach kontroverser Diskussion einmalig in 2003 
erhöht. Die CDU-Fraktion hatte einen Antrag gestellt, die finanzielle Ausstattung auf Vorjahresniveau 
zu belassen. Allge-mein wurde darauf hingewiesen, dass die freiwilligen Leistungen in den nächsten 
Jahren eingeschränkt werden müssen.

4. Sanierung Freibad
Es wurden die Auftragserteilungen für folgende Gewerke beschlossen:
w Wassertechnische Ausstattung rd. 109.000,00 €
w Erneuerung der Überlaufrinne rd. 93.000,00 €
insgesamt 202.000,00 €
Die Kosten gemäß Kostenvoranschlag werden damit um rd. 110.000,00 € unterschritten. Die 
Erneuerung der kleinen Wasserrutsche wurde auf Antrag der SPD-Fraktion zurückgestellt bis die 
Gesamtkosten zu übersehen sind. Danach soll über die Anschaffung einer Rutsche in Schlangenform 
entschieden werden.
5. Jahresrechnung 2001
Die Jahresrechnung 2001 ist geprüft worden. Als Ergebnis ist festzuhalten, dass keine Entnahme aus 
der Rücklage erforderlich wurde, vielmehr rd. 490.000,00 DM in die Rücklage fließen konnten.
6. Vertrag Suchberatung
Der Vertrag mit der Suchberatung Quickborn soll zum 31. Dezember 2003 gekündigt werden. Die 
SPD-Fraktion stellte den Antrag, die Suchtberatung auf jeden Fall beizubehalten, jedoch auf ein 
Kostensplitting mit den anderen Trägern und auch den Krankenkassen hinzuwirken. 
7. Anträge des Bürgervereins
a) Dritte Planstelle Polizeistation
b) Notruf-Weiterschaltung nach Segeberg (110)
Nach eigenen Recherchen hat der Bürgerverein festgestellt, dass zwei Drittel der Zeit in der 
Polizeistation mit Schreibarbeit draufgehen. Er beantragte daher die Anschaffung eines 
Diktiergerätes, die Schreibarbeit sollte dann in der Polizeidienststelle Henstedt-Ulzburg erledigt 
werden. Bei näherem Hinsehen stellte es sich heraus, dass bereits ein Diktiergerät vorhanden ist. In 
Henstedt-Ulzburg gibt es aber keinen Schreibpool.
Auch die beantragte Notruf-Weiterschaltung (110) nach Segeberg bringt für Ellerau keine Vorteile. 
Bisher erfolgt die Weiterschaltung nach Pinneberg, von dort aus wird die Polizeidienststelle in 
Quickborn benachrichtigt, die in aller Regel sehr schnell in Ellerau vor Ort ist.
Es wurde allgemein festgestellt, dass die beantragten Angelegenheiten Sache des Innenministers sind 
und dass die Gemeinde hierauf keinen Einfluss hat. Vielmehr ist zu befürchten, dass durch solche 
Anträge eine Ver-ringerung der personellen Ausstattung eintreten wird. Gemeindevertreter Dutsch 
brachte es auf den Punkt: Die-se Anträge seien nur zu Wahlkampzwecken gestellt worden, sie 
bewirken einerseits eine Verunsicherung in der Bevölkerung, andererseits keine Verbesserung in der 
Sache.
Wir hoffen, Ihnen hiermit wieder einige interessante Informationen gegeben zu haben und wünschen 
Ihnen 

ein frohes Weihnachtsfest sowie
ein gutes, gesundes neues Jahr.

Mit freundlichen Grüßen
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Ihre SPD-Ellerau

Zur Kommunalwahl am 02. März 2003 kandidieren für die SPD:

Wahlbezirk I (Ost) --- Wahlbezirk II (Mitte) --- Wahlbezirk III (West)
Eckart Urban ------------- Bianca Jessen ----------- Heinrich Reising
Liesbeth Köpsell --------- Helmut Schild ----------------- Jörg Jessen

Frauke Martin ------------ Elke Menzel ------- Swantje Luecke-Markus 

V.i.S.d.P.: Eckart Urban, 1. Vorsitzender

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 04.12.2002, 18:13 Uhr - 2554 Clicks - Nr. 156

Fenske: Ostufer-Verkehrskonzept

Jürgen Fenske zum Ostufer-Verkehrskonzept

Einigkeit besteht, dass das Ostufer dringend eine Verkehrsentlastung braucht, und zwar schon heute. 
Wenn dies so ist, kann der Ostring II nicht die alleinige Lösung sein. Denn der Spaten zum Bau wird 
voraussichtlich erst in 20 Jahren in die Hand genommen. 
Die Verwaltung hat eine Lösung nach Abwägung vieler Aspekte vorgelegt. Nun ist die 
Ratsversammlung am Zuge, die im Sommer des nächsten Jahres entscheiden soll. Ich meine, der 
Ostring II ist nur eine isolierte Antwort auf die Verkehrsbelastung auf dem Ostufer.

Wir brauchen jetzt eine Entlastung. Und da sind die Potentiale des ÖPNV noch nicht ausgeschöpft:

- Verbesserung der Taktzeiten und Fahrpreise im ÖPNV
- Leichte und schnelle Barkassen als schnelle Querverbindungen über die Förde statt "schwere" 
Fähren, die noch für Windstärke 12 ausgelegt sind, damit aber im Betrieb sehr teuer sind.
- Schienenverkehr stärken durch Nutzung der vorhandenen Trasse und Güter auf die Schiene 
verlagern. Das passt auch zu den Plänen des Seehafens auf dem Ostufer einen Kombinierten 
Ladungsverkehr einzurichten, d.h. den Gütertransport auf der Schiene bis zur Kaikante.
- Aktuelle Diskussion im Landesweiten Nahverkehrsplan nutzen, um die Schienenstrecke zu 
reaktivieren für Personen- und Güterverkehr.

Wenn die nächste Ratsversammlung im Sommer des nächsten Jahres eine Entscheidung trifft, sollte 
sie diese an folgende Bedingungen knüpfen:
- Verbesserung des ÖPNV-Angebotes
- Reaktivierung des Schienenverkehrs
- Verbindliche Festlegung zum geplanten Rückbau des jetzigen Ostrings
- Finanzierung

Keine Kommentare 
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SPD-Kiel - veröffentlicht am 04.12.2002, 18:19 Uhr - 2639 Clicks - Nr. 157

Kreisvorstand spricht scharfe Missbilligung aus

Zu den Spekulationen über einen eventuellen Ausschluss von Dr. Ulrich Erdmann aus der Kieler SPD 
erklärt der SPD-Kreisvorsitzende Andy Mitterer:

Der SPD-Kreisvorstand hat gestern einstimmig den Artikel des Ratsherrn Dr. Ulrich Erdmann in der 
jüngsten Ausgabe der SPD-Ortsvereinszeitung “Rund um den Kreienbarg” scharf missbilligt. Inhalt, 
Ort, Stil und politische Intention des Artikels sind für eine Veröffentlichung eines SPD-Ortsvereins 
unangemessen. 
Der Ortsvereinsvorstand wurde aufgefordert, bei der zukünftigen Redaktionsarbeit gewissenhaft 
zwischen öffentlicher und parteiinterner Diskussion zu differenzieren.

Der Kreisvorstand begrüßt es ausdrücklich, dass der Vorstand des SPD-Ortsvereins Süd und die 
Redaktion nach dem gemeinsamen Gespräch in der politischen Bewertung des Artikels mit dem 
Kreisvorstand übereinstimmen.

“Die Forderung nach einem Ausschluss von Dr. Ulrich Erdmann ist von einzelnen Mitgliedern der 
Partei erhoben worden. Mit der einstimmigen Missbilligung durch den Kreisvorstand ist sowohl die 
Diskussion über ein Parteiordnungsverfahren wie auch die Diskussion über den hierfür 
anlassgebenden Artkiel beendet”, erklärte der SPD-Kreisvorsitzende Andy Mitterer abschließend. 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 05.12.2002, 17:24 Uhr - 677 Clicks - Nr. 158

SPD begrüßt Bewegung beim Schmidt-Tower

„Es ist ein gutes Zeichen, wenn der Großgläubiger von Schmidt, die Sachsen LB, eigene Maßnahmen 
zur Werterhaltung ergreift,“ begrüßt der Vorsitzende der SPD-Ratsfraktion, Eckehard Raupach, die 
Ankündigung, dass der Schmidt-Komplex an der Hörn winterfest gemacht werden soll.

Raupach geht davon aus, dass die Landeshauptstadt Kiel mit der Sachsen LB kooperativ und 
koordiniert vorgeht. „Wir sind sicher, dass sich in Zusammenarbeit mit der Sachsen LB solide 
Investoren für die attraktive Investititon in 1a Wasserlage mit Blick auf den Rathausturm erwärmen.“ 

Das obligatorische Vorkaufsrecht der Landeshauptstadt bei Immobiliengeschäften wird dann kein 
Problem sein.

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 07.12.2002, 00:29 Uhr - 655 Clicks - Nr. 159

SPD bestärkt Bürgermeister bei Bahnverhandlung

SPD bestärkt Klein-Knott bei Bahnverhandlung – Bahn habe Kiel bereits geschadet

Die Bahn vernachlässige deutlich den Standort Kiel und lasse langsam aber stetig die schleswig-
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holsteinische Landehauptstadt im Bahnverkehr ausbluten, so der verkehrspolitische Sprecher der 
SPD-Ratsfraktion, Cai-Uwe Lindner. „Die Vorgehensweise der Bahn bei der Sanierung des Kieler 
Bahnhofs und die beabsichtigte Streichung der ICE- und weiterer attraktiver Schienenverbindungen 
sind Anlass zu größter Sorge,“ stellt Cai-Uwe Lindner fest. 
„Mit dem inkompetenten Vorgehen bei der Bahnhofsanierung hat die Bahn vor allem ihren Kunden 
und ihrem Ansehen in der Landeshauptstadt bereits geschadet. Mit dem Abhängen vom 
Fernverkehrsnetz würde Kiel schienenmäßig zur Satellitenstadt von Hamburg degradiert werden.“

Lindner begrüßt deshalb ausdrücklich die Aktivitäten und die Vorgehensweise von Bürgermeister und 
Stadtbaurat Ronald Klein-Knott. „Die Kieler SPD wird für den Erhalt attraktiver Bahnverbindungen im 
Fern- und Nahverkehr und die zeitnahe Fertigstellung eines attraktiven Hauptbahnhofs für die 
Landeshauptstadt kämpfen. Wir fordern eine Bündelung der Kräfte, um gegenüber der Bahn AG die 
Kieler Interessen durchzusetzen.“

Kommentar von Hans-Joachim Schneider vom 10.12.2002, 21:37 Uhr:
Genosse
Dieser Bahnhof ist eine Zumutung für alle Fahrgäste.Es muss sich hier schleunigst etwas verbessern,  
um weiteren Schaden von Stadt und Eisenbahngesellschaften abzuwenden.

- veröffentlicht am 07.12.2002, 13:39 Uhr - 113 Clicks - Nr. 160

AfA-Landesvorstand zur Tarifverhandlung

Resulotion der AfA zu den Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst. 
Resolution

In seiner Sitzung am 21.11.2002 hat sich der AfA-Landesvorstand u.a. mit den Themen der Diskussion 
über die vorgeschlagenen Diätenerhöhungen für die Landtags-
abgeordneten und die z.Zt. laufende Tarifauseinandersetzung im öffentlichen Dienst und den damit 
verbundenen Kürzungsvorschlägen der Ministerpräsidentin bei den Beamten beschäftigt.

Die Mitglieder des AfA-Landesvorstandes sprechen sich gegen die politische Einmischung in die 
Tarifpolitik aus.

Die Forderungen aus den Reihen der SPD 

- Ausstieg aus dem Flächentarifvertrag,
- Kündigung der Mitgliedschaft im Arbeitgeberverband, 
- Kürzungsvorschlägen bei den Beamten,

führen zu einer Spaltung der Arbeitnehmerschaft und üben einen massiven Druck auf die 
Gewerkschaften bei den laufenden Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst aus. 

Das kann von der AfA nicht akzeptiert werden.

Die Vorstandsmitglieder kritisieren vor allen Dingen, mit welchem Eifer die eigenen Genossen/innen 
in diesem Kontext agieren. 
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Die Vorschläge, die nach dem Rasenmäher-Prinzip gemacht werden, erinnern an den Versuch, die 
Löcher in den Finanztöpfen mit Stroh zu stopfen.

Der Lohnverzicht der Arbeitnehmer und Beamten im öffentlichen Dienst der letzten Jahre hat keinen 
zusätzlichen Arbeitsplatz geschaffen oder erhalten. Im Gegenteil, es wurden bundesweit 
durchschnittlich 1,5 % der Arbeitsplätze jährlich abgebaut.

Gefordert wird eine mittel- bis langfristige, transparente Strategie mit Reformen zur Renovierung des 
erhaltenswerten Sozialstaates, die von den Arbeitnehmern/innen verstanden, nachvollzogen und 
damit akzeptiert werden können,

und Hände weg vom Tarifvertragsgesetz. 

Keine Kommentare 

SPD Bad-Segeberg - veröffentlicht am 08.12.2002, 14:09 Uhr - 144 Clicks - Nr. 161

Mobil ohne Auto - Treff um elf

Sonnabend 7. Dezember 2002, Haltestelle Kreishaus, pünktlich um 10:59 setzt sich das „Segeberger 
Vollblut“ in Bewegung. An Bord 15 Mitglieder der SPD, des SPD-Ortsvereinsvorstandes und der SPD 
Fraktion, die im Rahmen des Treff um 11“ den neuen „STADTBUS“ hautnah erfahren wollen. Die 
Sozialdemokraten zeigten sich während der Rundfahrt begeistert von dem neuen Angebot in Bad 
Segeberg. Als überzeugte Fahrradfahrerin zeigte besonders Maren Marquardt erfreut über diese 
zusätzliche Möglichkeit Bad Segeberg auf umweltfreundliche Weise zu „erfahren“. Auch die übrigen 
Fahrgäste teilten diese positive Einschätzung. 

Die Busse waren sehr gut besetzt, die Linienführung wurde allseits begrüßt. Die Busse machen einen 
sehr freundlichen und hellen Eindruck, der Service durch die freundlichen und hilfsbereiten Fahrer 
überzeugt vollkommen. Auch für Mütter und Väter mit Kinderwagen sind die weitgehend 
barrierefreien Busse sehr gut geeignet, ein Umstand, der Knut Krienitz-Hadinek besonders wichtig ist, 
„die Busse sollen ein leicht zugängliches Angebot für die älteren Mitbürger und die Familien mit 
Kindern sein“. 

Bei einem Rückblick auf die sehr kontroversen Diskussionen um das neue Stadtbussystem freut es die 
Sozialdemokraten, dass sie trotz aller Kritik der anderen Parteien ihrem politischen Ziel treu 
geblieben sind, den Bürgerinnen und Bürgern unserer Stadt ein modernes und leistungsfähiges 
Bussystem zu bieten. Insbesondere dem SPD-Fraktionsvorsitzenden Frietjof. Hischer und dem 
Bürgermeister Udo Fröhlich danken die Sozialdemokraten für ihren unermüdlichen Einsatz für den 
STADTBUS. Das politische Ringen und die zum Teil sehr harten Auseinandersetzungen zum Beispiel 
um die Linienführung haben sich für die Befürworter des Stadtbuskonzeptes gelohnt. So stellt Jürgen 
Ströh als Vorsitzender des Ausschusses für Planung und Verkehr bei der Durchfahrt des 
Seminarweges und dem anschließenden Spaziergang fest, „dass sich Fußgänger und Bus hier 
problemlos begegnen können“. 

Die tarifliche Einbindung in den Hamburger Verkehrsverbund (HVV) führt zu einer weiteren 
Attraktivierung des STADTBUSSES, bei Fahrten von oder nach Hamburg oder Bad Oldesloe ist der 
Stadtbus eine ideale und für den Nutzer kostengünstige Ergänzung zur Bahn und den Regional- und 
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Fernbussen. 

Die Sozialdemokraten freuen sich auf die nächsten Fahrten, die uns allen entspannte und vielfältige 
Eindrücke unserer schönen Stadt verschaffen, da wir von der sonst erforderlichen Aufmerksamkeit 
für den Straßenverkehr befreit sind. Die Rundfahrt endete mit dem festen Vorhaben, die Fahrt zu 
manchen abendlichen Sitzungen und geselligen Verabredungen mit dem Stadtbus anzutreten, dazu 
böte sich insbesondere der „Stadtschwärmer“ an. "Wir Sozialdemokraten sind sicher, dass der 
STADTBUS erfolgreich sein wird und werden weiterhin unseren Beitrag dazu leisten. Wir hoffen aber 
auch, dass er in Zukunft auch von den bisherigen Gegner angenommen, getragen und von uns allen 
gemeinsam in den kommenden Jahren konsequent weiterentwickelt wird,." schloß Jürgen Ströh. 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 09.12.2002, 20:21 Uhr - 606 Clicks - Nr. 162

Vorgehen der IG-Metall bei Thales Elektronik

Tovar und Fenske: Vorgehen der IG-Metall bei Thales Elektronik GmbH verdient Anerkennung und 
Unterstützung

Als kompetent und konstruktiv bewerten der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Ratsfraktion, 
Hans Werner Tovar und der Kieler Oberbürgemeisterkandidat Jürgen Fenske die Erarbeitung des jetzt 
präsentierten Alternativkonzeptes der Thales Elektronik Belegschaft und der IG Metall. 
„Es ist leider festzustellen, dass Tarifpartnerschaften in jüngster Zeit von Arbeitgebern und 
Eigentümern wenig geschätzt werden. Mit der Vorlage des Alternnativkonzeptes gehen die 
Arbeitnehmer einen zukunftsfähigen Weg und erfüllen den Begriff der Tarifpartnerschaft mit Leben.“

Jetzt sei die Thales Elektronik GmbH am Zug, die Argumente und Berechnungen ergebnisoffen zu 
prüfen und sich mit ihren Mitarbeitern zusammenzusetzen. „Es ist das Interesse der 
Landeshauptstadt, dass die hochqualifizierten Arbeitsplätze in Kiel bleiben und wo wir können und 
angesprochen werden, wollen wir gerne behilflich sein.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 11.12.2002, 18:43 Uhr - 2087 Clicks - Nr. 163

Fenske: Aktuelle Stunde zur Finanzsituation der Gemeinden

Jürgen Fenske begrüßt ausdrücklich die für die nächste Ratsversammlung anberaumte aktuelle 
Stunde zur Finanzsituation der Gemeinden und ihre Auswirkungen auf die Landeshauptstadt Kiel. 
„Das Thema kurzfristig auf die Agenda des Rates zu setzen ist sicher angemessen,“ so Jürgen Fenske. 
„Ich hoffe, dass die Debatte nicht so parteipolitisch vordergründig wie in der letzten aktuellen Stunde 
zum Thema „Wirtschaft und Arbeit“ in Kiel verläuft.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Kiel - veröffentlicht am 11.12.2002, 18:45 Uhr - 2021 Clicks - Nr. 164

Fenske: Kieler Woche - GmbH: Das passende Dach!

Es ist überfällig, der Kieler Woche die richtige wirtschaftliche und flexible Organisationsform zu geben 
und eine GmbH zu gründen. Zu begrüßen ist, dass neben der Stadt auch der Kieler Yacht Club über 
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seine Marketingagentur Gesellschafter der GmbH werden soll. Dieses joint venture wird sich für die 
Kieler Woche auszahlen. 
Ebenso folgreichtig ist, die Tätigkeit der GmbH auf andere Großereignisse auszudehnen. Mit der 
GmbH ist dafür das passende Dach gefunden worden.

Die Regatten in Schilksee und das Fest an der Kiellinie lassen sich verbinden, indem über eine 
Großleinwand das packende Geschehen auf den Feldern in die Innenförde geholt wird.

Von der neuen GmbH erwarte ich mir auch den notwendigen Qualitätsschub für die Kieler Woche. 
Das Motto kann nicht "Immer mehr, immer weiter" sein, sondern auch "weniger kann mehr sein", 
Nach meinem Eindruck stößt die Kieler Woche inzwischen an ihre Grenzen. Die Kieler Woche braucht 
wieder Akzente, kulturelle Höhepunkte z.B. durch internationale Theaterproduktionen aus dem 
Ostseeraum, Vorträge von Nobelpreisträgern, Angebote für Kids im Alter von 10 bis 16 Jahren oder 
Schulorchester auf der Kiellinie. Die Kieler Woche lebt von ihrer Farbigkeit und der Stimmung an der 
Förde, der Kommerz darf nicht überhand nehmen.

Der Kieler Woche wird die GmbH gut bekommen. Schön, dass RSH wieder zur Kieler Woche 2004 
kommt!

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 11.12.2002, 18:49 Uhr - 556 Clicks - Nr. 165

Kritik des Steuerzahlerbundes enthält nichts Neues

Keine Neuigkeiten, bislang unbekannte Aspekte oder bisher nicht vorgetragene Änderungsvorschläge 
beinhaltet die Stellungnahme des Bundes der Steu-erzahler Schleswig-Holstein zur Haushalts- und 
Finanzpolitik der Landeshauptstadt Kiel, so Rüdiger Kirkskothen, finanzpolitischer Sprecher der SPD-
Ratsfraktion. 
„Durch die Beschlüsse der Ratsversammlung, die Beratungen in den Fachausschüssen oder die 
Aktivitäten der Verwaltung ist die Haushaltskonsolidierung und die Aufgabenkritik intensiv in der 
Bearbeitung,“ so Kirkskothen. „Langjährig gewachsene Strukturen aber auch Rahmenbedingungen, 
die eher undynamisch ausgelegt sind, lassen sich nicht über Nacht oder einfach per Befehl 
verändern.“ Der SPD-Ratsherr weist in diesem Zusammenhang auf die Einführung der Kosten/- 
Leistungsrechung für 6.700 Beschäftigte, die Übernahme des Modells zur Personalbegrenzung im 
Baudezernat und die fortgeschrittenen Arbeiten zur Einführung des Gebäude- und 
Liegenschaftsmanagements hin.
„Privatiserung, um Kosten zu verringern, darf grundsätzlich kein Selbstzweck sein, sondern ist dann 
sinnvoll und notwendig, wenn mit der Betriebsoptimie-rung und „Benchmarkingsystemen“ oder 
„Market-Testing“ erwiesen ist, dass das erforderliche Preis/Leistungsverhältnis nicht erreicht wird,“ 
stellt der Rüdiger Kirkskothen klar.
Der Ruf des Steuerzahlerbundes nach „blinder“ Privatisierung ist durch Tatsachenfeststellungen 
anderer Art klar widerlegt.

Keine Kommentare 
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SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 14.12.2002, 11:20 Uhr - 536 Clicks - Nr. 166

Sciene Center an der Schwentine nicht ad acta legen!

Die Schwentine - Mündung mit GEOMAR, der geplanten Zusammenarbeit mit dem Institut für 
Meereskunde, der Fachhochschule, dem Marinearsenal, dem Institut für Wasserschall und Geophysik 
und dem Seefischmarkt bietet ein bundesweit einmaliges Umfeld für das Science Center. Denn dieses 
Umfeld bietet die Einmaligkeit und die Partner für das Science Center, das es braucht, um die 
angepeilte Besucherzahl zu erreichen. Ein Science Center nach dem Bremer Vorbild wird nur geringe 
Chancen haben, ein maritimes Science Center dagegen wäre ein neues Angebot auf dem Markt. 
Deshalb sollte die Schwentine bei den weiteren Überlegungen "im Pott" bleiben. Dafür werde ich 
mich einsetzen. Aber ich teile auch die Position von Ratsherr Tovar: Über die Standortfrage nicht das 
Projekt kaputtreden.

Denn es wird schwierig genug, das Science Center zu verwirklichen. Dies geht nur mit einer 
öffentlichen Anschubfinanzierung, einer privaten Investorengruppe, einer pfiffigen und 
professionellen Betreibergesellschaft, die das Science Center zu einem Projekt mit schwarzen Zahlen 
macht. Der Einsatz lohnt sich für Kiel. 

Keine Kommentare 

SPD-Lübeck - veröffentlicht am 14.12.2002, 16:01 Uhr - 1620 Clicks - Nr. 167

Grundstücksgesellschaft Trave nicht verhökern

Der Vorsitzende der SPD-Bürgerschaftsfraktion Peter Reinhardt weist angesichts des angespannten 
Wohnungsmarktes, neuerliche Vorschläge, die städtische Grundstücksgesellschaft Trave zu verkaufen, 
entschieden zurück. 

"Wer wie der Bund der Steuerzahler und Teile der CDU ein städtisches Wohnungsunternehmen zur 
Sanierung der städtischen Finanzen verscherbeln wolle und den Rückzug der Hansestadt aus der 
Versorgung ihrer Bürger mit vernünftigem Wohnraum zu bezahlbaren Mieten predige, gefährde den 
sozialen Frieden in unserem Gemeinwesen", so Reinhardt.

"Der Wohnungsmarkt dürfe nicht allein privaten Anbietern überlassen werden. Ein dramatischer 
Anstieg der Mieten sei nach seiner Einschätzung die zwingende Folge. 

Die alarmierenden Zahlen und die Warnungen der Diakonie und der Heilsarmee belegen, so 
Reinhardt weiter, "die dringende Notwendigkeit eines breiten Angebotes von Wohnungen sowohl 
von privaten als auch öffentlichen Vermietern." 

Reinhardt würdigt das laufende Investitions- und Sanierungsprogramm der Grundstücksgesellschaft 
Trave. Damit würden zahlreiche Arbeitsplätze in der notleidenden Bauwirtschaft gesichert. Die 
Wohnsituation zahlreicher Mieter in Wohnungen der Trave wird sich entscheidend verbessern. 

Reinhardt fordert die Lübecker CDU auf, endlich klar zu stellen, ob sie noch zu den bisherigen 
Beschlüssen in der Bürgerschaft stehe. 

Keine Kommentare 
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SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 19.12.2002, 16:26 Uhr - 517 Clicks - Nr. 168

Bündnis von Wirtschaft, Hochschulen und Stadt

Bündnis von Wirtschaft, Hochschulen und Stadt vernünftig und gut – Grundstein für 
Erfolgsgeschichte gelegt

„Der Wirtschaftsauschuss und die Fraktionen beraten derzeit über die Etablierung eines 
Wissenschaftszentrums in Kiel, und es gibt das KITZ als Unterstützung für Star-Up Unternehmen,“ 
stellt der Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses Eckart Finger(SPD) fest. 

SPD-Ratsherr Finger weist darauf hin, dass immer noch Defizite festzustellen sind, wenn es darum 
gehe, wissenschaftliche Forschungsergebnisse wirtschaftlich zu verwerten. „Wichtige Erfindungen aus 
dem Bereich der Medizin oder des High-Tech, die unser aller Leben verbessern helfen bleiben 
ungenutzt, neue Arbeitsplätze und neue Märkte werden nicht geschaffen, wenn es den Akteuren 
nicht gelingt, sie zur wirtschaftlichen Verwertung zu bringen.“ 

Deshalb spricht sich Eckart Finger für ein Wissenschaftszentrum für Kiel aus und begrüßt die neue 
Kooperationsstruktur, die zwischen der IHK, den Hochschulen und der Stadt geschaffen wurde: „Diese 
Vereinbarung ist vernünftig und gut. Sie bildet quasi ein vernünftiges Dach, unter dem die 
vorhandenen Ansätze der Vernetzung von Forschungsergebnissen mit den Möglichkeiten der 
wirtschaftlichen Verwertung weiter entwickelt und zum Erfolg geführt werden können.“ 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 19.12.2002, 16:40 Uhr - 543 Clicks - Nr. 169

K.E.R.N-Region

Sitzung der SPD-Fraktion - K.E.R.N-Region von 2003 bis 2008 weiter entwickeln

Die Kieler SPD-Ratsfraktion hatte am vergangenen Freitag zu einer Sitzung der SPD-Fraktionen in der 
K.E.R.N.-Region ins Cafè-Günther am Bollhörnkai eingeladen. 
Rund 40 Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfuhren von Hannovers Stadtkämmerer Stephan Weil, wie 
die Region Hannover mit 1,2 Millionen Einwohnern gebildet wurde und welche Auswirkungen diese 
neue Gebietskörperschaft auf das Leben der Menschen in der Landeshauptstadt und den 
umliegenden Städten und Gemeinden hatte. 

Neben der optimierten Zusammenarbeit bei den Berufsbildenden Schulen, die vor allem von den 
Kammern und Unternehmensverbänden begrüßt wurde, berichtete Stephan Weil unter anderem 
über Vorteile bei der Zusammenarbeit im ÖPNV, der Jugendhilfe und der Abfallwirtschaft. 

Wirtschaftsförderung und Gewerbeansiedlung sind in der Region Hannover ebenfalls regionale und 
nicht mehr kommunale Aufgaben. Ab dem 1.1.2003 wird die Kooperation auch auf die Krankenhäuser 
der Region ausgedehnt, die dann der Region zugeordnet werden mit dem Ziel, den erheblichen 
Kostendruck aufzufangen und durch Spezialisierung die medizinische Versorgung weiter zu 
verbessern. 
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„Es war äußerst interessant zu erfahren, wie sich der Großraum Hannover auf die Anforderungen der 
Zukunft vorbereitet hat,“ fasst Eckehard Raupach, Vorsitzender der SPD-Ratsfraktion, zusammen. 
„Das war wichtig für die weitere Arbeit der K.E.R.N. Region. 

- Die Region Hannover ist ein mögliches Modell. K.E.R.N muss seinen eigenen Weg finden. 

- Die regionalen Akteure der K.E.R.N.-Region sind für das Thema offen und gesprächsbereit. 

- Die Modellregion Hannover ist quasi das Gegenteil von Eingemeindung, sie stärkt die Kompetenzen 
der vormals kreisangehörigen Gemeinden.“ 

Die Reihe der SPD-Fraktionssitzungen der K.E.R.N.-Region soll im Frühjahr fortgesetzt werden. 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 19.12.2002, 16:44 Uhr - 728 Clicks - Nr. 170

Schulerweiterung in Ellerbek

SPD: „Was lange währt wird endlich gut.“ – Freude über Schulerweiterung in Ellerbek

Die Ellerbeker SPD-Ratsfrau Inge Lindner und der schulpolitische Sprecher der SPD-Ratsfraktion 
Albrecht Kempe stellen anläßlich des ersten Spatenstichs für den Erweiterungsbau der Ellerbeker 
Schule für Geistigbehindere fest: „Was lange währt wird endlich gut.“ 
Befriedigt zeigten sich die SPD-Politiker, dass die Verwaltung den dringend benötigten 
Erweiterungsbau nicht nochmals in Frage gestellt hat, nachdem der Oberbürgermeister die 
Haushaltssperre ausgesprochen hatte. „Angesichts der schlimmen Finanzlage besteht hier ein 
weiterer Grund zur Freude.“ 

Darüberhinaus sieht Inge Lindner in diesem Zusammenhang der Sanierung des Rohdehoffplatzes 
freudig entgegen. 

Keine Kommentare 

SPD-Ratsfraktion Kiel - veröffentlicht am 20.12.2002, 19:21 Uhr - 530 Clicks - Nr. 171

SPD: Land muß bei Kampfhunden schnell agieren

„Natürlich liegt das Problem bei den Haltern und Züchtern von Kampfhunden,“ so Inge Lindner, 
ordnungspolitische Sprecherin der Kieler SPD-Ratsfraktion.

Aber man könne Menschen beziehungsweise Hundehaltern Vernunft nun einmal nicht verordnen. 
„Jede Attacke eines Hundes auf einen Menschen ist eine zuviel,“ stellt die SPD-Ratsfrau fest. „Ein 
Patentlösung ist der Leinen- und Maulkorbzwang nicht, er bietet jedoch einen gewissen Schutz vor 
aggressiven Hunden. Wir fordern deshalb das Land Schleswig-Holstein auf, schleunigst aktiv zu 
werden, um für Abhilfe zu sorgen.“ 

Keine Kommentare 
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SPD-Segeberg - veröffentlicht am 21.12.2002, 13:16 Uhr - 5275 Clicks - Nr. 172

Weihnachts- und Neujahrsgrüsse

Der Kreisverband Segeberg und die Kreistagsfraktion wünschen allen Besuchern der 
Internetnauftritte des Kreisverbandes, der angeschlossenen Ortsvereine und von spd-net-sh.de ein 
gesegnetes Weihnachtsfest und ein gesundes neues Jahr 2003. 
Wir werden jetzt Kraft für die bevorstehende Kommunalwahl sammeln. Am Sonntag, 19. Januar 2003 
werden wir uns dann hoffentlich auf dem Neujahrsempfang in Bad Segeberg treffen. Für die 
Webmaster der Ortsvereine im Kreisverband Segeberg wird es am Sonnabend, 25. Januar 2003 ein 
Treffen in Kisdorf geben, auf dem wir uns näher kennen lernen, ein Netzwerk der AdministratorInnen 
knüpfen wollen und einiges von einander lernen wollen.

Der Kreisverband wünscht schon jetzt allen Wahlkämpfern in der Partei viel Kraft und Schwung für 
den 2. März 2003.

Für den Kreisverband und die Kreisfraktion, 

Martin Preuschhof, 

stellv. Vorsitzender und Admin dieser Seiten

Keine Kommentare 

Helmut Jacobs - veröffentlicht am 22.12.2002, 08:16 Uhr - 3552 Clicks - Nr. 173

Glückstadt: Mittel für die Hafensanierung im Haushalt

Der Landeshaushalt 2003 mit einem Nettovolumen von 7,81 Mrd. € ist mit den Stimmen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und SSW gegen die Stimmen der CDU und FDP verabschiedet worden, teilte 
der SPD-Landtagsabgeordnete Helmut Jacobs aus Wilster gegenüber der Presse mit. Im neuen 
Landeshaushalt seien auch Investitionen in Höhe von rund 800 Mio. € eingesetzt.
Darunter sei auch die Erfüllung des Versprechens der Landesregierung, den Glückstädter Binnenhafen 
zu sanieren. 
Dieses sei eingelöst worden, weil trotz vieler anderer Begehrlichkeiten in den Beratungsgremien des 
Landtages erhebliche Mittel für die Grundinstandsetzung der Ufermauern und Kaianlagen im 
Glückstädter Binnenhafen im Haushalt angesetzt worden seien. Im Haushalt 2003 seien 685.000 € 
angesetzt und für das Jahr 2004 gebe es eine Verpflichtungsermächtigung von weiteren 673.000 €. 
Für das Jahr 2005 seien 550.000 € und für 2006 635.000 € vorgesehen, so dass ein Betrag von 2,543 
Mio. € in den nächsten Jahren für die Sanierung zur Verfügung stehen würde. Jacobs machte aber 
deutlich, dass das Land weiterhin an seiner Zielvorstellung beharre, die Landeshäfen zu 
kommunalisieren bzw. zu privatisieren. Jetzt sei zwar die von den Glückstädtern lange eingeforderte 
Hafensanierung in greifbarer Nähe, aber die Stadt, für die die Sanierung von erheblichem Vorteil 
wäre, müsse jetzt auch ihren Beitrag leisten. Es müsse nach Auffassung von Jacobs für das Land 
erkennbar sein, dass bei der Stadt eine Bereitschaft vorhanden ist, den Hafen unter bestimmten 
Voraussetzungen zu übernehmen. Erklärungen der örtlichen CDU, eine Hafenübernahme 
auszuschließen, seien wenig hilfreich und könnten eher dazu beitragen, die Sanierung weiter zu 
verschieben. Das Land sei zwar Eigentümer und habe somit auch Pflichten, aber welcher Eigentümer 
saniere ein Projekt mit Kreditmitteln, dessen Zukunft er nicht kenne, fragte sich Helmut Jacobs. Er 
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könnte sich vorstellen, dass am Ende eines Dialoges zwischen Stadt und Land die Übernahme eines 
Teiles des Hafens durch die Stadt stehen könnte. 

Keine Kommentare 

- veröffentlicht am 23.12.2002, 14:40 Uhr - 124 Clicks - Nr. 174

Wehret den Anfängen

Wie die SPD nicht mit ihren Mitgliedern umgehen sollte. 
Wehret den Anfängen 

Nach dem Scheitern der Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst möchte ich mich als Mitglied der 
SPD mit einigen Bemerkungen an der Diskussion um den öffentlichen Dienst beteiligen. 

Seit einiger Zeit geistern einige merkwürdige Ansichten, hauptsächlich von Sozialdemokraten über die 
Finanzierung des öffentlichen Dienstes durch die Medien. 

Angefangen hat es mit den Vorschlägen, die Beamtenbesoldung um bis zu 10 Prozent und das 
Weihnachts- und Urlaubsgeld zu kürzen oder sogar zu streichen. 

Fortgesetzt hat sich die Diskussion seit Beginn der Tarifrunde, es wird von Arbeitgeberseite (also die 
Innenminister und Bürgermeister) wegen der desolaten Haushaltslage eine Nullrunde gefordert. 

Frage: Haben die Politiker in Amt und Würden, 

oder die Beamten, Angestellten und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes die desolaten 
Haushalte verursacht? 

Parallel zu dieser Diskussion werden in Schleswig-Holstein und im Deutschen Bundestag die Diäten 
der Abgeordneten erhöht. 

Ich halte solche Denkensweise von Sozialdemokraten für instinktlos und demotivierend. 

Um den Beschäftigten im öffentlichen Dienst, und insbesondere der Bevölkerung (die ja die 
Abgeordneten alle vier Jahre wählen sollen) ein deutliches Zeichen des eigenen Willens zur 
Sparsamkeit in diesen schweren Zeiten zu geben, schlage ich folgendes vor: 

- Verzicht auf Erhöhung der Diäten 
- Änderung der Versorgungsbezüge der Abgeordneten 
und der ausgeschiedenen Minister auf ein aus Sicht des Bürgers 
gerechtes Maß 
- Zahlung der Altersversorgung der Abgeordneten und Minister 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. 

Für den Fall, daß bei der Tarifrunde für die Beamten und Soldaten eine Nullrunde, eine Kürzung des 
Weihnachts- und Urlaubsgeldes, oder eine Verlängerung der Arbeitszeit ohne Ausgleich verordnet 
wird, muß ich mir folgendes überlegen: 
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Zum Ausgleich meiner privaten Finanzen werde ich meinen Parteibeitrag auf den Mindestbeitrag 
kürzen. 

Helmut Ulbrand 
Kanalweg 3 
24107 Ottendorf 
Tel.: 0431 583 63 52 
E-Mail: h.ulbrand@t-online.de 

Keine Kommentare 

SPD-Flensburg Stadtmitte - veröffentlicht am 24.12.2002, 00:23 Uhr - 1470 Clicks - Nr. 175

Der Vorsitzende des Planungsausschusses nimmt Stellung 
zur Südermarktpassage

Die Entscheidung für oder gegen die Südermarktpassage fällt erst nach sorgfältiger Prüfung aller 
Fakten, Chancen und Risiken. Frühestens im April 2003 wird sich die neugewählte Ratsversammlung 
abschließend mit der Südermarktpassage befassen. Bis dahin werden alle vorliegenden Gutachten, 
Stellungnahmen, Anregungen und Bedenken sorgfältig geprüft und abgewogen. Jedes Ratsmitglied 
und jede Ratsfraktion muss für sich über eine abschließende Ablehnung oder Zustimmung 
entscheiden. Hierbei geht es nicht um ein bloßes Ja oder Nein, Pro oder Contra Südermarktpassage. 
Vielmehr muss auch die Frage beantwortet werden: Wie schaffen wir es die Innenstadt zu entwickeln, 
zukunftsfähig zu machen, damit wieder mehr Kaufkraft in die innenstadt zurückgeht ? 

Fakten zur Südermarktpassage und den aktuellen Stand der Planung finden Sie auf der Homepage 
des SPD-Ortsvereins Stadtmitte. 

Keine Kommentare 
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